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VI  Vorwort. 

artigen  Arbeiten  des  um   die  Geschichte  Preussens  so  hc 
verdienten  Toppen  das  feste  Fundament  für  eine  Darstellu 
geschaffen  worden  war,  so  hoffe  ich  die  Grandzüge  die* 
Entwicklung  richtig  getroffen  und,  wenigstens  soweit  das  let: 
Jahrhundert  in  Betracht  kommt,  auch  das  Wesentlichste  v 
den  Details  hervorgehoben   zu   haben.     Wie  das   Bedttrfni 
der  Publication  selbst   es  an  die  Hand  gab,  habe  ich  me 
Augenmerk  vor  Allem  darauf  gerichtet,   im  Allgemeinen  d< 
Zusammenhang  der  Geschichte  des  Ständethums  mit  der  dt 
Landes  überhaupt  zu   zeigen  und  im  Besonderen  die  Staat 
rechtlichen  Abwandlungen  des  Verhältnisses  der  Stände  zw 
Landesherrn  Punkt  für  Punkt  bis  ins  Einzelne  zu  verfolgei 
Für  die  Edition   selbst  habe  ich   geglaubt  die  Grenze 
erheblich  weiter  stecken  zu  müssen,  als  meine  Vorgänger  e 
gethan  haben.     Ich  habe  nämlich  die  Acten  nicht  wie  Jen* 
nur  in  so  weit  aufgenommen,  als  sie  verfassungsgeschichtlicl 
interessant  sind,  sondern  habe  Alles,  was  überhaupt  zur  Ver 
handlang  kam,  reproducirt.     Ich  denke,   man  wird  dies  Ver- 
fahren  billigen,   denn   es  leitet  seine   Berechtigung  aus  dei 
Entwicklung   ab,   die  die  historischen  Studien  überhaupt  seit 
dem  Erscheinen  des  ersten  jener  Bände  genommen  haben.  Mehr 
und   mehr  hat  man  die  Verwaltung  und  die  innere  Entwick- 
lung der  Staaten  bei  aller  geschichtlicher  Betrachtung  berück- 
sichtigt und  es   lagen  deshalb  keine   Gründe  mehr  vor,  das 
verwaltungs-,  wirthschafts-,  rechts-  und  kirchengeschichtliche 
Material,  das  die  Verhandlungen  jedes  Landtages  jener  Zeiten 
darbieten,  auszuscheiden.     Und  ich  meine,  es  lassen  sich  dafür 
noch  mehr  Argumente  anfuhren.     Zunächst  zwei  innere,  sach- 
liche: einmal  sind   die  Grenzlinien   zwischen  Verfassung  und 
Verwaltung  niemals  so  scharf  zu  ziehen  gewesen,  wie  die  Theo- 
retiker häufig  annehmen,  damals  aber  am  Allerwenigsten,  wo 


VIII  Vorwort. 

Znstand  der  Ueberlieferung  nicht  ungenutzt  lassen  zu  dürfen, 
obwohl  die  Ständeverhandlungen  Preussens  auf  diese  Weise 
nicht  in  dem  hier  vorliegenden  Theil  erledigt  werden  konnten, 
sondern  noch  einen  weiteren  —  schon  unter  der  Presse  be- 
findlichen —  Band  beanspruchen  werden. 

In  der  äusseren  Einrichtung  bin  ich  von  den  Vorgängen 
insofern  abgewichen1),  als  ich  der  Ueberschrift  der  Acten  die 
Archivchiffre,  die  Qualität  der  Vorlage  (Concept,  Ausfertigung 
u.  s.  w.),  und,  wo  es  möglich  war,  auch  den  Concipienten  des 
StQckes  beigefügt  habe.  Von  den  beiden  letzteren  Regeln 
habe  ich  mir  indessen  je  eine  Ausnahme  gestattet.  Ich  habe 
die  eigentlich  ständischen  Stticke  nicht  mit  einer  näheren  Be- 
zeichnung der  Vorlage  versehen,  weil  sie  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Fälle  in  einer  Form  vorliegen,  die  nicht  er- 
kennen lässt,  ob  es  sich  um  eine  Ausfertigung  oder  eine 
gleichzeitige  Abschrift  handelt.  Auch  wo  unzweifelhaft  Copien 
vorlagen,  war  es  nicht  nöthig,  diesen  Umstand  hervorzuheben, 
da  die  Authenticität  der  Abschriften  keinem  Zweifel  unterliegen 
kann.  Sodann  habe  ich  bei  den  Stücken,  die  sich  ausser  dem 
Berliner  Archiv  auch  in  Königsberg  finden,  für  das  letztere 
nur  einen  der  Actenbände  citiert,  die  nebeneinander  das  be- 
treffende Actenstück  im  Original,  in  guter  oder  in  späterer 
Abschrift  enthalten.  Auch  bei  den  wenigen  Dokumenten,  die 
sich  in  Königsberg  allein  fanden,  habe  ich  immer  nur  einen 
gutbeglaubigten  Actenband  (den  ersten  der  Nummer  nach) 
citiert,  wenn  sich  das  Stück  auch  noch  in  einer  Reihe  anderer 


')  Ich  weiss  nicht,  ob  dem  bisherigen  Gebrauch  entsprechend,  oder  von  ihm 
abweichend,  ist  für  die  Orthographie  der  Personennamen  folgende  Regel  gehandhabt 
worden.  Alle  wichtigeren  Persönlichkeiten  sind  nach  ihrer  eigenen  Schreibweise 
/..  II.  Roth  statt,  der  fast  durchgängig  in  den  Acten  gebrauchten  und  von  da  in  die 
Littoratur  übergegangenen  Form  Rhode;  wegen  einer  Ausnahme  vergl.  jedoch  S.  34G 
Anm.  ci)  aufgeführt,  die  Uebrigon  nach  der  Version  der  Vorlage. 


X  Vorwort. 

Stoffes  verbindlichen  Dank  abzustatten;  für  den  inzwischen; 
storbenen  Leiter  des  ständischen  Archivs  zu  Königsberg, 
Professor  Dr.  Bujack,  kommen  diese  Zeilen  leider  zu  ^ 
Endlich  bin  ich  Herrn  Archivrath  Philippi,  Herrn  PrW 
docenten  und  Archivar  Dr.  Meinardus,  Sr.  Exe.  dem  Ha 
Generallieutenant  a.  D.  Grafen  zu  Dohna  und  Herrn  Oben! 
Grafen  zu  Eulenburg  für  eine  Reihe  werthvoller  aro 
valischer  Nachweisungen  grossen  Dank  schuldig. 

Berlin,  den  10.  November  1892. 

Kurt  Breysig. 
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4  Allgemeine  Einleitung. 

ist  das  rettende  Herrschergeschlecht  erst  nach  langen  Jahrhunderten  erschien! 
Hier  war  die  corporative  Einigung  der  Reichsstände  erst  dann  wirksam  ge*j| 
den,  als  die  Herren  Fürsten,  die  Städte  freie  geworden  waren.  * 

Man   könnte    meinen,    der  Gang    der  Entwicklung  des   deutschen  Reichj 
hätte   sich    nun  in  den  Theilen  wiederholen  sollen.     Mit  Nichten    —    AnsIÖ 
hahen    sich  wohl    gezeigt,    man    denke  etwa    an  die  Landesbisthümer  und  <l 
Herrschaft  Ruppin    in    der  Mark,    doch    dabei    blieb    es:    die    Hand    auch   d< 
schwächsten  Territorialfürsten    war   nie  so    unmächtig  wie    die   der    gewählt!) 
und    nach  Italien    ziehenden  Kaiser;    eine    weitere  Zersplitterung    der  Hoheit^ 
rechte    hat    sich    nicht   durchsetzen    können.     Wo  die  Dynasten  beim  ErbgMj 
theilten,   zerstückelten    sie   ihr  Gebiet,    doch    nicht    ihre  Gewalt.     Wohl    aMj 
setzten   nun   ständische  Bildungen    uach  Art  des    englischen  Parlamentes   eitijj 
die    wachsenden  Bedürfnisse    des    keimenden    modernen  Staatswesens  zwangen 
die  Fürsten    früh  Ritter   und  Städte   zu  Rath   und  Hilfe    zusammen  zu  rufeä 
Die  Landtage  entstanden. 

Die  Entwicklung,  die  das  ständische  Wesen  dann  in  den  deutschen  Territorien 
genommen  hat,  ist  in  den  Grundzügen  überall  dieselbe  gewesen.  Dennoch  hat 
es  an  Abweichungen  im  Einzelnen  nicht  gefehlt:  es  ist  hier  früher,  dort  später 
ins  Leben  getreten,  hat  hier  mehr,  dort  weniger  die  fürstliche  Macht  beschränkt. 
Und  wunderbar,  da,  wo  es  zur  höchsten  Machtfülle  emporsteigen  sollte,  ist  es 
am  spätesten  aufgetreten  —  im  Ordensland  Preussen  *). 

Freilich  hat  die  deutsche  Invasion  und  mit  ihr  politisches  Leben  erst  zu 
einer  Zeit  von  diesem  Gebiete  Besitz  ergriffen,  als  im  Mutterlande  schon  allerwärts 
seit  Jahrzehnten  Vertretungen  der  Stände  den  Fürsten  zur  Seite  getreten  waren, 
als  selbst  in  der  Schwesterkolonie,  in  der  Mark  Brandenburg,  schon  vor  fünfzig 
Jahren  zum  ersten  Male  primates  sich  um  den  Markgrafen  versammelt  hatten2). 

*)  Die  folgenden  Bemerkungen  (Abschnitt  1)  gründen  sich  auf  die  Acten  der 
Ständetage  Preussens  unter  der  Herrschaft  des  deutschen  Ordens  (5  Bde. 
1878— 8(5)  die  Toeppen  aufs  trefflichste  herausgegeben  und  mit  ausführlichen  Ein- 
leitungen versehen  hat.  Durch  sie  sind  die  Abschnitte  von  Voigts  Geschichte 
Preussens  (1827—39),  die  sich  auf  die  landständischen  Verhandlungen  beziehen,  anti- 
quiert worden.  Vergl.  auch  Brünneck,  De  auetoritatis  qua  Prussici  Ordiues  sub  or- 
dinis  Teutonici  imperio  utebantur  initio  et  incremen to  (186.'))  und  Loh  mey  er.  Geschichte 
von  Ost-  und  Westpreussen  I.  (2.  Aufl.  1881)  S.  108 f.,  ein  Buch,  das  hier  einmal 
wegen  des  citierten  kurzen  Abschnittes  über  die  frühesten  ständischen  Institutionen 
zu  nennen  ist,  noch  mehr  aber,  weil  es  für  die  Zeit  vor  1407  eine  ausgezeichnete  Dar- 
stellung der  gesammten  Entwicklung  des  Ordenslandes  giebt.  Endlich  ist  Treitschkes 
glänzender  Aufsatz,  Das  Deutsche  Ordensland  Preussen  (1862-,  Historische  und  poli- 
tische Aufsätze  II.  [4.  Aufl.  1871]  S.  1  ff.)  benutzt  worden.  —  Der  Zweck  dieser  Pu- 
blication  erforderte  eine  kurze  Zusammenfassung  der  ständischen  Entwicklung  auch  in 
diesen  frühesten  Zeiten :  da  sie  zwar  keine  neuen  Forschungsergebnisse  wohl  aber  eine 
doch  nicht  selten  von  den  bisher  vertretenen  Ansichten  abweichende  Gcsammtati- 
schauung  von  diesen  Dingen  vorträgt,  gönnt  man  ihr  vielleicht  diesen  Platz. 

-)  So  Mülverstedt,  Die  ältere  Verfassung  der  Landstände  in  der  Mark  Bran- 
denburg (1858)  S.  3. 
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schwerden  des  Landes  dem  Hochmeister  vorgetragen  und  legislative  M; 
nahmen,  inshesondere  auf  dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung, 
rathen  worden,  aber  das  wesentlichste  Vehicel  zur  Erlangung  politischer  Mi 
die  Bewilligung  von  Steuern  kam  noch  nicht  in  ihre  Hand.  Selbst  zum 
sammenschluss  der  Städte  und  Kitter  zu  einer  gemeinsam  berathenden  Kor 
schaft  kam  es  nicht;  beide  Theile  tagten  und  verhandelten  mit  der  Ord< 
regier ung  für  sich. 

Es    war   die  Blüthezeit   des  Ordens.     Das    moderne    Gepräge,    das   di 
wunderbare  Mönchsaristokratie    neben   allen  ihren  mittelalterlich  -  romantiscl 
Zügen  trug,  spricht  sich  in  nichts  so  stark  aus,  als  in  diesem  fast  absolut! 
sehen  Verhältniss   zu    ihren  Unterthanen.    Man  wird    nach  den  Wurzeln,    i 
denen  es  hervorgegangen  ist,   nicht  lange  zu  forschen  brauchen.    Denn  eins 
waren    die  gesammten  Institutionen    des  Ordens  auf  straffe  Unterordnung  al 
in  ihm  und  mit  ihm  Wirkenden  gerichtet.     Eine  Genossenschaft,  die  von  Ha 
ans  von  ihren  Mitgliedern  nicht  allein  die  Krtüdtung  aller  menschlichen  Leide 
Schäften,  sondern  eine  an  völliges  Aufgeben  aller  persönlichen  Rechte  grenzen« 
Unterordnung    unter    die   Bedürfnisse    der   Körperschaft    und   die    Befehle    d 
Oberen  verlangte,  musste.  sobald  sie  politische  Thätigkeit  in  den  Bereich  ihn 
Wirkens  zog,  zu  einer  administrativen  Technik  kommen,    die  den  allgemeine 
Status  der  Entwicklung  öffentlicher  Institutionen  weit  überholte.    Nur  die  beide 
andern  Vorläufer  moderner  Staatsordnung  in  diesen  Zeiten,  der  Normannenstaa 
Friedrichs  II.  und  das  Frankreich  Philipps  II.  haben  Aehnliches  geleistet.   Und  ob 
wohl  der  Orden  selbst  niemals  zu  einer  wirklich  monarchischen  Gliederung  durch 
gedrungen  ist  —  nicht  einmal  in   den  goldenen  Tagen  Winrichs   von  Kniprodt 
war  der  Hochmeister  fonnell  unumschränkter  Gebieter  —  musste  diese  Tendem 
in    dem  Verhältniss    des  Ordens    zu  den  Bewohnern    des  Landes    dazu  führen, 
ständische  Einrichtungen   in  grösserem  Maassstahe   nicht   aufkommen  zu  lassen. 
Das  Beiseiteschieben    der  Unterthanen  in    öffentlichen  Dingen   ist   die   logische 
Consequenz   einer   solchen    hierarchischen,    fast  bureaukratisch-straffen  Verwal- 
tungsorganisatiou. 

Ein  Anderes  trat  hinzu.  Kraft  seiner  geistlichen  Natur  nahm  der  Orden 
in  dem  von  ihm  beherrschten  Lande  an  sich  eine  Rajahstellung  ein.  Denn  ob- 
wohl seit  der  Eroberung  eine  freie  deutsche  Bevölkerung  unter  ihm  fast  völlig 
von  dem  Laude  Besitz  ergriffen  hatte  und  im  Begriff  stand  auch  die  Ueberreste 
«ler  autochthonen  Volksschicht,  die  noch  vorhanden  waren,  sich  zu  assimi- 
lieren, standen  die  Deutschritter  diesen  ihren  Genossen  im  Kampf  wie  in 
dem  friedlichen  Werke  der  Kultivierung  des  Landes  fast  ebenso  fern,  wie 
einem  blutfremden  Stamm.  Dass  natürliche  Bande  die  beiden  so  ganz  auf  ein- 
ander angewiesenen  Elemente  der  Bevölkerung  umschlangen,  hinderte  das  Ge- 
lübde dt»r  Ehelosigkeit,  das  zu  den  Grundfesten  des  Ordens  gehörte.  Die  Auf- 
nahme einheimischer  Edelleute.  die  die  Verschmelzung  schliesslich  ebensowohl 
hätte  herbeiführen  können,  ist  immer  in  sehr  engen  Schranken  gehalten  worden, 
denn  der  Orden  dachte  nicht  daran  seine  universale  Stellung  aufzugeben :  «üe 
einzigartige  Zwiespältigkeit  der  Natur  dieser  halb  geistlichen,  halb  weltlichen, 
halb  mittelalterlich,    halb   modern   denkenden   und  handelnden  Genossenschaft 
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Halbheit    verfahren.     Während   er  sie  in  einer  Hinsicht  völlig  rechtlos  macht 
Hess  er  ihnen  in  hundert  anderen  Dingen  eine  sehr  weitgehende  Selbstständi 
keit,  ja  er  trug  recht  eigentlich  zu  ihrem  Krstarken  bei.     Hatten  schon  vorn« 
die  Städte  weitgehende  Selbstverwaltungs- Befugnisse  gehabt,    hatten    sie   sie 
als  Hansaglieder  schon   eng  an  einander  geschlossen,    so  gaben  die  unter  de 
Augen  des  Hochmeisters  veranstalteten  Städtetage  Veranlassung,  sie  noch  mel 
zu  einer  Körperschaft  zu  verschmelzen,  ja  unter  ihnen  auch  noch  den  grössere 
und  deshalb  oppositionslustigeren  und  gefährlicheren  zu  einer  Suprematie  übe 
die  kleineren  zu  verhelfen.    Und  während  die  Städte  schliesslich  so  weit  kamei 
dass   sie  es  wagen  durften,    mit  dem  Könige  von  Dänemark  des  Ordens  unge 
fragt  Krieg  zu  führen.  Hess  man  auch  unter  den  Edelleuten  des  Kulmer  Lande 
eine  analoge  Einigung,  die  Kidechsengesellschaft,  aufkommen. 

Die  Strafe  für  diese  Unterlassungssünden  konnte  nicht  ausbleiben,    sobal« 
innere  Mängel  und  äussere  Angriffe  den  Orden  in  Noth  brachten. 

An  Bei  dem  sollte   es   nur   zu    bald   nicht  fehlen.     Schon   gegen  Ende  de; 
vierzehnten  Jahrhunderts  begann  die  Disciplin  des  Ordens  zu  verfallen,  und  mi 
der  sittlichen  Zucht  wich  auch  die  politische.    Als  nunmehr  den  Deutschherrei 
in   dem  durch  Jagjel-Wladislavs   ehrgeizige   Schlauheit  vereinigten   litthauisch- 
polnischen  Reiche  ein  furchtbarer  Gegner  erstand .   ist  der  Orden  in  beispiellos 
raschem  Niedergang  von  seiner  äusseren  wie  seiner  inneren  Machtstellung  her- 
abgesunken.    Schlimmer  noch  als  die  Niederlage  von  Tannenberg  und  der  un- 
geheure Verrath,    den   nun    ein  grosser  Theil   der  Unterthanen   durch   offenes 
Uebergehen  zu  den  Polen  beging,   war  die  Haltlosigkeit  innerhalb  des  Ordens, 
die   sich   danach   offenbarte.     Die   äussere  Schlappe   wurde  durch  die  Kühnheit 
und  Geistesstärke  Heinrichs  von  Plauen  fürs  Erste  wieder  gut  gemacht  und  im 
Thorner  Frieden  auf  eine  hohe  Kriegskostenzahlung  reduciert.  das  Weichsellaud 
unterwarf  sich  fast  ebenso  schnell  wieder,  wie  es  abgefallen  war.     Aber  dieser 
Angriff  der  Polen   konnte  nicht  der  letzte   bleiben   und   ebenso   sicher  war  zu 
erwarten,    dass   der  ausserordentliche   Kräfteverlust  des  Ordens  seine  Position 
den  Ständen    gegenüber  verschlechtern   musste.     Von   einer  langen  Reihe   von 
äusseren  uud  inneren  Kämpfen  war  dieser  nur  der  erste  gewesen.     Wie  wenig 
aber  die  Lebenskraft  des  Ordens  genügte,   sie  zu  bestehen,    zeigte  sich  zuerst 
in  der  völligen  Wandlung  seines  Verhaltens  zu  den  Unterthanen. 

Zwar  der  Landesrath,  den  der  Hochmeister  ein  Jahr  nach  dem  Frieden 
aus  den  Reihen  der  Deputierten  als  ständischen  Regierungsbeirath  berief,  blieb 
nicht  lange  bestehen,  aber  schon  zuvor  hatte  sich  Plauen  genöthigt  gesehen,  die 
Stände  um  ihre  finanzielle  Beihilfe  anzugehen  und  ihre  Zustimmung  zur  Aus- 
schreibung eines  allgemeinen  Geschosses  einzuholen:  ihr  Steuerbewilligungsrecbt 
war  damit  zum  ersten  Mal  de  facto  anerkannt  und  damit  der  Grundpfeiler  stan- 
discher Libertät  geschaffen.  Unter  den  Nachfolgern  Plauens  aber  wuchs  ihre 
Macht:  mochten  die  nun  ausbrechenden  langwierigen  Kriege  mit  Polen  auch 
dem  Lande  übel  mitspielen,  der  ständische  Einfluss  gadieh  dabei.  Paul  von 
Rusdorf  setzte  zwar  die  Wiedereinrichtung  des  Pfundzolls  durch,  ja  er  wusste 
auch  den  Städten  den  ihnen  früher  zugestandenen  Anthail  zu  entreissen.  aber 
er  musste  es  auch  erleben,  dass  ihm  auf  der  Elbinger  Tfcgfahrt  eine  Steuerfor- 
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gaben  sie  zwar  nicht  auf.  aber  sie  standen  davon  ab  ihn  zunächst  geltend  zn 
machen;  noch  schreckte  sie  doch  die  Drohung  Erlichshausens  sein  Recht,  das 
er  auf  ein  Privilegium  Friedrichs  II.  stützte,  durch  einen  Process  vor  dem 
Römischen  Könige  geltend  zu  machen. 

Aber  dieser  Erfolg  zog  für  den  Orden  keine  ferneren  günstigen  Consc- 
(jnenzen  nach  sich.  Als  die  Zügel  der  Gewalt  in  eine  schwächere  Hand  über- 
gingen, als  gar  noch  neu  hinzukommende  Elemente  der  Friction  den  Gegensatz 
zwischen  den  beiden  doch  nur  mit  Mühe  nach  heftigem  Streite  versöhnten 
Parteien  vorschärften,  verschlimmerte  sich  die  Lage  sogleich. 

Die  Regierung  Ludwigs  von  Erlichshausen  begann  unter  üblen  Auspicien. 
Schon  auf  den  Huldigungslandtagen  erwies  der  neue  Hochmeister  geringe  Be- 
fähigung zu  staatsmännischer  Behandlung  der  ständischen  Angelegenheiten. 
Mehrfach  schwankend  zwischen  unzeitigen  Drohungen  und  ebenso  unkluger 
Schwäche  wich  er  in  allem  Wesentlichen  den  Forderungen  der  Versammlung. 
Schwerlich  aber  hätte  sich  der  Streit  schon  sogleich  verschärft,  wäre  nicht  von 
aussen  her  und  zwar  von  der  Seite,  von  der  man  es  am  wenigsten  hätte  ver- 
muthen  sollen,  ein  neuer  Gegenstand  des  Zwistes  auf  den  Kampfplatz  geworfen 
worden. 

Schon  unter  dem  Hochmeister  Konrad  war  der  Bund,  der  auch  unter  ihm 
ungeschwächt  fortbestanden  hatte,  mit  dem  Bischof  von  Ermland  in  Conflict  ge- 
rat hon.  Er  hatte  es  unternommen,  die  Stadt  Braunsberg  gegen  den  mächtigen 
Prälaten,  der  ebenso  wie  die  anderen  beiden  Bischöfe  des  Ordenslandes  eine 
halb  landesherrliche  Stellung  einnahm,  in  Schutz  zn  nehmen,  als  der  Kirchen- 
fürst ihr  ihre  politischen  Rechte  verkürzen  wollte.  Es  kam  zu  harten  Drohun- 
gen von  Seiten  des  Bundes;  er  wolle,  falls  der  Hochmeister  nicht  einschreite, 
der  Stadt  mit  Gewalt  helfen,  so  hiess  es.  Der  Orden  trat  zwar  als  Vermittler 
und  Schiedsrichter  auf.  aber  ohne  rechten  Erfolg.  Da  hat  denn  der  erbitterte 
Bischof  den  Schritt  gethan.  der  den  ersten  Anstoss  zum  völligen  Verderb  des 
Ordensstaates  gab.  Auf  seine  Veranlassung,  so  ward  wenigstens  allgemein 
im  Land  angenommen,  erschien  zu  Ende  des  Jahres  1450  ein  päpstlicher  Legat, 
um  die,  wie  der  Papst  erklärte,  in  Verfall  gerathene  Kirchenzucht  wieder  auf- 
zurichten und  gegen  die  Verbindung  vorzugehen ,  die  in  Preussen  allen  geist- 
lichen und  weltlichen  Gesetzen  zuwider  geschlossen  worden  sei.  Der  Bund 
wies  diese  Einmischung  mit  echt  ostpreussischem  Trotze  ohne  jeden  Respcct 
vor  der  Kurie  in  aller  Schärfe  ab:  es  kam  zu  ebenso  langwierigen  wie  er- 
bitterten Auseinandersetzungen,  bei  denen  der  Hochmeister  zuerst  die  klägliche 
Rolle  eines  ohnmächtig  zwischen  beiden  Parteien  schwankenden  Vermittlers 
spielte  und  schliesslich  doch,  wie  es  nicht  anders  sein  konnte,  in  offene  Gegner- 
schaft gegen  den  Bund  gedrängt  wurde.  Denn  aus  einer  Rechtfertigung  des 
Bundes  musste  eine  Anklage  gegen  den  Orden  erwachsen.  Als  letzter  Ausweg 
zu  gütlicher  Einigung  ward  die  Anrufung  des  Kaisers  als  Schiedsrichter  gewählt. 
Aber  lange  bevor  das  Urtheil  gesprochen  war,  ward  die  Stimmung  von  Tag 
zu  Tag  gereizter:  der  Bund  schrieb  eigenmächtig  Steuern  aus  und  begann  zu 
rösten;  die  Vorsichtigen  unter  den  Comthuren  verwahrten  ihre  Schlösser.  Unter 
den    Oberhäuptern    der    Verbündeten    gewannen    die    Radicaleu   die    Oberhand, 
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Verfahrens  nachweisen  müssen;  wollte  man  aber  Concessionen  machen,  so 
musste  os  gleich  zu  Anfang  der  Bewegung  freiwillig  und  deshalb  ohne  Verlust 
an  Respekt  geschehen.  Man  hat  nichts  von  Allem  gethan,  Rusdorf  hat  in 
hnlfloser  Schwäche  den  Bund  heranwachsen  lassen,  ohne  ihn  sich  doch  ernst- 
lich ku  vorbinden;  der  jüngere  Erlichshausen  aber  wechselte,  was  noch  unheil- 
voller war.  zwischen  Nachgiebigkeit  und  anmaassendem  aber  doch  nicht  durch- 
greifendem Trotz.  Welch'  klägliches  Schauspiel  war  es  dann  vollends,  als  die 
Krenzherren.  die  einst  in  den  Tagen  des  Glücks  so  stolz  wie  keine  Monarchie 
den  Ansprüchen  der  Kurie  entgegengetreten  waren,  sich  von  ihr  über  den  Kopf 
des  Hochmeisters  hinweg  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Ordens  hinein- 
reden Hessen.  Die  Entscheidung,  der  ihre  Schwäche  vielleicht  noch  Jahrzehnte 
lang  ausgewichen  wäre,  ward  dadurch  so  schnell  herbeigeführt,  dass  von  einer 
Vorbereitung,  die  der  Orden  sich  zum  Mindesten  hätte  sichern  können,  nicht 
die  Rede  war. 

Dem  Herabsinken  der  staatsmännischen  Leistungen  der  Ordensherren  ent- 
sprach der  Verfall  auf  den  anderen  Gebieten  politischer  Thätigkeit.  Mochten 
auch  viele  von  den  „Schalungen*  und  „Ursachen*,  die  der  Bund  vor  dem 
Kaiser  wider  den  Orden  vorbrachte,  aus  der  Luft  gegriffen  sein,  es  war  doch 
kein  Zweifel,  dass  die  frühere  zwar  strenge,  aber  Ausgezeichnetes  leistende 
Verwaltung  sich  in  Willkür  und  zuchtlose  Schlaffheit  verkehrt  hatte.  Am 
jammervollsten  aber  hatten  sich  die  kriegerischen  Eigenschaften  der  Kreuzritter 
gewandelt;  wie  musste  es  um  ihren  Mutli  und  ihre  Tüchtigkeit  bestellt  sein, 
wenn  fast  alle  Burgen  und  Schlösser  in  wenig  Tagen  in  die  Hände  der  Auf- 
ständischen übergingen,  wenn  die  Verteidigung  des  Meisterschlosses  Marienburg 
durch  den  tapferen  Heinrich  Reuss  von  Plauen  eine  ruhmvolle  Ausnahme  blieb. 
Und  in  dem  polnischen  Kriege  haben  nicht  die  Ordcnsherren .  sondern  die 
Hauptlente  der  herbeigerufenen  SÖldnerschaaren  die  Führung  gehabt;  damals 
haben  sich  die  Kulenbiirg.  Dohna.  Tettau.  Schlieben  und  viele  andere  später 
mächtige  Geschlechter  ihren  Platz  unter  den  preussischen  Kdelleutcn  mit  ihrem 
iruten  Schwert  errungen. 

Doch  freilich  alle  diese  Schwächen  und  Mängel  des  Ordens  waren  nur 
Symptome  eines  tief  in  seinem  Wesen  begründeten  inneren  Verfalls.  Wer  die 
Entwicklung  dieser  wunderbaren  Mönchsaristokratic  in  ihrer  Gcsammtheit  über- 
schaut, wird  finden,  dass  die  widerspruchsvolle  Vereinigung  der  verschiedensten 
einander  schlechthin  entgegengesetzten  Eigenschaften ,  die  sie  so  räthselhaft 
macht  und  in  der  am  letzten  Ende  das  Geheimniss  ihrer  unvergleichlichen 
Erfolge  liegt,  auch  die  eigentliche  Ursache  des  beispiellosen  Herabsinkens  war. 
Es  ward  au  ihr  nur  offenbar,  dass  eine  geistliche  Brüderschaft  auf  die  Dauer 
nicht  das  weltlichste  aller  Geschäfte,  die  Lenkung  eines  Staates,  betreiben,  dass 
eine  Korporation  nicht  einem  mit  monarchischer  Straffheit  centralisierton  Ge- 
ineinwesen vorzustehen  vermag,  dass  es  ein  Unding  ist.  über  eine  Aristokratie 
eine  andere  zu  schieben,  und  endlich,  dass  es  unmöglich  ist  die  Interessen 
einer  von  universalen  Bestrebungen  geleiteten,  aus  Blutfremden  bestehenden  Ge- 
nossenschaft mit  denen  eines  Territoriums,  eines  durchaus  eigenthümlich  ge- 
arteten, sflbstbewussteu  Stammes  zu  vereinigen. 
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organischen  Mängeln  behaftete  korporative  Institution  sich  über  Nacht  aus  < 
nem  Antriebe  reformieren  würde. 

Man  wird  mit  dem  Bunde  der  aufständischen  Preussen  auch  darüber  i 
rechten  dürfen,  dass  er  durch  seinen  Abfall  einen  Rechtsbruch  schroffster 
beging  —   starke  Umwälzungen  im  staatlichen  Leben  sind  selten  ohne  ' 
letzung  der  privaten  Moral  durchzufuhren ;  ein  anderes  Vergehen  aber  wird 
nie  verziehen  werden  können:  die  schmähliche  Demüthigung  vor  der  polnisc 
Krone.    Das  Reich  König  Kasimirs  war  durchaus  nicht  so  stark,  dass  die  Di 
ohne  den  freiwilligen  Entschluss  der  Bündner  diesen  Verlauf  genommen  hat» 
Seine  beiden   Bestandteile ,    das   Königthum  Polen   und  das  Grossfürstenth 
Litthauen,  die  nur  durch  Personalunion  verbunden  waren,  waren  durchaas  nt 
nicht   zu   einer   Einheit    verschmolzen:    noch   eben    hatten  sich  beide  Gebi 
aufs  Schroffste    gegenübergestanden,    und  es  war  sehr  zweifelhaft,    ob   es  I 
ihrer  Vereinigung  bleiben  würde.     Gerade  jetzt  waren  die  polnischen  und  1 
thauischen  Interessen  in  den  heftigsten  Konflikt  eines  strittigen   Territoriui 
wegen   gerathen   und  Kasimir  schwankte  noch,    für  welche  Seite  er  sich  ei 
scheiden   solle,    was    seiner  Macht   begreiflicher   Weise    grossen    Eintrag    thi 
Wohl  waren  die  inneren  Verhältnisse  Litthauens  hesser  geordnet  als  lange  n 
vor,    aber  Polen   war  zerrissen   von  Gegensätzen  aller  Art.     Dem  Königthu 
stand    der   hohe  Adel    mit   grossen,    zum  Theil   verfassungsmässig  gesicherte 
Rechten   gegenüber,    die   ihm  die   Mitwirkung  in   allen  wichtigen  Regierung} 
rechten*  sicherten  und  die  die  Krone  doch  fortwährend  einzuschränken  bestret 
sein  musste.    Der  Adel  grollte  überdem  in  diesem  Augenblick  dem  Könige,  wei 
er  jener  Gebietsstreitigkeit  wegen  noch  nicht  den  Kid  auf  die  Verfassung  hattt 
leisten   wollen.     Der   hohe  Klerus    war   in  Factionen    zerspalten,    und  Kasimi 
selbst  war  nicht  ein   so  befähigter  Herrscher,    dass  er  aller  dieser  Gegensatz« 
Herr   geworden   wäre,    geschweige  denn  dass  er  noch  dazu  auswärtige  Unter- 
nehmungen   hätte  beginnen    mögen.     Warum  rief  man  nicht  einen  deutschen 
Fürsten  an  die  Spitze  der  Bewegung?    Die  Tausende   und   aber  Tausende  die 
man  zur  Bezahlung  der  polnischen  Söldner,  zur  Bestechung  der  Ordenstruppen 
aufgebracht  hat,    sie  hätten  sicherlich  genügt  um  auch  auf  eigene  Faust  den 
Kampf  zu   führen.    Doch   wer  will  mit  nie  geschehenen  Möglichkeiten  rechnen 
—  das  Schicksal  wollte  es  anders. 

Und  erklären  lässt  sich  freilich  auch  diese  Wendung.  Der  harte  Druck, 
als  den  man  schliesslich  die  Ordensherrschaft  allein  empfand,  rief  auch  die  ent- 
sprechend starke  Reflexbewegung  hervor:  betrachtete  man  aber  die  Deutsch- 
herren, deren  Herkunft  aus  dem  Reich  im  Grunde  das  einzige  Band  war,  das 
die  Kolonie  an  das  Mutterland  fesselte,  als  Todfeinde,  so  war  der  Schritt  bis 
zur  völligen  Aufgabe  des  nationalen  Zusammenhangs  nicht  mehr  weit.  Dazu 
mochte  den  Patriciern  der  Städte,  wie  den  Junkern  auf  den  Lande  Nichts 
lockender  dünken,  als  das  völlige  laisser  faire,  das  in  dem  Sarmatenreiche  der 
Staat  den  Ständen  gegenüber  walten  Hess.  Schon  lange  hatte  die  Ritterschaft 
des  Weichsellandes  im  lebhaftesten  Verkehr  mit  dem  Adel  der  benachbarten 
polnischen  Bezirke  gestanden  und  dessen  Gesinnungen  aufgesogen  und  die 
Danziger  Handelsherrn  mochten  froh   ihrer  wohlgefüllten  Geldkasten  gedenken. 
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kein  Held  daraus.  da.<*>  sie  die  Kmem-ruinf  des  Kampfes  nicht  im  Miudesteu 
billigten;  *b*  verabredeten  mit  den  we-.tpreiis*ischen  tandtagsahgeordneten  ge- 
meinsame Tat' fahrten  und  nahmen  *•  zum  erMen  Male  die  Mittelstellung  zwi- 
schen der  "ijPMien  IS^ieruin;  n 1 1*  1  dem  polnischen  Uhn^herherrn  ein.  deren 
Zweideutigkeit  später  mich  oft  die  ständischen  Kämpf'-  in  Preuvten  so  furchtbar 
vTbittr-ni  «ollte.  Nur  d»-m  raschen  fruchtlosen  Verlauf  der  Krisis  war  e$  zu 
danken,  da*s  e«.  nicht  zu  ernsteren  Misshelliijkeiten  zwischen  dem  Orden  und 
«»einen  rnterthanen  kam.  Nnn  trat  wieder  tb-f«.  Ruin-  ein;  da  der  Orden  netten 
fieldforderuiiireii  -»teilte.  *••  f.-hlte  ••«»  auch  an  jedem  Gegenstand  de*.  Zwistes. 
Zu  kleineren  Wj|ligunL"'ii  lb>*en  «dch  die  Stände  bereit  finden. 

K>  waren  Zeiten  der  Lethanrie;  eben?»'«  träüe  wie  da*»  ständische  liehen 
r1o*s  da*»  d«-s  Orden»  dahin.  Kr  hatte  wd.-r  poliii^he  Aspirationen  mehr,  noch 
•b'ii  Klirgeiz  da-  Feld  der  Verwaltung  zu  erweitern.  Wahrend  anderwärts  der 
moderne  Staat  zu  keimen  1»-$rann.  ward  liier  weniger  regiert  al>  \nr  hundert 
Jahren,     her  Tat:  der  ordeii-*herrs',hrift  -jini:  zur  Rii*te. 

Nur  in  ••iu«,r  SaHn-  haben  db*  heiiNi-hherren  n«"*li  zuletzt  die  alte  Staats- 
knn»!  bewährt:  durch  die  Hnväldnui;  \«»n  Mitgliedern  fürstlicher  Häuser  zu 
Ibichmei^tern  haben  «d-  i|»ii  l"eber:*aiii:  zur  Monarchie  angebahnt,  tarnten  sie 
«hiiiei  :mr||  nur  daran  die  Sti-lluiiL'  d***  Orden«,  dir  polnischen  Knute  gegenüber 
durch  ilif  HaiiMiiarhi  der  ^•-uählt*-ii  Prinzen  zu  X'-rMärken.  *o  haben  »ie  doch 
d-m  Land  eine  gru»v  Wuhlthat  erwb-^.-n.  indem  «d»-  ihm  liir  die  Zukunft  eine 
j»wait*>ame  Staat sn mwälzutiL'  •■  sparten. 

Kiiif  andere  Wirkunj  db ■*••-  vnu  allen  Traditionen  weit  abweichenden 
Schritt« ■«•.  db*  sn-jb-irh  •  -intra*.  war  ni*ht  rniii*l«-r  ersprießlich,  hie  völlig  ausser 
di'iu  ori|«ii»vfrbanib'  stehenden  Käthe  iler  fürstlichen  Hochmeister  brachten 
!■••  u—  Ki-ben  in  db-  <ie-»,tzirt.,biiii^  und  Verwaltung  und  gleichzeitig  verstärkte 
*i-h  die  Macht  d'-r  [•'••gh-rung  den  Ständen  gegenüber.  Schon  unter  Friedrich 
vitii  Sachsen  wurde  das  Gerichtswesen  verbessert,  »dne  neue  l*aude>ordniing  er- 
!:•  — »-i>  und  den  Landtagen  gewann  man  schon  irrigere  Willig  unten  ah.  Albrecht 
-..•n  liraud'-nburc  aber,  -in  Nachfolger,  machte  noch  höhere  Geldfordernngen 
.♦  I?»iid.  »-r  wu**te.  nl<  -r  auf  Widerstand  «.lies«.,  die  Verschiedenheit  der  Inter- 
e^eu  '.hu  Adi'l  und  Städten.  iiikI  inii«  rhalh  der  letzteren  von  Patriciern  and 
fienfiiii-h  mi^zunuizt-u  und  ■  i i •  -  :<U<»  in  v.r«*hieib-Ti»'  Gruppen  gespaltenen  Stande 
schliesslich  «li»i'|i  zumeist  zur  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  Ja.  er  hat  in  den 
V.th'-n  ii'»  Jahr-*  I-*»-''1  nn.'fwillL't»-  St-uern  in  K«iP.ig>henr  erhoben  und  zwei 
Jahr  «pätt-r  ib-r  >Tänii»  iimrefraLt  .-in-n  al>  üb.-rau*  dnickend  empfundenen  Zoll 
.-in». ■  richtet.  Kr  ri'f  «ladurh  w«ibl  db*  Ivbhafte^teii  Proteste  hervor,  zu  tliat- 
*:!■  hü'hi-r  A'inVhnuni:  ab»  r  va>  man  d«».'h  r.i.h!  zu  schreiten. 

Auch  di-  \iiii  bej.b.ii  Für*?'-n  sernacbteii  Verein  In*,  die  polnische  Oberhoheit 
abzu-cliMtt'-lii.  di»-  freilieh  ni.-ht  allzu  ••u-'ri.'i^h  betrielien  wurden,  haben  es 
zu  k*iii-in  daui-rrtd'-n  Mi"*\«  r»tündn;s<  ktimnu-n  Ia^<eu.  Friedrich«  Bemühungen, 
da*  |ient«»i*hi-  li-irii  für  ib-n  Orib-u  «je^en  Polen  in  Heweiruni:  zn  setzen,  waren 
«.ii  aiii«icht«d<j«.  da*-  *i--  i'iberhaupt  keinen  Anlas*  zu  einem  Kiiijrriff  d»*r  Stande 
htjt'*n.  lo  il»-m  Kriee  ah»*r.  »i»-u  Albrecbt  mit  uuzun-icheuden  Mitteln  und 
wen  iL'  L'lii' klhh' r  Hau  j  neL'an;..   war   «1  i*-  Vi-rmittlerrulle.   die  die  Staude  auch 
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in  einem  Kriege  so  weit  kommen  würde,  dass  der  König  in  Person  mit  4fe 
Aufgebot  aller  seiner  Unterthanen  zu  Felde  zöge,  dann  sollte  der  Herzog  fw 
Preussen  ihm  mit  hundert  Reitern  zu  Hülfe  kommen.  Doch  war  er  nur  vei 
pflichtet,  sie  innerhalb  der  Grenzen  des  alten  Ordenslandes  selbst  zu  fuhr« 
und  zu  unterhalten ;  sollten  sie  auf  ausserpreussischem  Gebiete  verwandt  werdet 
so  sollte  der  König  sie  besolden1). 

Endlich  behielt  sich  Polen  einen  gewissen  Theil  der  Gerichtshoheit  vor 
Streitigkeiten,  die  zunächst  zwischen  dem  König  und  dem  Herzog  selbst  aus- 
brechen würden,  sollten  zu  endgiltiger  Entscheidung  vor  eine  Kommission  pei* 
nischer  R&the  kommen,  die  zu  diesem  Zweck  ihres  Eides  gegen  den  König  eafc 
banden  werden  und  in  Marienburg  oder  Elbing  tagen  sollten.  Wenn  ferner  dei 
Herzog  mit  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  in  Preussen  in  Streit  ge- 
rathen  werde,  so  sollte  eine  aus  sechs  polnischen  und  sechs  preussischea 
Käthen  zusammengesetzte  Kommission,  die  ebenfalls  ihres  Eides  entbunden 
werden  sollte,  darüber  in  erster  und  letzter  Instanz  entscheiden.  Schliesslich 
war  festgesetzt,  dass  jeder  Process  zwischen  dem  Herzog  und  einem  seiner  übri- 
gen Unterthanen  nicht  fürstlichen  Standes  zunächst  vor  die  Gesammtheit  der 
Vasallen  kommen  und  in  zweiter  Instanz  von  jener  gemischten  Kommission 
entschieden  werden  sollte,  die  alljährlich  in  Marienburg  tagen  sollte2). 


')  Alinea  „Si  autem  contingeref  des  Krakauer  Friedens  von  Palmarum  L525 
(Ebenda  IV  S.  229).  Die  Hauptbestimmungen  des  Friedens  sind  wiedergegeben  bei 
Goldberg,  Zwanzig  Jahre  aus  der  Regierung  Sigismunds  I.  (Leipz.  Diss.  1870) 
S.  77  ff. 

')  „Si  vero  quispiam  de  sorte  seu  conditione  principis  secularis  aut  ecclesiastici 
Status  in  Prussia  supra  dictum  principem  de  Prussia  super  quavis  re  convenire  prae- 
tenderet,  debebit  Majestas  Regia  sex  e  consiliariis  suis  et  princeps  in  Prussia  totidem 
ex  suis  ad  Judicium  ut  praemittitur  obligare  et  juramentis  astringere  et  quicquid  ipsi 
aequum  esse  decreverint  et  pronunti averint,  ei  utraque  pars  acquiescere  et  sine  ulla 
tergiversatione  id  ratum  habere  debebit.  —  Si  autem  aliquis  qui  de  sorte  principum 
non  fuerit  contra  ducera  in  Prussia  quampiam  actionem  instituere  Teilet,  hoc  coram 
vasallis  principis  facere  debebit,  quos  princeps  ipse  collocare  et  ad  Judicium  obligare 
tenebitur.  Si  quis  autem  occasione  hujus  modi  judiciorum  in  casibus  principis  per- 
sottam  attingentibus  sibi  injuriam  factam  aut  se  gravatum  existimaret  esse,  potent 
ad  consiliarios  (quos  Regia  Majestas  et  Dux  in  Prussia  quotannis  ad  festum  S.  Fran- 
cisco cum  id  necessitas  exegerit,  Marienburgum  mittere  debebunt)  provocare,  qui 
super  ea  re  cognoscendi  potestatem  habere  debent."  Krakauer  Friede  vom  Palm- 
sonntag 1525.    (Dogiel  IV  S.  229.) 
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politischen  Verhältnisse  Preussens  offengehalten :  die  Privilegien  aller  Ein  wohl 
des  Herzogthums  wurde  unter  die  Garantie  des  Königs  gestellt.     Wurden  u 
in   demselben  Paragraphen    des  Friedensinstrumentes   ganz    ebenso   die  Red 
des  Herzogs  und  seiner  Erben  in  den  Schutz  der  polnischen  Krone  genommc 
so  leuchtet  doch  ein,  dass  die  Stände  ein  neues  Bollwerk  ihrer  Position  du 
zu    erblicken  wohl    das  Recht  hatten.    Der  Adel  insbesondere  mochte  die  B 
Stimmung  des  Friedensinstrumentes  über  die  Einrichtung  des  Vasallengerichts  a 
eine  Vermehrung  seiner  besonderen  Rechte  mit  Freuden  begrüssen  und  allen  Stil 
den  ward  noch  zum  Ueberfluss  von  Albrecht  selbst  wie  von  seinen  fränkische 
Vettern  durch  eine  besondere  Urkunde  versichert,  dass  alle  ihre  Freiheiten  an 
Gerechtigkeiten  bestehen  bleiben  sollten ').    Färs  Erste  freilich  durfte  das  La» 
noch  auf  Jahrzehnte  hinaus  ohne  Beeinträchtigung  durch  fremde  Einwirkung  di 
Bahn  seiner  eigenen  Entwicklung  verfolgen.    Denn  die  Politik  Polens  war  ii 
diesem  Zeitalter  nicht  auf  die  Ausdehnung  seiner  Macht  nach  auswärts  gerichtet 
Gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  war  hier  die  Monarchie  noch  mehl 
beschränkt  worden  als  zuvor.     Neben   dem  hohen  Adel  war  die  Szlachta,    dk 
Menge   der  niederen  Edelleute,   zur  Macht  emporgekommen,  neben  den  Senat, 
der   bis    dahin   allein    die  Rechte  der  Landesvertretung   der  Krone   gegenübet 
wahrgenommen    hatte,  war  die  Landbotenkammer  getreten,    in  der  jeder  Edel- 
mann zu  erscheinen  befugt  war2).    Dieser  niedere  Adel  aber  war  in  den  ersten 
Jahrzehuten  von  ganz  anderen  Interessen  bewegt,   als  dem   Streben   nach  der 
Erweiterung  der  politischen  Machtsphäre.     Auch  ihn  erfasste  damals  die  kirch- 
liche Bewegung  und  mochte  die  Reformation  hier  auch  nicht  die  Gemüther  bis 
ins  Innerste  ergreifen,  sie  gewann  doch  eine  grosse  Schaar  von  Anhängern  und 
diese  Spaltung,  die  zugleich  auf  einen  politischen  und  socialen  Gegensatz  zwi- 
schen der  Szlachta  und  dem  Klerus  hinauslief,  beschäftigte  die  Nation  vollauf3). 
König  Sigismund  1.  aber  war  ein  Herrscher,  der  vor  Allem  in  Ruhe  und  Frieden 
leben  wollte;  er  hat  in  all*  diesen  Jahren  nur  Vertheidigungskriege  geführt. 

Das  Verhältniss,  wie  es  sich  nunmehr  zwischen  Herzog  Albrecht  und  seinen 
Ständen  gestaltete,  ist  zunächst  dadurch  bestimmt  worden,  dass  Albrecht  nicht 
eben  der  beste  Staatswirth  war.  Ein  reicher  Domanialbesitz  war  ihm  vom  Orden 
überkommen,  der  Königsberger  Pfundzoll  stand  zu  seiner  Verfügung,  aber  er  ver- 
mochte damit  kaum  die  laufenden  Bedürfnisse  seiner  auf  grossem  Fusse  eingerich- 
teten Hofhaltung  zu  bestreiten.  Alle  kriegerischen  Verwicklungen  brachten  den 
Stand  der  Finanzen  vollends  in  Unordnung  und  machten  ihn  abhängig  von  den  Be- 
willigungen der  Stände.  Andrerseits  aber  war  er  ein  viel  zu  schwacher  Mann,  als 
dass  ihn  diese  wenig  erfreuliche  Lage  bewogen  hätte,  nun  seinerseits  gegen  die 
Rechte  der  Landtage  vorzugehen  und  zu  versuchen  sie  einzuschränken.  An  ihm 
erwies  sich  doch  wieder  die  oft  bewährte  historische  Erfahrung  als  richtig,  dass 

')  Krakauiscbes  Privileg  ausgestellt  von  Markgraf  Albrecht  und  Markgraf  Georg, 
von  diesem  zugleich  im  Namen  seiner  Brüder,  11.  April  1525  (Privilegia  der  Stände 
dess  Hertzogthumbs  Preussen  [1616]  Bl.  149»>ff.). 

»)  Caro  V  S.  656  ff. 

3)  Schiern  an  n,  Russland.  Polen  und  Livland  II  (1886)  S.  269  ff. 
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Ja,    Besenrade    wollte    auf   diesem    Wege    noch    weiter    fortschreiten 
wollte  die  Städte,  voran  die  Hauptstadt,  vollends  ihrer  Privilegien  beraul 
nötigenfalls  unter   Mord  und    Gewaltthat.     Diese   Pläne  hat  sein  plötslic 
Tod  zwar   glücklicher  Weise  nicht  zur  Ausführung  kommen  lassen,   aber 
Tendenz  der  Regierung,  mit  dem  Adel  gegen  die  Städte  zu  paktieren  und 
diesem  Umwege   ständische  Bewilligungen  zu  erlangen,  blieh   bestehen.     Ni 
immer  freilich   gelang  es  auch   nur   den  Adel  zu  gewinnen.     Als   Albrecht 
Jahre  1534  den  König  von  Dänemark  gegen  Lübeck  unterstützen  wollte,  w 
er  fürchtete,    der  Orden  werde  aus  dieser  Verwicklung  für  seinen  Plan,  si 
wieder  in  den  Besitz  von  Preussen  zu  setzen,  Nutzen  ziehen,  versagten  ihm  c 
gesammten  Stände  jede  Geldbeihülfe.    Schon  fünf  Jahr  später  aber  trat  wied 
ganz  das  alte  Verhältniss  ein.    Der  Herzog  forderte  Geldmittel  für  den  drohe 
den  Türkenkrieg  und  der  Adel ,    dem  man  soeben   durch  eine  Abänderung  d 
Erbrechts  der  Lehengüter  und  durch  eine  Erneuerung  der  Landesordnung  weit« 
Gunst  zu  erweisen  im  Begriff  war,  erklärte  sich  auch  zu  hohen  Abgaben  berei 
die  Städte  aber  sträubten  sich  hartnäckig  dagegen  und  erst  nach  langen  Verhanc 
Iniigen  ergaben  sie  sich  darein.    Nur  gegen  die  Landesordnung  protestierten  si 
nach  wie  vor.    Nachdem  sie  sich  in  den  zwanziger  Jahren  zu  einer  kurzen  Probe 
zeit  verstanden  hatten,  waren  sie  inne  geworden,  wie  übel  sie  bei  den  Satzungei 
über  den  Getreidehandel  fuhren.    Bei  der  Feststellung  der  Marktpreise  für  Ge- 
treide und  Hopfen  waren  sie  von  vornherein  im  Nachtheil,  denn  wenn   ihnen 
auch   an   den  Kommissionen ,   denen   das  Geschäft   jährlich  übertragen  werden 
sollte,  ein  Antheil  gesichert  war.  so  waren  ihre  Deputierten  doch  den  Vertretern 
des  Herzogs   und  des  Adels   gegenüber  in  der  Minderheit.     Mussten  also  diese 
Festsetzungen  schon  zu  ihrem  Schaden  ausfallen,    so  wussten   sich  andererseits 
die  Edelleute  denjenigen  Bestimmungen  der  Landesordnung,  die  als  Aeqnivalent 
dafür  dem  städtischen  Handel  die  Zufuhr  sichern  sollten,  zu  entziehen.   Es  war 
festgesetzt  worden,  dass  ganz  nach  Art  der  älteren  Stapelrechte  jede  Stadt  das 
Privileg  haben  sollte,  dass  alles  Getreide  des  umliegenden  platten  Landes  zuerst 
auf  ihrem  Markt  feilzuhalten  sei  und  erst  wenn  es  hier  zu  dem  fixierten  Preise 
nicht  abgesetzt   werden   könnte,    nach   auswärts    verführt  werden  dürfe.     Von 
dieser  Bestimmung    nun  hatte    der  Adel    sogleich   für    sein  Vorwerksland   eine 
Exemtion  erwirkt  und  nicht  genug  damit,  er  kaufte  auch  das  Korn  der  Bauern 
und  vertrieb  es  mit  Umgehung  der  nächsten  Stadt  nach  anderen  Orten,  ja  auch 
nach  dem  Ausland,  nach  Westpreussen.     Königsberg  hatte  als  Getreidehandels- 
platz  die  Konkurrenz  Danzigs   aufs  Empfindlichste   zu   verspüren.     Es  leuchtet 
ein.  dass  die  Städte,  auch  wenn  sie  sich  der  Landesordnung  nun  ihrerseits  ent- 
zogen, noch  immer  im  Nachtheil  waren,  zumal  in  diesen  Zeiten  des  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Erstarkens  des  adlichen  Grundbesitzes   ihnen   auch  noch 
ein  anderes  Handelsvorrecht,  die  Verlegung  der  Dorfkrüge  mit  städtischem  Bier, 
fast  völlig  entrissen  wurde. 

Dem  Adel  aber  ertheilte  der  Herzog  auf  demselben  Landtage  von  1539  zum 
Lohn  seines  Wohlverhaltens  das  Privileg,  durch  das  ihm  die  weibliche  Erbfolge 
auf  Lehngütern  magdeburgischen  Rechtes  zugesichert  und  also  der  Anspruch 
de»  Landesherrn  auf  Heimfall  der  Lehen  eingeschränkt  wurde. 
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weitreichendsten  Bewilligungen,  um  dem  Herzog  einen  Türkenzug  zu  ermögli- 
chen, aber  zugleich  forderte  er,  dass  Albrecht  sie  nicht  erst  für  den  Fall 
seines  Todes  sondern  schon  jetzt  „mit  einem  solchen  Kath,  Regiment  und  Ge- 
richt versehe,  dadurch  man  christlich  und  wohl  regiert  wurde4*  und  dass  er 
dies  Werk  in  Gemeinschaft  mit  einem  ständischen  Ausschuss  in  Angriff  nehmen 
sollte.  Kr  verlangte  also  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  eine  Umformung 
der  Staatsverwaltung  im  Sinne  der  ständischen  Bestrebungen. 

Ganz  anders  verhielten  sich  die  Städte;  freilich  waren  sie  jeder  neuen 
Steuer  abhold,  sie  gaben  aber  auch  ihre  Meinung  dahin  ab,  dass  zur  Berathang 
der  Regierungsform  keine  Veranlassung  vorliege.  Man  könne  darauf  bauen. 
dass  in  des  Herzogs  Testament  Alles  zum  Besten  des  Landes  geordnet  sei. 
Ks  war.  als  solle  Albrecht  im  letzten  Augenblick  vor  der  Entscheidung 
noch  einmal  vor  die  Wahl  zwischen  den  beiden  möglichen  Wegen  gestellt  wer- 
den, die  ihn  zur  Lösung  der  vornehmsten  Frage  der  Politik  seiner  späteren 
Jahre  fuhren  konnten.  Denn  es  scheint  nicht  zweifelhaft,  dass  er.  wenn  er 
nun  einmal  mit  den  Städten  paktiert  hätte,  sich  zu  keiner  Schmälerung  seiner 
Gewalt  hätte  zu  verstehen  brauchen  und  doch  seine  Geldforderungen  hätte  durch- 
setzen können.  Demi  den  Städten  hatte  er  Gegengaben  zu  bieten,  die  ihm 
nichts  kosteten,  dir  im  Interesse  des  ganzen  Landes  gelegen  hätten  und  die 
ihnen  doch  werthvoll  genug  waren.  Alle  neuen  Steuervorschläge  waren  ihnen 
vor  allem  darum  so  gehässig,  weil  sie  regelmässig  zu  Gunsten  des  Adels 
prägraviert  werden  sollten.  Auf  diesem  Gebiet  also  und  dem  der  wirt- 
schaftlichen Gesetzgebung,  die  in  Bezug  auf  Getreidehandel  und  Biervertrieb 
wohl  dem  Buchstaben  nach  den  Städten  günstig,  durch  eine  laxe  Handhabung 
aber  völlig  durchlöchert  war.  gab  es  genug  Koinpensationsstoff.  Die  Möglich- 
keit aber,  später  wiederum  der  Kitterschaft  sich  zu  nahem,  und  überhaupt  in 
der  Folge  zwischen  ihnen  und  den  Städten  zu  wählen,  wäre  dem  Herzog  da- 
bei noch  immer  offen  geblieben.  So  hätte  er  sich  über  die  beiden  herrschen- 
den Klassen  stellen  können  und  wäre  ihrer  Herr  geworden,  ergab  er  sich  aber 
einer  um  ihnen,  so  musste  sie  die  Stelle  des  Heischenden  einnehmen,  er  die 
des  Bietenden  und  dass  seine  Kronrechte  als  Tauschmittel  für  augenblickliche 
Forderungen,  die  doch  auch  dem  Interesse  des  Ganzen  galten,  wurden  dienen 
müssen,  Hess  das  Ansinnen  des  Adels  schon  jetzt  erkennen. 

Doch  im  Inneren  Albrechts  waren  die  Würfel  wohl  schon  längst  gefallen. 
Kr  war  zu  kurzsichtig,  um  mehr  als  die  Bedürfnisse  des  Augenblicks  zu  aber- 
sehen, zu  schwach,  um  *eiiie  fürstliche  Stellung  für  ein  unantastbares  Gut  zu 
halten.  Kr  irab  ohne  Besinnen  den  Forderungen  des  Adels  nach  und  versprach 
einer  Kommission ,  die  aus  Ntäudischcn  Deputierten  und  herzoglichen  Beamten 
zusammengesetzt  werden  sollte,  einen  Entwurf  über  die  Neuregelung  der  Ver- 
waltung vorzu legen.  Die  grosse  Ziese.  die  die  Ritterschaft  schon  im  Voraus  in 
Vorschlag  gebracht  hatte,  uard  nun  definitiv  bewilligt,  die  Städte  wichen  der 
l' ebermacht. 

dass  sie  in  dein  obeu  geschilderten  Kausalnexus  stehen  und  dass  sie  nur  so  ins  rechte 
Licht  gestellt  werden. 


26  Allgemeine  Einleitung. 

Oberräthe.  wie  die  vier  obersten  Würdenträger  genannt  werde,  sollen  "Frei- 
herren oder  Edelleute.  die  anderen  doch  Ehrbare,  d.  h.  Freie,  alle  aber  preussi- 
scher  Abkunft  sein.  Nor  von  den  Hof-  und  Gerichtsrithen ,  unter  denen  iwei 
tüchtige  Juristen  .sein  sollen,  ist  gesagt,  dass  in  Ermangelung  von  Einheimischen 
auch  Ausländer  ihre  Stelle  einnehmen  dürfen.  Wenn  der  Landesherr  ausser 
Landes  ist  oder  wenn  er  stirbt  und  sein  Nachfolger  ist  noch  nicht  im  Lande, 
sollen  die  vier  Regimen  tsrfit  ho.  die  sich  im  ersteren  Fall  Statthalter,  im  zweiten 
verordnete  Regenten  nennen  sollen,  die  Regierung  des  Landes  führen  nnd  sich 
je  nach  Bedarf  mit  den  vier  oberen  Hanptlenten  und  drei  Mitgliedern  der 
Königsberger  Räthe  zusammenthun.  um  des  Landes  Angelegenheiten  zu  berathen. 
Diese  elf  Männer  sollen  wiederum,  wenn  sie  es  für  nöthig  halten,  auch  die  Hof- 
und  Oerichtsräthe  befragen. 

Falls  einer  von  den  vier  Regimentsräthen  stirbt,  so  sollen  sie  aus  den 
Hauptleuten  der  vier  oberen  Aemter  einen  cooptieren  nnd  dessen  Stelle  wiederum 
mit  einem  der  anderen  Hauptleute  oder  mit  einem  Adlichen  besetzen.  Sollte 
aber  des  Kanzlers  Amt  frei  werden  und  unter  den  Genannten  sich  Niemand 
finden,  der  dafür  hinlänglich  befähigt  und  gelehrt  genug  wäre,  so  soll  anch 
ein  Freier,  also  ein  Nichtadlicher  dazu  ernannt  werden  können.  Im  Uebrigen 
sollen  die  Rcirimentsrathc  im  Fall  einer  Regentschaft  befugt  sein.  Bestallungen, 
Ernennungen.  Rechtsacte  und  Verwaltungshandlungen  aller  Art  vorzunehmen; 
ja  sie  sind  anch  ermächtigt  einen  allgemeinen  Landtag  auszuschreiben. 

Zu  allen  Zeiten  aber  soll  ihnen  die  Aufsicht  über  den  Hanshalt  des  Hofes 
und  Staates  übertrafen  sein:  sie  sammt  dem  Rentmeister  sollen  jährlich  alle 
Rechnungen  abnehmen  und  prüfen.  Für  die  Erhaltung  der  Grenzschlösser 
namentlich  Memels  soll  Sorge  getragen  und  den  Ständen  soll  zur  Aufbewah- 
rung ihrer  Privilegien  ein  festes  Haus  überwiesen  werden.  Seine  Nachkommen 
ermahnt  der  Herzog  an  dieser  Ordnung  unverbrüchlich  festzuhalten. 

Dirs  der  Inhalt  der  Urkunde  —  man  sieht,  von  den  Ständen  selbst  war 
darin  fast  gar  nicht  die  Rede.  Man  kann  den  politischen  Takt  des  preussischen 
Adels  nicht  genug  bewundern,  der  nicht  zuerst  eine  Erweiterung  seiner  Ver- 
fassungsnehte .  sondern  einen  Kinfluss  auf  die  Verwaltung  zu  erlangen  suchte: 
er  wusste  von  Haus  aus.  was  den  Staatstheoretikern  späterer  Zeiten  zu  erken- 
nen so  schwer  geworden  ist.  dass  er  damit  geraden  Wegs  auf  das  Centrum 
aller  politischen  Machtfragen  losging.  Für  die  Zukunft  aber  sollte  wichtig 
werden .  dass  in  diesem  Gesetze  zwei  grundverschiedene  Zwecke  verfolgt  und 
die  verschiedenen  ihnen  dienenden  Bestimmungen  durcheinander  gewürfelt 
waren.  Denn  einmal  ward  hier  die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Zusammen- 
setzung und  die  Funktionen  der  Verwaltungsbehörden  gegeben,  sodann  aber 
waren  eine  Anzahl  Bestimmungen  für  den  Todesfall  getroffen;  jene  waren  or- 
ganisch dauernder,  dies*-  —  unter  ihnen  das  wichtige  Recht  der  Oberräthe.  die 
in  ihren  Kollegien  entsprechenden  Lücken  aus*  der  Reihe  der  Oberhauptlente 
eigenmächtig  zu  ergänzen  —  waren  specieller  und  vorübergehender  Natur. 
Dass  beide  Gruppen  so  wenig  klar  geschieden  warm,  ja  fast  völlig  in  einander 
überflössen,  konnte  nur  den  Prätensionen  der  Stände  zu  Gute  kommen. 

Noch  war  aber  erst  ein  kleiner  Theil  der  Wünsche  erfüllt,  die  dir  Heisssporne 
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Mehrheit,    und    per  majora   —  das  war  ausdrücklich   festgesetzt   —  sollt« 
gestimmt  werden. 

Viel    erheblicher    war   ein    anderes,    das   nativistische   Moment,    das  » 
allen  Preussen  zu  Gute  kam.    In  ihm  lag  eine  —  gewiss  berechtigte  —  R 
tion   des  preussischen  Stammcsgcfühls  gegen  die  Fremdherrschaft,    unter  d 
Druck  sie  zur  Zeit  des  Ordens  Jahrhunderte  lang  gestanden  und  die  doch  i 
unter    dem   weltlichen  Regiment   des  Herzogs  Albrecht  noch   nicht    völlig 
schwunden  war.     Denn   er  hatte   aus  Frauken   nicht  wenige  Rat  he  und  Di€ 
mit  sich  gebracht  und  da  die  Dynastie  auf  zwei  Augen  stand,   so  war  Gef. 
dass  bald  wieder  ein  fränkischer  oder  brandenburgischer  Herrscher  mit  fremc 
Anhang  ins  Land   kommen   werde.     So  berechtigt  aber  auch   vom  Standpo 
der  Preussen   diese  Abmachung  sein   mochte,    dem  Herzog  ward   damit   d< 
ebenfalls  eine  drückende  Fessel  angelegt;   denn  wirklich  orgebene  Diener  hi 
er  begreiflicher  Weise  in  seinem  Stammlande  weit  eher  gefunden  als  in  Preusi 
und  hätte  er  gar  absolutistische  Tendenzen  verfolgen  wollen,  so  wäre  er  voller 
auf  Nichtpreussen   angewiesen    gewesen.     Noch  hatten   auch  in  diesem  Punl 
die  Stände  ihren  Willen  nicht  völlig  durchgesetzt:  nur  bei  den  vier  Regimen* 
räthen    und   den  Hauptleuten   der   vier  bevorzugten  Aemter  war  das  Indigen 
klar    gefordert,    bei    den    Hof-    und   Gerichtsriithen    aber    und    selbst    bei    d< 
Festungskommandanten    war    diese    Beschränkung    nicht    ausdrücklich    hinzi 
gefügt. 

Der  Erlass   der  Regimf ntsnotel   war  der  Preis,    den  der  Herzog  dem  Ad< 
für  die  Bewilligung   einer  wenige  Jahre  dauernden  Steuer  und  für  die  erneut 
Sicherstellung  der  längst  beschworenen  Erbfolge  seines  Hauses  zahlte.     Er  wa 
ungeheuer  hoch,  denn  in  dieser  Urkunde  wurden  den  Ständen  zum  ersten  Mal 
über  das  Recht  der  Steilerbewilligung  hinaus,  das  sie  schon  vor  mehr  als  hun 
dert  Jahren   sich   faetisch   errungen   hatten,    weitere   grosse  Zugeständnisse  ge- 
macht.    Und  das   wesentlichste  von  ihnen  —  es  war  zwar  nirgends  ausgespro- 
chen,  aber  es  war  recht  eigentlich  der  Inhalt,    der  Geist  des  Gesetzes  —  traf 
dii»  monarchische  Gewalt   in   dem  Kernpunkt  ihrer  Macht:   es  war  das  Princip. 
dass  die  höheren  und  insbesondere  die  höchsten  Beamten  des  Landes  im  Grunde 
nicht  Diener  des  Herzogs,    sondern  Vertreter   des   herrschenden  Standes  seien, 
oder   zum   Mindesten    beides    zusammen.     Thatsächlich  kam  es   auch   sogleich 
zur   Geltung.     Als    im   November    1542    der    von    dem    ständischen  Ausschuss 
ohne  erhebliche  Aenderungen   angenommene  Entwurf  dem  wieder  einberufenen 
Landtag  zu  feierlicher  Gutheissung  vorgelegt  wurde,  legten  drei  von  den  Regi- 
mentsräthen    ihre  Aemter  nieder   und   ersuchten  die  Landschaft,   beim  Herzoge 
darauf  zu  dringen,  dass  ihre  Stellen  neu  besetzt  würden.     Die  Stände  aber  er- 
klärten  sie  für  völlig  geeignet  und  daraufhin  blieben  sie.     Ein  strict  konstitu- 
tionelles Ministerium   unserer  Zeiten,    das  vom  Parlament  ein  Vertrauensvotum 
erbittet,  hätte  nicht  eorrecter  verfahren  können. 

Die  Vorlage  erfuhr  auch  auf  dem  Landtage  keine  Aenderungen.  Die 
Städte  wurden  mit  ihrem  Anliegen,  dass  auch  alle  kleinen  Städte  zu  den 
Ständeversammlungen  geladen  werden  sollten,  ohne  Weiteres  abgewiesen  und 
auch  der  ultraständische  Vorschlag  des  Adels,  es  solle  eine  Bestimmung  darüber 
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der  weltlichen  Herrschaft  in  Preussen  geschehen  war.  Wieder  stieg  das  Schreek- 
bild  der  Wiederherstellung  des  Ordensstaates  vor  Albrecht  auf.  Rr  war  eit- 
schlossen  den  evangelischen  Reichsständen  zu  Hälfe  zu  kommen. 

Nun  begann  das  alte  Spiel  von  Neuem:  um  die  auswärtige  Politik  einzu- 
schlagen, die  er  för  richtig  hielt,  bedurfte  der  Herzog  der  Beihülfe  der  Stande, 
und  um  diese  zu  erlangen  musste  er  dem  Adel  wiederum  Zugeständnisse 
machen.  Das  kleine  Gnadenprivilegium ,  das  nunmehr  ausgegeben  wurde  und 
das  man  —  wohl  um  den  Vorgang  zu  verschleiern  —  auf  das  Jahr  1543,  vier 
Tage  vor  die  Rogimentsnotel .  zurückdatierte1),  fügte  dieser  noch  ein  neues 
Vorrecht  des  Adels  in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Aemter  hinzu.  Rs  ward 
bestimmt,  dass  such  die  Hauptlente  der  vier  bei  Königsberg  gelegenen  Aemter 
Adliche  sein  sollten.  Auch  das  Indigenat  ward  erweitert:  der  Herzog  erklärte, 
dass  bei  Vergebung  von  Aemtern  und  Lohen  die  Eingeborenen  vor  den  Auslin- 
dern bevorzugt  werden  sollten. 

Als  Gegengabe  hatte  der  Adel  schon  zuvor  nicht  allein  die  Auslieferung 
von  10000  Mark  aus  den  (leidem ,  die  die  Stände  noch  von  der  Türkensteuer 
her  in  (iewahrsam  hielten,  sondern  auch  die  Aufbringung  von  5000  Mark  neuer 
Abgaben  bewilligt.  Jenem  Vorschlage  hatten  auch  die  Städte  zugestimmt,  die- 
sem hatte  sie  sich  wiedersetzt.  Der  Herzog  erklärte  dennoch  in  seinem  Ab- 
schiede, dass  er  die  gewilligte  Auflage  erheben  wolle,  und  machte  damit  zum 
ersten  Male  —  wenigstens  in  so  ausdrücklicher  Form  —  das  Complanationsrecht 
geltend,  das  in  viel  späteren  Zeiten  dem  Adel  selbst  sehr  widerwärtig  werden 
sollte.  Damals  aber  stimmte  er  zu.  galt  es  doch,  die  Städte  noch  weiter  zurück- 
zudrängen und  die  eigenen  Vorrechte  zu  vermehren.  Trotzdem  ist  Albrecht 
doch  nicht  so  weit  gegangen  die  Steuer  erheben  zu  lassen;  er  mochte  den 
Bogen  nicht  allzu  straff  spannen  wollen.  — 

Nur  in  einer  Sache  ist  der  Herzog  in  diesen  Zeiten  zwar  nicht  von  seiner 
grundsätzlich  nachgiebigen  Politik  dem  Adel  gegenüber  abgewichen,  aber  doch 
so  vorsichtig  gewesen,  sich  nicht  ganz  und  gar  auf  seine  durch  Zugeständnisse 
erkaufte  Treue  und  Dankbarkeit  zu  verlassen:  er  hat  danach  gestrebt  sich 
innerhalb  des  mächtigsten  Standes  eine  erpebene  Faction  zu  schaffen.  Und  nicht 
blos  dies  ist  ihm  gelungen,  sondern  es  kam  sogar  zu  einer  völligen  Trennung 
des  Adels  in  zwei  Kurien. 

Die  Elemente  des  neuen  Standes  —  der  Herren  und  der  Landräthe  —  die 
in  den  Jahren  dicht  vor  und  nach  dein  Erlass  der  Regimentsnotel  sich  mehr 
und  mehr  von  dem  übrigen  Adel  schied,  waren  schon  längst  vorhanden  ge- 
wesen und  der  Process  der  Sonderung.  der  jetzt  zum  Abschlüsse  kam,  hatte 
sich  schon  lange  vorbereitet;  aber  immerhin  war  es  eine  staatsmännische  That 
—  wohl  die  einzige,  die  die  Geschichte  der  inneren  Politik  des  Herzogs  in  all 
diesen  Jahren  zu  verzeichnen  hat  -  diese  Entwicklung  zur  Reife  zu  bringen 
und  in  dem  Maasse  für  das  Interesse  der  fürstlichen  Gewalt  nutzbar  zu  machen, 
wie  es  sehr  bald  geschah. 

')  Auf  den  14.  Not.  1542  (Pri viletfU  Bl.  50"f..  vergl.  auch  Baczko.  Geachichte 
Preussen*  IV  [1795]  S.  259). 
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er  vereinigte  sie  mit  einem  anderen  ihm  besonders  ergebenen  Element  unter 
den  StSnden.  den  Landräthen. 

So  hiessen  damals  in  Anknüpfung  an  die  mehrmals  wiederbelebte,  aber 
immer  wieder  verschollene  Institution  des  Landesraths  diejenigen  Mitglieder 
des  Landtages,  die  in  ihn  ans  besonderem  Vertrauen  des  Herzogs  für  immer 
berufen  waren:  es  waren  zumeist  Hauptleute.  Sie  erschienen  von  jeher  auf 
den  Landtagen  als  sitz-  und  stimmberechtigte  Mitglieder  der  Adelskurie,  nah- 
men aber  in  dieser  natnrgemäss  ebenfalls  eine  besondere  Stellung  ein. 
Nichts  lag  näher  als  beide  Gruppen,  zwischen  denen  diejenigen  Freiherr«, 
die  Landräthe  waren,  das  natürliche  Rindeglied  bildeten,  zu  verschmelzen. 
Nun !)  gelang  es  auch  sie  völlig  vom  Adel  loszulösen  und  als  selbst  stän- 
dige Kurie  unter  dem  Namen  «die  vom  Herrenstand  und  Ijandräthe*  *)  zu  con- 
stituieren. 

Schon  1543  ward  die  Qualität  der  Landräthe  als  eines  besonderen  Stan- 
des in  unzweideutiger  Form  zum  Ausdruck  gebracht:  damals  wurde  festgestellt 
dass  über  die  auf  den  Landtagen  zu  behandelnden  Angelegenheiten  zuerst  die 
Landräthe  sich  schlüssig  zu  machen  hätten,  dann  sollten  sie  ihr  Gutachten  an 
den  Adel  mündlich  weitergeben  und  dieser  das  seinige  an  die  Städte.  Die 
Dreitheilung  des  Landtages  hätte  nicht  deutlicher  ausgesprochen  werden 
können. 

Wie  sehr  sie  im  Interesse  der  herzoglichen  Gewalt  lag,  hat  sich  bald  ge- 
zeigt. Zu  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  im  Jahre  1546  für  die 
deutschen  Protestanten  bewilligten  Summen  war  es  nur  zum  Theil  gekommen. 
Der  Konig  von  Polen  hatte  Einspruch  erhoben  und  Albrecht  liess  es  bei  einigen 
Geldsendungen  sein  Bewenden  haben.  Da  ward  der  Religionskrieg  durch  die 
Schlacht  bei  Mühlberg  völlig  zu  Gunsten  des  Kaisers  entschieden  und  nun 
steigerte  sich  des  Herzogs  Furcht,  die  katholische  Reaction  möchte  auch  seinen 
Thron  gefährden,  von  Neuem. 

Dies  Mal  aber  erwiesen  sich  nicht  nur  die  Städte,  sondern  auch  der  Adel 
sehr  unlustig  zu  neuen  Opfern,  obwohl  Albrecht  selbst  die  Pläne  seiner  aus- 
wärtigen Politik  den  Ständen  zur  Begutachtung  und  Zustimmung  vorlegte.  Die 
Zugeständnisse  von  1542  und  4<>  waren  min  schon  vergessen  und  jetzt  standen 
allein  die  Landräthe  zum  Herzog.  Zwei  Landtage,  die  1548  und  zu  Beginn 
des  darauffolgenden  Jahres  abgehalten  wurden,  brachten  nur  sehr  kärgliche  Be- 
willigungen; erst  ein  dritter,  wenige  Monate  später  anberaumter  hatte  ein 
besseres  Resultat.  Zu  einer  ernsthaften  Bedrohung  des  Friedens  ist  es  zwar 
in  diesen  Jahren  nicht  gekommen,   und  es  verschwand   auch  bei  dem  Herzoge 

')  Nach  dem  bisher  veröffentlichten  Material  lässt  sich  ein  genauer  Zeitpunkt 
uicht  angeben.  Es  mögen  auch  noch  selbst  in  die  im  Folgenden  behandelten  Zeiten 
hinein  Uebergangästadien  der  Entwickelung  hinüberleiten  und  die  Zusammengehörig- 
keit der  nicht  augestellten  „Herren"  mit  den  Landräthen  mag  noch  nicht  sogleich 
ausdrücklich  abgesprochen  worden  sein.  Doch  läsat  das  Henrortreten  der  Landräthe 
im  Jahre  1542  vermuthen,  das«  sie  eben  damals  zuerst  durch  den  Herreu  stand  ver- 
stärkt worden  sind. 
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in  dem  Gläubigen  herbeiführe,  nicht  supranaturalistisch  genug;  er  stataiett 
vielmehr  nach  Art  der  deutschen  Mystiker  des  vierzehnten  Jahrhundert«,  dal 
Christus  nach  der  Busse  und  der  Vergebung  der  Sünden  „wesentlich"  in  am 
Herz  dessen  einziehe,  der  ihn  im  Glauben  ergriffen  habe.  Er  lehrte,  man  könai 
nicht  sagen,  dass  der  Glauben  gerecht  mache,  sondern  es  sei  Christus,  der  nu 
im  Herzen  des  Gläubigen  wohne  und  darin  die  Rechtfertigung  vollziehe ').  Mal 
sieht,  das  Element  des  inneren  Zusammenhanges  mit  Gott  sollte  mehr,  als  voi 
den  Reformatoren  geschehen,  in  den  Vordergrund  gerückt  werden,  aber  die  Ab- 
weichung war  aufs  Vorsichtigste  ausgedrückt  und  sehr  maassvoll  geltend  ge- 
macht. Doch  auch  die  kleinste  individuelle  Regung  ward  damals  als  ein  un- 
leidlicher Verstoss  gegen  die  allgemein  angenommene  Lehre  -angesehen;  aa 
confessioneller  Unduldsamkeit  gab  insonderheit  die  lutherische  Kirche  dem 
Katholicismus  nicht  das  geringste  nach.  Das  Zeitalter  war  deshalb  erfüllt  von 
den  heftigsten  Streitigkeiten,  die  Neigung  des  Deutschen  in  Allem,  was  ihm  am 
Herzen  liegt,  sich  eine  eigene  höchst  persönliche  Meinung  zu  bilden,  collidierte 
fortwährend  mit  den  uniformierenden  Tendenzen  der  gerade  herrschenden 
Kirchen-  und  Theologenparteien.  Und  was  im  Grunde  ein  Zeichen  von  Gesund- 
heit, vom  Drange  nach  Fortschritt  und  Bewegung  und  von  lebhafter  Thei Inahme 
an  den  religiösen  Dingen  war,  ward  zuletzt  ein  Fluch  für  das  Leben  der  Nation: 
ein  gut  Theil  der  Wärme,  die  man  der  Kirche  entgegenbrachte,  verrauchte  in 
dem  steten  Hader  um  die  Bekenntnissformeln  und  was  eine  Sache  des  Gemüthes 
sein  sollte  und  ursprünglich  war,  ward  ein  Object  zersetzender  Verstandes- 
klügelei. Der  deutschen  Wissenschaft  aber  gingen  alF  die  edlen  Kräfte,  die  in 
diesem  Kampfe  aufgebraucht  wurden  und  schliesslich  nur  an  einen  Wust  von 
leerem  und  albernem  Scholasticismus  verschwendet  wurden,  schlechthin  verloren. 

Und  nicht  etwa  allein  die  nächstbetheiligten  Kreise,  die  Professoren  der 
theologischen  Fakultät  und  die  Geistlichen,  nahmen  an  diesen  Streitigkeiten 
Theil.  sondern  alle  Welt  ward  davon  aufs  Lebhafteste  ergriffen.  In  Königsberg 
folgte  eine  Disputation  auf  die  andere  unter  allgemeinem  Zulaufe;  das  Land 
stand  einmüthig  zu  den  einheimischen  Theologen,  der  Herzog  aber  blieb  auf 
der  Seite  Osianders  und  verhalf  ihm  und  seinen  Anhängern  zu  maassgebenden 
Stellungen  in  der  preussischen  Kirche,  ein  Vorgehen,  das  die  Opposition  im 
Lande  auf  den  Höhepunkt  brachte. 

Bald  gesellte  sich  zu  dem  Kampf  um  das  Bekenntniss  noch  ein  andrer  um 
das  Kirchenregknent.  Als  1550  und  51  kurz  nacheinander  beide  preussischen 
Bischofsstühle  durch  den  Tod  ihrer  Inhaber  erledigt  wurden,  nahm  der  Herzog 
Anstand,  sie  wiederum  zu  besetzen;  er  ernannte  nicht  Bischöfe,  sondern  Prä- 
sidenten, die  an  Statt  jener  die  Kirche  in  den  beiden  preussischen  Diöcesen  in 
Samland  und  Pomesanien  leiten  sollten,  eine  Aendening,  von  der  man  nicht 
mit  Unrecht  verrauthete.   dass   sie  am  letzten  Finde   schwerlich  auf  den  Titel 

»)  S.  Hartknoch,  Preussisehe  Kirchen-Bistoria  (1686)  S.  309ff.,  Arnoldt,  Kurz- 
gefasste  Kircbengesehichte  des  Königreichs  Preussen  (1769)  S.  412 ff.,  Gieseler,  Lehr- 
buch der  Kirchengeschichte  III  2  (1857)  S.  269 f.  und  Dorner,  Geschichte  der  pro- 
testantischen Theologie  (1867)  S.  346  ff. 
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zwischen  ihnen  und  dem  Herzog  immer  gespannter  geworden,  bis  es  schlia 
lieh  ein  schlechthin  feindliches  wurde ,  schlimmer  als  es  je  zuvor,  selbst  id  dl 
Zeiten  Besenrades  gewesen  war. 

Albrecht  war  im  Innersten  verbittert  über    die  Widerwilligkeit  der  StSafl 
all'   seinen    Forderungen   gegenüber.     Er    sah    nun  endlich  ein,    wie    geringa 
Nutzen    ihm    seine  Zugeständnisse    gebracht,    wie   völlig  fruchtlos    seine  adtb 
freundliche  Politik  gewesen  —  denn  oftmals  waren  ihm  jetzt  die  Städte  fremi 
licher    gesinnt   als   die  Ritterschaft;    diese  war   ganz  und   gar  der  Träger  im 
Opposition  geworden  und  die  Unterstützung,  die  ihm  Herrenstand  und  Landrttk 
liehen,  vermochte  die  Meinung  nicht  umzuändern.    Der   eine  leise  Versuch  4h 
fürstliche  Gewalt  auf  dem  Gebiet  des  Kirchenregimentes  um  ein  Geringes  aus- 
zudehnen, das  Streben  des  Herzogs  in  der  preussischen  Geistlichkeit  die  Nuance 
der  Lehrmeinung,  der  er  persönlich  anhing,  zur  Geltung  zu  bringen,  einen  Ge- 
wissenszwang  auszuüben,   der  sehr  geringfügig  erscheint   in  diesem    Zeitalter 
der  staatlich  diktierten  Religionsumwälzungen  —  sie  hatten  genügt  um  im  Lud 
den  stärksten  Widerstand  zu  wecken. 

Nun  meinte  Albrecht,  nach  Art  schwacher  Menschen,  er  könne  durch  einen 
gewaltsamen  Anlauf  wieder  einbringen .  was  er  Jahrzehnte  hindurch  versäumt 
und  verdorben  hatte.  Kr  wandte  sich  absolutistischen  Tendenzen  zu  und  ge- 
dachte mit  den  Waffen  in  der  Hand  zu  ertrotzen,  was  man  seinen  Bitten  ver- 
sagt hatte.  Und  wieder  wie  einst  1529  ward  ein  gewissenloser  Rathgeber  der 
Träger  seiner  Pläne,  der  bald  nicht  mehr  der  Diener  seines  Herrn  blieb,  son- 
dern bald  so  sehr  selbst  der  Lenker  der  Politik  des  Herzogs  wurde,  dass  sich 
kaum  sagen  Iässt,  wer  von  beiden  der  Dominierende  war.  Paul  Skalich,  ein 
junger  kroatischer  Abenteurer,  war  seit  1561  der  maassgebende  Staatsmann  und 
der  persönliche  Günstling  des  Herzogs,  der  mit  immer  neuen  Gunstbezeigungen 
überhäuft  wurde.  Er  identifi eierte  sich  völlig  mit  den  Osiandristen,  zugleich ') 
aber  Hess  er  sich  nicht  genügen  an  der  Herrschaft  über  den  augenblicklich  re- 
gierenden Fürsten,  er  war  auch  darauf  bedacht  sich  für  die  Zukunft  eine 
Stellung  zu  sichern,  im  Bunde  mit  dem  Herzog  Johann  Albrecht  von  Mecklen- 
burg, Albrechts  Schwiegersohn2),  der  seinerseits  die  lebhaftesten  Aspirationen 
auf  die  Nachfolge  hatte,  bewog  er  im  Jahre  1666.  dicht  nach  dem  Abschluss 
der  Erbhuldigungsverhandlungen.  den  Herzog  sein  altes  Testament  umzustossen. 
die  eventuelle  Vormundschaft  über  seinen  Sohn  sowie  die  spätere  Erbfolge  von 
dem  Markgrafen  Georg  Friedrich  auf  Johann  Albrecht  zu  übertragen. 

Kein  Zweifel,  dass  diese  Aenderung  die  Stände  aufs  Aeusserste  aufgebracht 
hätte;  doch  sie  blieb  geheim;  andere  Maassregeln  Skalichs  aber  waren  offen- 
kundiger.   Noch  hatte  es  dem  Herzoge  bisher,  wie  damals  den  meisten  deutschen 


l)  S.  Lohmeyer,  Herzog  Albrecht  von  Preussen  (1890)  S.  47ff.,  ein  Buch,  das 
man  wie  überall,  so  besonders  für  diese  Angelegenheit  zur  ßeurtheilung  der  Gesaromt- 
politik  Herzog  Albrechts  zu  Rathe  ziehen  muss. 

*)  S.  darüber  die  ausführliche  Darlegung  bei  Scbirrmacher,  Johann  Albrecht  I.. 
Herzog  von  Mecklenburg,  I.  (1885)  S.  656 ff.  Vergl.  auch  Hase,  Herzog  Albrecht 
Yon  Preussen  und  «ein  Hofprediger  (1879). 


Dritter  Abschnitt. 
Die  Revolution  von  1566  und  das  ständische  Interregnum. 

Der  König  Sigismund  II.  ergriff  mit  Freuden  die  Gelegenheit  die  Macht  seiner 
Krone  zu  erweitern,  die  sich  wieder  ganz  ohne  Zuthun  der  Polen  darbot.  Die 
formelle  Handhabe  bot  jener  verhängnissvolle  Passus  des  Krakauer  Vertrages. 
der  die  Rechte  aller  Preussen  in  den  Schutz  der  Republik  stellte.  Wären  ihre 
Kommissare  auch  nicht  von  den  Standen  mit  Jubel  begrüsst  worden,  sie  wären 
doch  berechtigt  gewesen  einzugreifen.  aHein  um  die  Klagen  der  abgesetzten 
Beamten  zu  prüfen,  auf  deren  Ruf  sie  gekommen  waren. 

Albrecht  machte  nicht  den  geringsten  Versuch  der  Gegenwehr,  aber  er 
ward  nun  von  seinen  Tnterthanen  und  den  fremden  Gesandten  behandelt,  wie 
«»in  im  offenen  Kampfe  Besiegter.  Nie  hat  ein  Hohenzoller  so  schmähliche  De- 
müthigungen  erdulden  müssen,  wie  er:  die  Stunde,  in  der  man  den  König 
Friedrich  Wilhelm  IV.  durch  Zuruf  nöthigte  das  Haupt  vor  dem  Zuge  zu  ent- 
blossen, in  dem  die  siegreichen  Revolutionäre  ihre  Gefallenen  zu  Grabe  gelei- 
teten, wiegt  federleicht  im  Vergleich  zu  der  Schmach,  die  man  dem  greisen 
Herzog  Albrecht  authat.  Das  neue  Testament  wurde  kassiert,  die  geworbenen 
Reiter  ohne  Sold  entlassen:  dem  Schwiegersohn  Albrechts  ward  das  Land  ver- 
boten. Skalich  hatte  kurz  vor  dem  Ilereinbruch  der  Wendung  landflüchtig  das 
llerzogthuin  verlassen  und  wurde  geächtet.  Der  Hofprediger  Funcke,  der  Al- 
brechts  geistlicher  Berather  nicht  nur.  sondern  auch  sein  vertrauter  Freund 
war.  und  die  Käthe  Horst  und  Schnell,  die  als  Anhänger  Skalichs  und  Johann 
Albrechts  nächst  ihnen  am  höchsten  in  der  Gunst  des  Herzogs  standen,  wurden 
hingerichtet. 

I"nd  während  mau  also  des  Herzogs  persönliche  Würde  in  den  Staub  trat. 
waren  die  Stände  und  die  Kommissare  eifrig  beim  Werke,  die  Niederlage  der 
fürstlichen  Gewalt  auszubeuten  und  sie  verfassungsmässig  für  alle  Zeit  fest- 
zulegen. 

In  drei  Urkunden  ward  das  neue  Staatsrecht  festgesetzt.  Charakteristisch 
für  ihn*  Entstehung  ist  ihre  Form:  die  wichtigste  von  ihnen,  das  eigentliche 
Verfassungsinstrument ,  war  nicht  etwa  ein  Abschied  des  Herzogs .  wie  die  Re- 
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gelegt,  dass  alP  seine  Handlungen  in  den  letzten  Jahren  unrechtmässig  gewa 
seien.   Man  Hess  ihn  ausdrucklich  erklären,  dass  er  zu  Unrecht  Geld  entlieh 
dass  er  an  unverdiente  Leute  Güter  verschenkt  habe.    Im  Anschluss  daran  t) 
musste  er  versprechen  ..alle  vorrechtliche  Personen"  und  alle  überflüssigen  I 
amten  zu  entlassen.  ..sich  auch  alles  unrechtmässigen,  ungewöhnlichen  und  i 
billigen  Vornehmen* .    es   sei   mit   harten,  bedrenglichen   (Zitierungen    oder  E 
strickungen  oder  sonsten  gegen  seine  getreuen  Diener  und  Unterthanen  zu  äusse 
und  zu  enthalten'".    Alle  Privilegien  und  Freiheiten  wurden  vom  Herzog  gewfl 
leistet,    aber    wie    ein  Schulknahe    musste  er  versprechen,    diese  Zusätze  na* 
Kräften  zu  halten,  „damit  er  seinen  guten  fürstlichen  Namen  bis  in  die  Gral 
behalten  möge".     Sollte  es  aber.  ..weil  alle  Menschen  irren  können",  doch  g 
schehen,    dass  der  Herzog    dawider  handle   und   sich  auch   durch  Bitten  seil» 
Unterthanen  nicht  davon  abbringen  lasse,  so  solle  es  der  Landschaft  freistehe! 
den  König    von  Polen    um  Schutz  anzugehen,   ohne    —    wie    man  naiv  genu 
vorsichtiger  Weise  hinzusetzte  —  der  Rebellion  beschuldigt  werden  zu  könnet 
Es  war,  als  wolle  man  recht  feierlich  betonen,  dass  nun  der  Landesverrat  zn 
Rechtsinstitution  gemacht  worden  sei. 

Die  Privilegien,  die  man  auf  diese  Weise  gegen  jede  Verletzung  zu  schätzet 
bedacht  war,  war  man  im  Uebrigen  nicht  müssig  noch  des  Weiteren  auszn 
dehnen  und  zu  verstärken.  Ganz  im  Gegensatz  zur  Regime ntsnotel  ward  die* 
Mal  auch  das  gesammte  Recht  der  Landtage,  das  bisher  zumeist  nur  aal 
Gewohnheit  und  Herkommen  beruht  hatte,  kodifiziert.  Als  vornehmster  Be- 
standteil ward  das  Recht  der  Steuerbewilligung  an  die  Spitze  gestellt  und  der 
Ziesebrief  von  1528  erneuert,  d.  h.  im  Prinzip  der  unhaltbare  Satz  ausgespro- 
chen, dass  ausser  der  Ziese  niemals  irgend  welche  weiteren  Steuern  erhoben 
werden  sollten.  Dazu  aber  fügte  man  nun  ein  weiteres  umfassendes  Recht 
Die  Veranlassung  zu  den  Steuerforderungen  des  Herzogs  hatte  bisher  fast  durch- 
gehends  die  auswärtige  Politik  gegeben,  nichts  lag  nun  näher,  als  dass  um  jene 
zu  verhüten,  auch  diese  von  der  Mitwirkung  der  Stände  abhängig  gemacht 
wurde.  Albrecht  hatte  in  den  Zeiten  des  besten  Einverständnisses  mit  dem 
Adel  diese  Concession  freiwillig  gemacht,  später  aber  war  sie  in  Vergessen- 
heit gerathen  und  es  erschien  deshalb  wünschenswert!!,  sie  zu  erneuern  und  in 
ganz  bestimmte  Formen  zu  kleiden.  Den  Polen  war  dies  Vorhaben,  wie  zu 
begreifen  ist.  ausserordentlich  willkommen ;  hing  es  doch  der  Politik  des  Herzog- 
tums ein  Bleigewicht  an.  das  jede  freie  Action  hemmen  musste.  Aber  sie 
wussten  ihre  Zustimmung  dazu  noch  mit  einem  weiteren  Gewinn  für  ihre  Krone 
zu  verknüpfen.  Bedangen  sich  die  Stände  aus.  dass  alle  Bündnissverträge,  die 
der  Herzog  je  schliessen  würde .  erst  durch  ihre  Zustimmung  Kraft  erhalten 
sollten,  so  erwirkten  die  Kommissare,  dass  das  Gleiche  auch  von  der  Bestäti- 
gung des  Königs  von  Polen  gelten  solle.  Und  die  Stände  mochten  auf  dem 
Standpunkt,  den  sie  einmal  eingenommen,  meinen,  dass  durch  diese  Klausel 
auch  die  ihrige  erst  rechten  Werth  erhalte,  denn  auf  die  Erfüllung  dieser  Ab- 
machung zu  halten,  standen  der  Republik  Polen  ungleich  bessere  Mittel  zu  Ge- 
bote, als  ihnen. 

Auch  über  die  Zusammensetzung  und  die  Geschäftsordnung  der  Landtage 
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darin  dem  Herzog  fast  an  die  Seite,  ja  in  einigen  Punkten    über  ihn  gesell 
so  dass  sie  kaum  noch  als  seine  Diener  erschienen. 

Um    ihre  Stellung   zu   stärken  ward  zuerst  bestimmt,    dass  ausser  ihm 
durchaus  Niemand  dem  Herzog  über  Landesangelegenheiten  vortragen  dürfe. 

Sodann  ward  Vorkehr  getroffen,  dass  nicht  vielleicht  einer  von  den  Regi 
mentsräthen  gar  zu  herzoglich  gesonnen  werde.  Sie  sollten  durchaus  collegi 
alisch  verfahren  und  keiner  etwas  ohne  Wissen  der  Andern  vor  den  Henq 
bringen.  Insbesondere  ward  der  Kanzler,  durch  dessen  Hände  alle  Aus  fertig« 
gen  gehen  sollten,  verwarnt,  dass  er  sich  nicht  gelüsten  lasse,  für  sich  allen 
mit  dem  Herzog  zu  traktieren.  Sollt«*  es  doch  geschehen,  so  sollten  die  übrigei 
verpflichtet  sein,  es  schleunigst  an  den  Warschauer  Hof  zu  berichten.  Es  wii 
in  Aussicht  gestellt,  dass  in  die  Eidesformel  der  Regimentsräthe  auch  der  Nanu 
des  Königs  eingefügt  werde. 

Diese  Bestimmungen,  die  nur  darum  hatten  durchgesetzt  werden  können, 
weil  man  dem  greisen  und  kranken  Herzoge  nicht  mehr  die  zur  Wahrnehmung 
der  Regierungsgeschäfte  erforderliche  volle  geistige  Kraft  zutraute,  wurden  doch 
mit  keinem  Worte  als  vorübergehende  bezeichnet.  War  es  ja  doch  auch  durch- 
aus die  Meinung  der  Urheber  dieses  Dokumentes,  der  Polen,  wie  der  Stande, 
den  preussischen  Herzog  fortan  wie  ein  Mündel  zu  behandeln. 

In  anderen  Anordnungen,  die  augenscheinlich  doch  nur  dem  augenblick- 
lichen Inhaber  der  fürstlichen  Gewalt  galten,  ging  man  noch  viel  weiter.  „Ge- 
meine und  geringe  Sachen'*  sollten  dem  Herzog  überhaupt  nicht  vorgelegt  wer- 
den, damit  seine  Gesundheit  geschont  werde.  Ja,  man  wagte  es,  den  persön- 
lichen Verkehr  Albrechts  von  dem  Gutdünken  seiner  Räthe  abhängig  zu  machen: 
sie  wurden  angewiesen,  darauf  zu  achten,  dass  nicht  wie  bisher  „einem  Jeden 
ohne  Unterschied  zu  Fürstlicher  Durchlaucht  in  derselbigen  Gemach  zu  laufen* 
verstattet  werde.  Den  Kämmerern  aber  ward  überhaupt  verboten,  Jemanden  den 
Zutritt  zum  Herzog  ohne  Vorwissen  der  Regimentsräthe  zu  erlauben;  in  Sonderheit 
aber  sollten  sie  Acht  haben,  dass  ..verdächtige  Personen14,  d.  h.  die  persönlichen 
Anhänger  und  Vertrauten  Albrechts.  nicht  mit  ihm  oder  mit  dem  jungen  Thron- 
folger in  Berührung  kämen.  Nur  die  eine  letzte  Forderung  der  Heisssporne 
unter  den  adlichen  Rebellen,  der  König  möge  neben  den  Herzog  einen  Statt- 
halter setzen,  ist  nicht  erfüllt  worden;  ihre  Verwirklichung  mochte  an  dem 
Widerstand  Derjenigen  scheitern,  denen  noch  ein  Rest  von  Besonnenheit  ge- 
blieben war. 

Die  ganze  Action  war  dadurch  zu  Stande  gekommen,  dass  Städte  und 
Adel  einmüthig  sich  den  Polen  als  Verbündete  angeboten  hatten.  Der  Adel 
überwand  sich,  um  die  Städte  zu  gewinnen,  so  weit,  dass  er  seine  Sonder- 
privilegien in  den  neuen  Verfassungsurkunden  wenig  in  den  Vordergrund  stellte. 
Ja  in  einem  Hauptstreitpunkt,  in  der  Brau verlagsf rage,  kam  es  zu  einem  Com- 
promiss.  der  den  Städten  doch  wenigstens  zugestand,  dass  im  Umkreis  von 
einer  Meile  um  jede  Stadt  kein  neuer  adlicher  Krug  ohne  besondere  Genehmi- 
gung eoncessioniert  werden  sollte,  und  den  drei  Städten  Königsberg,  die  von 
jeher  bei  den  Beschlüssen  der  Stadtetage  den  Ausschlag  gaben,  ward  von 
den  königlichen   Kommissaren  ein  neues  Privileg  ertheilt.  in  dem  ihnen  allerlei 
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that    man  ihm    den  gross ten  Schimpf  an.    indem  man  ihn  wie  ein  unmi 
Rind    oder  einen  Geisteskranken  behandelte,    und  seine  Unterschrift  m 
Dokumenten,  auf  die  sich  die  neue  Staatsform  gründete,  war  erzwungen. 
er    war   es  nicht    und  dann  war   sein    Unterzeichnen    ein   völlige«    P< 
nnd  rechtsun kraftig.  die  Urkunden  aber  an  sich  null  und  nichtig.  \ 

Endlich    aber   gefährdeten    die  Stande    in   ihrer  blinden  Leidenschaft  a] 
alles  das.    was  ihnen    nächst  ihrem  Standesinteresse  selbst  am  heiligsten  4 
ihr  protestantisches  Bekenntniss   und  ihr  Deutschthum.     Denn  ans  der  Ktai 
de«  Krakauer  Friedens,  die  Jahrzehnte  hindurch  ohne  jede  Bedeutung  geMU| 
war.  hatten   sie  nunmehr  eine  Oberherrschaft  Polens  über  das  Herzogthmn^ 
macht,    die  weit    hinausging    über  das  damals   bräuchlicher  Weise  dem  Leb 
herrn  zugestandene  Maass  von  Rechten,  die  beispielsweise  unvergleichlich  4 
tiefer  in  das   innere  Staatsleben  des  Landes  einschnitt,    als  die  Herrschaft  j 
romischen  Reiches  in  den  deutschen  Territorien  und  es  war  kein  Zweifel,  Ü 
Polen,   das  an   sich  schon  durch  seine  natürliche  Lage  auf  die  Erwerbung  i 
preussischen  Küstenlandes  hingewiesen  war.  nun  den  stärksten  Antrieb  erhie 
sein  Regiment  hier  mehr  und  mehr  zu  befestigen  und  die  vollige  Einverleib« 
anzustreben. 

Es  war  docli  der  Geist  von  1410  und  1454.  der  in  den  preussisehf 
Ständen  wieder  erwacht  war.  Das  schleichende  Gift  des  Landesverrathes ,  dl 
sich  einmal  in  dem  Körper  dieses  Volkes  festgesetzt  hatte,  brach  immer  wiedi 
hervor:  der  Weg,  der  von  dem  ersten  Abfall  des  Weichsellands  zu  dem  aUgi 
meinen  Aufruhr  im  dreizehnjährigen  Kriege  geführt  hatte,  musste  folgericM 
auch  zu  der  Revolution  von  1566  leiten.  Die  Befestigung  eines  rücksichtsk 
das  eigene  Standesinteresse  verfolgenden  Klassenregimentes  und  die  stete  Bc 
drohnng  der  religiösen  und  nationalen  Selbstständigkeit  des  Landes  auf  ei 
Jahrhundert  hinaus  waren  die  Segnungen,  die  die  ständische  Politik  dies« 
Jahres  dem  Lande  gebracht  hat. 

Ganz  gewiss  war  auch  der  Herzog  nicht  ohne  Schuld.  Die  Grund  ursaehl 
dafür,  dass  er  zuerst  überhaupt  in  Abhängigkeit  von  seinen  Ständen  geratha 
war,  war  seine  schlechte  Finanzwirthschaft  gewesen.  Denn  in  der  auswärti- 
gen Politik,  derentwegen  angeblich  die  Hülfe  der  Stände  immer  nothig  war. 
ist  es  doch  im  Grunde  nie  zu  einer  ernsthaften  Action  gekommen :  mit  Gesandt- 
schaften und  kleinen  Rüstungen  waren  alle  ihre  Bedürfnisse  zu  bestreiten  und 
das  erforderte  nicht  so  grosse  Geldmittel.  Die  Willigungen,  die  man  von  den 
Landtagen  verlangte,  mögen  dann  auch  in  Wahrheit  zum  grösseren  Theil  nicht 
für  seine  Unternehmungen,  sondern  für  die  Deckung  von  laufenden  Bedürfhissen. 
insbesondere  der  sehr  luxuriösen  Hofhaltung,  bestimmt  worden  sein.  Bei  spar- 
samer Wirthschaft  und  guter  Verwaltung  der  Einnahmequellen  hätte  der  ausser- 
ordentlich grosse  Domanialbesitz.  der  zur  Verfügung  des  Staates  stand,  nicht 
bloss  zur  Deckung  der  ordentlichen  Ausgaben,  sondern  selbst  für  einen  grossen 
Theil  jener  ausserordentlichen  Bedürfnisse  der  auswärtigen  Politik  hinreichen 
müssen,  wie  spätere  glücklichere  Zeiten  hinlänglich  beweisen.  Den  geringen 
Rest  aber,  der  noch  durch  Steuern  hätte  aufgebracht  werden  müssen,  hätte 
auch  ein  Fürst  von  so  geringer  Energie  und  so  mittelmässigen  Geistesgaben,  wie 
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angewiesen.     Die   lutherische  Orthodoxie   Preusscus    hat   in    diesen    T 
Kanon  ihrer  Bekenntnissschriften  festgelegt.     Doch  waren  auch   die  RqgM 
rät  he  mit  den  Ständen  über  die  augenblicklichen  Maass  nahmen  nicht   eflrf} 
waren    sie  doch   bemüht   für  die  Dauer  deren  Rechte  zu  fordern.     Im  Ml 
1567  veranlassten  sie  den  Herzog  sein  Testament  definitiv  festzustellen.    Abgsj 
von  kleinen  Erweiterungen  der  ständischen  Vorrechte   -    auch  der  Kanita} 
noch   nach   der   Regimentsnotel   hatte  ein  Bürgerlicher  sein   dürfen,    sollte 
ward  darin  bestimmt,  ein  Adlicher  sein  —  ward  darin  vor  Allem  ausgespm 
was' früher  wohl  die  Meinung  von  Fürst  wie  Ständen  gewesen,  aber  nicht' 
drücklich    festgesetzt  worden  war.   dass   alle  Privilegien   der   Stände   ihncA 
alle   Zeiten    gewährt   sein   sollten,      l'nd    wie   zum  Hohn   auf   alles  (ieschd 
wurde    vom   Herzog    die  Treue   und   der   Gehorsam    der  Unterthanen   mit* 
stärksten  Ausdrücken  belobt:  für  den  Fall,  dass  die  fränkische  oder  die  bratfl 
burgische  Linie  der  Dynastie  zur  Herrschaft  gelangen  sollte,  machte  der  Hol 
seinen  Nachfolgern  in  Sonderheit  die  lleilighaltung  des  Indigenats  der  PreM 
geradezu  zur  Bedingung  ihres  Regierungsantritts ').     Dies  neue  Grundgesetz 
hielt  durch  königliche  Bestätigung  seine  feierliche  Sanktion3). 

Der  Tod  Albrechts,  der  im  März  1.VJ8  erfolgte,  brachte  kaum  eine  Am 
ning   in   der  politischen  Lage   hervor:   sein  Sohn  Albrecht  Friedrich,    der  ji 
fünfzehn  Jahre  alt  war.  sollte  erst  mit  achtzehn  Jahren  mündig  werden.     In  i 
Testament  des  alten  Herzogs  waren  die  Kcgimentsräthe  ganz  entsprechend  dea  I 
Stimmungen  der  Hegimentsnotel  als  Vormünder  eingesetzt  werden.    Sie  leiste! 
dem  Könige  als  (iuhernatoren  des  Fürsten  und  des  Landes  den  Kid  der  Treue  ■ 
mau   fuhr   in   der  Auseinandersetzung  über  die  Kecesse  fort,   als  sei  nichts  | 
scheuen.    Die  Regimentsräthe,  die  ja  im  Grunde  schon  zuvor  mehr  ein  Aasschi 
der  Stände  als   herzogliche   Beamten   gewesen   waren,   verständigten   sich  al 
auch  jetzt  durchaus  nicht  sogleich  mit  dem  Landtag  und  auch  Ritterschaft  u 
Städte  lagen  wieder  in  Streit  miteinander.    Erst  nach  langem  Hin  und  Her  wa) 
eine  Einigung  getroffen,  nach  der  die  Kassation  der  herzoglichen  Verschreib« 
gen   doch   nicht  mehr  unbedingt   statt  haben  sollte   und  die  Stände  eine  erhel 
liehe  Beisteuer  zur  Abzahlung  der  sehr  hohen  Schulden  bewilligten,  die  Albred 
hinterlassen  hatte. 

Es  war  in  dem  nun  folgenden  Jahrzehnt,  als  sei  die  Monarchie  überhaa] 
nicht  mehr  vorhanden.  Der  junge  Herzog  hat  weder  vor  noch  nach  seini 
Mündigkeitserklärung  irgend  welchen  Kinfluss  auf  die  Regierungsgeschäfte  an 
geübt;  seine  ganz  unzulängliche  geistige  Kraft  machte  es  den  am  Ruder  beflw 
liehen  Rätheii  leicht,  ihn  überhaupt  nicht  dazu  kommen  zu  lassen,  sich  ernst 
lieh  mit  seinein  Amte  zu  befassen.  Als  er  dann  kurze  Zeit  nach  seiner  Vei 
mäblung  im  Jahre  157."»  geradezu  blödsinnig  wurde,  war  davon  vollends  kein 
Rede.  Und  auch  seine  (iemahlin  Maria  Eleonora.  eine  Jülichsche  Priniessh 
bezeigte  wenig  Verlangen,  sich  um  die  Politik  zu  kümmem.  Trotzdem  verroh 
man  ganz  so  unrechtmässig,  wie  in  den  letzten  Zeiten  Albrechts,  und  that  nirfa 

')  Markgraf   Albrechts  Testament   vom    17.  Febr.    Lr)o*7.     (Privilegia  Bl.  Tl^ff. 
•)  Königliche  t'ouhrmation  vom  B.Juli   10G8.     (Ebenda  Bl.  83b.) 
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an  deren  Stellen  und  Benennen  sie  selbst  Theil  Latten,  selbstveratW 
Anders  die  Ritterschaft;  sie  hatte  nicht  das  mindeste  Interesse  die  Sündq 
am  Ruder  befindlichen  Coterie  unaufgedeckt  zu  lassen.  Zuerst  mit  U 
Murren,  dann  mit  lauten  Protesten  bestand  man  auf  Kassierang  der  fli 
rechtmässig  erklärten  Schuldverschreibungen:  die  Städte  schlössen  sich  m 
Vorgehen  einmüthig  au. 

w 

DieRcgimentsräthe  versuchten  diesen  Angriffen  zunächst  durch  Verschlag 
der  Angelegenheit  die  Spitze  abzubrechen.  Zugleich  waren  sie  eifrigst  be* 
dem  allgemeinen  standischen  Interesse  zu  dienen.  Den  polnischen  Prätensioooi 
sehr  bald  doch  allgemein  Anstoss  erregt  hatten,  traten  sie  sehr  fest  gegenüber; 
Anträge,  die  die  Krone  in  diesen  Zeiten  auf  Leistung  von  temporären 
steuern  oder  gar  auf  Erweiterung  der  Hülfspflicht  des  Uerzogthums  im  Kif 
falle  stellte,  wurden  schlechthin  abgelehnt:  es  blieb  dabei,  dass  Preussen 
dann  zur  Theiluahme  an  den  Kriegen  Polens  herangezogen  werden  ad 
wenn  die  Grenzen  des  Uerzogthums  durch  sie  berührt  wurden '). 

Als  es  sich  dann  im  Jahre  1569  um  die  Neubelehnung  Albrecht  Friedri 
handelte,  mochten  und  konnten  sie  zwar  die  Mitbelehnung  des  Markgrafen  Gc 
Friedrichs  und  des  Kurfürsten  Joachim  nicht  hintertreiben,  wie  es  wohl  eil 
Heisssporne  der  adlicheu  Opposition  gern  gesehen  hätten  —  die  beiden  Fürs 
hatten   das  bei  Verhandlungen   mit  Polen  allein  wirksame  Mittel,    grosse  Öt 
spenden  an  alle  massgebenden  Grossen,  reichlich  angewandt  — .  aber  sie  brach 
hei  dieser  Gelegenheit  ein  neues  Privileg  des  Königs  aus,  das  einige  Herzenswünsi 
der  Stände  erfüllte.  Auf  dem  Reichstag  zu  Lublin '-')  ward  der  Fortbestand  desAq 
hurgischeu  Bekenntnisses  vom  Könige  für  alle  Zeiten  gewährleistet  und  zugld 
festgesetzt,  dass  alle  anderen  Confessionen  im  Herzogthum  nicht  nur  nicht  offici 
zugelassen,  sondern  durchaus  nicht  geduldet  werden  sollten1).    Dadurch  wi 
nicht   nur   die  Sorge    beseitigt,   die    doch  jetzt   auch  in  den  polenfreundlich 
Gemüthern    aufgetaucht    sein    mochte,   dass  Polen   den  evangelischen   Glaub 
in  Preussen    auszurotten    versuchen  würde,   sondern  auch   das  Lutherthum  f 
die  allein  gültige  Staatsreligiou  erklärt,   was  der  herrschenden  Kirchenrichtoi 
und  der  völlig  mit  ihr  einigen  Mehrheit  der  Stände  als  noch  grösserer  Gewü 
erscheinen    mochte.      Hatte    doch    noch    ganz    vor    Kurzem    einen    reformierte 
Führer  des  Adels   seine  unzweifelhaft  korrekt   antiherzogliche  Gesinnung  nid 
vor   den   heftigsten  Angriffen    seines    Bekenntnisses    wegen    zu   schützen   v« 
mocht. 

Ausserdem  ward  das  bisher  sehr  angefochtene  Recht  der  Appellation  voi 
dein  höchsten  preussischen  Gericht  an  das  königliche  Tribunal  festgelegt.  E 
ward  bestimmt,  dass  Adliohe  an  dieses  dann  appellieren  dürften,  erstlich,  wem 

')  S.  o.  S.  17  f. 

-')  Privilegium  Lublinense  vom  19.  Juli  1569.     (Privilegia  Bl.  90*f.) 
■'•)  Ka  tarnen  conditione,  ut  Augustanae  confe&donis  doctrina  incorrupte  servil; 
ouiuia  alia  do?inata  et  haeresiuuu  genera,  quae  po&t  Augustanam  confessionem  exori 
sunt  quaeque  ah  ea  sunt  aliena,  non  niüdo  mm  ferantur.  sed  penitus  prohibeantur  e 
aboleautur.     xEl»enda  Bl.  9üb.) 
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i 
andern  aaszuspielen,  den  einen  oder  den  andern  zu  unterstützen  und  zwiseM; 
ihnen  ein  selbstständiges  Dasein  zu  fahren.  Sich  um  keinerlei  auswärtige  Hssw. 
del,  weder  polnische  noch  hohenzollerische  zu  kümmern  und  in  Ruhe  das  VsJss*, 
land  zu  verwalten,  d.  h.  alle  andern  Bevölkerungsschichten  für  ihre  Klassen*») 
teressen  auszubeuten,  das  war  das  Programm  der  ständischen  Politik  und  soUsr 
es  bleiben,  solange  es  eine  solche  überhaupt  gab.  Und  sowenig  die  Gemässigtes, 
unter  dem  Adel  und  dem  Patriciat  im  Ernst  daran  dachten,  die  Nachfolge  der 
Nebenlinien  in  Frage  zu  stellen,  so  willkommen  war  es  ihnen  doch,  dass  da 
nicht  jetzt  schon,  wo  man  die  dereinstige  Lage  noch  nicht  übersehen  konnte, 
völlig  gesichert  wurde.  Ob  man  eintretenden  Falls  den  Nachfolger  gegen  die 
polnischen  Prätensionen  zu  unterstützen  haben  werde,  oder  ob  man  gegen  seine 
Macht  sich  ein  Gegengewicht  in  neuen  Zugeständnissen  an  die  Republik  werde 
verschaffen  müssen,  war  ja  erst  im  Augenblick  der  Erledigung  zu  entscheide«. 

Aber  all'  diese  auswärtigen  Erfolge  vermochten  die  Lage  der  Regiments- 
räthe  im  Inneren  nicht  zu  bessern;  die  Angriffe  gegen  ihre  Verwaltung,  insbe- 
sondere gegen  die  Hinausschiebung  der  Ausführung  der  Recesse  von  1566  nah- 
men nicht  ab,  sondern  mehrten  sich.  Sie  konnten  sich  einer  Verhandlung  und 
einer  Rechenschaftslegung,  namentlich  im  Punkt  der  Schuldverschreibungen, 
nicht  wohl  völlig  entziehen  und  versuchten  es  deshalb  zuerst  mit  einer  List 
Sie  beriefen  nicht  einen  Landtag,  sondern  wenige  Vertreter  der  Stände  zur  Be- 
rathung  dieser  Angelegenheit  —  sie  mochten  glauben  sie  eher  überreden  oder 
durch  persönliche  Vortheile  auf  ihre  Seite  ziehen  zu  können.  Aber  das  Vor- 
haben misslang;  die  Abgeordneten  blieben  fest  und  Hessen  sich  auf  die  von 
ihnen  verlangte  Dechargierung  nicht  ein,  trotz  langwieriger  Unterhandlungen. 

Geldnoth  zwang  die  Regimen tsräthe  endlich  im  März  1573  zur  Einberufung 
eines  Landtages,  dem  in  der  Proposition  als  Berathungsgegenstände  nur  die 
geforderte  Willigung  und  die  Landesordnung  vorgeschlagen  wurden,  die  letztere 
deshalb,  weil  man  dadurch  die  beiden  oppositionslustigen  Stände,  den  Adel  und 
die  Städte,  in  Zwistigkeiten  zu  verwickeln  dachte.  Doch  das  Mittel  verfing 
nicht  Zwar  der  erste  Stand  ging  gehorsam  darauf  ein  und  bewilligte  auch  so- 
gleich eine  namhafte  Summe,  die  beiden  anderen  Kurien  aber  erklärten,  um 
Zeit  zu  gewinnen,  sogleich,  dass  sie  in  eine  Berathung  der  Proposition  nicht 
eher  eintreten  könnten,  als  bis  ihnen  der  Herzog  eine  feierliche  Bestätigung 
ihrer  Privilegien  ertheilt  habe.  Dieses  Hinderniss  war  verhältnissmässig  rasch 
zu  beseitigen:  schon  unterm  8.  Mai  wurde  ein  Dokument  ausgefertigt,  in  dem 
der  Herzog  alle  Grundrechte  der  Stände  bestätigte,  darunter  auch  die  Repetitio 
corporis  doctrinae,  in  der  auf  der  Synode  von  1567  das  Bekenntniss  der  preussi- 
schen  Kirche  festgelegt  worden  war.  Als  ein  Novum  ward  die  Bestimmung 
hinzugefügt,  dass  der  Herzog  keine  dauernde  Ordnung  ohne  Zustimmung  der 
Stände  erlassen  dürfe. 

Das  Vorhaben  der  Regimentsräthe ,  durch  Berathungen  über  die  Landes- 
ordnung Zwietracht  zu  säen,  war  von  Erfolg  begleitet,  in  so  fern  langwierige 
heftige  Verhandlungen  zwischen  Adel  und  Städten  stattfanden;  aber  ein  Vor- 
theil  für  die  Regierung  ward  dadurch  nicht  erreicht  Die  Entscheidung  über  die 
Steuervorlage  ward  dadurch  nur  länger  hinausgeschoben  und,  als  es  endlich  im 
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ständische  Interesse,  so  war  er  doch  durchaus  nicht  wünschenswerth ,  am 
nigsten  den  Herren  Regimentsräthen,  denen  das  Schicksal  Skalichs  drohend 
Augen  schwebte.  Sehr  bald  darauf  —  im  September  1574  —  ward 
dem  Landtag  vorgeschlagen,  dass  beide  Kreytzen  ihre  Aemter  niederlegen, 
Stände  aber  ihrerseits  nunmehr  die  geforderte  Steuer  bewilligen  sollten,  o 
die  inzwischen  nicht  im  Mindesten  verhandelt  worden  war.  Der  Ritterschaft 
war  dies  Zugeständniss  durchaus  nicht  gross  genug:  lag  ihr  ja  im  Grunde  durchs 
aus  nichts  an  der  Beseitigung  des  Missregimentes  als  solchem,  sondern  man  wollte 
die  obersten  Stellen  und  alle  ihre  Emolumente  selbst  gemessen.  Es  waltete  woUJ 
die  Ansicht  ob,  die  Herren,  die  am  Ruder  sässen,  hätten  nun  lange  genug  dfei 
Vortheile  ihrer  Stellungen  ausgenutzt.  Trotz  aller  sittlicher  Entrüstung  übet 
die  bisherige  Misswirthschaft,  die  in  den  Landtagsverhandlungen  bisher  zn  Tags  * 
getreten  war,  beharrte  man  auch  durchaus  nicht  auf  dem  Rechtsstandpunkta.  ■ 
Fast  all'  die  so  hart  angegriffenen  Schuldverschreibungen  und  Schenkungen  * 
wollte  man  unangetastet  lassen,  nur  die  Stellen  sollten  frei  werden.  Eine 
noch  viel  weitergehende  Forderung  —  alle  Beamten  sollten  in  den  Amtsver- 
sammlungen, in  denen  die  Ritterschaft  dominierte,  gewählt  werden,  nnd  es 
sollte  immer  nur  eine  Oberrath stelle  und  eines  der  Hofämter  mit  Mitgliedern 
des  ersten  Standes,  also  der  Freiherren  und  Landräthe,  die  bisher  gerade  das 
erste  Anrecht  gehabt  hatten,  besetzt  werden  —  ward  aufgestellt,  aber  wieder 
fallen  gelassen,  ebenso  eine  andere,  die  von  einigen  ehrlichen  Enthusiasten  er- 
hoben sein  mochte,  dass  nicht  mehrere  Verschwägerte  in  den  höchsten  Aem- 
tern  zugleich  sein  sollten.  Aber  man  bestand  darauf,  dass  alle  Stellen  frei 
wurden,  und  die  Oberräthe  gaben  endlich  nach,  als  die  Ankunft  der  polnischen 
Kommissare  angekündigt  wurde,  und  bewirkten  dadurch,  dass  die  Landschaft 
an  diese  ein  zwar  nicht  ablehnendes,  aber  doch  auch  nicht  einladendes  Schreiben 
erliess.  Den  Abgehenden  wurden  ihre  Besitzthümer  fast  völlig  ungeschmälert 
überlassen  und  in  ihre  Stellen  rückten  die  Kandidaten  der  ritterschaftlichen  Op- 
position ein.  Der  Handel  mit  Staatsämtern,  den  man  ohne  jede  Scheu  auf  offe- 
nem Landtage  vorbereitet  hatte,  war  abgeschlossen;  nun  endlich  ward  auch  die 
Steuer  bewilligt.  Ein  Rückfall  des  Herrenstandes,  der  1575  alle  Abmachungen 
wieder  umzustossen  versuchte,  ward  durch  die  Hartnäckigkeit  der  Ritterschaft 
wirkungslos  gemacht.  Nur  einer  der  alten  Regimentsräthe  durfte  in  seiner  Stel- 
lung bleiben,  dafür  wurden  auch  die  vier  Hauptämter  neu  besetzt. 

Und  während  man  also  sich  in  der  Ausbeutung  der  höchsten  Staatsämter 
den  Rang  abzulaufen  trachtete,  war  es  um  die  mittlere  und  untere  Verwaltung, 
insbesondere  der  Finanzen,  noch  übler  bestellt.  Die  Domänen,  die  Hauptein- 
nahmequelle des  Staats,  wurden  vom  Adel  wie  eine  gute  Beute  angesehen  und 
in  die  Beraubung  des  Fiskus  System  gebracht.  Die  Hauptleute  der  Kammer- 
ämter, also  die  Hüter  und  Verwalter  des  Staatsgutes  selbst,  trieben  es  am 
schamlosesten.  Sie  hausten  auf  den  Aemtern,  als  seien  sie  ihr  Eigenthum;  es 
kam  vor,  dass  ein  Kammeramt,  das  in  der  Regel  12000  Mark  eingebracht  hatte, 
700  abwarf,  dass  andere  nicht  nur  keinen  Pfennig  einlieferten,  sondern  noch  Zu- 
schüsse aus  der  Rentkammer  verlangten  und  erhielten.  Schliesslich  ward  der 
Domanialbesitz  wie  eine  res  nullius  angesehen.    Immer  wieder  kam  es  vor,  dass 


Viertor  Abschnitt. 
Monarchische  Reaction. 

Markgraf  Georg  Friedrich  hatte  sich  nach  seinem  fehlgeschlagenen  Versuche, 
mit  Hülfe  der  Stande  die  Regentschaft  des  Herzogthums  zu  erlangen,  Jahre 
lang  jedes  unmittelbaren  Eingriffes  in  die  preussischen  Verhältnisse  enthalten. 
Als  er  nun  zum  zweiten  Male  es  unternahm,  den  empörenden  Zuständen  im 
Herzogthum  ein  Ende  zu  machen,  wandte  er  sich  an  den  Landtag  überhaupt 
nicht,  sondern  concentrierte  alle  seine  Bemühungen  auf  die  Stelle,  an  der  che 
Angelegenheit  auch  wider  den  Willen  der  preussischen  Stände  zu  seinen  Gunsten 
entschieden  werden  konnte,  den  Warschauer  Hof. 

Der  Augenblick  war  günstig  gewählt.  Nach  dem  Tode  Sigismund  IL,  des 
letzten  Jagellonen,  war  auf  dem  Wahlreichstag  von  1573  dem  Königthum  ver- 
fassungsmässig auch  der  letzte  Rest  von  Selbstherrlichkeit  genommen  worden. 
Stephan  Bathory,  der  nach  dem  kurzen  Regimente  Heinrichs  von  Valois  zum 
König  gewählt  worden  war,  war  freilich  voll  von  Ehrgeiz  und  auf  Vermehrung 
seiner  Macht  bedacht,  er  war  auch  durchaus  beherrscht  von  den  Tendenzen 
der  radikal-katholischen  Reaction  und  hätte  also  einer  Verstärkung  der  preussi- 
schen Unabhängigkeit  aus  mehr  als  einem  Grunde  feindlich  gesinnt  sein  können, 
aber  für  das  wirksamste  Mittel,  seine  monarchischen  und  katholischen  Zwecke 
zu  fördern,  hielt  er  einen  Krieg  mit  Russland,  das  unter  Iwan  dem  Grausamen, 
dem  Czaren  von  Moskau,  in  bedrohlichem  Maasse  emporgekommen  war.  Mitten 
in  den  Vorbereitungen  zu  diesem  empfieng  der  König  die  Anträge  Georg  Fried- 
richs und  ganz  erfüllt  von  dem  grossen  Unternehmen,  mochte  er  nicht  geneigt 
sein,  sich  in  weitere  Verwicklungen  einzulassen.  Vielleicht  mochte  auch  die 
lebhafte  Unterstützung,  die  die  dem  Markgrafen  günstig  gesinnten  deutschen 
Fürsten,  Sachsen,  Württemberg,  vor  Allen  aber  Kurbrandenburg  der  Sache  an- 
gedeihen  Hessen,  wirksam  sein.    Wie  immer '),  Stephan  genehmigte  die  Anträge 


l)  Erst  eine  nähere  archivalische  Untersuchung  wird  hier  klar  sehen  lassen.  Die 
beiden  Chronisten,  die  vor  Anderen  heranzuziehen  sind,  geben  wenig  genügende  Aus- 
kunft. (S.  Heiden  stein,  De  bello  Moscovitico  commentariorum  libri  sex  [1584]  S.  18 
und  Leuthinger,  De  Marcbia  Brandenburgern^  commentarii  lib.  XX  §32,  abgedruckt 
bei  Kraus  ins,  Scriptorum  de  rebus  Marchiae  ...  commentarii  ...  [1729]  S.  729.) 
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geleitet  werden.  Sie  bemängelten  ferner,  dass  Georg  Friedrich  den  HeraogstiUl 
fuhren,  dass  er  auch  für  den  Fall,  dass  dem  blöden  Albrecht  Friedrich  nool 
ein  Sohn  geboren  werden  sollte,  die  Regierung  bis  zu  dessen  Müqdigkeitse* 
klärung  weiter  führen  sollte,  und  warfen  sich  dergestalt  plötzlich  als  Vertbefc 
diger  der  herzoglichen  Gewalt  auf,  die  sie  ihr  Leben  lang  nach  Kräften  in  det 
Staub  zu  ziehen  bemüht  gewesen  waren.  Sie  forderten,  dass  in  der  Urkunde 
ihre  Privilegien  nicht  nur  allgemein,  sondern  im  Einzelnen  bestätigt  werde* 
sollten.  Aber  es  gelang  ihnen  nicht,  die  Gesandten,  die,  wie  die  Krone,  vöffig 
auf  der  Seite  des  Herzogs  standen,  auch  nur  in  irgend  einem  dieser  Punkte  st 
einer  Abänderung  zu  bewegen. 

Nach  langem  Sträuben  und  Zögern  mussten  sie  sich  entschließen,  Geoig 
Friedrich  zu  huldigen.  Auf  welche  Weise  der  neue  Herzog  sein  Amt  verwalte* 
würde,  war  leicht  zu  errathen.  Denn  er  war  kein  Neuling  im  Regieren,  ja  er 
hatte  schon  ein  Mal  die  Probe  bestanden,  ein  gänzlich  verwildertes  Land  ift 
Ordnung  zu  bringen.  Als  er  1557  im  Alter  von  achtzehn  Jahren  die  Herrschaft 
in  Ansbach  und  Bayreuth  antrat,  waren  die  beiden  Fürstentümer  durch  die 
Herrschaft  seines  rauflustigen  Oheimes  Albrecht  von  Kulmbach  aufs  Aergste  zu- 
gerichtet. Durch  eine  musterhafte  Verwaltung  hat  er  hier  in  kurzer  Zeit  grosse 
Erfolge  erzielt.  Vorzüglich  den  Domänen  hatte  er  seine  Aufmerksamkeit  ge- 
widmet, in  dem  verhältnissmässig  kurzen  Zeitraum,  der  seitdem  verflossen  war, 
hatte  er  eine  Ocdnung  für  die  Kastner  und  eine  Diätenordnung  erlassen,  eine 
grosse  Visitation  vorgenommen,  mehr  als  13  Güter  neu  angekauft,  regelmässige 
Waldbesichtigungen  eingeführt,  eine  Bergordnung  publiciert,  kurz  in  jeder  Weise 
die  Domänen-  und  Forstverwaltung  des  Landes  gefördert  und  dadurch  die  Fi- 
nanzen wieder  in  Blüthe  gebracht.  Zu  gleicher  Zeit  aber  hatte  er  auch  das 
Kirchen-  und  Schulwesen  an  mehr  als  einer  Stelle  reformiert;  er  war  ein  ge- 
borener Verwaltungsmann  und  trotz  seiner  berühmten  Leibesfülle  rastlos  thätig '). 
Er  gehört  in  die  Reihe  jener  trefflichen  Fürsten  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehnten 
Jahrhunderts,  die  in  einer  ganzen  Anzahl  von  deutschen  Ländern  damals  die 
Grundlagen  des  modernen  Staatswesens  geschaffen  haben  —  an  ihrer  Spitze 
August  von  Sachsen,  Christoph  von  Württemberg,  Hans  von  Küstrin,  Johann 
Georg  von  Brandenburg. 


!)  Ich  entnehme  diese  Daten  Lang  (Neuere  Geschichte  des  Fürstenthums  Bay- 
reuth III.  [1811]  S.  187  ff.),  der  freilich  aus  dem  von  ihm  verarbeiteten  Stoff  die  denk- 
bar tbörichtsten  Consequenzen  gezogen  hat.  Sein  Gesammturtheil  über  Georg  Fried- 
rich, das  sachlich  eben  so  falsch,  wie  in  der  Form  geschmacklos  ist,  hänge  ich  hier 
niedriger.  „So  entschlief  er,  dieser  Fürst,  nachdem  er  aus  gleicher  Scheu  für  Ruhe 
und  Geschäfte  seines  Korpers  schwere  Last  so  oft  von  einer  Provinz  in  die  andere 
zu  Jagden  und  Festen  tragen  Hess,  der  durch  anderer  gewohnte  Unterwerfung  gebie- 
terisch und  eigensinnig,  des  nie  gefühlten  eigenen  Leidens  an  Fremden  ein  kalter 
Seher,  aus  Gefühl  seiner  Schwäche  misstrauisch  und  veränderlich,  aus  Misstrauen  und 
Langeweile  ein  glaubender  Hörer  war."  (S.  386.)  Vergl.  auch  Holle,  Georg  Friedrieb, 
Markgraf  von  Ansbach-Bayreuth,  (Archiv  für  Geschichte  und  Alterthumskunde  von  Ober- 
franken VII  [1857]  S.  lff.)  und  Haenle,  Georg  Friedrieb,  Markgraf  von  Brandenburg 
zu  Ansbach  und  Bayreuth  (Allgemeine  Deutsche  Biographie  VIII  [1878]  S.  614  ff.) 
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die  Ersättigung  ihrer  Geldgier  handelte.  Kaum  dass  man  den  Widerwillen 
gegen  mit  einigen  nichtigen  Redensarten  —  man  wünsche  dem  Herzog 
Erfolg  and  dergleichen  —  verhüllte;  man  erklärte  sich  gegen  jede  Betheiligayj 
an  der  anzustellenden  Untersuchung  und  begnügte  sich  neben  einer  veraltete« 
Kammerordnung  die  Regimen tsnotel  und  andere  Privilegien  in  Erinnerung  n -] 
bringen.  Als  Motiv  ward  hinzugefügt,  sie  —  die  Vertreter  des  adlichen  Grat»  j 
grundbesitzes  —  hätten  zu  wenig  Zeit  nm  an  Aemtervisitationen  theilzunehmea,  ,. 
sie  hätten  mit  ihrer  eigenen  Wirthschaft  genug  zu  thnn.  Selten  wohl  hat  eint  i 
regierende  Klasse  so  unumwunden  eingestanden,  dass  sie  wohl  auf  alle  Vo*-  * 
theile  einer  herrschenden  Stellung  im  Staate  Anspruch  mache,  Pflichten  aber  ' 
nicht  im  Mindesten  auf  sich  zu  nehmen  gesonnen  sei. 

Der  Herzog  aber  kehrte  sich  weder  an  ihre  ostensiblen,  noch  an  ihre  wahren! 
geheim  gehaltenen  Bedenken,  sondern  gieng  der  Misswirthschaft  auf  den  Do- 
mänen mit  starker  Hand  zu  Leibe.  Es  ward  strenge  Aufsicht  eingeführt,  aber* 
flüssige  Besoldungen  wurden  gestrichen,  das  Jagdrecht  des  Adels  ward  einge- 
schränkt und  indam  man  doch  ständische  Beiräthe  hei  den  Aemtervisitationea 
hinzuzog,  ward  jeder  Klage  über  Vernachlässigung  vorgebeugt  Das  Ziel  der 
Finanzreform  war  nicht  nur  die  ordentliche  Deckung  der  laufenden  Bedürfnisse, 
sondern  auch  die  Ansammlung  von  Baarmitteln :  Georg  Friedrich  wollte  auch 
in  unvorhergesehenen  Fällen  nicht  ganz  abhängig  von  der  Gunst  der  Stände 
sein.  Zur  Abzahlung  der  Schulden  ward  in  den  Aemtern  wenigstens  eine  kleine 
Bewilligung,  der  doppelte  Bierpfennig,  für  zwei  Jahre  durchgesetzt 

Als  im  April  1579  der  König,  der  in  einen  Krieg  mit  den  Russen  ver- 
wickelt worden  war,  Hülfe  heischte,  und  zwar  nicht  als  Pflicht,  sondern  ,als  eine 
für  später  unverbindliche  freiwillige  Unterstützung1),  wurde  sogar  auf  dem 
Landtag  schon  die  geforderte  Summe  bewilligt  Das  Gleiche  geschah  im  No- 
vember 1580,  als  das  Gesuch  wiederholt  wurde.  Schon  griff  Georg  Friedrich 
in  die  bisher  völlig  unabhängige  ständische  Verwaltung  der  Steuererträge  ein; 
verliess  er  das  Land,  so  gesellte  er  den  Regimentsräthen  seine  fränkischen  Be- 
amten bei;  er  dachte  nicht  daran,  die  Bischofsstelle  wieder  zu  besetzen,  die 
durch  die  Entsetzung  des  Hesshusius,  eines  Glaubensstreiters  wie  einst  Oslander, 
schon  vor  1578  frei  geworden  war.  Die  Beschwerden,  die  auf  dem  Landtage 
über  all'  diese  Erweiterungen  der  herzoglichen  Machtvollkommenheit  laut  genug 
geführt  wurden,  beantwortete  er  ausweichend.  Nur  den  Bierpfennig  nach  Ab- 
lauf der  bewilligten  Frist  eigenmächtig  fortzuerhehen,  was  er  versuchte,  gelang 
ihm  nicht. 

Die  bisher  eingelaufenen  Beträge  der  Steuer  hatten  bei  Weitem  nicht  hin- 
gereicht, die  Schuldsumme  zu  decken,  der  Herzog  berief  deshalb  endlich 
im  März  1582  einen  neuen  Landtag.  Inzwischen  aber  hatte  sich  bei  den 
Ständen,    insbesondere  dem  Adel,    eine   furchtbare  Erbitterung  angesammelt 


!)  Der  König  bestätigte  diesen  Sachverhalt  ausdrücklieb  und  bekräftigte  die  viel 
Geringeres  fordernden  älteren  Bestimmungen,  ganz  eben  so  wie  bei  der  gleichen  Ge- 
legenheit im  nächst  folgenden  Jahr.  (Diplome  vom  8.  Mai  1579  und  vom  16.  April 
1580.    Dogiel  IV  $.398  f.) 


62  Allgemeine  Einleitung. 

nicht  im  Mindesten  gestört  wurde.  Wohl  dauerten  die  Intrignen  der  Opposition 
gegen  den  Herzog  am  königlichen  Hofe  fort,  man  war  unablässig  bemüht,  da 
Konig  zu  bewegen,  ihm  selbst  die  Regentschaft  wieder  zu  entziehen ,  aber  tack' 
der  grosste  Zwiespalt  zwischen  Fürst  und  Standen  vermochte  die  Festigkeit  den 
monarchischen  Regimentes  nicht  mehr  zu  erschüttern.  Schon  machte  doch  auch 
die  unzweifelhafte  Tüchtigkeit,  die  starke  und  doch  immer  maassvolle  Ent- 
schlossenheit Georg  Friedrichs  Propaganda  unter  den  Gemüthern,  auch  in  den 
oberen  Kreisen.  Der  gute  Kern  ehrenhafter  und  gerechter  Gesinnung,  der  dieses 
Stamm  auch  in  jenen  zügellosen  Zeiten  nicht  abhanden  gekommen  war,  brack 
hervor  und  begann  des  Klassengeistes  Herr  zu  werden,  der  die  Wurzel  aller 
ständischen  Ausschreitungen  war. 

Georg  Friedrich  aber,  der  sich  durch  seine  Erfolge  in  den  letzten  Jahren 
auch  nicht  zu  der  geringsten  Willkür  hatte  hinreissen  lassen  —  wie  nahe  bitte 
es  gelegen,  nun  den  Versuch  eigenmächtiger  Steuererhebung  zu  wiederholen  und 
die  ständische  Mitwirkung  bei  der  Regierung  des  Landes  überhaupt  abzuschüt- 
teln —  er  blieb  auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege:  er  wollte  die  Stände 
nicht  bei  Seite  schieben,  sondern  erziehen  und  dadurch  erst  recht  fähig  zw 
Theilnahme  am  Regimente  machen.  So  wenig  er  bei  den  Aemtervisitationen 
ihre  Beihilfe  entbehren  wollte,  obwohl  sie  selbst  sich  so  hartnäckig  dagegen 
sträubten  —  noch  auf  dem  letzten  Landtage  hatte  er  sogar  eine  Besoldung 
ihrer  Beigeordneten  in  Aussicht  gestellt  —  so  wenig  gedachte  er  auch  die  so 
lang  hinausgeschobene  Ordnung  des  Schuldenwesens  ohne  sie  durchzufuhren. 
Dieser  maassvollen  Politik  entsprang  denn  auch  der  glückliche  Gedanke,  der 
den  langen  Streit  endlich  zum  guten  Ende  geführt  hat.  Der  Herzog  verfiel 
nämlich  auf  den  Plan,  nicht  wiederum  einen  Landtag,  sondern  eine  Ständever- 
sammlung, die  er  selbst  ausgewählt,  zu  berufen.  Da  zeigte  es  sich,  wie  viele 
gemässigte  Elemente  sich  schon  im  Lande  fanden:  ein  Waldburg,  zwei  Eulen- 
bnrgs,  ein  Dohna  und  86  der  angesehensten  Edelleute  waren  unter  den  Einbe- 
rufenen, zu  denen  auch  Deputierte  der  Städte  gehörten. 

Der  Versammlung,  die  im  Juni  1585  zusammentrat,  machte  Georg  Friedrich 
zunächst  ganz  rückhaltlos  Vorwürfe  wegen  der  Widerspenstigkeit,  die  man  ihm 
die  Jahre  daher  trotz  allem  seinem  guten  Willen  erwiesen  habe.  Er  wagte  es  ihr 
zu  sagen,  dass  der  Grund  davon  der  alte  Geist  der  Untreue  der  Preussen  sei, 
in  der  Welt  sprichwörtlich  geworden  sei  und  der  noch  immer  nicht  geschwunden 
sei.  Sodann  aber  legte  er  ein  königliches  Dekret  vor,  das  er  sich  erwirkt  hatte 
und  in  dem  seine  Unterthanen  vom  Könige  neuerdings  zum  Gehorsam  ermahnt 
und  im  Weigerungsfalle  mit  der  Ungnade  des  Königs  bedroht  wurden.  Er  ver- 
langte nun  von  den  Versammelten,  dass  sie  ein  Dokument  unterzeichneten,  in 
dem  sie  dem  Dekret  Folge  zu  leisten  und  die  Schuldzahlung  zu  befördern  ver- 
sprachen. Denn  dem  ordentlichen  Landtage  sollte  in  keiner  Weise  vorgegriffen 
werden.  Georg  Friedrich  aber  erlebte  den  Triumph,  dass  die  Versammlung 
dieser  Aufforderung  nach  kurzen  Berathungen  nachkam  —  sein  Sieg  in  dem 
Kampf  mit  den  Standen  war  dadurch  im  Voraus  gesichert  Und  selbst  für  den 
nicht  zu  erwartenden  Fall,  dass  sich  noch  Widersetzlichkeit  zeigen  sollte,  war 
Georg  Friedrich  vorbereitet:  er  hatte  in  der  Stille  gerüstet. 
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hat;   er  hat  für  den  ungeminderten  Fortbestand  dessen,  was  er  errungen  hatte, 
nicht  frühzeitig  genug  Sorge  getragen. 

Freilich  hatte  man  1589,  als  Georg  Friedrich  von  Sigismund  III.  die  Be- 
stätigung seiner  Administration  und  seines  Lehnsverhältnisses  nachsuchen  musste, 
durchgesetzt,  dass  auch  Kurfürst  Johann  Georg  die  Eventualbelehnung  erhielt1). 
Aber  dieses  Zugeständniss  erstreckte  sich  nicht  zugleich  auf  die  Nachfolge  in 
das  Curatoramt  Georg  Friedrichs,  das  nach  wie  vor  als  ein  rein  persönliches 
und  nicht  auf  seine  Erbfolgeansprüche,  sondern  auf  die  königliche  Verleihung 
begründetes  Recht  und  demgemäss  als  unvererblich  angesehen  wurde;  andrer- 
seits musste  nach  dem  für  den  Belehnten  sehr  üblen  Gebrauch  der  Zeit  bei  jedem 
Personenwechsel  auf  der  einen,  wie  auf  der  andern  Seite  die  Belehnung  erneuert 
werden.  Und  obwohl  in  jedem  Diplom  dieser  Art  die  Rechtsnachfolger  das 
Kurfürsten  ausdrücklich  eingeschlossen  waren,  bot  diese  Gewohnheit  die  beste 
Handhabe  für  den  Lehnsherrn,  seinem  Vasallen  neue  Schwierigkeiten  zu  machen. 
Und  so  geschah  es,  als  im  Jahre  1603  auf  dem  polnischen  Reichstage  die  Be- 
lehnung für  den  inzwischen  zur  Regierung  gelangten  Joachim  Friedlich  nach- 
gesucht wurde;  man  trug  einen  Hisserfolg  davon,  obwohl  Dänemark,  der  Kur- 
fürst von  der  Pfalz  und  der  Landgraf  von  Hessen  den  Herzog  und  das  Kurhaus 
unterstützten.  Denn  am  Schluss  der  Tagung  erklärte  der  König,  die  Sache 
müsse  bis  zum  nächsten  Reichstag  aufgeschoben  werden,  inzwischen  solle  dem 
Kurfürsten  von  Brandenburg  sein  Recht  ungeschmälert  bleiben,  und  falls  Georg 
Friedrich  sterben  sollte,  die  Regierung  durch  einheimische  Regenten  geführt 
werden3).  Damit  wurden  freilich  die  ärgsten  Uebergriffe  polnischer  Seits  aus- 
geschlossen, aber  in  Bezug  auf  die  Regierung  des  Landes  bedeutete  dieser  Be- 
scheid doch  nichts  Anderes,  als  dass  sie  wieder  in  den  Zustand  der  Zeiten  von 
1577  zurücksinken  solle.  Bei  der  Langsamkeit,  mit  der  alle  Dinge  in  Warschan 
behandelt  wurden,  hätte  die  Angelegenheit  schon  lange  vorher  in  die  Hand  ge- 
nommen werden  müssen,  wenn  ein  günstigeres  Ergebniss  hätte  erzielt  werden 
können.  Georg  Friedrich  mochto  meinen,  dass  ihm  dafür  noch  genug  Lebens- 
zeit gegönnt  sein  würde.    Da  aber  erreichte  ihn  das  Schicksal  der  Sterblichen. 

Doch  wenn  auch  der  Tod  ihn  hinderte,  dies  Werk  glücklich  hinauszuführen, 
der  Ruhm,  zum  ersten  Mal  in  diesem  Lande  die  Autorität  und  die  Segnungen 
der  Monarchie  zur  Geltung  gebracht  zu  haben,  bleibt  ihm  ungeschmälert. 


')  Königliches  Diplom  vom  18.  April  1589  (Dogiel  IV  S.  403ff.). 

*)  S.  Lengnich,  Geschichte  der  Preussischen  Lande  Königlich  -  Polnischen  An- 
theils,  die  sich  seit  dem  Ableben  Königs  Stephani  unter  der  Regierung  Sigismundi  III. 
bis  zum  Jahre  1605  zugetragen  (1726)  S.  357. 


lieb  gemacht  worden  ist.  Es  steht  im  stärksten  Gegensatz  zu  der  Auffassung  Droy- 
sens  (Geschichte  der  Proussischen  Politik.  II  2  [2.  Aufl.  1870]  S.  320ff.  342ff.),  der 
von  der  inneren  Politik  dieses  Fürsten  ein  sehr  übles  Bild  entworfen  hat 

')  Isaacsohn  (Urk.  und  Actenst.  X  [1880]  S.  12 ff.)  beurtheilt  im  Gegensatz  zu 
Droysen  Joachim  Friedrichs  Standepolitik  sehr  günstig,  wie  es  scheint  doch  nicht  ganz 
mit  Recht.  Der  Gradmesser  für  die  Fähigkeit  eines  Fürsten  von  damals  ist  das  Maass 
an  finanzieller  Unterstützung,  das  er  seinen  Ständen  abzwingt,  und  das  ist  unter  Jo- 
achim Friedrich  ein  sehr  geringes  gewesen.  Vollige  Aufklärung  kann  jedoch  erst  eine 
besondere  Untersuchung  schaffen. 

3)  Droysen  (II  2  S.  379)  rühmt  Joachim  Friedrichs  klaren  gesammelten  Sinn, 
seine  behutsame  Hand,  die  wohl  geeignet  gewesen  sei,  vorzubereiten.  Mir  scheint, 
dass  man  aus  der  Behandlung,  die  er  der  preussischen  Angelegenheit  angedeihen 
Hess,  eher  die  entgegengesetzte  Meinung  wird  gewinnen  müssen. 
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sich  diese  Vorarbeiten  zu  Nutze  zu  machen  gewusst.  Es  kam  für  die  Erwer- 
bung der  preussischen  Regentschaft  sehr  viel  darauf  an,  in  welchem  Maasse  £•  j 
märkischen  Stande  dem  Kurfürsten  sich  gefügig  erzeigten,  denn  ohne  namhafte 
Geldmittel  waren  die  polnischen  Grosswürdenträger,  von  deren  gutem  Willen  dfe 
glatte  Erledigung  der  Angelegenheit  abhieng,  nicht  zu  erkaufen.  Joachim  Fried- 
rich aber,  statt  alle  Kräfte  daran  zu  setzen,  bei  Zeiten  von  seinen  märkische«  - 
Standen  eine  Unterstützung  zu  diesem  Zwecke  zu  erhalten,  erreichte  auf  dem  * 
ersten  grossen  Landtage,  den  er  im  Jahro  1002  abhielt,  trotz  grosser  Zugestand-  1 
nisse  nicht  mehr  als  die  Uebernahme  der  aufgelaufenen  Schulden  durch  die  3 
Stande ').  Die  Verhandlungen  in  Warschau  aber  waren  vor  Allem  deswegen  vom  1 
Kurbrandenburg  so  lässig  betrieben51)  worden.  Die  ungenügenden  Bestechung*-  1 
gelder,  mit  denen  man  operierte  —  an  Gewalt  wäre  ja  nie  und  nimmer  H  j 
denken  gewesen  —  hinderten  Alles.  Man  musstc  um  Geld  feilschen,  wo  es  , 
ein  Herzogthum  zu  erringen  galt. 

Die  Verständigung  mit  Polen  aber  war  um  so  wichtiger,  als  man  in  Preussen 
selbst  auf  alles  Andere  als  Unterstützung  des  Kurfürsten  rechnen  konnte.  Denn 
es  war  klar,  dass  die  ständische  Strömung  im  Herzogthum  jetzt  mächtig  an- 
schwellen musstc.  Der  Druck,  den  Georg  Friedrichs  Energie  auf  die  Stände 
ausgeübt  hatte,  war  nun  von  ihnen  genommen;  sie  mochten  von  vornherein 
hoffen,  nicht  wieder  einem  so  entschlossenen  Manne  gegenübergestellt  zu  werden, 
wie  ihm.  Und  darin  lag  an  sich  ein  wirksamer  Anreiz  zu  verstärkter  Opposition. 
Die  Gesinnung,  die  einst  auf  dem  Herzogslandtage  von  1585  fast  hundert  preussi- 
sche  Edelleute  zur  Partei  des  Herzogs  geführt  hatte,  verflog  vor  dem  lockenden 
Zukunftsbilde  von  ständischer  Alleinherrschaft,  das  sich  nun  wieder  aufthal 

Und  schwellte  die  Hoffnung  die  Segel  der  Gegner  der  Monarchie,  so  bat 
sie  die  Furcht  noch  mehr  angetrieben.  Mochte  auch  der  augenblickliche  Träger 
des  Kurhuts,  so  mnssten  sie  argumentieren,  ein  bequemer  Herrscher  sein,  es 
konnte  doch  auch  ein  Andersgearteter  folgen  und  dann  war  ihre  Position  er- 
heblich verschlimmert.  Denn  hatte  Georg  Friedrich  auch  in  seinen  fränkischen 
und  schlesischen  Landen  ihnen  gegenüber  einen  Rückhalt  gehabt,  es  war  doch 
ein  Anderes,  wenn  nun  ein  brandenburgischer  Kurfürst  ihnen  entgegentrat 
Wie  war  es  dann  um  die  Erhaltung  ihrer  Selbstständigkeit  bestellt?    Seit  dem 
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heilsames  Gegengewicht  gegen  den  polnischen  Einfluss  abgab.  Als  Schlusn*  j 
sultat  ergab  sich  wieder,  dass  man,  was  in  der  Zeit  von  1566  bis  1578  so  woil  < 
gelungen,  von  Neuem  heginnen  und  zwischen  beiden  Faktoren  eine  Schaukel»  i 
politik  treiben  müsse,  um  das  ständische  Regiment  zu  erhalten. 

Darin  waren  denn  auch  alle  drei  Kurien  auf  dem  ersten  Landtage,  der 
nach  des  Herzogs  Tode  abgehalten  wurde,  einig.  Nur  in  Bezug  auf  die  Einzel- 
heiten der  Ausführung  zeigten  sich  Differenzen.  Die  RegimentsrfLthe,  die  aaf  i 
Grund  des  Testaments  von  1568  sich  für  berechtigt  hielten,  die  Regentschaft 
wie  in  dem  ersten  Jahrzehnt  nach  Albrechts  Tode  zu  führen,  und  die  auch  diese 
Tagfahrt  aus  eigener  Machtvollkommenheit  angesetzt  hatten,  schlagen  vor,  man 
möge  den  Kurfürsten  bei  Erlangung  der  Vormundschaft  durch  Absendung  einer 
Gesandtschaft  nach  Warschau  Hülfe  leisten;  dem  Könige  gegenüber  aber  solle 
man  auf  Wahrung  der  Selbstständigkeit  des  Herzogthums  dringen,  dafür  jedoch 
auch  seiner  Subsidienforderung,  die  neuerdings  erhoben  worden  war,  nachgeben. 
Die  Landräthe  und  Freiherren  stimmten  diesen  Vorschlägen  in  Allem  zu,  nur 
meinten  sie,  man  solle  die  für  den  König  bestimmte  Geldsumme  ihm  nicht  ab 
Subsidium,  sondern  als  ein  freiwilliges  Ehrengeschenk  bewilligen,  um  ihn  wohl 
willfahrig  zu  stimmen,  zugleich  aber  den  Rechten  des  Herzogthums  keinen  Ein- 
trag zuzuziehen. 

Etwas  ungünstiger  war  die  Stimmung  der  Ritterschaft.  Es  gab  unter  den 
Edelloutcn  eine  Partei ,  die  den  Kurfürsten  überhaupt  für  jetzt  noch  nicht  als 
Administrator  ins  Land  zu  lassen,  sondern  die  Zustände  der  Zeiten  nach  1568 
erneuert  zu  sehen  wünschte.  Sie  lehnte  sich  durchaus  an  Polen  an  and  be- 
richtete Alles,  was  in  Königsberg  vorgieng,  an  den  Warschauer  Hof1).  An- 
drerseits hatte  auch  das  Haus  Brandenburg  einige  wenige  unbedingte  Anhänger 
unter  der  Ritterschaft.  Es  überwog  aber  auch  unter  ihr  eine  mittlere  Richtung, 
deren  Grundansichten  von  denen  der  Landräthe  nicht  allzuviel  abwichen;  nur 
drang  man  darauf,  dass  die  Vortheile  der  Situation  mehr  ausgebeutet  würden. 
Man  wollte  dem  neuen  Herrn  ein  für  alle  Mal  die  Möglichkeit  abschneiden,  so 
selbstherrlich  zu  regieren  wie  Georg  Friedrich.  Man  stimmte  dafür,  für  den 
Kurfürsten  beim  König  einzutreten;  aber  zugleich  solle  Vorsorge  getroffen  werden, 
dass  die  Privilegien  der  Landschaft  nicht  durch  neue  Einbrüche  gefährdet  werden 
könnten,  und  der  König  ersucht  werden,  vor  der  Belehnung  von  dem  neuen  Her- 
zog die  Bestätigung  aller  Privilegien  zu  fordern.  Damit  aber  war  dieser  Partei 
noch  nicht  genug  geschehen,  denn  derartige  Versprechungen  erschienen  nach 
den  Erfahrungen,  die  man  mit  Georg  Friedrich  gemacht  hatte,  nicht  als  allza 
sichere  Garantien.  Es  sollte  eine  ganz  neue  Institution  geschaffen  werden,  ein 
oberstes  Landesrevisionsgericht,  das  mit  den  höchsten  Befugnissen  bekleidet 
werden  sollte.  Vor  ihm  sollten  Fürst  und  Unterthanen  als  gleichberechtigte 
Parteien  erscheinen  und  ihre  Differenzen  zur  Entscheidung  vorlegen.  Worauf  alles 
hinauslief,  wird  erst  klar,  wenn  man  erfährt,  dass  dieses  Gericht  von  den  Stän- 
den gewählt  werden  sollte.    Nie  ist  der  Gedanke  der  ständischen  Omnipotenz  mit 

')  Beriebt   des  Ortelsburger  Hauptmanns   v.  Eulenburg   an   den  Kurfürsten  vom 
6.  Aug.  1604.    (Droysen  II.  2.  S.  397  und  Anmerkung  dazu  S.  474.) 
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vilchvr  Unumwunden  hei  t  zum  Ausdruck  gebracht  worden:   das  Vcrhältniss  von 
Füret    and  Unterthancn  ward  schlechthin   umgekehrt,   der  H erzog  sollte  nichts 
m»-hr  als  ein  verantwortlicher  Beamter  der  Stande  sein.    Nicht  einmal  der  libe- 
rale   Parlamentarismus   unserer  Zeit  hat  in  diesem  Maasse  die  Monarchie  ent- 
in und  igen  wollen;   denn  das  le  roi  regne,  mais  ne  gouvernc  p;us  der  ultra-kon- 
«Tiiationellen  Doctrin  ist  hier  in  der  Sprache  des  sechszehnten  Jahrhunderts  bis 
in  «iio  letzten  Konsequenzen  hinein  ausgestaltet  worden:   nicht  genug,  dass  die 
V-rzoglichen  Beamten  mehr  ständische  Mandataro  als  Diener  des  Fürsten  waren, 
vi.    es  seit  Erlass   der  Kegimenfctnotel  im  Grunde  Rochtons  gewesen  war,    der 
H-rzog  selbst  ward  einem  Aussen uss  des  Landtags  schlechthin  unterstellt,  denn 
alxr  jede,  auch   die  geringste  seiner  Verwaltungsinaassregcln  konnte  ja  Klage 
erhoben  werden  und  es  war  kein  Zweifel,  in  welchem  Sinne  die  Urteilssprüche 
<ii<*e#  Gerichtes   ausfallen   würden.     Und   sollten  sie  ja  nicht  ganz  dem  Sinne 
iivr  Stande  entsprechen,  so  ward  auch  dafür  gesorgt.     Die  Ritterschaft  forderte 
:ra  weiteren  Verlaufe  der  Unterhandlungen  über  diesen  Punkt  dass  fortan  alle 
iKr  Jahre  der  Landtag   verfassungsmässig  einberufen  werden  müsste  und  dass 
i-rner  dem  Landtage  zustehen  solle,  über  alle  Verfassungsverlctzungen.  die  in- 
i«i«cheii   vorgekommen  sein  möchten,   zu  befinden  und  „alle  Schmälcniiig  der 
Privilegien  abzuschaffen*.     Die  Mitglieder  des  Revisionsgerichtes  sollten  die  Be- 
fu^niss  erhalten,  auf  die  Berufung  eines  Landtages  zu  dringen,  wenn  sie  einmal 
i«r«iomt  würde. 

Aber  noch  mehr,  nicht  bloss  die  Politik  und  Verwaltung  des  Landes  sollten 
in  dio  iländc  der  Stände  gelegt  werden,  sondern  auch  die  Gerichtsbarkeit:  denn 
ia«  oberste  Tribunal  sollte  auch  die  letzte  Landes- In  stanz  für  alle  Processe  der 
herrlichen  und  der  Strafgerichtsbarkeit  werden.  In  dieser  Beziehung  giengen 
>ik  Verfechter  der  ständischen  Ideen  noch  viel  weiter  als  die  moderne  konsti- 
tctionrlle  Doktrin,  die  den  herrschenden  Klassen  doch  wenigstens  diesen  Theil 
•j?«  Staatslebens  nicht  ausliefert.  Und  wie  diese  ständische  Jurisdiction  ver- 
fahren werde,  dafür  hatte  man  Anhaltspunkte  genug  an  der  durchweg  parteiischen 
Amtsführung  der  Amtshauptleute,  die  noch  nicht  einmal  geradezu  von  den  Ständen 
gewählt  wurden,  sondern  nur  aus  ihren  Reihen  hervorgiengen. 

Die«c  letzte  Forderung  sollte  ihre  Spitze  nur  gegen  das  herzogliche  Hofge- 
rirht  richten,  nicht  auch  gegen  die  polnische  Appellinstanz,  die  durch  das  neue 
Tribunal  durchaus  nicht  bei  Seite  geschoben  werden  sollte.  Die  Urheber  dieses 
Planes  waren  demnach  nicht  im  Mindesten  gesonnen,  im  Uebrigen  auf  die 
Kückendeckung,  die  sie  herkömmlicher  Weise  bei  Polen  suchten,  zu  verzichten. 
Itie  Appellation  an  den  König  wollten  sie  vielmehr  noch  erweitert  wissen,  denn 
*k  hatten  die  Bestimmung  aufgestellt,  dass  es  der  Landschaft,  wenn  sie  nur  ein- 
hellig sei.  verstattet  sein  solle,  mit  der  Krone  Polen  zu  verhandeln.  Während 
früher  immer  nur  von  einem  Beschwerderecht  der  Stände  die  Rede  irewesen 
war,  sollte  jetzt  also  ein  regelmässiger  Verkehr  mit  dem  Warschauer  Hofe  an- 
gr  bahnt  werden.  Zum  Schi  uss  aber  versicherten  die  Herren  Verfasser  dieses 
Votums  mit  ernsthafter  Miene,  dass  nach  ihrer  Meinung  ihn1  Vorschläge  den 
Rechten  des  kurfürstlichen  Hauses  Brandenburg  in  keiner  Weise  Kintrag  zu 
thun  vermöchten. 
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Sowohl  die  Städte,  als  der  erste  Stand  sträubten  sich  zuerst,  auf  diese  a»A 
dikalen  Ideen  einzugehen.  Zuletzt  aber  stimmten  sie  doch  zu,  da  sie  im  GruaAi  j 
ihre  Tendenz  theilten.  Nur  ward  beschlossen,  das  Projekt  nicht  dem  Könige  , 
sondern  zunächst  dem  Kurfürsten  vorzulegen;  man  mochte  sich  aberlegt  habet,  ■. 
dass  man  doch  nicht  schon  beim  ersten  Versuch  in  einer  so  wichtigen  Sacke  * 
den  eigenen  Landesherrn  völlig  übergehen  könne. 

In  einigen  anderen  Punkten  fand  sich  dagegen  der  Adel  zu  Zageständnism 
bereit;  er  hatte  ursprünglich  mit  sehr  starken  Ausdrücken  gefordert,  dass  die 
Regimentsräthe  die  kurze  Spanne  Zeit,  in  der  die  Stände  jedenfalls  die  Herrn 
im  Lande  blieben,  dazu   benutzen  sollten,  um  in  aller  Eile  einige  der  haupt-  * 
sächlichsten  Herzenswünsche  der  Aristokratie  zu  verwirklichen.    Man  werde  che 
Proposition  nicht  eher  beantworten,  als  bis  alle  Beschwerden  des  Adels  erledigt 
seien  und  man  wolle  nicht  eher  auf  dieser  Tagfahrt  auseinandergehen,  als  bis  [ 
die  Besetzung  der  Bisthümer  endgültig  geregelt  sei,  so  hatte  es  in  seinem  erstem  " 
Bedenken  geheissen.     Auf  die  Vorstellungen  der  Regimentsräthe,    dass  eine  so 
erhebliche  Angelegenheit  nicht  so  eilig  erledigt  werden  könne,  Hess  die  Ritter- 
schaft diese  beiden  Forderungen  fallen. 

Die  Gesandten,  die  nun  zur  Ueberbringung  des  Ehrengeschenkes  and  zur 
Aufrechterhaltung  der  Privilegien  nach  Warschau  abgehen  konnten,  haben  dort 
sehr  wenig  erreicht.  Zuerst  mussten  sie  sich  vom  König  eine  scharfe  Rüge 
über  die  Ungesetzmässigkeit  der  Einberufung  des  Landtages  ertheilen  lassen. 
Das  Testament  Herzog  Albrechts  ward  polnischerseits  nicht  als  noch  zu  Recht 
bestehend  anerkannt.  Und  in  der  That  waren  ja  seine  Bestimmungen  durch 
die  Uebertragung  der  Regentschaft  an  den  Markgrafen  Georg  Friedrich  völlig 
über  den  Haufen  geworfen  worden.  Zu  den  Verhandlungen  über  die  Ordnung 
der  preussischen  Verhältnisse  wurden  sie  gar  nicht  zugezogen;  nur  was  die 
brandenburgischen  Gesandten  ihnen  mittheilten,  die  sich  hin  und  wieder  bei 
ihnen  Raths  erholten,  erfuhren  sie  aus  authentischer  Quelle.  Der  Beistand,  den 
sie  dem  Kurfürsten  leisteten,  beschränkte  sich  auf  die  offizielle  Befürwortung 
seines  Antrages,  eine  Formalität,  die  am  wenigsten  in  Polen  irgend  etwas  fruch- 
tete. Auf  die  privaten  Kundgebungen  gegen  den  Kurfürsten,  die  anzweifel- 
haft stattgefunden  haben,  mag  man  in  Warschau  viel  grösseres  Gewicht  gelegt 
haben. 

Der  Gegensatz,  der  zwischen  dem  Kurfürsten  und  den  preussischen  Ständen 
bestand,  und  den  diese  _Hülfsa -Gesandtschaft  schlecht  verhüllte,  hat  doch  auf 
die  Verhandlungen  übel  eingewirkt.  Georg  Friedrich  freilich  hatte  trotz  viel 
entschiedenerer  Opposition  der  Stände  von  Polen  die  günstigsten  Bedingungen 
erhalten;  die  schwächliche  Art  aber,  mit  der  Joachim  Friedrich  seine  Sache 
führte,  vermochte  diese  Gegenwirkung  nicht  also  bei  Seite  zu  schieben.  Zudem 
dominierte  jetzt  in  Polen  eine  politische  Richtung,  die  viel  mehr  Werth  auf  die 
Beherrschung  Preussens  legte,  als  irgend  eine  frühere  Regierung.  Die  katho- 
lische Reaction,  die  damals  ganz  Europa  zu  umspannen  trachtete,  hatte  in  Polen 
völlig  die  Oberhand  gewonnen:  sie  gedachte  die  Thronansprüche  Sigismunds 
zu  benutzen,  um  Schweden  zurückzugewinnen.  Dazu  aber  musste  man  vor 
Allem  die  Ostseeküste  beherrschen. 
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machen ;  über  diese  Frist  hinaus  bedurfte  es  einer  ausdrücklichen  Verlängerung,1 
Endlich  ward  den  preussischen  Katholiken  Duldung  in  einem  für  die  Glauben»^ 
Verhältnisse  jener  Zeiten  weitreichenden  Maasse  gewährt:  die  Freiheit  des  Ge-cl 
Wissens  sollte  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werden,  die  Benutzung  von  K*-; 
pellen  und  Bethäusern  sollte  erlaubt  sein,  kein  Katholik  seines  Glaubens  wegtfe 
irgend  geschmäht  oder  verletzt  werden  dürfen.  Die  Katholiken  sollten  zu  alte 
Aemtern  zugelassen,  ihr  Patronatsrecht  sollte  in  keiner  Weise  geschmälert  j 
werden.  In  Königsberg  sollten  ihnen  eine  oder  zwei  Kirchen  überlassen  werden1). 
Man  begreift  leicht,  warum  der  Kurfürst  schliesslich  in  alle  diese  Bestim- 
mungen gewilligt  hat.  Ihm  kam  es  darauf  an,  überhaupt  nnr  in  den  Besitz  des  - : 
Landes  zu  gelangen,  und  von  den  Bedingungen,  unter  denen  es  geschah,  drücktet 
die  meisten  viel  weniger  ihn  selbst,  als  die  Einwohner  des  Herzogthums,  mit  j 
deren  Interessen  er  sich  —  daran  muss  festgehalten  werden  —  noch  durchaas  { 
nicht  in  demselben  Maasse  identificierte,  wie  es  etwa  in  späteren  Zeiten  Friedrieh  - 
Wilhelm  that.  Er  und  die  beiden  folgenden  Kurfürsten  fühlten  sich  noch  viel 
mehr  als  Edelleute,  denen  durch  längst  vorbereitete  Familienverbindungen  ein 
grosser  Besitz  durch  Erbschaft  zufällt,  als  dass  sie  die  Absicht  geleitet  hätte, 
einen  mächtigen  einheitlichen  Staat  zu  gründen.  Sie  waren  froh,  soviel  Herzogs* 
und  Fürstenhüte  auf  ihrem  Haupt  zu  vereinigen,  aber  mehr  im  Interesse  ihrer 
Familie,  wie  gute  Hausväter,  als  im  Sinne  von  erwerbungslustigen  Staatsmännern« 
Erst  vor  wenigen  Jahren  hatte  man  für.nöthig  gehalten,  durch  ein  Hausgesetz 
zu  bestimmen,  dass  die  norddeutschen  Lande  der  Hohenzollern  in  einer  Hand 
bleiben  sollten;  aber  indem  für  die  fränkischen  Besitzungen  eine  Ausnahme 
stipuliert  wurde,  zeigte  sich,  wie  wenig  der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit,  der 
das  Kriterium  einer  politischen  und  nicht  privatrechtlichen  Auffassung  des  fürst- 
lichen Amtes  ist,  noch  durchgedrungen  war.  Und  die  Zeit  lag  noch  nicht  vierzig 
Jahre  zurück,  in  der  Joachim  IL  und  seine  beiden  Sohne  die  dispositio  Achilles 
völlig  umgestossen  hatten,  die  ganz  Aehnliches  wie  der  Geraer  Haasvertrag  be- 
stimmt hatte. 


')  „ .  . .  libertatem  nempe  conscientianun  nullis  Ducalibus  Religionem  Catholicam 
Romanam  profitentibus,  qui  in  praesentiarum  sint,  aut  deineeps  futuri  essent,  labe- 
faetatum  aut  convulsura  iri;  sacella  itidem  et  oratoria  ubivis  tarn  in  Continus  quam 
alibi  integra  tuta  et  concessa,  in  iisdem  liberum  pietatis  et  doctrinae  institutisque 
Catholicis  Exercitium  fore,  neminem  eo  nomine  turbari  inquietari  premi,  neminem  Re- 
ligionis  Catholicae  ergo  ullam  vim  injuriam  contumeliam  extimescere  debere.  Jura 
patronatus  etiam  et  templa  quieunque  Catholicus  habebit,  eorum  usu  et  publico  exer- 
citio  non  privatum  iri,  sed  ipsi  integrum  liberum  illibatumque  futurum.  Ad  munera 
etiam  et  bonores  Catbolicos  idoneos  admissum  iri.  S.  R.  Majestatis  atque  Amplissimi 
Senatus  nomine  cum  alia  quaedam  proposita  fuerunt,  tum  ut  ad  minimum  Regio- 
monti  unum  atque  alterum  templum  ad  Religionis  Catholicae  usus  cum  reditibus 
justis  assiguetur,  non  solum  propter  eos,  qui  ex  ducatu  eius  Religionis  sint  aut  fue- 
rint,  verum  non  minus  etiam,  qui  ex  Regno  Magnoque  Ducatu  Litbuaniae  Catholicae 
Religionis  homines  negotiorum  suorum  causa  frequenter  eo  venire  solent",  so  lautet 
dieser  Passus  des  Responsums  vom  11.  März  1605.  (Privilegia  Bl.  140».)  Vergl. 
Leb  mann,  Preussen  und  die  katholische  Kirche  I  (1878)  S.  36. 
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Friedrich  durchaus  nicht  mit  Eidespflicht  verbunden;   an  ihm  sei  es,   erat  teHA 
der  Landschaft  zu  verhandeln.    Die  Aufhebung  des  Vertrags,  den  der  Knrfunt 
in  Warschau  eingegangen,  die  Einrichtung  des  Tribunals  und  die  alljährlich»'] 
Einberufung  des  Landtages  wurden  als  die  Bedingungen  bezeichnet,   an  dem  [ 
Erfüllung  die  Uebergabe  des  Landes   an  Joachim  Friedrich   geknüpft   werde*  ■* 
müsse.     Und  ferner  sei  nicht  daran  zu  denken,    dass  der  Karfürst  nun  auch   j 
seinerseits  noch  Steuern  erheben  dürfe;  er  möge  zufrieden  sein,  wenn  man  ihm  j 
die  Domänen  des  Herzogthums  „schenke".    Dem  Adel  aber  ward  als  Lockbild  j 
in  prächtigen  Farben  der  Zustand  des  Landes  ausgemalt,  der  herrschen  würde,   j 
wenn  das  Herzogthum  völlig  polnisch  werde.    Der  Konig  würde  sich  mit  einiget   < 
Domanialstücken  begnügen,  an  die  Republik  würde  man  nach  polnischem  Brauch   ; 
nur  den  vierten  Tb  eil  der  Kammereinnahmen  abliefern  müssen,  alles  Uebrige 
aber  würde  die  Landschaft  selbst  gemessen  können.     Und  nun  mochten  die 
adlichen  Leser  an  all'  die  fetten  Aemter  und  Sinekuren  denken,  die  in  diesem 
Falle  ihnen  und  ihren  Vettern   zufallen    würden.     Der  Verfasser  hütete  sich 
zwar  die  Vereinigung  mit  Polen  unverhüllt  zu  fordern,  aber  die  Absicht,  für 
diese  Propaganda  zu  machen,  war  unverkennbar. 

Die  Stimmung  im  Lande  war,  noch  bevor  im  November  1605  der  Landtag 
eröffnet  wurde,  aufs  Aeusserste  erregt  Der  Kurfürst  erschien  zwar  in  Preussen, 
verliess  es  aber  schon  nach  wenigen  Wochen;  es  entsprach  ganz  seiner  wenig 
energischen  Art,  den  Versicherungen  der  Regimentsräthe,  dass  seine  Anwesenheit 
eher  schaden  könne,  leichten  Glauben  zu  schenken.  Und  freilich  war  er  selbst 
nicht  der  Mann,  um  durch  eigenes  Eingreifen  die  Sache  fordern  zn  können. 
Unbegreiflicher  Weise  aber  Hess  er  nicht  einmal  Bevollmächtigte  zu  seiner 
Vertretung  in  Königsberg  zurück.  Dass  die  Regimentsräthe,  die  er  nun  allein 
mit  der  Regierung  betraute,  durchaus  nicht  am  Meisten  auf  die  Wahrneh- 
mung der  landesherrlichen  Interessen  bedacht  waren,  sollte  sich  bald  genug 
zeigen. 

Freilich  wollten  sie  die  radikale  Opposition  nicht  überhand  nehmen  lassen 
und  hatten,  um  wenigstens  einige  sichere  Anhänger  ihrer  mittleren  Richtung  in 
der  Versammlung  zu  haben,  für  gut  gehalten,  die  Landräthe  dies  Mal  in  unge- 
wöhnlich grosser  Anzahl  zu  berufen.  Es  waren  siebzehn,  während  in  den  ersten 
Zeiten  nach  der  Entstehung  dieser  Kurie  nur  acht,  später  aber  nur  einige  mehr 
zu  Landrathcn  designiert  worden  waren.  Schon  gegen  diese  geringe  Abweichung 
vom  Herkommen  erhob  die  Ritterschaft  lauten  Protest.  Weil  einige  der  Beru- 
fenen ihr  nicht  zusagten,  gieng  sie  soweit,  eine  neue  Liste  von  Candidaten  auf- 
zustellen, die  einen  Theil  der  Anwesenden  nicht  enthielt,  dafür  zwei  Andere, 
die  eifrigere  Vertreter  der  adlichen  Interessen  sein  mochten.  Ja  man  war,  wie 
so  oft,  sogleich  mit  einem  Organisationsvorschlage  bei  der  Hand.  Das  Amt  der 
Landräthe  sollte  ein  festes  werden  und  zu  ihnen  sollten  ausser  den  vier  Regi- 
mentsräthen  noch  acht  andere  Mitglieder  gehören,  die  auf  Vorschlag  der  Land- 
schaft vom  Kurfürsten  zu  ernennen  seien.  Man  war  so  entgegenkommend, 
festzusetzen,  dass  bei  jeder  Vakanz  zwei  Kandidaten  präsentiert  werden  sollten, 
zwischen  denen  dem  Kurfürsten  die  Wahl  freigestellt  wurde.  Es  leuchtet  ein, 
dass  durch  die  Ausführung  dieses  Vorschlages  die  Landräthe  und  die  aus  ihnen 
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königlichen  Schutzes  —  falls  es  „über  alles  menschliche  Verhoffen  von  Nothei* 
—  sich  versichert  hielten.  j 

Bei  den  weiteren  Berathungen  zeigte  sich  aufs  Deutlichste,   dass  Herwa-j 
stand  und  Adel  in  Zukunft  noch  viel  weitergehende  Schritte  zu  thun  vorhatte»  1 
um  die  lästigen  Bedingungen  des  Kuratolvertrages  rückgängig  zu  machen.    Sil * 
beschwerten  sich  darüber,   dass  diese  durch  die  brandenburgischen  Gesandt«  : 
zugestanden   seien,  ohne  dass  man  ihre  Zustimmung  eingeholt  habe.    Sie  fo-  ' 
derten,    dass   der   Kurfürst   zur   Verhütung   solcher  Irrungen   nie   andere  all  \ 
preussische  Räthe  zu  derartigen  Missionen   verwenden   solle.    Um   ein  Mittel,  \ 
den  einmal  angerichteten  Schaden  wieder  gut  zu  machen,  waren  sie  auch  nicht 
verlegen;  sie  beschlossen  zum  nächsten  Reichstag  eine  ständische  Gesandtschaft 
abzuordnen,  die  um  Aufhebung  der  ihnen  unwillkommenen  Bestimmungen,  ins- 
besondere der  über  die  Duldung  der  Katholiken,  bitten  sollten. 

Das  A  und  das  0  aller  ständischen  Deductionen  war  die  Beobachtung  der 
Staatsgrundgesetze.  Sie  selbst  aber  nahmen  sich  durchaus  nicht  übel,  ihnen 
stracks  zuwider  zu  handeln.  Denn  diese  Gesandtschaft  nach  Warschan  Hess  sich 
nicht  im  Mindesten  aus  der  Verfassung  rechtfertigen.  Der  Recess  von  1566, 
der  hierbei  allein  in  Betracht  kam,  bestimmte,  dass  die  Stände  dann  an  den 
König  sich  wenden  sollten,  wenn  vom  Landesherrn  ihre  Privilegien  verletzt 
würden  und  wenn  sie  von  ihm  Abstellung  trotz  vielfaltigen  Nachsuchens  nicht 
erlangen  könnten.  Meinten  nun  also  die  Stände,  dass  durch  den  Kuratelvertrag 
ihre  Vorrechte  beeinträchtigt  seien  —  und  selbst  darüber  hätte  sich  noch  streiten 
lassen  — ,  so  war  der  verfassungsmässig  gewiesene  Weg  die  Beschwerde  beim 
Kurfürsten.  Das  Gesetz  schrieb  vor,  dass  sie  zu  öfteren  Malen  zu  wiederholen 
sei,  die  Oberstände  aber  hatten  diese  Sache  noch  nicht  ein  Mal  vorgebracht 
Erst  in  'demselben  Actcnstück,  das  ihren  Beschluss  über  die  Gesandtschaft 
notificierte,  hatten  sie  gegen  die  Abmachungen  über  die  Katholiken  protestiert; 
eine  Bitte  um  Aufhebung  hatten  sie  an  den  Kurfürsten  überhaupt  noch  nicht 
gerichtet. 

Freilich  binden  sich  vorwärtsstrebende  Parteien  und  Gewalten  nie  an  den 
Buchstaben  alter  Gesetze  und  Verträge  —  geschähe  es  wirklich,  so  würde  jeder 
Fortschritt  im  politischen  Leben  im  Keime  erstickt  — ,  aber  die  Stände  hatten 
bis  dahin  und  haben  späterhin  immer  wieder  die  Hcilighaltung  der  alten  Vor- 
schriften als  das  Fundament  ihrer  ganzen  Rechtsanschauung  proklamiert  und 
es  verdient  darum  doch  bemerkt  zu  werden,  wie  wenig  sie  selbst  sich  dadurch 
für  gebunden  erachteten. 

Wie  ganz  sie  selbst  sich  der  Ungesetzmässigkeit  ihres  Vorgehens  bowusst 
waren,  geht  zur  Genüge  daraus  hervor,  dass  sie  für  nöthig  hielten,  noch  einen 
loyalen  oder  doch  wenigstens  dem  Kurfürsten  willkommenen  Nebenzweck  vor- 
zuschützen. Sie  erklärten  es  in  ihrem  Bedenken  für  nöthig,  schon  jetzt  die 
Uebcrtragung  der  Kuratel  auch  auf  den  Kurprinzen  Johann  Sigismund  zu  be- 
antragen und  zugleich  die  Bestätigung  der  Erbfolge  der  brandenburgischen  Linie, 
die  noch  suspendiert  war,  zu  betreiben. 

Von  welchen  Gründen  sie  aber  in  Wahrheit  geleitet  wurden,  ist  nicht  schwer 
zu  erkennen.    Die  Gemässigten  unter  ihnen   mochten  in  der  That  nur  daran 
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denken,  den  Kuratelvertrag  zu  modifizieren,  die  polnische  Partei  aber  war  un- 
zweifelhaft der  Ansicht,  dass  durch  Erneuerung  der  Verhandlungen  über  die 
Uebertragung  der  Administration  auch  diese  selbst  wieder  in  Frage  kommen 
konnte,  insbesondere  wenn  die  Stande  sich  hineinmischten.  Ihre  eigentlichen 
Herzenswunsche  lugten  aus  einem  Satze  hervor,  den  der  Adel  dem  Bedenken 
der  Landräthe  zusetzte :  man  solle  doch  auch  jetzt  schon  vom  Könige  eine  Ver- 
sicherung nachsuchen,  dass  sie  im  Falle  des  Aussterbens  des  kurfürstlichen 
Hauses  ihre  Privilegien  behalten  und  ihrer  adlichen  Libertat  ebenso,  wie  die 
polnischen  Edelleute,  sich  zu  erfreuen  haben  wurden. 


Sechster  Abschnitt. 
Die  Entzweiung  der  Stände  unter  Joachim  Friedrich. 

Die  Dinge  Hessen  sich  für  den  Kurfürsten  übel  genug  an.  Ein  ernster  Kon- 
flikt wäre  vielleicht  auch  bei  der  nachgiebigen  Weise  Joachim  Friedrichs  nicht 
zu  vermeiden  gewesen,  wenn  ihm  nicht  unter  den  Ständen  selbst  ein  Bondes- 
genosse erstanden  wäre. 

Schon  zu  Albrechts  Zeiten  wären  die  Städte  am  ehesten  für  die  landes- 
herrliche Gewalt  zu  gewinnen  gewesen,  wenn  sich  der  Herzog  nicht  in  seiner 
blinden  Vorliebe  für  den  Adel  immer  wieder  und  wieder  von  ihnen  abgewandt 
hätte ;  auch  späterhin  haben  sie  sich  zu  öfteren  Malen  williger  als  die  Ritterschaft 
erwiesen,  nie  aber  ist  es  zwischen  ihnen  und  der  fürstlichen  Gewalt  zu  einem 
dauernden  Einvcrständniss  gekommen.  Dennoch  wäre  diese  Verbindung  schon 
längst  geboten  gewesen,  wenn  der  Landesherr  wie  die  Städte  ihr  Interesse  recht 
verstanden  hätten.  Denn  die  Städte,  d.  h.  die  drei  Sondergemeinden,  aus  denen 
Königsberg  bestand,  —  die  kleinen  Städte,  selbst  Mcmel  und  Tilsit,  waren  viel 
zu  unbedeutend,  um  irgendwie  in  Betracht  zu  kommen  —  waren  trotz  der 
Blüthe,  in  der  gerade  jetzt  Handel  und  Gewerbe  standen,  nicht  mächtig  genug, 
um  bei  einem  solchen  Zusammengehen  das  Ucbergewicht  zu  erlangen,  wie  es 
der  Adel,  als  Herzog  Albrecht  sich  eng  an  ihn  anschloss,  mit  leichter  Mühe 
gewonnen  hatte,  aber  auch  nicht  so  schwach,  dass  sie  dem  Fürsten  im  Kampfe 
gegen  den  Adel  nicht  als  die  wirksamsten  Bundesgenossen  hätten  dienen  können. 
Für  sie  selbst  aber  bot  der  Gegensatz  ihrer  politischen  wie  wirtschaftlichen 
Interessen  zu  denen  des  Adels  Gründe  genug,  um  ihnen  wenigstens  zeitweise 
eine  Verbindung  mit  dem  Herrscher  wünschenswerth  erscheinen  zu  lassen. 

Die  Entwicklung  der  ständischen  Vorrechte  von  dem  Erlass  der  Regiments- 
notel  an  hatte  dem  Adel  unendlich  viel  mehr  Vorthcile  verschafft,  als  dem  Bfir- 
gerthum.  Die  Verwaltung  war  unter  den  Einfluss  der  Ritterschaft,  aber  nicht 
unter  den  ihrigen  gekommen.  Und  auf  dem  Landtage  standen  ihnen  seit  dem 
Aufkommen  des  Herrenstandes  nicht  mehr  eine,  sondern  zwei  adliche  Kurien  ge- 
genüber, die  ein  Majoritätsrecht  zwar  nicht  formell,  wohl  aber  faktisch  in  Ansprach 
nahmen.  Bei  den  Bcrathungcn  über  den  Erhebungsmodus,  der  für  die  bewil- 
ligten Steuern  zur  Anwendung  kommen  sollte,  hatten  die  Städte  immer  wieder 
den  Kürzeren  gezogen;    die  Bierstcuer,    von   der  die  Adlichen  für  ihren  Tisch 
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sie  unterliegen  würden,   wenn  sie,   wie  bisher,   dem  Adel  bei  seinem  Strebe« 
nach  völliger  politischer  Uebermacht  ohne  Entgelt  Handlangerdienste  leistetet. 
Freilich   lag  auch  ihnen  nichts  an  einem   starken   monarchischen  Regimentes  ■ 
das  Patriciat  hatte  das  Licht  ebenso  zu  scheuen,  wie  die  Herrschaft  des  Adelt, 
und  durch  eine  dauernde  Befestigung  der  fürstlichen  Gewalt  wäre  es  in  seinem 
unlautersten,  aber  auch  einträglichsten  Interessen  geschadigt  worden.    Aber  Qua 
musste   sehr  viel  daran  liegen,   das  Gleichgewicht  zwischen   beiden  Faktoren  * 
wieder  herzustellen.    Auf  Kompromisse  und  Schaukelspiel  lief  eben  in  diesen 
complicierten  Verhältnissen  alles  hinaus. 

Dieser  innere  Gegensatz  zwischen  Ritterschaft  und  Städten  bestand  allerdings 
schon  lange,  ohne  dass  er  zu  politischer  Feindschaft  geführt  hätte,  nnd  ein  offener 
Konflikt  wäre  vielleicht  auch  noch  fernerhin  lange  Zeit  hindurch  vermieden  worden, 
wenn  der  Adel  im  Gefühl  seiner  Macht  nicht  bemüht  gewesen  wäre,  den  Standet« 
unterschied  mehr  und  mehr  zu  betonen  und  durch  äussere  Zurücksetzungen 
des  Bürgerthums  sein  Uebergewicht  aufs  Schroffste  zur  Geltung  zu  bringen« 
Gerade  in  den  letzten  Jahren  war  es  zu  häufigen  Manifestationen  dieser  Art 
gekommen.  Bei  den  Verhandlungen  über  die  Reorganisation  des  Landraths- 
kollegiums  war  die  Ritterschaft  vorgegangen,  ohne  den  Städten  auch  nur  eine 
Mittheilung  davon,  geschweige  denn  eine  Aufforderung  zur  Abgabe  ihres  Votums  - 
zugchen  zu  lassen.  Die  Städte  hatten  dagegen  protestiert,  und  da  sie  damit 
weder  für  den  Augenblick  noch  bei  späteren  Erinnerungen  Erfolg  hatten,  stei- 
gerte sich  begreiflicher  Weise  ihre  Entrüstung  über  das  verfassungswidrige  Ver- 
halten des  Adels.  Ueberdem  machte  sich  eben  jetzt  das  Bestreben  des  Adels, 
sich  als  geschlossene  Kaste  zu  konstituieren,  besonders  stark  geltend.  Im 
Jahre  1604  hatten  einige  ritterschaftliche  Deputierte  die  Forderung  erhoben,  man 
möge  den  Plebejern,  die  adliche  Güter  erwürben  oder  gar  sich  unterständen, 
ein  Edelfräulein  zu  heirathen,  Einhalt  thun.  Jetzt  aber  ward  in  dem  Beschwerde- 
buch der  Ritterschaft  als  nöthig  bezeichnet,  dass  Fremde,  die  sich  im  Lande  an- 
kauften oder  durch  Heiratk  in  den  Besitz  adlicher  Güter  kamen,  erst  durch 
ausdrückliche  Zustimmung  des  Landtages  Mitglieder  dos  preussischen  Adels 
wurden  und  dass  Bürgerliche  durch  eine  scharfe  Ahnenprobe  daran  gehindert 
würden,  sich  in  den  Stand  einzuschleichen.  Die  Bezeichnung  Plebejer  war  in 
den  officiellcn  Schriftstücken  des  Adels  schon  völlig  gang  und  gäbe  geworden. 
Die  Staatsämter  reklamierte  die  Ritterschaft  neuerdings  ohne  Unterschied  für  sich: 
eben  jetzt  —  auf  dem  Landtage  von  1604  —  forderte  sie,  dass  alle  Stellen  der  Lan- 
desverwaltung, hoch  und  niedrig,  bis  herunter  zu  den  Fisch-  und  Mühlmeistern, 
mit  Edcllcutcn  besetzt  werden  sollten;  falls  ein  Adlicher  in  der  herzoglichen 
Kanzlei  angestellt  zu  werden  wünsche,  solle  er  vor  anderen  bevorzugt  und  über- 
dem  nicht  zum  gemeinen  Kanzlisten,  sondern  zum  Sekretär  ernannt  werden. 
Man  wünschte  also  wohl  die  bürgerlichen  Aemter  für  sich  zu  erlangen,  ohne 
doch  die  Zurücksetzung,  die  man  ihren  Inhabern  bisher  eben  als  Bürgerlichen 
hatte  widerfahren  lassen,  den  adlichen  Usurpatoren  zumuthen  zu  wollen.  Weiter 
forderte  man,  dass  den  Städten  die  Befugniss  genommen  werde,  in  Strafsachen 
Edelleute  vor  ihr  Gericht  zu  ziehen;  die  Adlichen,  die  innerhalb  der  Städte 
Vergehen  und  Verbrechen  begiengen,  sollten  fortan  vor  die  Landschaft  gefordert 
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bei  der  Feststellung  der  ferneren  Landtagsbeschlüsse  aber  ergaben  sich  grossen 
Differenzen. 

Die  Oberstände  hielten  den  Zeitpunkt  für  günstig,  ausser  der  Erledigrag 
der  augenblicklich  vorliegenden  Angelegenheiten  auch  noch  alte  und  neu 
Wünsche  allgemeiner  Natur  vorzubringen.  Noch  1604  hatte  man  sich  begnügt 
zu  fordern,  dass  mindestens  alle  vier  Jahre  ein  Landtag  abgehalten  werden  solle, 
nunmehr  hielt  man  dafür,  dass  die  Stände  alle  zwei  Jahre  versammelt  werden 
oder,  falls  der  Kurfürst  es  unterlasse  sie  zu  berufen,  Vollmacht  haben  müssten, 
auf  eigene  Hand  zusammenzutreten,  und  zwar  nicht  in  Königsberg,  wie  bisher 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  geschehen,  sondern  in  einer  von  zwei  namentlich  an- 
gegebenen kleinen  Städten.  Dass  dieser  letztere  Zusatz  seine  Spitze  gegen  die 
städtische  Kurie  richtete,  bedarf  kaum  der  besonderen  Erwähnung;  schon  lange 
war  es  den  adlichen  Herren  verdriesslich  gewesen,  in  den  Mauern  der  mäch- 
tigsten oder  vielmehr  einzig  mächtigen  Stadt  tagen  zu  müssen.  Ferner  wünschte 
man,  dass  die  Hauptleute  der  vier  um  Königsberg  gelegenen  Hauptämter  fortan 
nicht,  wie  bisher,  frei  ernannt,  sondern  dass  bei  jeder  eintretenden  Vakanz  von 
der  Landschaft  zwei  Kandidaten  präsentiert  werden  sollten,  von  denen  der 
Kurfürst  einen  auszuwählen  habe  —  eine  Forderung,  wie  man  sie  früher  kaum 
in  den  Zeiten  der  grössten  ständischen  Macht  auszusprechen  gewagt  hätte. 
Denn  da  es  herkömmlich  war,  dass  die  Regimentsräthe  aus  der  Reihe  dieser 
vier  bevorzugten  Hauptleute  hervorgiengen,  so  bedeutete  dies  Begehren  nichts 
anderes,  als  dass  die  sämmtlichen  einflussreichsten  Aemter  des  Herzogthums 
durch  mittelbare  oder  unmittelbare  Wahl  der  Stände  besetzt  werden  sollten. 
Endlich  kamen  die  Überstände  auf  ihre  alte  Forderung,  die  Einrichtung  eines 
wesentlich  ständischen  Tribunals  betreffend,  zurück  und  schlugen  vor,  das  Pro- 
jekt dem  Könige  oder  dem  Reichstag  vorzulegen,  deren  Entscheidung  dann  sowohl 
für  die  Stände,  wie  für  den  Kurfürsten  bindend  sein  sollte. 

Diese  drei  Forderungen  des  Adels  lehnten  die  Städte  in  ihrem  Bedenken 
säinmtlich  ab ;  wichtiger  noch  aber  war,  dass  sie  auch  dem  des  Weiteren  gefassten 
Beschluss,  nochmals  eine  Gesandtschaft  nach  Warschau  zu  schicken,  ihre  Zustim- 
mung verweigerten.  Sic  sagten  sehr  offen,  dass  Kuratel  wie  Erbfolge  des  Kur- 
fürsten dadurch  nur  in  Frage  gestellt  werden  könnten,  dass  dies  Unternehmen 
nur  den  Feinden  des  Kurfürsten  und  der  Landschaft  dienen  werde  und  dass  es 
viel  räthlicher  sei,  die  Ausstellungen,  die  man  an  den  Warschauer  Verträgen  zu 
machen  habe,  vorzubringen,  sobald  zur  Feststellung  der  Succession  polnische 
Kommissare  ins  Land  kommen  würden. 

Nur  in  einem  Kardinalpunkt  waren  die  Städte  vorerst  mit  den  Oberständen 
einig :  in  der  Forderung  der  Wiederbesetzung  der  beiden  preussischen  Bisthümer, 
die  jetzt  wieder  so  eifrig,  wie  je,  verfochten  wurde,  nachdem  man  sie  unter 
Georg  Friedrich  nothgedrungen  so  lange  hatte  ruhen  lassen  müssen. 

Aber  so  sehr  diese  Frage  auch  Allen  am  Herzen  lag,  sie  stand  nicht  im 
Vordergrund  des  Interesses;  die  Differenzen,  die  zwischen  Städten  und  Ritter- 
schaft über  das  Verhalten  dem  Könige  und  dem  Landesherrn  gegenüber  ent- 
standen waren,  überwogen,  und  da  der  Adel  es  für  opportum  hielt,  in  seinem 
Beschwerdebuch  vor  allem   diejenigen  unter  seinen  Wünschen  hervorzukehren, 
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für  die  Abstellung  aller  ihrer  Gravamina,  d.  h.  die  Durchsetzung  aller  der 
ihnen  gewünschten  Verfassungsneuerungen  und  die  Wiedereinführung  dar 
Bischofswürde,  die  Vermittlung  des  Königs  anzurufen  und  die  Absenduag 
polnischer  Kommissare  zu  erbitten.  Im  Landtagsabschiede  konnten  die  Ober- 
räthe nicht  umhin,  die  verfassungsrechtlichen  Forderungen  der  Oberstande  ab» 
zuweisen,  die  Warschauer  Schickung  aber  riethen  sie  nicht  einmal  ab,  geschweige, 
dass  sie  sie  untersagt  hatten;  sie  begnügten  sich  alle  anderen  Zwecke  als  die 
Unterstützung  der  Erbfolge  des  Kurfürsten  zu  perhorrescieren. 

Erst  in  zwölfter  Stunde,  bei  den  Berathungen,  die  sich  noch  am  selbes 
Tage  an  die  Veröffentlichung  des  Landtagsabschiedes  knüpften,  vermochten  die 
Regimentsräthe  den  Oberstanden  einige  ganz  geringfügige  Zugeständnisse  abzu- 
gewinnen. Diese  versicherten  nunmehr  ihrerseits,  in  Warschau  nichts  Anderes 
betreiben  zu  wollen  als  die  Erbfolge  des  Kurfürsten  und  auch  nichts  gegen  die 
vom  polnischen  Reichstage  schon  sanktionierten  Bestimmungen  der  Kuratelüber- 
tragungsakte unternehmen  zu  wollen;  sie  versprachen  auch  des  Weiteren,  ihre 
Gravamina  nicht  jetzt  vorzubringen,  sondern  sie  bis  zur  Ankunft  eines  polnischen 
Kommissars,  etwa  bei  Gelegenheit  der  Successionsverleihung,  unerortert  zu 
lassen  ').  Aber  diese  Betheuerungen  wogen  nicht  allzu  viel;  sie  wurden  noch 
an  demselben  Tage,  an  dem  sie  ausgesprochen  waren,  zu  einem  Theile  Lügen 
gestraft 

Noch  im  Laufe  des  4.  Februars  nämlich  wurde  von  den  Oberstanden  den 
Regimentsrathen  die  Instruction  übergeben,  die  den  Gesandten  mitgegeben  werden 
sollte,  und  diese  enthielt  kein  Wort  von  der  Beförderung  der  Erbfolge  des  Kur- 
fürsten, wohl  aber  alle  die  verfassungsrechtlichen  Anträge,  die  der  Adel  auf 
diesem  Landtag  vorgebracht  hatte,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Bischofswahlen 
und  dazu  noch  einige  neue.  Sie  waren  auf  dem  laufenden  Landtage  als 
Gravamina  vorgebracht  worden;  jetzt  erschienen  sie  unter  den  Gegenstanden, 
die  in  Warschau  verhandelt  werden  sollten,  zwar  nicht  unter  dieser  Bezeich- 
nung, sondern  als  das,  was  sie  wirklich  waren,  als  Neuforderungen,  aber 
die  Verwandlung  der  Bezeichnung  konnte  doch  daran  nichts  ändern,  dass  man 
das  eben  gegebene  Wort  ohne  jede  Rücksicht  brach.  Und  was  waren  nun  die 
übrigen  Versprechungen  werth,  an  die  man  sich  im  Augenblick  noch  zu  halten 
für  gut  hielt? 

Wenn  die  Oberstande  dem  Kurfürsten  die  Sendung  nach  Warschau  durch 
ein  besonderes  Schreiben  notifizierten ,  in  dem  sie  ihm  die  nackte  Thatsache 
ohne  jede  weitere  Motivierung  meldeten,  wenn  die  zur  Gesandtschaft  ausersehe- 
nen Deputierten  sich  den  Regimentsrathen  vorstellten,  so  erschienen  diese 
leeren  Formalitäten  mehr  wie  eine  Verhöhnung  des  Landesherrn,  als  eine  ihm 
erwiesene  Rücksicht. 

Die  Schuld  an  dem  üblen  Ausgange  trug  unzweifelhaft  zunächst  das  Ver- 
halten der  Oberräthe.  Wenn  sie  ja  sich  wirklich,  wie  sie  wiederholt  nach 
Berlin  meldeten,  in  dieser  Sache  bemüht  hatten,  so  war  es  in  der  denkbar  un- 


')  Zweiter  (ausführlicherer)  Bericht  der  Oberräthe  an  den  Kurfürsten  vom  6.  Febr. 
1606. 
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Erhebung  der  Tranksteuer  suspendiert  werden  solle1),  eine  Entscheidung, 
der  es  auch  späterhin  sein  Bewenden  hatte,  obwohl  die  Oberstände  es  an 
Wendungen  nicht  fehlen  Hessen3).  Wie  viel  richtiger  ein  ähnlich  enei 
Einschreiten  des  Kurfürsten  auch  in  Sachen  der  Warschauer  Sendung  gewc 
wäre,  wurde  inzwischen  auf  dem  Reichstage  offenbar.  Hier  brachte  zwar  nkfcfc 
die  preussische  Gesandtschaft  selbst,  aber  ein  Mittelsmann,  ein  pommerelliscfcor 
Landbote,  den  Antrag  vor,  dem  Kurfürsten  möge  die  Nachfolge  in  PreusM 
unter  der  Bedingung  zugesichert  werden,  dass  dem  preussischen  Adel  die* 
selben  Freiheiten  verliehen  würden,  die  dem  des  polnischen  Preussens  zu- 
ständen, dass  die  Appellation  nicht  mehr  wie  bisher  an  ein  aus  polnischem 
und  herzoglichen  Kommissaren  zusammengesetztes  Specialgericht  *),  sonden 
unmittelbar  an  das  Tribunal  der  Republik  gehen  solle  und  dass  endlich  polni- 
sche Kommissare  zur  Abstellung  der  Beschwerden  des  preussischen  Adels  ia 
das  Herzogthum  geschickt  würden:  Forderungen,  durch  die  auch  das  letzte 
bisher  noch  heilig  gehaltene  Versprechen  vom  4.  Februar  gebrochen  wurde  and 
mit  denen  man  selbst  das  Maass  der  auf  dem  vorangegangenen  Landtage  laut 
gewordenen  Prätensionen  weit  überschritt.  Es  schien,  als  habe  man  auch  dem 
letzten  Rest  von  Selbstgefühl  und  nationalem  Stolz  von  sich  geworfen.  Die 
Antwort  des  polnischen  Regierungsvertreters  lautete  sehr  korrekt:  die  gefor- 
derten Verfassungsneuerungen  könnten  nicht  zugestanden  werden,  sei  dem 
preussischen  Adel  aber  Unbilliges  widerfahren,  so  wolle  der  König  gern  Für- 
sprache für  ihn  beim  Kurfürsten  einlegen.  Einige  Wochen  darauf  aber  gelang 
es  den  Abgesandten  doch,  einen  etwas  günstigeren  Bescheid  zu  erwirken.  Darin 
ward  ihnen  mitgetheilt,  dass  der  König  gern  gesehen  hätte,  wenn  ihre  Ange- 
legenheit auf  dem  Reichstage  zur  Behandlung  gekommen  und  die  Lage  der 
Stände  verbessert  worden  wäre.  Nun  aber  habe  man  die  Entscheidung  anderer 
schwieriger  Geschäfte  wegen  aufschieben  müssen,  man  möge  aber  diese  Verzö- 
gerung, die  nicht  allzu  lange  dauern  werde,  nicht  bedauern,  der  König  werde 
sich  bemühen,  bei  dem  Kurfürsten  durchzusetzen,  dass  den  Privilegien  ferner 
kein  Eintrag  geschehe,  denn  es  sei  sein  Wunsch,  dass  „der  Schatz  der  Wohl- 
thaten  seiner  Vorgänger44  nicht  vermindert,  sondern  vielmehr  noch  vermehrt 
werde4).  König  Sigismund  widerstand,  wie  zu  erwarten  gewesen  war,  der  Ver- 
suchung, sich  in  die  inneren  Verhältnisse  Preussens  zu  mischen,  doch  nicht 
und  der  Kurfürst  konnte  von  Glück  sagen,  dass  die  polnische  Intervention  nicht 
sogleich  erfolgte. 

Bald  tauchte  noch  eine  neue  Schwierigkeit  auf:  die  einzige  Frage,  in  der 
auf  dem  letzten  Landtage  alle  Kurien  einig  gewesen  waren,  die  kirchliche, 
war  gegen  Ende  der  Tagfahrt  nur  für  kurze  Zeit  beigelegt  worden.  Die  Ober- 
räthe  hatten  auf  die  in  diesem  Punkte  sehr  entschiedene  Instruction  des  Kur- 


l)  Joachim  Friedrich  an  die  Oberräthe  28.  Febr.  1606. 
*)  Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten  24.  Juli  1606. 
*)  Vergl.  o.  S.  18. 

4)  Responsum  des  Königs,  dem  preussischen  Adel  ertheilt  am  2.  Mai  1606.    (Pri- 
vilegien Bl.  95*f.) 
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fürsten  benatzt,  am  In  das  Kollegium  wenigstens  ein  ihm  ergebenes  Mitglied 
zu  bringen.  Er  ernannte  Fabian  von  Dohna')  zum  Oberstburggrafen,  einen 
Mann,  der  sich  in  pfälzischen  Diensten  dreissig  Jahre  lang  als  Diplomat  und 
Soldat  bewährt  hatte  und  sich  auch  sonst  für  die  ihm  zugedachte  Aufgabe  aufs 
Beste  eignete.  Er  war  der  Aelteste  der  damals  lebenden  Dohnas  und  also  das 
Haupt  einer  der  vornehmsten  Familien  des  preussischen  Herrenstandes,  aber  da 
er  die  thätigste  Zeit  seines  Lebens  im  Auslande  zugebracht  hatte,  war  er  nicht 
verwachsen  mit  den  engen  Interessen  des  preussischen  Adels  und  als  Beamter 
und  Officier  war  er  gewohnt,  sich  in  den  Dienst  des  Fürstenthums  zu  stellen. 
Mehr  noch  als  alles  Andere  trennte  ihn  seine  Hinneigung  zum  Calvinismus  von 
seinen  Standesgenossen.  Er  hatte  schon  sogleich  nach  Georg  Friedrichs  Tode 
dem  Kurfürsten  seinen  sachkundigen  Rath  zur  Verfügung  gestellt  und  war  dafür 
in  das  eben  begründete  Geheimerathskollegium  aufgenommen  worden. 

Des  Weiteren  ward  die  Vertretung  des  Kurfürsten  auf  dem  Landtage  von 
1607  nicht  wiederum  den  Regimentsräthen  allein  übertragen,  sondern  fünf  bran- 
denburgische Beamte  als  Bevollmächtigte  nach  Königsberg  gesandt,  an  ihrer 
Spitze  Putlitz  und  der  Kanzler  Loben.  Es  war  freilich  nur  eine  halbe  Maass- 
regel, denn  die  Abgesandten  konnten  doch*  nicht  so  auftreten,  wie  der  Kurfürst 
selbst  Man  wagte  nicht  einmal  ihre  Stellung  den  Ständen  wie  den  Oberräthen 
gegenüber  fest  zu  begrenzen.  Ihre  Instruction  stellte  ihnen  frei,  entweder  mit 
den  Oberräthen  zusammen  den  Ständen  gegenüber  zu  treten,  oder  die  Oberräthe 
allein  verhandeln  zu  lassen  und  sich  nur  die  Entscheidung  in  allen  wichtigeren 
Angelegenheiten  vorzubehalten,  oder  endlich  ganz  nach  ihrem  Gutdünken  zu  ver- 
fahren3). So  setzte  man  denn  die  Regimentsrätho  zurück,  ohne  sich  doch  auf 
der  andern  Seite  die  guten  Folgen  dieser  Maassregel  unbedingt  zu  sichern,  die 
zunächst  die  höchsten  Beamten  des  Herzogthums  aufs  Aeusserste  erbittern 
musste.  Unzweifelhaft  wäre  das  persönliche  Erscheinen  des  Kurfürsten,  durch 
das  beide  Uebelstände  hätten  vermieden  werden  können,  ungleich  zweckmässiger 
gewesen. 

Ebenso  lau  und  unentschieden  war  denn  auch  das  Verfahren,  das  man 
diesem  unter  so  ungünstigen  Auspicien  begonnenen  Landtage  gegenüber  einschlug. 
Joachim  Friedrich  war  nach  wie  vor  der  Ansicht,  mit  gütlichem  Entgegenkommen 
am  Besten  zu  fahren.  So  Hess  er  denn  in  der  Proposition,  die  im  Uebrigen 
nur  die  sehr  massige  Geldfordcrung  enthielt,  die  durch  die  Verlobung  der  Prin- 
zessin Magdalena  Sibylla,  einer  Tochter  Albrecht  Friedrichs  noth wendig  gewor- 
den war,  die  Stände  geradezu  auffordern,  ihm  ihro  Anliegen  neuerdings  zu  er- 
öffnen, damit  er  mit  ihnen  das  Wohl  des  Landes  berathen  könne.  Er  versprach 
in  Alles  willigen  zu  wollen,  was  seinen  Regalien  und  den  Privilegien  des 
Landes  nicht  zuwider  und  ohne  gefährliche  Neuerungen  zu  bewerkstelligen  sei '). 


>)  S.  über  ihn  Graf  Dohna,  Die  Donins  und  die  Dobnas  I  (1877)  S.  95 ff.,  III 
(1882)  S.  ;*:><>  ff.  und  Beiheft  3  S.  24. 

'-')  Instruction  des  Kurfürsten  für  Putlitz,  Loben,  Wallcnfels,  Pistorius  und  Stitten 
vom  22.  April  1(507. 

3)  Landtagsproposition  vom  11.  Mai  1607. 
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Dieser  Anforderung  folgten  die  Oberstände  denn  auch  mit  der  grössten 
Bereitwilligkeit.  Sie  brachten  zu  den  alten  noch  eine  Anzahl  neuer  Gravamina 
wt:  die  Appellationen  nach  der  Mark,  d.  h.  an  den  Kurfürsten,  verdürben  die 
Justiz,  den  Herren  Regimcntsräthen  sei  den  Privilegien  zuwider  alle  Gewalt 
t-ntzftgen.  sie  seien  nur  noch  Exekutoren  der  aus  Berlin  ihnen  zukommenden 
Weisungen,  die  Beamten  wurden  nicht  mehr  von  den  Regimentsräthen.  wie  es 
«ich  gebühre,  ernannt,  sondern  über  ihren  Kopf  hinweg  von  der  Mark  her. 
Man  richtete  an  den  Kurfürsten  die  ausdrückliche  Bitte,  er  möge  den  Statt- 
haltern nnd  Regenten,  denn  so  und  nicht  Regimentsräthe  müssten  sie  den 
Privilegien  zufolge  heissen,  doch  die  Regierung  in  Preussen  gönnen  und  nur 
auf  ihren  Rath  hören,  nicht  aber  auf  den  von  „Fremden,  an  welchen  sich  die 
Herrschaft  und  eine  ehrbare  Landschaft  nicht  erholen  könnten,  wenn  sie  übel 
riethen*:  man  erklarte  die  Beamten,  die  nicht  von  den  „Regenten*  allein  be- 
stellt seien,  nicht  als  legitim  eingesetzte  ansehen  und  ihnen  nicht  gehorchen  zu 
können.  Die  Ernennung  Fabians  von  Dohna  insbesondere  ward  angefochten, 
weil  sie.  wie  gerüchtweise  verlaute,  nur  von  Berlin  aus  erfolgt  sei  und  ferner, 
weil  gegen  den  Oberstburggrafen  gegründeter  Verdacht  vorliege,  dass  er  dem 
calvinistischen  Glauben  anhänge.  Schliesslich  forderte  man,  dass  die  Landtags- 
abschiede besser  beachtet,  dass  die  Ausländer  aus  der  Kanzlei  und  der  Rent- 
kammer entfernt  nnd  dass  keinerlei  auswärtige  Verhandlungen  ohne  Vorwissen 
der  Stände  geführt  würden,  wie  es  ja  noch  soeben  in  Warschau  geschehen  war. 

Alle  diese  Prätensionen  waren  von  beiden  Oberständen  vorgebracht  worden ; 
die  Landräthe  hatten  nur  an  dem  Angriff  gegen  Dohna  nicht  theilgcnomnien. 
Die  eigenen  Beamten  des  Kurfürsten  giengen  also  soweit,  ihm  jedes  Recht  auf 
eine  Beeinflussung  der  Landesregierung  zu  bestreiten.  Denn  wenn  man  dem 
Landesherren  vorschrieb,  nur  auf  die  Vorschläge  seiner  preussischen  Käthe  zu 
Loren,  so  hiess  das  nichts  Anderes;  konnte  man  doch  jeden  selbstständigen  Be- 
scheid als  von  den  „auswärtigen*,  den  Berliner  Räthen  herrührend  bezeichnen. 
IVnn  ganz  wie  der  moderne  radikale  Constitutionalismus  beliebte  die  ständische 
Staatsdoktrin  anzunehmen,  dass  der  Monarch  eine  Gliederpuppe  sei,  die  nur 
von  Anderen,  sei  es  von  ihnen  selbst,  sei  es  von  Dritten,  dirigiert  werden 
könne. 

Zeigte  sich  das  Beamtenthum  als  durchaus  ständisch  gesonnen,  so  fand 
der  Kurfürst  anf  diesem  Landtage  bei  den  Städten  um  so  unbedingtere  Unter- 
stützung. Die  Oberstände  hatten  auch  dies  Mal  auf  die  dritte  Kurie  wenig 
2enng  Rücksicht  genommen:  einige  ihrer  Beschwerden,  die  sich  scheinbar  nur 
jegen  Maassnahmen  der  kurfürstlichen  Regierung  richteten,  waren  im  Grunde 
eben  so  sehr  gegen  die  Städte  gemünzt.  Die  Forderung,  dass  die  Landtagsab- 
«thiede  besser  eingehalten  würden,  und  die  Klage  über  die  Appellationen  nach 
Berlin  drückten  beide  den  Verdruss  der  Oberstände  darüber  aus.  dass  die  Städte 
im  Jahre  zuvor  aber  die  Steuererhebung  Klage  geführt  und  damit  Erfolg  gehabt 
hatten.  Um  so  entschiedener  war  aber  auch  die  Opposition  der  Städte  nicht 
nur  gegen  diese  beiden  Punkte,  sondern  auch  gegen  die  grosse  Mehrzahl  der 
öbriief)  Gravamina  der  Oberstände.  Nur  die  Erneuerung  der  bischöflichen 
Würde,  die  Theilnahmc  der  Stände  an  den  auswärtigen  Verhandlungen  uit<l  die 
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Besetzung  der  Kanzlei  und  der  Rentkammer  mit  Preussen  wünschten  auch  sie, . 
allen   anderen  Prätensionen   des  Adels   und   der  Landräthe   aber  versagten  sie 
ihre  Zustimmung;  insonderheit  vertheidigten  sie  das  Recht  des  Kurfürsten,  auch    f 
von  auswärts  das  Land  zu  regieren,  so  nachdrücklich,  wie  es  nur  ein  Vertreter    \ 
des  Herrschers  selbst  hätte  thun  können.  Die  ganze  Verschiedenheit  der  Stellung    ». 
beider  Ständegruppen    zum   Kurfürsten    offenbarte    sich  in   der   Fassung  dar    ; 
Schlussformeln  des  geeinigten  Bedenkens:    die  Städte  erklärten  unumwunden,   ..- 
dass  sie  dem  Kurfürsten  jederzeit  ihre  Willfährigkeit  und  Zuneigung  zu  zeigen 
bemüht  sein  würden,   die  Oberstände  aber  verkündeten,   sie  würden  über  da 
derartiges  Versprechen  „als  getreue  Unterthanen  Beschluss  fassen",  wenn  allen 
ihren  Beschwerden  Genüge  geleistet  sein  würde.  i 

In  Bezug  auf  die  Frage  der  Errichtung  eines  einheimischen  Revisionsgerich- 
tes, die  für  sich  verhandelt  wurde,  kam  es  ebenfalls  nicht  zur  Einigung  der 
Stände  untereinander.  Die  Oberstände  schlugen  zunächst  vor,  dieses  neue  Gericht 
oberster  Instanz  mit  je  2  Vertretern  der  drei  Kreise,  2  städtischen  Assessoren 
und  einem  aus  der  Ritterschaft  hervorgehenden  Präsidenten  zu  besetzen.  Der 
Adel  sollte  darin  also  eine  Mehrheit  von  7  gegen  2  Stimmen  und  das  Präsidium 
haben:  dem  Landesherrn  ward  nicht  eine  Stimme  überlassen,  er  sollte  nur  das 
Recht  haben,  die  Beisitzer  aus  einer  doppelt  so  grossen  Anzahl  von  ihm  zu 
präsentierenden  Personen  zu  wählen;  überdies  gestand  man  ihm  die  Ehre  zu, 
die  Unterhaltungskosten  für  das  Gericht  zu  tragen.  Die  Städte  Hessen  sich 
darauf,  wie  begreiflich  ist,  durchaus  nicht  ein;  sie  schlugen  vor,  die  Ernennung 
des  Präsidenten  und  eines  Mitgliedes  dem  Kurfürsten  zu  überweisen  und  die 
Präsentation  für  4  Sitze  der  Ritterschaft,  für  5  den  Städten  zu  überlassen. 

Die  Antwort  der  Oberstände  auf  diesen  Gegenvorschlag  war  ein  zweites 
Projekt,  das  zwar  auf  die  Rechte  des  Landesherrn  ein  wenig  mehr  Rücksicht 
nahm  als  das  erste,  die  der  Städte  aber  in  noch  viel  höherem  Maasse  hintan- 
setzte. Man  wünschte  nunmehr,  dass  das  Gericht  aus  den  Landräthen  und  zwei 
Mitgliedern  des  llofgerichts,  der  bis  dahin  höchsten  einheimischen  Instanz,  zu- 
sammengesetzt werden  solle.  Diese  zwei  sollten  juristische  Doktoren  sein; 
sie  sollten  also  zugleich  das  Bürgerthum  —  adliche  Doktoren  waren  damals 
noch  sehr  selten  —  und  den  Landesherrn  vertreten.  Den  Präsidenten  sollte 
wohl  der  Kurfürst  ernennen,  aber  aus  der  Reihe  der  Landräthe;  dagegen 
ward  er  auch  nach  diesem  Vorschlag  verpflichtet,  die  Unterhaltungskosten  für 
den  Gerichtshof  zu  tragen. 

Im  Uebrigen  blieb  man  nicht  bei  den  Organisationsfragen  stehen,  sondern 
beabsichtigte,  den  bestehenden  Process  im  Interesse  des  Adels  umzuwandeln. 
Da  sich  die  Oberstände  erinnerten,  so  hiess  es  in  diesem  zweiten  Bedenken, 
was  für  „beschwerliche"  Kriminalprocesse  schon  gegen  Edclleute  geführt  worden 
seien,  so  möge  fortan  über  einen  Adlichen  nur  dann  von  allen  Revisionsrichtern 
gcurtheilt  werden,  wenn  er  auf  handhafter  That  ergriffen  worden  sei;  in  allen 
übrigen  Fällen  möge  man  ihn  vor  das  Kollegium  der  Landräthe  allein  stellen, 
also  mit  Ausschluss  der  bürgerlichen  Doktoren.  Obwohl  man  also  in  jeder  Rich- 
tung für  die  Verbesserung  der  Rechtslage  der  Edclleute  gesorgt  hatte,  sollte  das 
Sonderrecht,  das  die  Adlichen,  ganz  wie  die  Bürgerlichen,  bisher  besessen  hatten, 
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thcilt  werden  sollten,  alles  Andere  als  eine  Nebensache  war.    Eine  runde  Ab- 
lehnung erfahr  nur  das  Ansinnen,   die  in  der  Rentkammer  und  in  der  KanxM 
angestellten  Nichtpreussen  zu  entlassen.     Dagegen   kam   man   im  Punkte  des 
Revisionsgerichts    den    Standen    weit    entgegen:    der    Anspruch    des    Adelt, 
eine  überwiegende  Majorität  für  seine  Vertreter  zu  beanspruchen,  ward  freilich 
nicht  befriedigt,  aber  man  gieng  darauf  ein,  die  Landräthe  zu  dem  Gericht  z*-  S 
zulassen;  zwar  nicht  alle,   aber  sechs  von  ihnen  sollten  den  Hauptbestandteil  f 
des  Gerichtes  bilden   und  der  Präsident  aus  ihrer  Reihe  ernannt  werden.    Ein  i 
Rechtsgelehrter    sollte    die    Jurisprudenz    vertreten ;    drei    städtische    Beisitzer    - 
machten  den  Beschluss.    Das  Zahlenverhältniss  zwischen  Adlichen  und  Bürger-    ; 
liehen  war  also  zwar  nicht  so  ungünstig  für  das  Bürgerthum,   wie  die  Ober-    » 
stände  es  gewünscht  hatten,  immerhin  aber  sicherte  es  dem  Adel  eine  ansehn- 
liche Majorität.    Die  Autorität  des  Landesherrn  war  in  diesem  Vorschlag  nar 
sehr  schwach  gewahrt;  ihm  blieb  einzig  und  allein  übrig,  sein  Interesse  durch 
eine  Auswahl  unter  den  einzelnen  Landräthen  wahrzunehmen.     Standen  diese 
aber,  was  in  den  letzten  Jahren  nicht  selten  vorgekommen  war,  allesammt  auf 
Seiten  der  Opposition,  so  blieb  sein  Einfluss  auf  ein  einziges  Mitglied,  den  ge- 
lehrten Juristen,  beschränkt. 

Man  sieht,  das  Verhalten  der  kurfürstlichen  Regierung  den  ständischen 
Prätensionen  gegenüber,  war  im  Ganzen  ein  schwankendes,  unentschiedenes. 
Die  meisten  Differenzen  sollten  durch  Aufschub,  durch  Verschweigungen  und 
Bemäntelungen  verhüllt  werden;  in  dem  einen  von  den  hauptsächlichsten  Streit^ 
punkten,  in  der  Frage  der  Errichtung  des  Revisionsgerichts,  wich  man  schwäch- 
lich zurück,  vielleicht  in  der  Hoffnung,  um  so  eher  in  allen  übrigen  Nachgiebig- 
keit erwarten  zu  können.  Es  leuchtet  ein,  wie  unzweckmässig  dieses  Verfahren 
war:  auf  ein  stillschweigendes  Zurückweichen  der  Oberstände  war  nicht  im  Min- 
desten zu  rechnen,  das  hatte  der  Verlauf  dieses  Landtages,  wie  der  des  vorher- 
gehenden zur  Genüge  gelehrt.  Der  preussische  Adel  fühlte  sich  in  seiner  Mittel- 
stellung zwischen  Brandenburg  und  Polen  viel  zu  sicher  und  zu  stark;  man 
stand  ihm  Macht  gegen  Macht  gegenüber.  Bisher  hatte  nur  Georg  Friedrichs 
brüske  Energie  diese  trotzigen  Junker  zu  bändigen  vermocht;  und  fühlte  sich 
Joachim  Friedrich  Polen  gegenüber  zu  schwach  zu  entschiedenem  Vordringen, 
so  hätte  er  zum  Mindesten  die  Politik  des  do  ut  des  treiben  müssen  und  Ein- 
zelnes von  vornherein  fest  halten  und  als  unerlässlich  jedem  Streit  entrücken, 
Anderes  aber  dafür  in  Kauf  geben  müssen. 

So  aber  erlitt  er  eine  schmähliche  Niederlage.  Die  Städte,  zwei  Mitglieder 
des  Herrenstandes  und  ein  Landrath  —  Friedrich  Dobna,  ein  Neffe  des  Oberst- 
burggrafen, Trucbsess  und  Wallenrodt  —  erklärten  sich  zwar  auf  erneutes  Zu- 
reden der  Oberräthe  bereit,  die  Fräuleinsteuer  berathen  zu  wollen,  noch  ehe 
die  übrigen  Angelegenheiten  zum  Schluss  gekommen  seien1),  der  übrige  Theil 
der  Oberstände  aber  erachtete  die  Erklärung  der  Regierung  für  so  ungenügend, 
dass  er  bis  auf  einige  unbedeutende  Punkte  seine  Gravamina  für  völlig  uner- 
ledigt erklärte.    Nachdem   noch  ohne  jeden  Erfolg  einige  Schriften  gewechselt 


l)  Putlitz  und  die  andern  Gesandten  an  den  Kurfürsten  10.  Juli  1607. 
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Konig  aber  ward  ein  feierliches  Schreiben  gerichtet,  in  dem  er  ersucht  wurde, 
eine  freie  Zusammenkunft  der  Stände  zur  Wahl  der  Abgesandten  zu  ermögli- 
chen, wenn  der  Kurfürst  keinen  Landtag  zu  diesem  Zweck  berufen  wurde.  Und 
es  klang  wie  offenbarer  Hohn,  wenn  man  in  einem  gleichzeitig  an  Joachim 
Friedrich  abgelassenen  Schreiben  versicherte,  die  Stande  hätten  sich  am  könig- 
lichen Hofe  der  brandenburgischen  Erbfolge  so  eifrig  angenommen,  dass  sie 
in  Ungnade  beim  König  gekommen  wären. 

Joachim  Friedrichs  Antwort1)  auf  die  Berichte  über  den  schmählichen 
Verlauf  des  Landtags  war  —  eine  Belobung  der  Herrn  Oberräthe  für  ihre  Treoe 
und  ihren  Diensteifer1).  So  langmüthig  aber  auch  der  Kurfürst  den  Dingen  zu- 
sah, der  Adel  hätte  sicher  nicht  gesäumt,  den  Gonflict  zum  Austrag  zu  bringen, 
wenn  nicht  eben  jetzt  sein  steter  Schutz  und  Hort,  die  Republik,  durch  einen 
Bürgerkrieg  lahm  gelegt  worden  wäre.  Immerhin  aber  war  Joachim  Friedrich 
inzwischen  doch  zu  der  Erkenntniss  gekommen,  dass  die  Absendung  von  Kom- 
missarien, die  nicht  einmal  in  direkte  Berührung  mit  den  Ständen  traten, 
ebenso  wenig  zum  Ziele  führe,  wie  die  völlige  Ueberlassung  der  Verhandlungen 
an  die  Oberräthe.  Er  beschloss  im  Sommer  des  Jahres  1608  den  Kurprinzen 
nach  Preussen  zu  schicken.  Noch  ehe  dieser  aber  in  Königsberg  angekommen 
war,  ward  die  Lage  plötzlich  geändert:  Joachim  Friedrich  starb. 


l)  Von  hier  ab  folge  ich  den  Berliner  Acten  allein.  Baczkos  Geschichte 
Preussens  (IV  [1795]  S.  366 (f.,  V  [1798]  S.  lff.),  die  einzige  Vorarbeit,  beruht  zwar 
auch  auf  der  Benutzung  von  Archivalien,  aber  einmal  sind  nur  die  Königsberger,  also 
die  offiziellen  ständischen  Acten  benutzt,  sodann  aber  ist  die  Darstellung  so  kurz  und 
unvollständig,  dass  sie  vielfach  ein  falsches  Bild  giebt;  sein  Urtheil  ist  meist  völlig 
verkehrt.  —  In  neuerer  Zeit  hat  nur  ein  ganz  specieller  Gegenstand  aus  der  Geschichte 
dieser  Epoche  eine  Bearbeitung  gefunden  und  auch  sie  erstreckt  sich  nur  auf  die  Jahre 
1605—11.  Es  sind  die  Angelegenheiten  der  preussischen  Katholiken.  Der  von  ihnen 
handelnde  Aufsatz  von  Kolberg  (Die  Lehnsverträge  zwischen  Polen  und  Brandenburg 
von  1605  und  1611  und  die  darin  den  Katholiken  des  Herzogthums  Preussen  gewährten 
Religionsrechte.  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  und  Alterthumsk.  Ermlands  IX  1  [1887]  S.  111  ff.) 
fördert  zwar  die  Kunde  von  den  ständischen  Verhandlungen  nicht,  da  er  für  sie  (mit 
einer  Ausnahme  s.  S.  144  f.)  nur  die  gedruckten  Actenstücke  heranzieht,  doch  ist  auf  ihn 
zu  verweisen,  weil  er  den  hier  (s.  schon  oben  S.  72  f.)  nicht  benutzten  polnisch-bran- 
denburgischen Correspondenzen  eine  Anzahl  schätzenswerther  Details  entnommen  hat 
Dass  in  den  Jahren  1609 — 11  in  mehreren  Fällen  die  Bestimmungen  des  Vertrages  von 
1605  nicht  eingehalten  worden  sind,  geht  aus  den  Mittheilungen  Kolbergs  zur  Evidenz 
hervor,  dass  den  Polen  desshalb  mangelhafte  Vertretung  der  katholischen  Interessen 
vorgeworfen  wird,  ist  als  das  Urtheil  eines  eifrigen  Katholiken  nicht  verwunderlich,  als 
vorläufig  unbewiesen  aber  wird  man  die  Folgerungen  ansehen  müssen,  die  Kolberg  an 
diese  Vorgänge  in  Bezug  auf  die  folgenden  Zeiten  (bis  in  unser  Jahrhundert,  s.  S.  128 
Anm.  und  S.  173)  knüpft.  Ob  sie  begründet  sind,  würde  erst  durch  eine  Untersuchung 
der  preussischen  Kirchenpolitik  in  allen  diesen  Zeiten  festzustellen  sein. 

*)  Der  Kurfürst  an  die  Oberräthe  27.  August  1607. 
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Nor  eine  Wandlang  zum  Besseren  begann  sich  jetzt  zu  vollziehen;  die 
ersten  Organe  der  kurfürstlichen  Regierung,  die  Oberräthe,  die  bis  dabin,  tob 
dem  neuernannten  Dobna  abgesehen,  durchaus  noch  nicht  für  das  neue  Regiment 
gewonnen  worden  waren,  fiengen  an,  sich  dem  Kurfürsten  zuzuwenden.  Zwar 
waren  sie  noch  weit  entfernt,  wahrhaft  ergebene  Anhänger  der  Monarchie  n 
sein,  aber  sie  wurden  doch  irre  an  der  Zweckmässigkeit  des  Verhaltens  der 
Oberstände.  Wenige  Monate  vor  Joachim  Friedrichs  Tode  noch  hatten  die  Ober- 
räthe über  ihre  Stellung  zum  Kurfürsten  Berathung  gepflogen  und  da  hatte  der 
Kanzler  —  es  war  Christoph  Rappe  — ,  der  sehr  kräftig  und  eindringlich  zu  reden 
wusste,  seinen  Kollegen  in  drastischen  Ausdrücken  die  Vortheile  der  brandenbur- 
gischen Herrschaft  auseinandergesetzt !).  Zuerst  widerlegte  er  die  Ansicht,  die  da- 
mals von  den  Feinden  des  Kurfürsten  vielfach  ausgesprengt  sein  mochte  und  die 
durch  das  passive  Verhalten  Joachim  Friedrichs  nur  zu  sehr  genährt  wurde,  als 
werde  das  Kurhaus  überhaupt  die  preussische  Erbschaft  aufgeben.  Einen  solchen 
Braten,  wie  das  Herzogthum,  so  war  sein  ebenso  einfaches  wie  schlagendes 
Argument,  würde  sich  „auch  der  allergrösste  Barbar  nicht  aus  dem  Maule  ziehen 
lassen",  geschweige  denn  ein  so  mächtiger  Fürst.  Viel  eher  sei  zu  vermuthen, 
der  Kurfürst  werde  über  ihre,  der  Oberräthe  und  der  Landschaft,  Kopfe  hinweg 
mit  Polen  verhandeln  und  eben  darum  müssten  sie  ihm  ihrerseits  entgegen- 
kommen. Von  dem  Fall,  dass  der  Kurfürst  das  Land  verliere,  erwartete  der 
Kanzler  nichts  als  Unheil.  Er  wies  auf  den  üblen  Zustand  hin,  in  dem  sich 
die  übrigen  nicht  polnischen  Provinzen  des  Königreichs  befänden:  insbesondere 
im  königlichen  Preussen  ersehne  man  die  Abschüttelung  des  polnischen  Joches. 
Er  stellte  den  Verlust  der  Privilegien  nicht  nur,  sondern  auch  —  was  seinen 
Amtsgenossen  als  das  Uebelste  erscheinen  musste  —  das  Eingehen  der  preussi- 
schen  Aemter  als  die  unmittelbaren  Folgen  der  Einverleibung  in  Polen  in  Aus- 
sicht; werde  man  auch,  so  schloss  er,  unter  dem  Kurfürsten  viel  zu  leiden 
haben,  so  erhalte  man  sich  doch  deutsches  Recht,  deutsche  Sitten,  deutsche 
Sprache  und  vor  Allem  das  protestantische  Bekenntniss2). 


*)  Protokoll  der  Oberrathstube  vom  4.  März  1608. 

*)  „Dorowegen  ist  nichts  Besseres,  nichts  Nutzbareres,  Heilsameres,  Sichers  wie 
.  . .  dass  wir  fein  zusammen  tretten,  uff  dass  wann  der  Kurfürst  b erinner  kombt, 
wir  ihn  mit  willigen  Armen  umbfangen  .  .  .a  —  „Respondeo,  (auf  den  fingierten  Ein- 
wand, dass  auch  unter  polnischer  Herrschaft  die  Aemter  und  wohl  auch  die  Religion 
erhalten  bleiben  würden)  in  keinerlei  Wege,  alle  Privilegien  würden  kassiert  werden  und 
dann  würden  die  Aemter  auch  ein  Ende  haben.  Lasst  uns  unsere  Augen  wenden  auf 
Litthauen!  Was  für  ein  erbärmlicher  Zustand  ist  in  Livland,  da  fast  Niemand  mehr  zu 
exstirpieren  ist?  Wie  gehet  es  im  Königlichen  Preussen  zu?  Sie  schreien,  klagen  und 
seufzen  allzumal,  von  dem  polnischen  Joch  frei  zu  sein.  Wir  allein  hie  in  diesem 
kleinen  Oertchen  seind  noch  frei,  daher  wir  Gott  zu  danken,  dass  wir  noch  bei  deut- 
scher Regierung  geblieben.  Sollen  wir  unsern  weltlichen  ordinarium  magistratum 
verlieren,  so  verlieren  wir  alle  Privilegia  und  der  geistliche  Herr,  unser  lieber  Herr 
Gott,  wird  mit  der  Religion  auch  wegwandern,  und  so  ist  es  mit  uns  gar  aus.*  — 
„Wann  wir  bei  dem  Kurfürsten  viel  sollten  verlieren,  viel  leiden,  viel  ausstehen,  so 
gewinnen  und  erhalten  wir  gleichwohl  die  Religion,   welche  mit  keinem  Schatte  an 
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Diesmal  hatte  man  klüglich  die  Aufforderang,  es  möchten  auch  alle  anderen 
Beschwerden  verhandelt  werden,  fortgelassen.  Aber  die  Oberstände  waren  nicht  *" 
im  Mindesten  gesonnen,  diese  Schranke  zu  respektieren.  Zum  Wenigste 
wollten  sie  ihrem  Zorn  über  diejenige  Maassregel  Joachim  Friedrichs  Luft 
machen,  die  die  praktisch  wirksamste  gewesen  war  und  sie  deshalb  auch  am 
Meisten  verdrossen  hatte,  über  die  Ernennung  Fabian  Dohnas.  Dieser  hatte 
schon  im  August  sein  Amt  niederlegen  wollen  *),  auf  Zureden  der  anderen  Ober» 
räthe  aber  war  er  geblieben.  Jetzt  mochten  die  Oberstande  die  Zeit  für  gekommen 
halten,  ihn  zu  stürzen.  Sie  verfassten  eine  Erklärung,  in  der  sie  ihm  vorwarfen, 
dass  er  von  den  „Berlinischen  Räthen"  eingesetzt,  vor  allem  aber  verlangten, 
dass  er  öffentlich  schwöre,  kein  Calvinist  zu  sein ').  Mit  der  adlichen  Opposition 
hatte  sich  inzwischen  die  geistliche  verbunden;  die  Oberstände  hatten  über 
diese  Angelegenheit  ein  Gutachten  von  dem  Königsberger  Ministerium  eingeholt 
Die  Städte  blieben  diesem  Anschlage  gegenüber  ihrer  früheren  regierungsfreund- 
lichen Haltung  treu,  sie  führten  aus,  dass  sie  nichts  dagegen  einwenden  würden, 
wenn  die  demnächst  zu  wählenden  Bischöfe,  denen  die  Aufsicht  über  die  Recht- 
gläubigkeit überhaupt  zustehen  sollte,  auch  die  des  Oberburggrafen  prüfen 
würden.  Falls  man  hiermit  aber  nicht  einverstanden  sei,  so  wolle  es  sich  ge- 
bühren, zunächst  den  Regenten  die  Sache  vorzulegen  und  Dohna  selbst  zu  ver- 
nehmen 3). 

Der  Schriftwechsel  über  diesen  Punkt  ward  dann  noch  in  sehr  gereiztem 
Tone  weitergeführt,  die  eigentlichen  Berathungsgegenstände  der  Session  hintan- 
gesetzt. Der  Kurfürst,  der  nun  schon  vier  Wochen  vergeblich  auf  einen  Be- 
schluss  des  Landtages  in  den  ihm  vorgelegten  Angelegenheiten  gewartet  hatte, 
mahnte  zur  Eile  und  erklärte  zugleich  das  Vorgehen  der  Oberstände  gegen 
Dohna  für  unverfassungsmässig4).  Er  erhielt  darauf  eine  sehr  trotzige  Antwort: 
er  ward  darin  aufgefordert,  sich  nicht  die  Meinung  beibringen  zu  lassen,  dass 
sie  anders  handelten  als  „rittermässigen,  redlichen  und  standhaften"  Leuten 
gebührte  und  unter  einem  Schwall  von  Betheuerungen  der  Treue  ward  erklärt, 
sie  würden  ihre  Privilegien,  auf  deren  Vernichtung  ihre  Widersacher  sännen, 
unerschüttert  vertheidigen 5). 

Daraufhin  ertheilte  Johann  Sigismund  die  Versicherung,  dass  er  die  Privi- 
legien in  nichts  verletzen  wolle6),  und  da  die  Städte  schon  längst  bereit  gewesen 
waren 7),  die  Dohnasche  Angelegenheit  ruhen  zu  lassen,  schritt  man  nun  endlich 
zwar  durchaus  noch  nicht  zur  Berathung  der  Proposition,  aber  zu  Verhandlungen 
darüber,  wie  die  Stände  sich  zur  Erbfolge  des  Kurfürsten  und  ihrer  Betreibung 
in  Warschau  stellen  sollten.     Da  die  Gesandschaft  nach  Warschan  beschlossene 


')  Dohna  an  die  Regenten  5.  Aug.  1608. 

2)  Erklärung  von  Ilcrrenstand  und  Ritterschaft,  o.  D. 

*)  Erklärung  der  Städte  vom  11.  Okt.  1608. 

4)  Kurfürstliche  Deklaration  vom  23.  Okt.  1608. 

5)  Erklärung  der  Oberstände  27.  Okt.  1608. 
,;)  Deklaration  des  Kurfürsten,  o.  D. 

7)  Erklärung  der  Städte  23.  Okt.  1608. 
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des  Erbfolgerechts,  sondern  auch  die  der  Vormundschaft  zu  unterstützen.    Sie     l'; 
führten  aus  wie  unnütz  es  sei,  noch  Bedingungen  zu  stellen,  hatte  doch  dar 
Konig  in  einem  Responsum,  das  er  den  Ständen  im  Jahr  1605  ertheilt,  feierlich 
zugesagt,  dass  alle  Abmachungen  mit  dem  Kurhause  die  Klausel   „unbeschadet 
der  Privilegien*4  abgeschlossen  werden  würden. 

Ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  den  drei  Kurien  führte,  wie  immer 
in  dieser  Zeit,  zu  keinem  anderen  Ergebniss.  Die  Oberstände  begannen  sogar 
das  eben  erprobte  Spiel  von  Neuem,  protestierten  nochmals  gegen  Dohnas  Bei- 
behaltung und  giengen  nochmals  die  Königsberger  Geistlichkeit  um  ihr  Gut- 
achten an.    Die  Lage  erschien  so  übel  wie  nur  je. 

Johann  Sigismund  war  ein  Mann  von  grossem,  angeborenem  Wohlwollen, 
von  starkem  religiösen  Gefühl '),  aber  er  war  ebenso  wenig  wie  sein  Vater  eine 
entschiedene  Natur.  Er  empfand  seine  Herrscherthätigkcit  fast  wie  eine  Last 
und  nun  waren  gerade  ihm  die  schwierigsten  Aufgaben  gestellt,  schwerer  als 
sie  je  zuvor  einer  seiner  Vorfahren  zu  lösen  gehabt  Der  kritische  Moment  in 
der  jülichschen  Erbfolgefrage  rückte  näher  und  näher,  im  Reiche  wuchs  die 
Spannung  zwischen  Katholiken  und  Protestanten  stetig,  Polen  zögerte  mit  der 
Anerkennung  des  brandenburgischen  Anrechts  auf  Preussen  und  nun  trat  auch 
noch  die  mächtigste  Gruppe  der  ständischen  Vertretung  dem  Kurfürsten  so  feind- 
selig entgegen.  Der  Kurfürst  war  überall  vor  die  weittragendsten  Entschei- 
dungen gestellt;  er  sollte  eine  ganze  Reihe  von  Fragen  zum  Austrag  bringen, 
während  er  vermuthlich  nicht  einmal  einer  einzigen  von  ihnen  recht  gewachsen 
war.  So  war  es  denn  kein  Wunder,  dass  er  dort,  wo  sich  durch  Nachgiebigkeit 
ohne  allzu  grosse  Verluste  ein  Konflikt  vermeiden  Hess,  nur  allzu  bereit  war, 
zurückzuweichen.  Mochte  er  nun  die  Ansicht  haben,  er  müsse  alle  östlichen 
Angelegenheiten  so  schnell  wie  möglich  vorläufig  ordnen,  um  auf  die  rheinische 
Sache  alle  Aufmerksamkeit  verwenden  zu  können,  oder  mochte  er  in  der  That 
wähnen,  dass  er  den  preussischen  Adel  durch  Zugeständnisse  gewinnen  könne 
—  er  gab  nach. 

Sofort  nach  dem  zweiten  Protest  gegen  Dohna  erklärte  der  Kurfürst  den 
Oberständen,  er  wolle  ihre  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Appellation  und  die 
Präsentation  der  vier  Hauptämter  in  Erwägung  ziehen,  er  wolle  seinen  War- 
schauer Gesandten  anbefehlen,  dass  sie  im  Einverständniss  mit  den  ständischen 
Bevollmächtigten  verführen,  und  endlich,  er  wolle  sich  bemühen,  den  Oberst- 
burggrafen noch  vor  Eröffnung  des  polnischen  Reichstages  zum  Rücktritt  von 
seinem  Amt  zu  bewegen. 

Daraufhin  erboten  sich  die  Oberständc  für  die  Kuratel  einzutreten 3).  Doch 
kam  der  Kurfürst  so  leichten  Kaufes  nicht  davon,  in  dem  endgültigen  Vergleich, 
den  die  Regenten  mit  den  Oberständen  abschlössen  und  den  er  selbst  vollzog, 
musste  er  neben  einer  Anzahl  kleinerer  Klauseln  auch  noch  in  mehreren  wesent- 
lichen Streitpunkten  Zugeständnisse  machen. 

In  allen  preussischen  Angelegenheiten  sollte  fortan  nichts  ohne  Mitwissen, 


*)  S.  Droysen  II  S.  409. 

2)  Memorial  der  Oberstfimlc  23.  Nov.  1608. 
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diesen  neuen  Erfolg  noch  wachsen  werde.  Ueberdies  hatte  man  noch  dem 
Städten,  deren  Beihülfe  man  verschmäht  und  die  man  überhaupt  nicht  zu  de» 
Verhandlungen  zugezogen  hatte,  gerechte  Ursache  zur  Beschwerde1)  gegeben. 

Nach  diesem  wenig  glücklichen  ersten  Auftreten  in  den  preussischen  An- 
gelegenheiten reiste  Johann  Sigismund  wieder  in  die  Mark   zurück.    Dort  tut 
ihn  die  Nachricht  von  dem  Tode  des  letzten  Herzogs  von  Jülich-Berg.    Hier 
war  Kurbrandenburg   trotz   der   klarsten  Erbansprüche  noch  weniger  glücklich 
als  in  Preusseu  gewesen ;  es  hatte  eine  Kuratel  bei  dem  ebenfalls  geisteskranken 
Inhaber  des   Ilerzogthums   noch  nicht  einmal  anzustreben  gewagt.    Da  es  Ms 
zum  entscheidenden  Augenblicke   noch  nicht  Hand  auf  den  Besitz  des  Landet 
gelegt  hatte,  so  machten  nun  die  Ansprüche  des  Pfalzgrafen  von  Neuburg  und 
die    drohende   Einmischung    der    europäischen   Mächte    dem   Kurfürsten    noch 
grössere  Sorgen.    Dass  in  Polen  und  Preussen  Manches   in  der  folgenden  Zeil 
darangegeben  worden  ist,  was  unter  anderen  Umständen  auch  ein  Johann  Sigis- 
mund  zäher   festgehalten   hätte,    ist  nur  aus   dieser  Kombination    der  beiden 
grossen  Annexionsangelegenheiten  zu  erklären. 

Der  Schwerpunkt  der  Kuratel-  und  Successionsverhandlungen  war  nach 
Schluss  des  preussischen  Landtages  nach  Warschau  verlegt3).  Noch  vor  Ende 
des  Jahres  waren  die  Gesandten  der  Ritterschaft  hier  eingetroffen.  Die  Herren 
und  Laudräthe  nahmen  eine  sehr  zweideutige  Stellung  ein,  sie  betheiligten  sich 
nicht  officiell  an  der  Soudung*),  aber  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Gesandt- 
schaft gehörte  zu  ihrer  Kurie.  Unter  den  vier  Edelleuten,  aus  denen  die  Mission 
bestand,  waren  zwei  Oberhauptleute  und  ein  Hauptmann.  An  der  Spitze  stand 
Otto  von  Groeben,  ein  persönlicher  Feind  des  Oberstburggrafen;  weder  ihn  noch 
die  beiden  von  seinen  Genossen,  die  herzogliche  Beamte  waren,  hat  diese  Eigen- 
schaft gehindert,  dem  Interesse  des  Kurfürsten  nach  Kräften  entgegenzuwirken. 

Die  Instruction,  die  den  Gesandten  mitgegeben  worden  war,  war  noch  vor 
dem  Vergleich  vom  25.  November  abgefasst  worden;  sie  enthielt  alle  haupt- 
sächlichsten Wünsche  und  Beschwerden  der  Opposition,  auch  die  Bitte,  doch 
den  Herzog  Albrecht  Friedrich  zu  einer  zweiten  Ehe  zu  veranlassen;  die  Unter- 
stützung der  kurfürstlichen  Gesandten  war  davon  abhängig  gemacht,  ob  diese 
in  die  Absendung  polnischer  Kommissare  willigen  würden.  Wenn  dies  nicht 
geschähe,  so  sollte  das  Unternehmen  des  Kurfürsten  auf  jede  Weiso  hinter- 
trieben werden.  Den  Gesandten  ward  zur  Pflicht  gemacht,  die  Ertheilung  der 
Kuratel  möglichst  so  lauge  hinauszuschieben,  bis  die  polnischen  Kommissare  die 
Gravamina  untersucht  und  alle  Uebclstände  beseitigt  seien. 

Nach    dem  Vergleich   ward  diese  Instruction    etwas   abgemildert;    die  Gc- 


')  Die  Städte  an  den  Kurfürsten  30.  Nov.  1608. 

a)  Vergl.  für  das  Folgende  Stettiner,  Verhandlungen  über  Kuratel  und  Succes- 
sion  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund  in  Warschau  im  Jahre  1609.  (Sitzungsberichte 
der  Altorthumsgesellschaft  Prussia  zu  Königsberg  i.  Pr.    1890.    S.  157  ff.) 

•"0  Wenigstens  werden  die  Gesandten  immer  als  von  der  Ritterschaft,  nicht  vou 
dieser  als  vom  llerrenstand  Beauftragte  bezeichnet.  S.  z.  B.  das  Königliche  Respon- 
sura  vom  3.  Mai  1G09  (Privilcgia  Bl.  97»). 
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allem  aber  wandten  sie  das  in  Polen  allein  unfehlbar  wirksame  Argument l)  der ' 
klingenden  Münze  an,  mit  der  sie,  wie  ihre  Instruction  sie  ausdrücklich  anwies 
nicht  sparen  sollten.  Den  Gesandten  des  Kurfürsten  begegneten  sie  von  vorn- 
herein anf  das  Feindseligste.  Als  diese,  die  nach  ihnen  ankamen,  in  den 
Hause,  das  in  Warschau  dem  Herzog  von  Preussen  gehorte  und  in  dem  dk 
vier  Abgeordneten  abgestiegen  waren,  ebenfalls  Unterkunft  suchen  wollten,  ver- 
hinderten sie  sie  daran  mit  Gewalt  und  so  begann  denn  das  einträchtige  Zu- 
sammenwirken der  beiden  Missionen,  das  die  Frucht  des  Novembervergleicbi 
hatte  sein  sollen,  mit  einer  Rauferei  des  beiderseitigen  Gesindes3).  ) 

Der  Kurfürst,  der  endlich  einsah,  wie  sehr  er  getäuscht  worden  war  ] 
machte  einen  Versuch,  diesem  Treiben  entgegenzutreten,  nicht  bei  den  vier  '] 
Deputierten  —  die  zu  bekehren  hatte  denn  doch  auch  er  als  aussichtslos  auf- 
gegeben —  aber  im  Herzogthum  selbst.  Er  erliess  ein  Schreiben  an  die 
Aemter,  in  dem  er  an  die  Versprechungen  der  Ritterschaft  erinnerte,  auf  die  er. 
sich  völlig  verlassen  habe,  und  in  dem  er  sich  über  die  Warschauer  Intriguen 
beschwerte.  Er  erreichte  damit  nicht  das  Geringste:  die  Ritterschaft  antwortete 
in  einem  Gesamratschreiben ,  in  dem  sie  —  charakteristisch  genug  für  ihre 
zweideutige  Art  zu  unterhandeln  —  zuerst  die  Anschuldigungen  des  Kurfürsten 
als  ungerechtfertigt  zurückwies,  dann  aber  ihre  Opposition  offener  und  stärker 
bekannte,  als  je  zuvor.  Sie  führte  aus,  dass  die  Kuratel  nach  dem  Testament 
Herzog  Albrechts  und  der  Regimentsnotel  der  Landschaft  und  den  vier  Regi- 
mentsräthen  zustehe.  Der  verstorbene  Kurfürst  habe  sie  nur  angenommen,  weil 
er  durch  unruhige  Leute  dazu  verführt  worden  sei.  Sie  aber  sei  dadurch 
beschwert  und  sei  es  ihrem  noch  lebenden  Herzog  schuldig,  gegen  die  Er- 
neuerung dieses  Verhältnisses  Einspruch  zu  thuns). 

Die  Ritterschaft  kämpfte  also  nunmehr  mit  offenem  Visier.  Dass  alle  die 
Grunde,  die  sie  jetzt  gegen  die  Kuratel  vorbrachten,  auch  schon  im  November 
Geltung  gehabt  hatten,  dass  sie  also  auch  den  Vergleich  nicht  hätte  eingehen 
dürfen,  hat  sie  dabei  wenig  bekümmert.  Nicht  besser  stand  es  mit  der  Stichhal- 
tigkeit ihrer  staatsrechtlichen  Deductionen,  auf  die  sie  so  grossen  Werth  legten. 
Das  Testament  Albrechts  enthielt  keine  auf  den  seit  1573  vorliegenden  Fall  ohne 
Weiteres  anwendbare  Bestimmung.  Die  Möglichkeit,  dass  sein  Sohn  geistes- 
krank werden  könne,  hatte  Albrecht  nicht  vorgesehen.  Wollte  man  nun  nicht 
dem  blödsinnigen  Herzog  seine  Würde  völlig  absprechen,  so  musste  man  ihn 
einem  Unmündigen  gleich  achten,  wie  es  auch  thatsächlich  wenigstens  seit  1578 
geschehen  war.  Für  diesen  Fall  ordnete  das  Testament  allerdings  die  Obervor- 
mundschaft des  Königs  und  die  Regentschaft  der  Oberräthe  an4);  wenn  aber, 
wie  es  1578  und  1005  geschehen  war,  die  Krone  Polen  einen  Fürsten  delegierte, 
der  einen  Theil  ihrer  vormundschaftlichen  Gewalt  verwaltete,  so  widersprach 
das  den  Worten  des  Testamentes  nicht. 

!)  S.  Droysen  II  S.  410,  wohl  nach  den  Berichten  der  kurfürstlichen  Gesandten. 

2)  Berieht  der  vier  Gesandten  an  die  Ritterschaft,  o.  D. 

3)  Schreiben  der  Ritterschaft  an  den  Kurfürsten,  o.  D. 

4)  Albrechts  Testament,  Alinea  „Demnach  und  damit  wir  auch".  (PrivilegiaBI.76b.) 
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mehr  schon  die  Unterlassung  von  Beschwerden  über  den  Landesherrn  als  ein 
Vergehen  gegen  die  polnische  Oberhoheit  hingestellt. 

Wesentlicher  als  die  Opposition  der  Städte,  die  ja  schon  etwas  Hergebrachtes 
war,  war  der  Umstand,  dass  sich  auch  der  Herrenstand  und  die  Landräthe  von 
der  Erklärung  des  zweiten  Standes  ausschlössen.  Die  Secession  der  drei  Mit- 
glieder im  Jahre  1607 l)  war  nicht  eine  vorübergehende  Differenz,  sondern  nur 
der  Anfang  zu  einer  Wandlung  der  Anschauungen  über  die  brandenburgische 
Herrschaft  in  den  Kreisen  der  obersten  Beamten  und  des  höheren  Adels  gewesen. 
Ein  Theil  des  ersten  Standes  hielt  zwar  noch  fest  an  der  traditionellen  Polen- 
freundschaft, von  ihm  wurden  für  die  bevorstehenden  Verhandlungen  polnische 
Prokuratoren  angenommen,  aber  gerade  auf  diese  Maassnahmen  hin  erklärte 
einer  der  Dissidenten  von  1607,  Wallenroth,  seinen  Austritt  aus  der  Kurie1). 
Die  Erklärung  der  Ritterschaft  wurde  von  der  ersten  Kurie  nicht  mit  unter- 
zeichnet; ja  einige  Freiherrn  giengen  so  weit,  den  polnischen  Kommissaren  ganz 
ähnlich  wie  die  Städte  zu  erklären,  dass  sie  nicht  in  die  Herbeirufung  der 
königlichen  Bevollmächtigten  gewilligt  hätten  und  mit  dem  bestehenden  Zustand 
völlig  zufrieden  seien.  Die  sehr  vorsichtig  ausweichende  Antwort,  die  die  Ober- 
räthe  auf  die  Uni versalbesch werden  der  Landschaft  ertheilt  und  in  der  sie  ver- 
sprochen hatten,  dass  die  kurfürstlichen  Instructionen  für  sie  künftig  die  Regi- 
incntsnotel  zur  Richtschnur  nehmen  würden 3),  mochte  zur  Umstimmung  der  ersten 
Kurie  nicht  am  Letzten  beigetragen  haben. 

Die  Ritterschaft,  der  diese  Manifestation  hinterbracht  wurde,  unterliess 
nicht,  auch  gegen  sie  nachdrücklich  zu  protestieren.  Sei  es,  dass  man  die 
Freiherren  doch  nicht  ebenso  wie  die  Städte  bei  der  Krone  zu  verklagen  wagte 
und  deshalb  um  specielle  Gegenargumente  verlegen  war,  sei  es,  dass  man  die 
Opposition  des  höheren  Adels  ein  für  alle  Mal  lahm  legen  wollte,  man  trug  den 
Kampf  auf  das  eigene  Gebiet  des  Gegners  und  legte  in  der  Gegenschrift  dar, 
dass  die  „Herren"  überhaupt  keinen  Stand  für  sich  bildeten,  und  begründete 
diese  Behauptung  historisch  damit,  dass  zur  Zeit  der  Bildung  der  Kurie  der 
Landräthe  einige  von  ihnen  Freiherren  und  einige  Adliche  gewesen  seien.  Nur 
deshalb  sei  ihnen  der  Name  „die  vom  Herrenstand  und  Landräthe",  den  sie  nun- 
mehr schon  geraume  Zeit  führten,  beigelegt  worden;  im  Uebrigen  gebe  es  auch 
unter  der  Ritterschaft  Freiherren.  So  wenig  diese  Darstellung,  die  man  schon 
in  dem  Jahr  zuvor  gegen  die  drei  Dissidenten  vorgebracht  hatte,  auch  den  That» 
sachen  entsprach4),  sie  zeigte  doch,  von  welchem  Selbstgefühl  die  Ritterschaft 
beseelt  war.    Jede  abweichende  Meinung  sollte  mit  der  Wurzel  ausgetilgt  werden. 

Die  königlichen  Kommissare  Hessen  sich   durch  die  Gegenerklärungen  der 

')  S.  o.  S.  92. 

'-')  Weil  „uns  ihre  fides  et  amor  in  patriam  nostram  ganz  unbekannt"  und  weil 
man  seinen  Rath,  sie  zu  entlassen,  nicht  befolgt  habe.  Märten  von  Wallenroth  an  die 
Landräthe  und  die  vom  Herrenstand  19.  Mai  1609. 

3)  Erklärung  der  Oberrathe  auf  die  Universalschworpunkte  E.  E.  Landschaft,  o. 
D.  (nach  dem  19.  Mai  1G09). 

4)  S.  o.  S.  31  f.     Vergl.  (Voigt)  Geschichtliche  Notizen  S.  8ff. 
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schaft  nur  unter  dieser  Voraussetzung  antreten  dürfen,  das  Diplom,  das  sie  ihm 
übertrug,  hatte  die  polnischen  Forderungen  in  diesem  Punkte  aufs  Eingehendste 
speeifi eiert  und  Johann  Sigismund  hatte  seinerseits  noch  eben  darein  gewilligt,  ' 
die  Administration  des  Herzogthums  unter  genau  denselben  Bedingungen  n 
übernehmen,  wie  einst  sein  Vater1).  Nur  an  zwei  Punkten  war  die  damals 
innegehaltene  Grenze  überschritten.  Man  wünschte  die  Einrichtung  von  katho- 
lischen Bisthümern  in  Samland  und  Pomesanien,  zu  deren  Unterhaltung  die  alte« 
bischöflichen  Einkünfte  herangezogen  werden  sollten,  und  ferner  verlangte  man, 
dass  die  von  der  katholischen  Kirche  „Abgefallenen",  die  aus  dem  Königreich 
nach  dem  Herzogthum  fliehen  würden,  ausgeliefert  würden  —  zwei  Forderungen, 
die  denn  freilich  dem  konfessionellen  Bewusstsein  der  Preussen  geradezu  ins 
Gesicht  schlugen:  die  rein  protestantische  Bevölkerung  sollte  die  Mittel  für  die 
katholische  Propaganda  selbst  darbieten. 

Die  übrigen  Wünsche  des  Königs  waren  geringfügig:  er  verlangte  die  Ein- 
führung des  neuen  Kalenders,  die  Einräumung  eines  Hauses  am  Pillauer  Hafen 
und  die  Reinigung  des  dortigen  Hafenbassins.  Endlich  beschwerte  er  sich 
darüber,  dass  die  englischen  Kaufleute,  die  schon  damals  den  baltischen  Handel 
zum  grossen  Theil  in  der  Hand  hatten,  von  den  Königsbergern  und  El  bin  gern 
im  Haff  an  der  freien  Schiffahrt  behindert  würden. 

Im  Mittelpunkte  des  Interesses  standen  doch  die  kirchlichen  Forderungen 
des  Königs.  Der  Kurfürst  konnte  aus  ihnen  nur  Nutzen  ziehen,  denn  durch 
sie  ward  den  adlichen  Hitzköpfen  recht  deutlich  gezeigt,  dass  doch  auch  der 
unbedingte  Anschluss  an  Polen  mit  Opfern  und  Gefahren  verbunden  war.  Sie 
konnten  einen  Keil  in  das  polnisch-ständische  Einvernehmen  treiben  und  ver- 
minderten also  die  Gefahr  dieser  Coalition  für  ihn,  sei  es,  dass  er  die  Polen 
durch  kleine  Zugeständnisse  für  sich  gewann,  sei  es  —  was  freilich  minder 
wahrscheinlich  war  —  dass  die  Opposition  einlenkte  und  wieder  mit  ihm 
Fühlung  zu  bekommen  versuchte. 

Fürs  Erste  meinte  die  Ritterschaft  durch  vorsichtiges  Lavieren  dem  Dilemma, 
vor  das  sie  gestellt  war,  aus  dem  Wege  gehen  zu  können.  In  ihrer  Antwort 
auf  den  zweiten  Theil  der  königlichen  Proposition,  die  sie  gesondert  abgaben, 
stellten  sie  vor,  dass  die  bischöflichen  Einkünfte  schon  anderweit  verwandt 
würden;  über  die  Behandlung  der  Flüchtlinge  möge  man  mit  den  Regenten 
verhandeln.  Der  Einführung  des  neuen  Kalenders,  die  ja  nach  der  wunderbar 
befangenen  Auffassung  dieses  religiösen  Zeitalters  ebenfalls  wie  eine  kirchliche 
Angelegenheit  behandelt  wurde,  weil  sie  von  einem  Papst  ausgegangen  war, 
versprachen  sie  zuzustimmen,  wenn  die  andern  beiden  Kurien  sie  genehmigten. 
Ueber  die  Duldung  der  Katholiken  aber,  den  Kern  der  Frage,  vermieden  sie 
gänzlich  sich  auszulassen.  Um  so  eifriger  betonten  sie  ihre  königliche  Gesin- 
nung und  nahmen  keinen  Anstoss,  zu  versichern,  dass  sie  die  Abhaltung  des 
letzten  Landtages,  die  der  König  getadelt,  zwar  an  sich  für  berechtigt  hielten, 
den  Regenten  aber  die  Verantwortung  dafür  überlassen  müssten,  dass  sie  dem 
Könige   nicht   die   Landtagsproposition   mitgetheilt   hätten.     Ihre   Beschwerden 


»)  S.  o.  S.  72  und  S.  105.     Vergl.  auch  Kolberg  S.  140 ff. 
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nur  die  Appellation  sollte  erst  nach  dem  Tode  Herzog  Albrecht  Friedrichs  nf 
den  nenen  Status  gebracht  werden.  Dafür  aber  machte  er  ein  Zugeständnis!, 
zu  dem  er  nach  dem  Warschauer  Vertrag  zwar  verpflichtet  war,  das  er  aber 
mit  Hülfe  der  Stände  leicht  Jahre  lang  hatte  verschleppen  können.  Das  Sub- 
sidinm,  das  1605  ausbedungen  worden  war,  war  noch  für  kein  einziges  Jahr 
bezahlt  worden;  nunmehr  aber  versprach  der  Kurfürst  aus  freien  Stacken,  drei 
Jahresraten  —  die  Verpflichtung  für  die  vierte  war  durch  seines  Vaters  Toi 
erloschen  —  auf  sich  nehmen  zu  wollen. 

Diese  Concession,  die  freundliche  Haltung  des  Herrenstandes  und  der  Städte 
und  das  korrekte  Verfahren  des  Kurfürsten  in  der  Katholikenfrage,  die  im  völ- 
ligen Gegensatz  zu  dem  zweideutigen  Schweigen  der  Ritterschaft  stand,  haben 
ihren  Eindruck  auf  die  polnische  Regierung  nicht  verfehlt:  es  erfolgte  eine 
plötzliche  Schwenkung  zu  Gunsten  des  Kurfürsten.  Reichliche  Handsalben  für 
die  Herren  Kommissare  mögen  ein  übriges  gethan  haben.  Das  Entscheidende 
war  doch,  dass  Sigismunds  Stellung  in  seinem  Reiche  nicht  stark  genug  war, 
um  seine  Pläne,  die  nach  wie  vor  auf  die  Wiedergewinnung  Schwedens  und 
auf  jede  irgend  mögliche  Förderung  der  katholischen  Propaganda  giengen,  mit 
allen  Mitteln  zu  verwirklichen.  Das  hätte  nicht  anders  geschehen  können,  als 
durch  eine  auch  vor  dem  Aeussersten  nicht  zurückscheuende  Ausbeutung  der 
innerpreussischen  Zwistigkeiten  und  das  bisherige  Verhalten  des  Königs  hatte 
bewiesen,  dass  eben  dies  Ziel  ihm  vorschwebte.  Nun  aber  hielt  er  inne,  ja  er 
wich  zurück,  sei  es,  dass  er  die  Schwäche  seiner  Position  gewahrte,  sei  es, 
dass  er  die  Entscheidung  nur  aufschieben  wollte.  Vielleicht  anch  mochte  er 
meinen,  dem  nachgiebigen  Johann  Sigismund  nach  und  nach  Grösseres  ablocken 
und  so  auf  diplomatischem  Wege  mehr  erreichen  zu  können,  als  mit  Gewalt  und 
im  Bunde  mit  dem  frondierenden  Adel. 

Wie  immer  —  die  Ritterschaft  erfuhr  wenige  Wochen,  nachdem  sie  völlig 
die  Oberhand  gewonnen  zu  haben  glaubte,  dass  eine  Wandlung  eingetreten  sei. 
Die  Kommissarien  lehnten  es  ab,  gerade  ihre  Hauptbeschwerden,  die  Dohna- 
sche Angelegenheit,  die  Appellation  und  mehreres  ebenso  Wichtiges  zu  ent- 
scheiden. Sie  sollten  vor  den  König  selbst  gebracht  werden«  Die  Ritter- 
schaft beschloss  nach  dieser  Erklärung,  die  zum  Mindesten  eine  Verschlep- 
pung bedeutete,  bei  Hofe  von  Neuem  ihre  Forderungen  geltend  zu  machen  und 
schickte  sofort  einen  Unterhändler  nach  Warschau !).  Aber  sie  sollte  noch  her- 
bere Enttäuschungen  erleiden.  Der  König  richtete  ein  Schreiben  an  sie,  in  dem 
er  sie  seinerseits  nicht  nur  wieder  an  die  Kommission  zurückverwies,  sondern 
geradezu  für  ihre  Gegner,  die  anderen  beiden  Kurien  und  den  Kurfürsten  Partei 
nahm.  Die  Zurückweisung  an  die  Kommission  war  freilich  noch  keine  Ableh- 
nung, aber  sie  Hess  nichts  Gutes  hoffen,  so  wenig  wie  die  Mahnung  zur  Einig- 
keit mit  den  anderen  Ständen.  Ein  gleichzeitiger  Brief  des  Kanzlers  Hess  nicht 
daran  zweifeln,  dass  zum  Mindesten  das  eine  ihrer  hauptsächlichsten  Begehren 
nicht  erfüllt  werden  würde 2) ;  ganz  unzweideutig  war  vollends  der  zweite  Theil 

')  Instruction  für  Jobann  Flindt,  6.  Juni  1609. 
-*)  Der  Kanzler  an  die  Ritterschaft  24.  Juni  1609. 
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des  königlichen  Schreibens.  Darin  ward  verlangt,  dass  diejenigen,  die  die 
Grenzen  der  Gerechtigkeit  übertreten  hätten,  dem  Kurfürsten  Abbitte  leisteton. 
Durch  treue  Dienste  solle  man  die  Gnade  des  Landesherrn,  der  ja  verspreche 
alle  Privilegien  zu  halten,  wieder  zu  erlangen  suchen1). 

Noch  ehe  diese  schlechten  Nachrichten  in  Königsberg  einliefen,  musste  die 
Ritterschaft  auch  im  eigenen  Lager  Uebles  erleben.    Eine  an  den  König  und  an 
den  Kurfürsten  gerichtete  Erklärung  wurde  veröffentlicht,  in  der  eine  Anzahl 
Ton  Mitgliedern  aller  Stände1),    auch  des  Adels  selbst  gegen  die  Umtriebe  der 
Opposition  protestierten  und  erklärten,  dass  sie  durchaus  keine  Klage  über  die 
Regierung  des  Kurfürsten  zu  führen  hätten,  vielmehr  für  seine  gerechte  Sache 
Leib    und    Leben   einzusetzen   bereit  seien.     An   der   Spitze   der  Deklaranten 
stand    eine  Reihe   von  Mitgliedern   des  höheren  Adels;   zu  den. drei,   die  im 
Jahre  1607  zuerst  für  den  Kurfürsten  Partei   ergriffen    hatten,    war  jetzt  eine 
Reihe  Anderer  getreten:  unter  ihnen  allein  drei  Eulenburgs,  die  zur  Zeit  mass- 
gebenden Vertreter   der  zweitmächtigsten  Familie  des  Landes,   die  noch  unter 
Georg  Friedrich  zu   den  erbittertsten  Feinden  des  Hauses  Brandenburg  gehört 
hatte.     Eine  Anzahl  von  Ilofgerichtsräthen ,    Hauptleuten  und   nicht  beamteten 
Edelleuten  schloss  sich  an,  im  Ganzen  waren  31  Unterschriften  zusammen  ge- 
kommen3).   Die  Deklaration    erwies   nicht   nur,   dass   sich   die  Anhänger  des 
Karfürsten  erheblich  vermehrt  hatten,  sondern  auch,  dass  sich  ihre  Ergebenheit 
gesteigert,   dass  sie  zu  bewussten  Vertheidigem  der  brandenburgischen  Herr- 
schaft geworden  waren.    So  laute  und  aufrichtige  Versicherungen   der  Treue 
hatte  in  diesem  Lande  noch  kein  Herrscher  vernommen. 

Die  Opposition  antwortete  in  einer  Gegenerklärung4),  die  durch  die  Er- 
regtheit ihres  Tones  doch  den  Mangel  an  Gründen  nicht  verdecken  konnte. 
Ihre  Argumentation  lief  am  letzten  Ende  darauf  hinaus,  dass  die  Protestierenden 
sich  selbst  an  einigen  ihrer  Schritte  betheiligt  hätten.  Dass  ein  Theil  der  De- 
klaranten es  auch  früher  schon  nicht  an  Öffentlichen  Protesten  hatte  fehlen 
lassen  und  dass  doch  auch  schliesslich  diejenigen,  die  sich  daran  nicht  betheiligt 
hatten,  berechtigt  waren  anderes  Sinnes  zu  werden,  ignorierte  man  völlig. 

Der  Gewalt  der  Thatsachen  aber  konnte  man  sich  nicht  entziehen,  am 
selben  Tage,  an  dem  vor  versammelten  Ständen  die  feierliche  U Übertragung  der 
Kuratel  auf  den  Kurfürsten  stattfand3),  schickte  die  Ritterschaft  an  Johann 
Sigismund  ein  Entschuldigungsschreiben,  in  dem  sie  betheuerte,  dass  sie  mit 
Schmerzen  vernommen  habe,  der  Kurfürst  sei  ihr  ungnädig  gesonnen.     Sie  cr- 


')  Der  König  an  die  Ritterschaft  28.  Juni  1609. 

')  Bei  Stettiner  S.  167  Anm.  1  findet  sich  die  Mehrzahl  der  Unterzeichneten  ab- 
gedruckt. 

*)  Protestation  etlicher  Barone,  Land-,  ITof-  und  Gerichtsräthe,  ITauptlcute  und 
Privatpersonen,  o.  D.    (Juni  1609.) 

*)  Reprotestation  etzlicher  treuer  Landrathe  und  Abgesandten  von  Ritterschaft 
und  Adel  o.  D.;  dagegen  erliessen  die  Protestierenden  das  Schreiben  vom  25.  Juni 
1609. 

■)  Protokoll  der  Feierlichkeit  vom  4.  Juli  1G09. 
M*ur.  b.  Octcfc.  d.  G.  KorfUntcn.   XV.  8 
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klärte,  dass  wohl  unvorsichtige,  wenn  auch  nicht  beabsichtigte  Worte  gefallen 
seien,  dass  man  aber  keinerlei  feindliche  Gesinnung  gegen  ihn  und  das  Haus 
Brandenburg  hege.  Zwar  schlössen  die  Ritter  mit  der  Erklärung,  dass  sie  nicht 
zweifelten,  dass  ihre  Privilegien  ungeschmälert  bleiben  wurden,  aber  sie  ver- 
sprachen Treue  und  Gehorsam1). 

Doch  freilich,  mochten  auch  die  Radikalen  unter  der  Ritterschaft  vor  Zorn 
knirschen  über  diese  friedliche  Wendung,  die  Gemässigten  wussten  wohl,  dass 
sie  für  ihre  Nachgiebigkeit  reichen  Lohn  einheimsen  würden.  Dass  ein  Theil 
der  Landräthe  sich  wieder  vom  Kurfürsten  abgewandt  und  die  Reprotestation 
des  Adels  mit  unterzeichnet  hatte,  war  nicht  der  einzige  Ersatz  für  dieses  Zu- 
geständniss  an  den  Kurfürsten  und  für  das  Erlöschen  aller  Hoffnungen  auf  eine 
Verschärfung  des  Conflictes.  In  diesen  Wochen  hatten  auch  die  Verhandlungen 
der  königlichen  Kommissare  mit  den  Ständen  über  ihre  Gravamina  stattgefunden 
und  ihr  Ausgang  sollte  zeigen,  dass  wenigstens  der  nicht  ultrapolnisch  gesinnte 
Theil  der  Opposition  den  Verzicht  auf  weiteren  Widerstand  wohl  verschmerzen 
konnte. 


')  Die  Ritterschaft  an  den  Kurfürsten  4.  Juli  1609. 
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landrithe  beliebt  In  ihm  sollten  erat  die  Oberhauptleute,  dann  die  Würden- 
■),  zuletzt  die  Freiherren  und  die  übrigen  Landräthe  votieren. 
Bezogen  sieh  diese  Bestimmungen  nnr  anf  die  innere  Ordnung  des  Land- 
so  wir  man  doch  auch  hier  darauf  bedacht,  die  Rechte  des  Landesherrn 
xn  schmälern  und  die  der  Stände  zu  erweitern.  Es  ward  eine  Anordnung  ein- 
«ragt,  nach  der  jede  „wider  das  alte  Herkommen  verstossondc"  Verlängerung 
der  Tagfahrten  für  missbränehlich  anzusehen  war  und  „korrigiert"  werden  sollte. 
Die  adliehe  Opposition  wollte  damit  ein  Mittel  der  Regierung  unwirksam  machen, 
durch  das  unter  Herzog  Albrecht  in  der  That  die  Landes  Vertretung  zuweilen 
mürbe  gemacht  worden  war.  Die  fernere  Bestimmung,  dass  der  Kreis  derjenigen, 
die  zum  Landtag  Zutritt  hatten,  nicht  erweitert  werden  sollte,  hatte  eine  ähn- 
liche Tendenz;  es  mochte  vorgekommen  sein,  dass  Hofgerichtsräthe  oder  üaupt- 
leote  durch  den  Landesherrn  zu  den  Sitzungen  zugezogen  wurden,  um  dio  An- 
hänger der  Regierung  zu  verstärken3). 

Noch  immer  betrachteten  die  Stände  den  Landtag  durchaus  nicht  als  ihr 
einziges  Organ;  fast  eben  so  viel  Gewicht  legten  sie  auf  die  Rechte  der  Be- 
amten, insonderheit  der  Oberräthc,  in  denen  sie  —  sehr  mit  Recht  —  noch 
weit  mehr  ihre  eigenen  Diener,  als  die  des  Landesherrn  sahen.  Das  Bestreben, 
die  Macht  des  höchsten  Kollegiums  und  dadurch  indirekt  die  eigene  zu  stärken, 
war  mehr  noch,  als  religiöse  Unduldsamkeit  die  Triebfeder  für  das  Vorgehen  der 
Opposition  gegen  Dohna  gewesen.  Der  Ritterschaft  war  er  viel  widerwärtiger 
als  Anhänger  des  Kurfürsten,  denn  als  Reformierter.  Da  sie  aber  einmal  den 
taktischen  Fehler  begangen  hatte,  das  Bekenntniss  des  Angegriffenen  als  Haupt- 
anstoss  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  so  war  es  den  Kommissaren  leicht  die 
Concession,  die  der  König  in  diesem  Punkte  faktisch  zu  machen  völlig  ent- 
schlossen war,  nun  auch  als  formal  begründet  zu  erweisen.  Sie  hielten  sich 
nunmehr  auch  lediglich  an  Dohnas  religiösen  Standpunkt;  sie  hatten  ihn  vor 
sich  geladen,  um  ihn  in  dieser  Beziehung  zu  prüfen,  und  erklärten  nunmehr,  er 
habe  seinen  „Glauben"  nicht  nur  öffentlich  bekannt  sondern  ihn  auch  durch  gute 
Zeugnisse  nachgewiesen ;  eine  weitere  Untersuchung  aber  könne  von  einem  poli- 
tischen Gericht  nicht  verlangt  werden.  Die  Fassung  dieser  Erklärung  war  mehr 
als  zweideutig;  auch  der  leichtgläubigste  Optimist  unter  Dohnas  Gegnern  hätte 
daraus  nicht  entnehmen  können,  dass  der  Oberburggraf  sich  zur  lutherischen  Kon- 
fession bekannt  habe.  Die  königlichen  Kommissare  aber  versicherten  ausdrück- 
lich, dass  ihnen  Dohnas  religiöse  Stellung  nunmehr  keine  Bedenken  mehr  errege, 
and  bestätigten  ihn  in  seiner  Würde,  nicht  ohne  mit  der  pathetischen  Lügen- 
haftigkeit, die  der  offiziellen  Welt  in  diesem  Zeitalter  noch  geläufiger  war  als 
*m*t.  xu  erklären,  dass  der  König  bei  seiner  Instruction  in  diesem  Punkte  da- 
%on  ausgegangen  sei,  dass  die  religiösen  Privilegien  des  Hcrzogthums  nicht  im 
Geringsten  verletzt  werden  sollten1). 

Wie  sehr  aber  die  Krone  Polen  bemüht  war,  die  Opposition  für  die  Zuge- 


0  Im  Text  Dignitarii,  was  nicht  weiter  erläutert  ist. 

*)  Alinea  ,De  non  extrahendis"  und  „Quaestionem  autem".    (Ebenda  ßl.  105«.) 

*)  Alinea  „Ad  qoerimoniam  nobilitatU*.    (Ebenda  ßl.  104b.) 
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Söldner  zu  werben,  hatte  dem  Landesherrn  schon  das  nächstliegende  Mittel 
den  Händen  gewunden,   sich  eine   ihm  ergebene  Truppe  zu  schaffen,   die  des 
Oberlehnsherren  oder  den  preussischen  Standen  hätte  gefährlich  werden  könne«. 
Auf  Anregung  des  Adels  hin  ward  nun  Vorsorge  getroffen,  dass  auch  das  Landei- 
aufgebot,  das  nun  allein  zum  Schutz  des  Landes  übrig  blieb,  nicht  vom  Kur- 
fürsten, aber  auch  nicht  einmal  von  den  Oberräthen,  die  doch  sonst  die  Falk     ' 
aller  Regierungsgewalt  in  ihren  Händen  vereinigten,  abhängig  wurde.    Die  all- 
gemeine Wehrpflicht,   die  in  dieser  Grenzmark  nie  ganz  erloschen  war,   sollte 
wieder  belebt  und  vom  Landtage  des  Weiteren  geregelt  werden,  das  Führeramt     i 
aber   sollte  nie  einem  Anderen  als  einem  einheimischen  Edelmann  übertragen    -i 
werden,   der  vor  Antritt  seines  Dienstes  dem  Könige,   der  Republik  und  dem     *■ 
Landesherrn  Treue  schworen,  ebenso  aber  auch  auf  „die  öffentlichen  und  pri- 
vaten Rechte  und  Privilegien   des  Herzogthums",   also  Alles,  was  den  Ständen 
theuer  war,  vereidigt  werden  sollte  ')• 

Alle  diese  Bestimmungen  über  das  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  die  sammt 
und  sonders  auf  die  Stärkung  der  Macht  der  Stände  abzielten,  kamen  nominell 
wohl  ihrer  Gesammtheit,  also  Ritterschaft  und  Städten  zugleich  zu  Gute,  der 
Löwenantheil  an  ihnen  aber  fiel  dem  Adel  zu.  Er  hatte  im  Landtage  von  vorn- 
herein die  Uebermacht,  aus  seinen  Reihen  mussten  die  Oberräthe  ernannt 
werden. 

An  einigen  Stellen,  wo  in  den  Dekreten  von  diesen  Neuerungen  die  Rede 
war,  kam  dies  Verhältniss  recht  drastisch  zum  Ausdruck,  wenn  da,  wo  man  dem 
logischen  Zusammenhang  nach  erwartet,  dass  ein  Recht  der  Stände  erwähnt, 
von  einem  Recht  des  Adels  gesprochen  ward  —  sei  es  mit  Absicht,  sei  es, 
dass  der  Concipicnt  einmal  unwillkürlich  anstatt  des  offiziellen  Ausdrucks  den 
brauchte,  der  dem  faktischen  Verhältniss  entsprach2). 

Aber  hierbei  hatte  es  durchaus  nicht  sein  Bewenden:  es  ward  auch  eine 
ganze  Reihe  von  neuen  Privilegien  verkündigt,  die  offenkundig  die  Vorrechte 
des  Adels  vermehrten.  Nach  der  Regimen tsnotel  noch  hatte  den  Kanzlerposten 
auch  ein  Bürgerlicher  bekleiden  können,  wenn  es  unter  den  Oberhauptleuten 
an  einem  hinlänglich  in  der  Jurisprudenz  ausgebildeten  Kandidaten  fehlte1). 
In  den  Recessen  von  1566,  von  denen  bekanut  ist,  auf  wie  schwankendem 
Rechtsboden  sie  standen4),  war  diese  Bestimmung  aufgehoben  worden5);  das 
ward  jetzt  nachdrücklich  bestätigt6).  Hatte  man  hierbei  einen  historischen, 
wenn  auch  schlechten  Anhalt,  so  beliebte  man  für  die  Besetzung  der  Haupt- 
mannsstellen eine  völlig  neue  Beschränkung.    Der  Zutritt  zu  ihnen  war  weder 


')  Alinea  „Quod  ad  Stipendium  militare"  und  „Officium  ducis  belli".  (Ebenda 
Bl.  107».) 

-0  So  Alinea  „Licita  deinde  sit*.     (Ebenda  Bl.  105b.     Vergl.  o.  S.  123.) 

3)  S.  o.  S.  26. 

')  S.  o.  S.  43  f. 

5)  Alinea  „Was  die  Bestallung-  des  Recesses  vom  4.  Oct.  1566.  (Ebenda  Bl.62*.) 

,;)  Alinea  „Primo  quidein"  und  „Insuper  ordine  civicoa.  (Ebenda  Bl.  105*  und 
107*>.) 
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und  noch  nicht  crthcilt  hatte.  Sie  wurde  in  Gestalt  einer  feierlichen  Belehnmtg 
der  den  Kurfürsten  vertretenden  Gesandten  im  November  1611  zu  Warschau  • 
vollzogen !).  Die  Bedingungen,  unter  denen  es  geschah,  waren  im  Wesentlichen 
die  des  Vertrages  von  1605,  der  in  mehreren  Punkten  bisher  noch  nicht  in  Kraft 
getreten  war.  In  einem  Punkte  wurde  dieser  noch  zu  Gunsten  des  Kurfürsten 
eingeschränkt:  er  übernahm  nur  eine  katholische  Kirche  in  Königsberg  zu  bauen 
und  zu  unterhalten,  während  damals  noch  von  einer  oder  zweien  die  Rede  ge- 
wesen war.  Die  Präsentation  des  an  ihr  fungierenden  Geistlichen  sollte  dem 
Kurfürsten  zustehen.  Die  Bestimmungen  über  den  Tribut  des  Kurfürsten  blieben 
durchweg  die  alten:  er  sollte  jährlich  ohne  jede  weitere  Voraussetzung  30000 
Gulden  zu  zahlen  haben,  eine  Verpflichtung,  die  wie  früher  von  der  Bewilli- 
gung von  Steuern  im  Königreich  nicht  abhängig  gemacht  wurde1);  die  übrigen 
30000  Gulden  sollte  er  nach  wie  vor  nur  dann  zu  geben  verbunden  sein,  wenn 
das  polnische  tributum  erhoben  würde.  Des  Weiteren  hat  Johann  Sigismund 
zwar  nicht  für  seine  fränkischen  Vettern,  wohl  aber  für  seine  drei  Brüder,  die 
Markgrafen  Johann  Georg,  Ernst  und  Christian  Wilhelm  eine  Eventualbelehnung 
nachgesucht  und  erhalten3).  Die  einzige  Verschlechterung  war  von  geringer 
Bedeutung:  der  Aufschub,  den  man  1609  für  das  Inkrafttreten  der  strengeren 
Appellationsbestimmungen  zugestanden  hatte4),  wurde  wieder  zurückgenommen. 
Der  Eid,  den  nun  die  preussische  Bevölkerung  dem  Kurfürsten  schwören 
musste,  ist  ohne  erhebliche  Weiterungen  geleistet  worden5)  und  ebenso  war  es 
schon  zuvor  gelungen,  auch  für  die  dem  hart  lutherischen  Confessionalismus  der 
Prcussen  sehr  widerwärtige  Bestimmung  über  den  Bau  der  katholischen  Kirche 
die  Zustimmung  der  Majorität  des  Landtages  zu  erlangen.  Zwar  hatten  Ober- 
stände, wie  Städte  dagegen  feierlich  protestiert6),  als  dann  aber  auf  der  im 
Mai  1612  angesetzten  Tagfahrt  die  polnischen  Kommissare,  wie  der  preussische 
Kanzler  darauf  drangen,  dass  dem  einmal  abgeschlossenen  Vertrage  keine 
Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  würden,  gaben  wenigstens  die  Oberstände  nach. 
Die  Landräthe  schlössen  sich  der  Regierung  an;  die  Ritterschaft  aber  konnte 
sich   einmal    dem  Hauptwunsch   ihres    Protectors    des  Königs,    der    noch    eben 

!)  Descriptio  quo  ordino  Feudum  111.  Joanni  Sigismundo  Marchioni  et  Electori 
Brandenburgensi  collatiiua.     (Privilegia  Bl.  120* ff.) 

2)  Vergl.  o.  S.  71,  wo  Z.  21  v.  u.  nach  „jetzt  ward  festgesetzt,  dass"  die  Worte 
„jährlich  30000  Gulden  und"  ausgefallen  sind. 

*)  Cautio  legatorura  111.  Electoris  Nov.  1611,  Confirmatio  S.  R.  Maj.  5.  Nov.  1611. 
(Privilegia  Bl.  112»>ff.,  115*>ff.)  Diplom  des  Königs  vom  17.  Nov.  1611.  (Dogiel 
IV  S.  454  f.) 

4)  Vergl.  o.  S.  129. 

5)  Als  die  Stände  später  darauf  aufmerksam  machten,  dass  zwischen  der  neuen 
Lehnsformel  und  dem  Eide,  den  ihre  Väter  den  fränkischen  Brandenburgern  1578  ge- 
schworen hatten,  eine  Differenz  bestehe,  wurde  ihnen,  den  königlichen  Commissaren, 
eine  Versicherung  gegeben,  dass  sie  der  König  gegen  alle  ihnen  hieraus  etwa  erwach- 
senden Unannehmlichkeiten  schützen  wolle.  (Cautio  Commissariorum  22.  Mai  1612 
Privilegia  Bl.  127bf.) 

6)  Erklärungen  der  Oberstände  und  der  Städte  von  1612  (o.  D.). 
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band  man  sich  auch  noch  nicht  positiv,  sondern  schob  die  eigentliche  Belehnung 
zunächst  hinaus.  Man  ersuchte  auch  den  Kurfürsten,  sich  noch  vorläufig  aller 
Regierungsgeschäfte  zu  enthalten1). 

Die  staatsrechtliche  Lage  war  ja  verworren  genug.  Nach  polnischer  Auf- 
fassung, aber  auch  nach  den  Präcedenzfällen  von  1603  und  1608  war  in  der 
That  Georg  Wilhelm,  solange  er  nicht  den  Lehnseid  geleistet  hatte,  nicht  zur 
thatsächlichen  Regierung  in  Preussen  berechtigt.  Man  hätte  dagegen  einwenden 
können,  dass  1603  wie  1608  die  Kurfürsten  von  Brandenburg  wohl  die  meist- 
berechtigten Agnaten  des  regierungsunfähigen  Herzogs  waren  und  am  ersten 
zur  Uebernahme  der  Regentschaft  hätten  berufen  werden  müssen,  dass  sie  aber 
noch  nicht  als  Lehnsnachfolger  von  Polen  anerkannt  waren,  ein  Unterschied, 
der  ehemals  von  den  polnischen  Kronjuristen  mit  einem  grossen  Aufwand  von 
spitzfindigen  Deductionen  geltend  gemacht  worden  war.  Mithin  war  Georg 
Wilhelm  in  anderer,  günstigerer  Lage:  der  Lehnsvertrag  vom"  5.  November  1611 
hatte  den  jedesmal  ältesten  Sohn  eines  verstorbenen  Kurfürsten  als  von  vorn- 
herein nachfolgeberechtigten  Lehnsträger  anerkannt  und  keine  besondere  Be- 
schränkung für  die  Zeit  bis  zur  Belehnung  ausgesprochen.  Indessen  gab  Georg 
Wilhelm  doch  hierin  formell  nach,  als  Polen  diese  Forderung  geltend  machte, 
und  verzichtete  auf  den  sofortigen  Regierungsantritt,  ein  Zugeständniss,  das  er 
wohl  von  vornherein  nicht  allzu  peinlich  inne  zu  halten  gedachte. 

Da  keine  weitere  Beunruhigung  erfolgte,  hatte  Georg  Wilhelm  wenigstens 
zunächst  ohne  allzugrosse  Sorge  das  Erbe  seines  Vaters  antreten  können.  Auch 
die  Kabalen  seiner  Stiefmutter,  die  ihm  in  ihrem  Zorn  über  die  Zurücksetzung 
ihrer  Kinder  und  aus  lutherischem  Fanatismus  Feindschaft  erregte,  wo  sie  nur 
konnte  und  auch  in  Warschau  gegen  die  Belehnung  des  Kurfürsten  intriguierte, 
haben  die  polnischen  Machthaber  nicht  aus  ihrer  passiven  Rolle  gebracht. 

Von  grosserer  Bedeutung  erschien  dann  freilich  ein  zweiter  später  unter- 
nommener Schritt  der  landesverrätherischen  Fürstin,  der  in  ganz  entgegenge- 
setzter Richtung  unternommen,  doch  denselben  Zweck  verfolgte,  Zwietracht 
zwischen  Polen  und  dem  Kurfürsten  zu  erregen.  Sie  brachte  wider  Georg  Wil- 
helms Willen  die  Verlobung  ihrer  Tochter  mit  König  Gustav  Adolph  von 
Schweden,  also  dem  Erzfeind  der  Republik,  zu  Stande,  um  so  ihrem  Stiefsohn 
Verlegenheiten  zu  bereiten.  Es  war  eine  Verbindung,  die  doch  dem  guten  Ver- 
hältniss  des  Kurfürsten  zu  Polen,  gefährlich  werden  konnte. 

Um  so  mehr  war  Georg  Wilhelm  darauf  bedacht,  sich  im  Herzogthum  selbst 
von  jeder  Sorge  vor  der  Opposition  zu  befreien.  Auch  die  immer  schlimmer 
werdenden  Verwicklungen  im  Reich  —  man  stand  wenige  Monate  vor  der 
Schlacht  am  weissen  Berge  —  trieben  dazu.  Es  war  keine  leichte  Aufgabe. 
Der  Kurfürst  war  in  Preussen,  wo  er  als  Kurprinz  im  Jahre  1618  nach  dem 
Tode  des  blödsinnigen  Herzogs  erschien,  sehr  kühl  empfangen  worden  und  jetzt 
erhielt  er  nicht  minder  deutliche  Zeichen  der  Unbeliebtheit  des  brandenburgi- 
schen Regimentes.  Er  war  angesichts  des  Krieges  im  Reiche,  von  dem  nicht 
vorauszusetzen  war,   dass  er  Brandenburg  ganz  unberührt  lassen  würde,    und 


')  Der  Kurfürst  an  die  Ober-  und  Hofgerich tsrathe.    27.  Oct.  1620. 
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dessen,  was  unter  den  beiden  vorigen  Herrschern  verloren  gegangen  war,  wieder 
gewonnen.  Gewiss  war  der  staatsrechtliche  Standpunkt  vom  Jahre  1603  noch 
nicht  wieder  zurückerobert,  aber  für  die  Abmessung  des  Fortschrittes,  der  ge- 
macht worden  war,  kam  auch  nicht  allein  in  Betracht,  was  die  Gegner  an  Prfc» 
tensionen  fahren  gelassen  hatten.  Man  hatte  der  Welt  gezeigt,  dass  der  Kurfürst 
von  Brandenburg  doch  nicht  völlig  der  gehorsame  Vasall  der  Krone  Polen  war. 
Den  Frondeurs,  die  bisher  immer  auf  Polens  Hilfe  gepocht  hatten,  war  eine 
Lehre  ertheilt,  die  sich  ihnen  tief  eingeprägt  hat.  Und  in  einer  Beziehung  war 
man  jetzt  sogar  weiter  gekommen,  als  es  je  früher  gelungen  war:  Georg  Wil- 
helm hatte  in  der  Bevölkerung  mehr  wahrhaft  ergebene  Anhänger  gewonnen, 
als  irgend  einer  der  Fürsten,  die  das  Herzogthum  seit  dem  Ausgang  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  beherrscht  hatten.  Er  hatte  seine  Forderungen  durchge- 
setzt, aber  sie  waren  massig  gewesen,  er  war  den  Ständen  immer  mild  entge- 
gen getreten,  hatte  sie  mehr  zu  sich  hinüberzuziehen,  als  sich  zu  unterwerfen 
gesucht.  Dies  Verfahren  mag  nicht  am  letzten  zu  dem  glücklichen  Ausgang  des 
Landtages  beigetragen  haben,  vor  Allem  aber  hat  es  die  Gemüther  gewonnen 
für  das  Herrschergeschlecht,  dem  man  bisher  noch  immer  kalt,  wenn  nicht 
feindlich  gegenüber  gestanden  hatte.  Endlich  hatte  in  diesem  Lande  der  mo- 
narchische Gedanken  Boden  gefasst. 

Georg  Wilhelm  hat  nun  fast  fünf  Jahre  lang  regiert,  ohne  einen  Landtag 
einzuberufen  und  sicherlich  wäre  es  dazu  noch  lange  Zeit  nicht  gekommen,  hätte 
nicht  ein  auswärtiger  Eingriff  die  Entwicklung  Preussens  rauh  gestört 
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Aber  freilich   fehlte  es  nicht  an  den  Vorzeichen   eines  neuen  Zusammen- 
stosscs.     Nur  dass  nicht  wie  sonst  der  Adel  unzufrieden  war  —  im  Gegentheil 
ihm  als  dem  herrschenden  Stande  konnte  dies  Regiment  nur  willkommen  sein 
da  es  die  socialen  und  Verwaltungsmissstände,  von  denen  er  allen  Vortheil  zog 
völlig  unangerührt  Hess.     Dies  Mal  regte  sich  vielmehr  das  Bürgerthum. 

Wieder  wie  in  den  Zeiten  Joachim  Friedrichs  und  Johann  Sigismunds  trat 
eine  tiefgehende  Spaltung  der  Stände  zu  Tage.  Unter  Jenem  waren  Ritterschaft 
und  Adel,  unter  diesem  zuletzt  die  Landräthe  die  Träger  der  oppositionellen 
Action  gegen  das  Kurhaus  gewesen ;  die  Städte  allein  hatten  immer  eine  freund- 
liche Haltung  bewahrt.  Es  war  ihnen  dafür  schon  unter  den  beiden  vorigen 
Kurfürsten  wenig  Dank  geworden;  Georg  Wilhelm  aber  hatte  sie  noch  mehr 
vernachlässigt  und  ihr  Interesse  in  dem  hauptsächlichsten  Streitpunkt,  in  der 
Frage  der  Steuervertheilung  zwischen  Stadt  und  Land,  noch  öfter  verletzt. 

Wie  schwer  Königsberg  dies  empfand  und  dass  es  nun  begann,  Gleiches 
mit  Gleichem  zu  vergelten,  hatte  sich  schon  in  den  beiden  letzten  Kriegsjahren 
gezeigt1).  Und  bei  der  Verweigerung  der  Steuern,  die  die  drei  Städte  1628 
ausgesprochen  hatten,  blieb  es  nicht  Wenige  Monate  nach  Abschluss  des 
Waffenstillstands  griffen  sie  zu  dem  alten  Mittel  preussischcr  Unzufriedener,  sie 
wandten  sich  Klage  führend  nach  Warschau  und  erhielten  dort  auch  aufmun- 
ternden Bescheid.  Freilich  hat  diese  Correspondenz  keine  weiteren  Folgen  ge- 
habt; als  aber  der  Kurfürst  dann  ein  Jahr  später  durch  eine  Anleihe  bei  ihnen 
seiner  Finanznoth  abhelfen  wollte,  Hessen  sie  ihn  ihr  Misswollen  doch  sehr 
deutlich  spüren;  sie  verstanden  sich  dazu  erst  nach  langem  Zögern  und  hart- 
näckigem Widerspruch2). 

Ein  neues  Moment  trat  eben  jetzt  hinzu,  den  Groll  der  Königsberger  zu 
vermehren.  Nach  dem  Vertrage  von  1629  sollten  die  Zölle  wieder  auf  den 
Status  zurückgeführt  werden,  den  sie  vor  dem  Kriege  innegehabt  hatten3);  das 
aber  geschah  mit  Nichten,  die  Zölle  blieben  bestehen  und  während  im  Jahre 
1621  633  Seeschiffe,  1623  sogar  925  in  Pillau  eingelaufen  waren,  sank  ihre 
Zahl  bis  auf  355  im  Jahre  1632 4). 

Endlich  hatten  die  Städte  noch  einer  anderen  wirtschaftlichen  Frage  wegen 
Grund  genug,  der  Regierung  misstrauisch  gegenüber  zu  stehen.  Der  Adel  hatte 
wieder,  wie  schon  so  oft,  aber  stärker  als  sonst,  den  Wunsch  laut  werden 
lassen,  es  möchten  die  Beziehungen  zwischen  Stadt  uud  Land  wieder,  wie  unter 
Herzog  Albrecht  und  früher  durch  staatliches  Gesetz,  d.  h.  zu  seinen  Gunsten 
geordnet  werden  und  der  Kurfürst  hatte  sich  diesem  Begehren  gegenüber  durch- 
aus nicht  ablehnend  verhalten. 


l)  S.  o.  S.  184  f. 

*)  Schreiben  der  drei  Städte  Königsberg  an  den  Kurfürsten  vom  11.  Jan.  1630 
(bei  Baczko  V  S.  268  ff.  abgedruckt). 

s)  Polnisch -schwedischer  Vertrag  vom  31.  Okt.  1629  (im  Auszuge  ebenda  V 
S.  88  f.). 

4)  S.  Meier,  Beiträge  zur  Handels-  und  politischen  Geschichte  Königsbergs  (1864) 
Anlage. 
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Den ooch  vergiengen  vom  Eintritt  des  Friedens  an  noch  fast  drei  Jahre,  bis 
alle  diese  Differenzen  zn  einem  Ausbrach  kamen.  Es  ward  so  lauge  überhaupt 
kein  Landtag  versammelt,  ja  dem  Kurfürsten  wurde  in  dieser  Zeit  einmal  ohne 
Landtag  eine  Auflage  bewilligt,  ein  Pathenpfennig  von  1«HJ«HX>  Gulden.  Endlich 
oüthigte  aber  die  Finanzlage  den  Kurfürsten  doch,  eiue  Tagfahrt  anzuberaumen. 
Von  deo  während  der  Kriegszeit  bewilligten  Steuern  waren  nämlich  die  drei 
Kreise  des  Herzogthnms  insgesammt  mit  einer  Summe  von  über  ltfOOiXK»  Mark 
rückständig  geblieben1),  von  der  nur  der  Schaden,  den  da«  Land  im  Kriege 
erlitten  hatte,  abgezogen  werden  sollte.  Der  Kurfürst  war  deshalb  seiner- 
seits den  Führern  nnd  Soldaten  seiner  Trappen  ansehnliche  Beträge  schuldig 
geblieben  und  bedurfte  zu  ihrer  Bezahlung  einer  neuen  Willigung;  zugleich 
mochte  er.  wenn  es  irgend  angieng.  auch  zur  Verteidigung  der  in  all'  diesen 
Jahren  arg  bedrängten  Mark  einige  Unterstüzung  erlangen  wollen.  War  er  doch 
nach  wie  vor  unentschieden  zwischen  den  Parteien  stehen  geblieben  und  hatte 
mit  ansehen  müssen,  wie  sein  Stammland  immer  von  Neuem  von  den  Truppen 
Schwedens,  wie  des  Kaisers  heimgesucht  wurde. 

Eine  ganze  Reihe  von  Fragen  sollte  der  Landtag  lösen :  es  sollte  festgestellt 
werden,  wohin  die  aufgekommenen  Gelder  geflossen  seien,  wie  viel  die  kurfürst- 
liche Kammer  habe  vorschiessen  müssen,  womit  man  den  Laudesherrn  bei  der 
durch  Königs  Sigismunds  Tod  nothwendig  gewordenen  Lehnserneuerang  unter- 
stützen wolle,  wie  man  endlich  die  in  grosser  Zahl  verpfändeten  Domänenämter 
wieder  einlösen  könne. 

Die  erste  Session  des  Landtages,  der  im  August  1»>32  zusammengetreten 
war,  hatte  zu  keinem  Resultate  geführt;  es  trat  eine  Vertagung  ein.  und  Ende 
November  ordnete  der  Kurfürst  den  Betrinn  der  Verhandlungen  vou  Neuem  an. 
Er  forderte  zunächst  nur  40OÜÜÜ  Mark,  die  er  freilich  noch  im  laufenden  Jahre 
erheben  wollte  nnd  zn  der  er  eine  Nachzahlung  verlangte,  fall*  sich  heraus- 
stelle, dass  die  Landschaft  ihm  noch  mit  einer  grosseren  Summe  verschuldet 
»ei  Dabei  versprach  er  indess  Geduld  zu  haben  und  dorn  ruinierten  Laude 
Zeit  zor  Erholung  zn  gönnen2;.  Die  Stellung,  die  die  einzelnen  Kurien  zu  den 
Vorschlägen  der  Regierung  einnahmen,  offenbarte  nun  auf  ein  Mal  die  Situation. 
Während  die  Oberstände  sich  sehr  bald  zu  erheblichen  WilHjunjen  bereit  fan- 
den,  weigerten  die  Städte  jede  Abgabe  und  behameu  trotz  weiterer  Verhand- 
lungen hartnäckig  auf  diesem  Standpunkt.  Die  Oberratbe  griffen  zu  dem  von 
der  preussisehen  Regierung  schon  seit  Herzog  Albrechts  Zeiten  gehandhabten 
Mittel,  sie  schlössen  mit  dem  Herrenstand  und  der  Ritterschaft  allein  ab. 

Diese  waren  auf  den  loyalen  Sundpunkt  von  1621  fast  ohne  Ausnahme 
wieder  zurückgekehrt;  nnd  wenn  sich  abweichende  Neigungen  zeigten,  wurden 
sie  durch  die  in  Aussicht  stehenden  Concessionen  des  Kurfürsten  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiet  und  anf  Kosten  der  Städte  paralysiert.  Zwei  Tage  vor  Weihnach- 
ten, also  dicht  vor  Schluss  der  Tagung  gaben  die  Oberbau  de  eine  sehr  gün- 
*tige  Erklärung  ab.     Die  schon  znvor  ausgesprochene,  ziemlich  ansehnliche  Be- 


■}  Kafftenrecanung  von  1632. 

*5  Der  Kurfürst  an  die  Oberratbe  27.  Nov.  1633:  die  Proposition  als  Beilage  dazu. 
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um  dort  die  Proposition  anzuhören.  Die  Oberräthe  giengen  darauf  ein  und  da 
sie  von  der  Vorlage  selbst  schon  Uebles  mathmaassten,  machten  sie  ihm,  der 
alten  Erfahrung  folgend,  dass  man  in  Polen,  vom  Staat  wie  von  den  Privaten, 
Alles  für  Geld  erlangen  könne,  das  Anerbieten,  der  Kurfürst  werde  alle  die 
rückständigen  Zahlungen,"  die  die  Republik  noch  vom  Herzogthum  zu  fordern 
habe,  —  es  waren  150000  Gulden  Jahrgelder  und  60000  Ehrengeschenk  —  auf 
die  schwebende  Bewilligung  hin  übernehmen ,  der  Gesandte  aber  solle  seiner- 
seits die  Verhandlungen  des  Landtages  nicht  ins  Stocken  bringen. 

Baginsky  Hess  sich  auf  derartige  Weiterungen  aber  gar  nicht  ein  und  die 
Oberräthe  wagten  es  nicht  zu  verhindern,  dass  er  die  Proposition  in  der  feier- 
lichen Versammlung  der  Stände  auf  dem  Schlosse  in  der  That  in  ihrer  Abwe- 
senheit vortrug.  Einige  Tage  später  eröffnete  er  den  Oberräthen  noch  einige  an 
sie  gerichtete  Wünsche  des  Königs  —  man  solle  nichts  gegen  die  Verträge  ge- 
schehen lassen,  die  Landesbeschwerden  abstellen,  der  Republik  die  schuldigen 
Zahlungen  leisten  und  für  die  Instandhaltung  der  katholischen  Kirche  sorgen. 
Obwohl  die  erste  dieser  Forderungen  nichts  Anderes  bedeutete,  als  die  Auswei- 
sung der  Reformierten,  die  ja  schon  so  oft  auf  Grund  des  Lubliner  Privilegs 
verlangt  worden  war '),  so  war  sie,  wie  alle  andern,  doch  so  allgemein  gehalten, 
dass  die  Oberräthe  sie  auf  ihre  Verantwortung  hin  wie  alle  anderen  zusagend 
beantworten  konnten1).  Aber  eben  weil  sie  sich  damit  zu  nichts  verbanden, 
hatte  dieser  Schritt  auch  durchaus  nicht  die  Wirkung  einer  Goncession,  der  Ge- 
sandte konnte  ohne  Rücksicht  auf  die  kurfürstliche  Regierung  die  Stände  weiter 
bearbeiten. 

Dass  seine  Vorstellungen  sich  durchaus  in  der  Richtung  der  polnischen  Po- 
litik von  1609  und  1617  bewegten,  ist  nicht  wunderbar.  Und  die  Stände 
hätten  nicht  Stände,  diese  hartnäckigen  Männer  nicht  Preussen  sein  müssen, 
wenn  ihnen  die  Versuchung,  mit  Polen  wieder  gemeinsame  Sache  gegen  den 
Landesherrn  zu  machen,  nicht  hätte  verführerisch  sein  sollen. 

Die  Oberräthe  hatten  deshalb  Mühe  genug,  um  dem  Gesandten  entgegen- 
zuwirken1); dennoch  machten  sich  auch  jetzt  die  Wirkungen  von  Georg  Wil- 
helms adelsfreundlicher  Politik  geltend:  die  Oberstände  beschlossen  schon  in 
wenigen  Tagen  eine  Erklärung,  die  vom  Standpunkte  des  Kurfürsten  im  Allge- 
meinen nur  als  erfreulich  anzusehen  war,  wenn  darin  auch  äusserlich  den  Polen 
viel  Angenehmes  gesagt  wurde. 

Die  Unterstützung  des  Kurfürsten  im  deutschen  Kriege  lehnten  sie  freilich 
völlig  ab;  dieser  Kampf  gehe  sie  gar  nichts  an.  Aber  unter  den  Gründen  hoben 
sie  doch  einen  ganz  inoffensiven  hervor,  die  Armuth  des  Landes,  das  den  eigenen 
Krieg  in  der  That  noch  lange  nicht  verwunden  hatte. 

Aber  dies  war  zu  verschmerzen,  Georg  Wilhelm  hätte  selbst  ohne  die  pol- 
nische Intervention  eine  solche  Subsidienleistung  für  seine  Reichslande  schwer- 
lich erreicht   Und  was  hier  an  Nachgiebigkeit  zu  vermissen  war,  ward  völlig  aus- 


0  S.  o.  S.  135  und  S.  147  f. 

*)  Responsum  vom  4.  Okt  1633. 

*)  Die  Oberrithe  an  den  Kurfürsten  2.  Nov.  1633. 

Mftttr.  s.  GMcb.  d.  O.  Kurfliraten.    XV.  13 


Zwölfter  Abschnitt. 
Wachsender  Widerstand  und  Unterwerfung  der  Städte. 

Es  vergiengen  nach  Abschlags  dieses.  Landtages  wieder  fast  anderthalb 
Jahre,  ohne  dass  ein  Landtag  hätte  stattzufinden  brauchen.  Der  Kurfürst  that 
zur  Befriedigung  der  ständischen  Forderungen  nur  so  viel,  dass  er  einen  ihm 
von  den  Oberräthen  pingesandten  Entwurf  zur  Visitationsordnung  mit  einigen 
Abänderungen  genehmigte.  Weder  von  einer  Einsetzung  der  geistlichen  Inspec- 
toren  oder  noch  selbst  von  einer  Vollziehung  des  Reverses,  den  die  Oberräthe 
über  die  Nichteinführung  von  geworbenem  Kriegsvolk  in  das  Herzogthum  aus- 
gestellt hatten,  noch  von  irgend  einer  anderen  Concession  an  die  Stände  war 
die  Rede.  Dem  oppositionellen  Bürgerthum  aber  wurden  durch  die  Einfüh- 
rung von  Taxordnungen  auch  in  den  kleinen  Städten  und  den  Aemtern,  die 
sehr  bald  erfolgte1),  neue  Benachtheiligungen  zugefügt.  Trotzdem  kam  es  zu 
keinerlei  lauten  Kundgebungen  und  Beschwerden,  und  wenn  die  bewilligten 
Contributionen  nur  spärlich  und  langsam  einliefen a),  so  war  dies  kein  Zeichen 
von  besonderer  Widerwilligkeit,  sondern  eine  Folge  althergebrachter  Uebelstände 
der  Finanzverwaltung,  die  man  längst  gewohnt  war.  Man  hätte  auch  fernerbin 
wohl  noch  eine  lange  Zeit  hindurch  eine  Tagung  der  Landstände  vermeiden 
können,  wäre  nicht  ein  auswärtiger  Incidenzfall  eingetreten. 

Der  schwedisch-polnische  Waffenstillstand  ging  im  Laufe  des  Jahres  1635 
zu  Ende  und  da  man  nicht  absehen  konnte,  ob  der  Kaiser  nicht  den  König 


')  Taxordnungen  für  Wehlau  (Grube  II  S.  127 ff.)»  Iusterburg und  Goldapp  (ebenda 
S.  134 ff),  Tilsit  (S.  145 ff.),  Kreuzburg  (S.  151  ff.),  Amt  Barten  und  Stadt  Drengfurt 
(S.  156 ff),  Angerburg  (S.  162ff.),  Lötzen  (S.  168 ff.),  Amt  Sehesten  (S.  178 ff.),  Preuss. 
Eilau  (S.  182ff.),  Rastenburg  und  Schippenbeil  (S.  186 ff.),  Preusch-Markt  (S.  196 ff.), 
die  Aemter  Marienwerder  und  Riesenburg  (S.  204  ff.),  Amt  und  Stadt  Liebstadt  (S.  207  ff.), 
Mohrungen  (S.  2 12 ff.),  Amt  Neidenburg  (S.  219),  sämmtlich  bestätigt  durch  die  kur- 
fürstliche Confirmation  vom  1."  Sept.  1634  (ebenda  S.  126 f.). 

0  Dass  sie  in  der  That  einkamen,  geht  aus  einer  ungezeichneten  und  undatierten 
aus  dem  Jahre  1635  stammenden  Aufstellung  hervor,  die  vermuthlich  auf  Grund  der 
von  den  polnischen  Gesandten  angestellten  Recherchen  aussagt:  „Annuum  iuxta  pacta 
publica  ex  ducatu  Prussiae  Camera  Electorali  quotannis  dependendum  per  triennium 
hie  retentum  est." 
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beginnen.  Aber  zwei  Forderungen  ergaben  sich  für  einen  zielbewussten  Herr- 
scher ohne  Weiteres,  wenn  er  seine  Mission  recht  erkannte  —  er  durfte  die 
wirtschaftliche  und  damit  die  sociale  Präponderanz  des  Adels  nicht  noch  ver- 
stärken und  er  musste  seinen  politischen  Einfluss  auf  jede  Weise  zurückzu- 
drängen suchen. 

Und  gegen  beide  Gebote  hat  Georg  Wilhelm  gesundigt.  Gegen  das  erste, 
indem  er  das  Bürgerthum,  das  sich  seiner  Dynastie  von  Anfang  an  zugewandt 
hatte,  erst  zu  Gunsten  des  Adels  benachteiligte  und  dann,  als  es,  von  ihm 
schroff  zurückgewiesen,  ihm  Opposition  machte,  durch  die  neuen  Zölle  wirt- 
schaftlich aufs  Schwerste  schädigte,  um  es  zu  strafen  und  zu  beugen. 

Die  staatliche  Machtstellung  des  Adels  aber  ward  zwar  eingeschränkt  durch 
die  Auflösung  des  alten  Bundes  mit  der  Krone  Polen,  die  Georg  Wilhelm  herbei- 
zuführen suchte,  aber  auf  dem  Gebiete,  auf  dem  sie  am  stärksten  war,  auf  dem 
der  Verwaltung,  blieb  sie  fast  unangerührt  Hier  hätte  es  mehr  als  eine  Auf- 
gabe zu  lösen  gegolten :  vor  Allem  hätte  das  Beamtenthum  monarchisch  gemacht 
und  die  finanzielle  Macht  des  Fürstenthums  verstärkt  werden  müssen.  Keines 
von  Beiden  ist  geschehen:  das  Domänenwesen,  das  man  nach  dem  Muster  von 
Georg  Friedrich  zuerst  hätte  reformieren  und  gegen  die  ärgsten  Uebergriffe  des 
Adels  hätte  sicher  stellen  müssen,  befand  sich  am  Ende  dieser  Regierung  im 
denkbar  desolatesten  Zustande.  Und  was  wollte  es  sagen,  dass  die  Oberrätho 
sich  einigermaassen  in  das  monarchische  Regiment  fügten,  wenn  dieses  sich 
selbst  durchaus  den  Interessen  des  Standes  anpasste,  dem  sie  angehörten?  War 
damit  die  geringste  Bürgschaft  gegeben,  dass  sie  sich  ebenso  botmassig  verhalten 
würden,  wenn  der  Fürst  die  entgegengesetzte  Politik  einschlug?  Und  die  mitt- 
leren und  unteren  Schichten  der  Verwaltung  waren  selbst  von  dieser  scheinbaren 
Zuverlässigkeit  und  Ergebenheit  noch  weit  entfernt. 

Das  Eino  ist  offenbar:  Georg  Wilhelm  hat  in  Preussen  Alles  geleistet,  was 
er  seiner  persönlichen  Begabung  nach  vermochte,  aber  der  halbe  Frieden,  den 
er  zu  Stande  gebracht,  konnte  nicht  das  letzte  Wort  sein,  das  die  Monarchie  in 
diesem  Lande  sprach.  Und  welche  Kämpfe  mochten  noch  bevorstehen,  wenn 
ein  Herrscher  zur  Regierung  kam,  der  höheren  Ehrgeiz  in  sich  trug.  Dann 
erst  musste  in  Preussen  die  Stunde  der  Entscheidung  schlagen  in  dem  Streit 
zwischen  Ständethum  und  Monarchie,  zwischen  der  alten  Zeit  und  der  neuen. 


I. 

Die  zwei  ersten  Jahrzehnte  der  Re- 
gierung Friedrich  Wilhelms. 
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thum  selbst  schwerlich  thatkräftigen  Beistand  gegen  polnische  Eingriffe  gefunden 
hätte  —  er  blieb  doch  wenigstens  vor  Schlimmerem  bewahrt. 

Zehn  Tage  nach  dem  Tode  Georg  Wilhelms,  so  bald  nur  ein  Bote,  der  die 
Nachricht  nach  Warschau  getragen,  mit  neuen  Instructionen  wieder  zurück- 
gekehrt sein  konnte,  überreichten  die  beiden  polnischen  Abgesandten,  die  des 
Landtags  wegen  in  Königsberg  anwesend  waren1),  Zaleski  und  Donhoff,  eine 
Note3),  in  der  die  Oberräthe  feierlich  ermahnt  wurden,  alle  und  jede  Regicrungs- 
verrichtungen  selbstständig  und  ohne  irgend  Jemanden  darauf  auch  nur  den 
geringsten  Einfluss  zu  verstatten,  zu  vollziehen,  alle  „Fremden"  aus  den  Haupt- 
mannschaften und  Aemtern  zu  entfernen,  Einheimische  an  ihre  Stelle  zu  setzen 
und  die  Hafen  und  Befestigungen  des  Landes  in  guter  Acht  zu  haben.  Ihnen 
selbst,  den  Gesandten,  sei  befohlen  in  Königsberg  zu  bleiben,  damit  Nichts  ge- 
schehe, was  die  Rechte  des  Königs  und  der  Republik  beeinträchtigen  könne ;  den 
Landtag  möge  man  inzwischen  fortdauern,  die  Stände  ihre  Gravamina  weiter 
berathen  lassen.  Sehr  zurückhaltend  äusserte  sich  der  König  selbst  in  der 
ersten  Audienz,  die  er  dem  seit  dem  November  in  Warschau  in  besonderer 
Mission  anwesenden  Gesandten  nach  dem  Ableben  Georg  Wilhelms  ertheilte2). 
Andrerseits  verfuhr  der  junge  Kurfürst  ganz  correct  und  hütete  sich  wohl,  die 
polnischen  Prätensionen  zu  verletzen.  Die  Oberräthe  antworteten  am  19.  De- 
cember  den  polnischen  Gesandten,  dass  sie  vom  Kurfürsten  noch  keinen  Befehl 
zu  irgend  einer  Regierungsmaassnahme  erhalten  hätten4);  in  dem  Rundschreiben 
an  die  Aemter,  durch  das  der  Kurfürst  den  Ständen  den  Tod  seines  Vaters 
notificierte,  wurde  an  erster  Stelle  der  Pflichten  gedacht,  die  der  neue  Herrscher 
dem  Könige  und  der  Republik  gegenüber  übernommen  habe,  ausdrücklich  betont, 
dass  er  vor  Ablegung  des  Lehnseides  auch  die  Huldigung  der  Stände  nicht  ent- 
gegennehmen werde,  und  endlich  den  Vasallen  empfohlen,  ihre  Deputierten  zu 
dem  demnächst  wieder  zu  eröffnenden  Landtage  auch  für  den  Fall  zu  instruieren, 
dass  eine  besondere  Vermittlung  der  Landschaft  zwischen  dem  Könige  und  dem 
Kurfürsten  nöthig  sein  würde.  Die  beiden  Specialgesandten  aber,  die  noch  vor 
Jahresschluss  zur  feierlichen  Meldung  des  Thronwechsels  nach  Warschau  ent- 
sandt wurden,  wurden  beauftragt,  beim  Könige  die  Erlaubniss  zum  Regierungs- 
antritt noch  vor  erfolgter  Investitur  für  den  Kurfürsten  zu  erwirken5).  Ihre 
Verhandlungen  führten,  Dank  reichlichen  Spenden  an  die  einflussreichsten 
Würdenträger  am  Warschauer  Hofe,  ziemlich  schnell  dahin,  dass  Wladislaus  er- 
klärte6), dem  Kurfürsten  diese  Erlaubniss  nicht  vorenthalten  zu  wollen,  sobald 
dieser  den   Bestimmungen   des   Krakauer   Bescheides   von  1633   gemäss    das 


')  Wladislaus  an  die  Oberräthe  1.  Sept.,  Zaleski  an  den  Obermarschall  ▼.  Brandt 
7.  Oct.  1640. 

*)  Vom  13.  Dec.  1640. 

*)  Ber.  Hoverbecks  vom  11.  Dec.  1640.    (Urk.  and  Act  I  S.  51.) 

*)  Resolutio  ad  proposita  vom  19.  Dec.  1640. 

*)  Rescr.  an  Wolfgang  v.  Kreytzen  und  Jobann  v.  Kospoth  31.  Dec.  1640.  (Or- 
lieb,  Geschichte  des  Preußischen  Staates  im  siebzehnten  Jahrhundert  III  (1839)  S.  4  ff.) 

6)  Ber.  Kreytzens  und  Kospoths  vom  23.  Febr.  1641.   (Urk.  und  Act  I  S.59ff.) 
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Konige  missliebige  —  Hans  Ebert  von  Tettau  in  dies  Amt  befördert,  Königseck 
aber  zum  Oberburggrafen  ernannt  worden  war1). 

Friedrich  Wilhelm  aber  blieb,  nachdem  es  ihm  gelungen  war,  den  Angriff 
des  Gegners  auf  das  eigene  Gebiet  abzuschlagen,  dabei  nicht  stehen;  er  be- 
gann die  Fesseln,  mit  denen  man  seinen  Vater  an  Polen  gekettet  hatte,  zu 
lockern  und  auch  hierbei  führte  sein  muthiges  Wagen  zum  Erfolg.  Am  21.  April 
entliess  er  Abraham  Spiring,  den  die  polnischen  Interessen  vertretenden  Agenten, 
den  sich  Georg  Wilhelm  als  Inspector  der  Seezölle  hatte  aufdringen  lassen9), 
kurzer  Hand  und  Hess  sich  durch  Wladislaus'  Einreden  ebenso  wenig,  wie  durch 
die  Drohung,  man  werde  die  ganze  Seezulage  überhaupt  aufheben,  beirren*); 
ja,  indem  er  seinerseits  dem  Könige  die  weitere  Auszahlung  seines  Antheils  an 
den  Zöllen  mit  Rücksicht  auf  die  von  Polen  selbst  gewünschte  Befestigung  der 
beiden  Häfen  und  ihre  Kosten  verweigerte,  brachte  er  es  dahin,  dass  man  sich 
in  Warschau  zu  einer  ihm  sehr  günstigen  Revision  des  ganzen  Verhältnisses 
verstand.  Der  neue  Vertrag4)  befreite  den  Kurfürsten  endgültig  von  jeder  pol- 
nischen Controle  seiner  Zollverwaltung  und  setzte  den  Antheil  des  Königs  an 
dem  Ertrage  auf  25000  Thlr.  fest,  was  bei  den  steigenden  Einnahmen  der 
nächsten  Jahre3)  eine  erhebliche  Ermässigung  gegenüber  der  früheren  Quotisie- 
rung  bedeutete. 

Der  Verlauf  dieses  ersten  Debüts  des  jungen  Kurfürsten  auf  dem  Gebiete 
der  preussisch-polnischen  Politik  ist  charakteristisch  für  beide  Theile.  Friedrich 
Wilhelm,  sehr  nachgiebig  in  allen  Formalien,  leidet  nicht  den  geringsten  Ein- 
griff in  seinen  realen  Machtbesitz,  ja  er  trotzt  dem  übermächtigen  Gegner 
Concessionen  ab,  und  dies  in  einer  Lage,  die  es  völlig  ausschloss,  an  die  Möglich- 
keit, mit  dem  Schwerte  die  Forderungen  der  Feder  zu  unterstützen,  auch  nur 
zu  denken,  geschweige  denn  in  den  Verhandlungen  mit  ihr  zu  drohen  erlaubte. 
Und  weiter,  dies  geschah  in  demselben  Augenblicke,  in  dem  sich  Friedrich 
Wilhelm  von  der  ganz  und  gar  auf  ein  Einverständniss  mit  Oesterreich  und 
Polen  gerichteten  Politik,  die  sein  Vater  befolgt  hatte,  entschieden  abwandte 
und  mit  Schweden  Waffenstillstand  schloss.  Auf  der  Gegenseite  aber  folgten 
sich  dreistes  Heischen  und  zages  Zurückweichen  dicht  nacheinander;  eine  kühne 
Politik  hätte  die  trostlose  Situation  des  Brandenburgers  weit  über  die  Forder- 
ungen dieser  Tage  hinaus  ausbeuten,  das  Herzogthum  vollends  an  Polen  ketten 
können.  Nicht  immer  war  später  dem  jungen  Hohenzollern  das  Glück  so  hold, 
für  Polen  aber  sollten  die  Zeiten  noch  kommen,  in  denen  man  viel  darum  ge- 
geben hätte,  wäre  das  Machtverhältniss  zwischen  der  Republik  und  Brandenburg 
noch  das  von  1641  gewesen.  — 

Stand  die  Angelegenheit  der  Pillauer  und  Memeler  Zolle  im  Mittelpunkte 
der  Verhandlungen  mit  Polen,  so  hat  sie  auf  den  Verlauf  des  inzwischen  ta- 

■ 

»)  Puncta  S.  R.  Majestatis  24.  April,  Resolutio  Electoris  6.  Mai  1641. 
*)  Vergl.  hierüber  Baczko  V  S.  124 ff.,  und  insbesondere  Erdmannsdörffer, 
Urk.  und  Actenst.  I  S.  27  ff. 

*)  Wladislaus  an  Friedrich  Wilhelm  28.  April,  22.  Mai  1641.    (Ebenda  S.  68 ff.) 

*)  Vom  5.  Dec.  1641.    (Ebenda  S.  86ff.) 

*)  S.  Erdmannsdörffer  ebenda  S.  34  Anm.  79. 


1.    Der  erste  Landtag. 

Landtagsproposition  des  Königs1).     Dat.  4.  Juni. 

R.  6.  00.  —  Kon.  647. 
[Forderung  für  Pillau.     Rückständige  Zahlung.    Gerichtstage.    Truchsessiscbe  Hypo- 
thek.   Bessere  Steuereintreibung.] 

1640.  1.    Cum  securitas  Ducatus  Prussiae  maxime  in  portu  Pillaviensi 

4.  Juni.  con8istat,  hortatur  Sacra  Regia  Maiestas  Ordines,  ut  ad  muniendum  eun- 
dem  portum  sumptus  et  impensas  conferant,  ad  quos  suroptus  ex  sub- 
ductis  rationibus  cum  Magistris  earum  rerum  peritis  summam  500000 
florenorum1)  vix  sufficere  posse  apparet.  Eam  itaque  summam  Sacra 
Regia  Mtas  ab  Ordinibus  conferendam  censet.  Propooit  quoque  Sac. 
Reg.  Mtas  Ordinibus,  ut  de  manutenenendo  et  firmis  praesidiis  muni- 
endo  eodem  portu  Pillaviensi  deliberarent.  Frustra  enim  munitio  illa 
extrueretur,  si  praesidiis  necessariis  destituta  foret. 

2.  Requirit  Sac.  Ra.  Mtas  ab  Ordinibus,  ut  summam  100000  flo- 
renorum in  vim  gratitudinis  Sacrae  Reg.  Mti.  per  Ordines  promissae 
restantem  et  nondum  persolutam  praestent  et  exolvant. 

3.  Consulendo  Sac.  Regia  Mtas  valetudinl  Suae  atque  commoditati 
Incolarum  Ducatus  Prussiae  pro  Juridica,  vernali  sive  autumnali,  ad 
Juridicam  Sac.  Reg.  Mtis  venicntium  suadet  Ordinibus,  ut  tempus  Juridi- 
cae  vernalis,  quae  in  Martio  celebratur,  in  tempus  Junii  et  Julii,  quae 
vero  in  autumno  in  Octobre  celebratur,  ut  illa  quoque  in  tempus  men- 
sium  Januarii  et  Februarii  transferatur,  salvis  per  omnia  Juribus  et 
Pactis  manentibus. 


')  „Puncta  nomine  Sacrae  Regiae  Majestatis  in  Conventu  Ordinum  Ducatus  Prus- 
siae Regiomonti  pro  quarta  Juni  congregatorum  proposita"  ist  das  Actenstück  betitelt. 
Es  muss  hier,  obwohl  es  wie  die  folgenden  vor  dem  1.  Dec.  1640  datierten  aus  der 
Zeit  Georg  Wilhelms  stammt,  abgedruckt  werden,  weil  es  die  Basis  auch  für  die  nach 
dem  Regierungsantritt  Friedrich  Wilhelms  gepflogenen  Verhandlungen  bildet. 


■^ 
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ja  noch  wohl  gute  Ordnung  gar  zu  verwerfen  und  zu  verhindern  sich 
unterfangen,  zuwider  den  Kirchenordnungen  Bier  und  Brandtewein  brauen 
und  brennen,  sei  baten  schenken  und  zum  ruchlosen  Leben  der  Leute 
Ursach  geben  und  also  den  Namen  und  Ehre  Gottes  und  seines  heiligen 
Worts  verlästern. 

Wodarch  Gottes  gerechter  Zorn  über  dies  arme  Land  gehäufet  wird, 
hernacher  auch  die  Autorität  des  Consistorii  kaum  aus  einem  und  dem 
andern  Menschen  bestehet,  die  hernacher  vorfallende  Geschäfte  anderer 
Verrichtung  halber  nicht,  wie  sichs  gebühret,  ausrichten  können.  Dahero 
dann  auch,  wie  man  Nachricht  hat,  es  oftmals  mit  den  Ordinationibus 
wunderlich  hergeht,  dadurch  gross  Unheil  and  Untergang  der  wahren 
Religion  und  Verwarlosung  der  christlichen  Gemeine  erfolgen  muss,  sel- 
biges Consistorium  auch  selbst  die  politischen  Statuta  hemmet  und  die 
Leute  vor  geschehener  Theilung  zu  copuliren  der  Obrigkeit  Erinnerung 
zuwider  nachgiebt,  die  Prediger  den  Leuten  wider  ihren  Willen  uf- 
dringet  (welches  doch  Keinem  zum  Nachtheil  oder  Beschimpfung  des 
heil.  Ministerii,  viel  weniger  uf  diejenige,  die  im  Leben  und  Lehre  ein- 
stimmig, sondern  einig  und  allein  zu  Verhütung  ferneres  Aergernisses 
und  frembder  Sünden  sich  untheilhaftig  zu  machen  vorgebracht  werden 
muss).  Wäre  der  halben  nochmal  Ihre  Ch.  D.  unterthänigst  zu  bitten,  dass 
juxta  leges  fundamentales  die  Inspection  bestellet  werde,  welche  nach 
Inhalt  der  Kirchenordnung,  mit  Zuziehung  jedes  Orts  Hauptmanns  und 
Raths  (grose  Unkosten  zu  verhüten)  solchem  allem  gebührlich  remedirte, 
insonderheit,  dass  ins  eheste  ein  uniformis  Methodus  instituendi  mit 
einerlei  Büchern  und  Lectionen  durchs  ganze  Land  in  allen  Schulen 
möge  introduciret,  auch  auf  die  Fürstenschulen1)  genaue  Achtung  ge- 
geben werde.  Hiemit  aber  wollen  die  von  Kleinen  Städten  ihnen,  ihrer 
eigenen  Kinder  Wohlfahrt  bedenkend,  vorbehalten  haben,  weil  die  Prediger 
ohn  besonder  Besoldung  der  Schulen  Visitirung  sich  nicht  unternehmen 
wollen,  dass  relicta  cura  Ministerio,  auf  der  Collegen  Religion,  damit 
sie  dem  Corpori  Doctrinae  und  unter  einander  concordes  sein,  Aufsicht 
zu  haben,  Magistratui  Politico  auch  hienebenst  auf  deroselben  Industriam, 
Methodum,  Progress,  Civ'rl-  und  Moralleben,  dessen  Verhalt  und  Unter- 
halt, gestalt  dann  in  allen  wohlbestallten  Rebus  publicis  politici  Curatores 
Scholarum  jederzeit  bestellet  worden,  verbleibe. 


')  Lyck,  Tilsit  und  Insterburg. 
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bös  erzogener  und  aaspochender  Landsknecht  das  wenige,  was  ein  Armer 
ihm  und  den  Seinigen  zu  gut  kümmerlich  erworben,  in  einem  Hui  sich 
dasselbe  muss  ausreissen  und  auszehren  lassen,  sondern  auch  gnädigst 
zu  vermitteln,  dass  wie  die  alte  Soldatenzehrung,  die  Ao.  33  über 
208000  M.  sich  belaufen,  also  die  jüngst  ertragene  ihnen  möge  gut  ge- 
macht werden. 

Als  da  sein 

Freistadt 2670  M. !)    6  Gr. 

Bischoffswerder 1868    „       16   „ 

Laut    f  Holland  wegen  Darzigen  und  Goldtackers 

Beilage  {      Volk 4321    „         — 

A.  B.    |  Mühlhausen  itidem 1425    „         — 

Riesenburg  wegen  Goldackers       15823    „       10  Gr. 

Fischhausen  wegen  Hanss  Ansshelm  Truchsessen  laut 

Beilage  B 4620   „         — 

Friedland 26960    „      18  Seh. 

Tilsit,  ein  Rest  von  des  Herrn  Obristen  Lieutenants 

Alexander  Wallfarths  Compagnia  zu  Ross  und 

Capitain    Dietrich    von  Olsten    Compagnia   zu 

Fuss  gemäss  den  Quitungen  1632      ....     35761    „      17JGr. 

Preussisch  Eylau  von  ao.  32  bis  dato 10017    „      16£ 

Saalfeld  wegen  Goldackers 2589    „         — 

Passenheim  von  ao.  32  bis  39 11166    „      19± 

Gilgenburg 455    „        6 

Liebstadt  gibt  Occasione  dieses  an,  laut  Beilags     .     13627    „        6    „ 

In  specie  beschweret  sich  die  14  Jahre  hin  mit  Einquartierung  und 
steter  beschwerlicher  Service  halber  belegte  Stadt  Mümmel,  wie  mit 
mehrerm  die  Beilag  sub  Sigoo  ....  nebenst  A  und  BJ)  ausweiset,  mit  un- 
tertänigster Bitte  Ew.  Ch.  D.  geruhen  gnädigst,  diese  arme  Stadt  dermal- 
einst solcher  beschwerlichen  Einquartierung  in  Gnaden  auch  zu  entheben 
und  dero  Soldaten,  wie  vor  gebräuchlich,  uf  die  Festung  zu  legen,  sonsten 
ist  zu  besorgen,  dass  selbige  Stadt  ganz  untergehe  und  wüst  möchte  ge- 
lassen werden. 

Es  erklaget  sich  auch  unter  andern  weheraüthigst  die  uralte  Stadt 
Weh  lau,  unterthänigst  bittend,  dass  die  Einwohner  daselbst  nicht  allein 


')  Ueber  den  Werth  von  Mark,  Groschen  und  Schilling  s.  o.  S.  238  Anm.  1. 
,J)  Zuerst  wird  auf  eine  besondere  Anlage  mit  eigenem  Zeichen,  dann  auf  zwei 
Specialanlagen  zu  dieser  verwiesen. 


n 
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3)  Dm»  auch  goldigste  inhibitio  geschehe,  wie  mo.  1621  in  kur- 
fürstlicher Verabscheidung  vertratet,  auf  den  Freiheiten  der  Schlosser 
die  Moller,  Schmiede,  Waldbereiter  and  andere  Beambteo,  derer  theüs 
mit  neuen  Bierbrauen  and  -schenkens,  aach  Höckerei  and  bürgerliche 
Nahrang  Treibens  Gedanken  nmbgeben,  nicht  brauen  oder  schenken  zu 
lassen,  sondern  öffentliche  inhibitorias  gnädigst  za  publiciren,  item 

4)  dass  theils  ihrer  aoch  nicht  Branntwein  brennen  and  verkaufen 
mögen,  diejenigen  aber,  die  den  bürgerlichen  Stand  and  Nahrang  überstei- 
gen, besonders  wenn  sie  des  KragsTerlags  vom  Orden  hero  nicht  berech- 
tiget, aoch  des  Braoens  and  bürgerlicher  Werbungen  sich  iasern  mochten. 

Und  5)  dass  in  den  Aembtern  den  ofm  Land  Wohnenden  das 
Schlossbier  za  Kindtaafen,  Hochzeiten  etc.  nicht  angetragen,  weniger  aas 
der  Stadt  za  nehmen  untersaget  werde  (denn  solches  geschiehet  mit  ge- 
ringem Nutzen  S.  Ch.  D.,  aber  mit  höchstem  Verderb  der  wenigen  bür- 
gerlichen Nahrung)  das  Brauen  aber  und  Darren  ofm  Lande  ganzlich 
verboten  bleibe,  weil  dadurch  ganze  Dorfer  in  die  Asche  geleget,  gestalt 
dann  dieser  Punkt  halber  in  specie  umb  Remedirung  ....  nachfolgende 
Städte  unterthänigst  bitten: 

(1)  Beschwert  sich  die  Stadt  Rastenburg,  dass  in  der  neulich  ge- 
haltenen Haushaltungsvisitation  den  Krugern  in  Rhein,  welche  ihre  statt- 
liche Privilegia  haben,  Bier  zu  nehmen,  woher  sie  wollen,  verboten 
worden,  von  Rastenburg  Bier  zu  nehmen,  unterdessen  die  Herren  Be- 
ambten  unter  diesem  Praetext  ihren  Privatnutzen  mit  Krug,  Verlag  und 
Bierschank  suchen, 

(2)  Saalfeldt  bittet  ihnen  insonderheit  die  2  Krüge,  als  Alt-Christ- 
burg und  Münsterbergk  zu  ihrem  Bierschank,  so  ihnen  von  etzlichen 
50  Jahren  zugestanden,  umb  die  Gebühr  zu  gönnen,  bittet  ferner,  dass 
Caspar  Plato  zu  Mütteldorff  das  Bierschenken  verboten  werde. 

Heiligenbeil,  Zinten  und  Fischhausen  bitten,  dass  dem  Gouverneur 
der  Pillau  das  Bierbrauen  verboten  und  das  Bier  aus  den  Städten  ge- 
nommen werde.  Ingemein  beschweren  sich  alle  Städte  einmüthig,  dass 
die  Ambtsleute  das  Bierbrauen  unter  I.  Ch.  D.  hohen  Namen  ganz  an 
sich  ziehen  (doch  zu  wenigem  E.  Ch.  D.  Nutzen,  wann  es  recht  soll 
untersuchet  werden)  insonderheit,  dass  die  Beambten  fast  in  allen 
Aembtern,  die  kurfürstlichen  Unterthanen  mit  Straf  verbinden,  kein 
Bier  aus  der  Stadt,  nur  aus  den  Aembtern  zu  nehmen,  gestalt  dannen 
Passenheim b  sich  darüber  beschweret,  dass  der  Herr  Hauptmann  von 
Orteisburg  die  Freien  und  Pauren  desswegen  ufin  Kloze  schlagen  wolle 


(5,  Aach  die  freie  Ctaserciea  veafaa  4ea  Ifjfiaiuai  iai  Bisch* 

anritt.  Wixbeaaaazkt  uad  inehmamm  za  hnmrhm.  wie  war  Aken  gt» 
briachlka  gewesea.  vertwtea  mdn.  da  ihn.  fean  Btoebaftanacca, 
doA  bu^ccin.  wie  riberat  ««dacht,  i»  Heraagdava*  gaaa  frei  ist  Ab 
mdn  L  Ck.  D.  glekhfalb  mttmhimgt  gebeten,  iwnrhtltn  bei  L  Hoch w. 
FörrtL  Ga.  dem  Herrn  Bischöfe  n  Ermbnd  die  Rüfickeit  an  verhaodda, 
daat  e»  inhahs  der  Recessen  und  Gewohaheheii  dieser  Lande  tot  wie 


nach  verbleibe  und  wir  im  Bisehthnmb.  inmaasaea  sie  bei  aw&.  freie  Hand- 
lang and  Geweih  treiben  mögen. 

6)  Es  werden  auch  S.  Ch.  D.  ganz  unterthinigst  gebeten,  in  dea 
Städten  dero  Beambten  oder  äberbörgeriieben  Personen  keine  exemp- 
tionem  ab  oneribns  civilibns  zu  verleihen  und  m  verschreiben,  sondern, 
auf  dero  Kammer  eigene  Intraden  solche  allein  m  vorstrecken  und  n 
limiüren  und  sonsten  ermessen  I.  Ch.  D..  dass  extra  neceaatatem  publi- 
cam  den  andern  die  Ertragung  solcher  und  frembder  Börde  nnthunlich 
anfgebördet  werde,  aoch  contra  aequitatem  natnralem  ee  schwer  fallet 
befehliget  za  werden,  indebito  vor  andern  pecnnia,  opera  dero  Stelle 
za  ersetzen  oder  re  ipsa  zu  ihren  Scharwerkern  gemacht  za  werden. 
Nee  rationis  ist,  dass  dem  Vermögen  das  Unvermögen  opitnliie,  sondern 
juris  ist,  personalia  onera  a  personis  ferenda  etc.  Im  Fall  aber  die 
Exempti  sich  gemeiner  Börde  entziehen  wollten,  behalten  wir  uns  vor 
solchen  Vorschoss  and  Ertrag  von  ihnen  und  Ihrigen  za  erfordern,  also 
semel  pro  semper  aller  Präscription  vorbauend. 

7)  Zwar  hetten  etzliche  Städte  sich  über  den  Todes  verblichenen 
seel.  Jägermeistern  zu  beschweren  gehabt,  dass  er  erst  selbst,  hernach 
durch  Befehl  vermittelst  aus  Städten  etzliche  zur  Jagd  zu  schicken:  weil 
er  aber  todt,  maneant  et  haec  sepulta.  utinam  numquam  resuscitanda; 
bitten  aber  umb  Gottes  willen,  so  uf  solcher  und  dergleichen  des  Landes 
und  der  Städte  Privilegiorum  unberichteter  Leute  Befehl  ein  Widriges 
erfolge te,  de  quo  solemnissime.  si  fiant  aut  facta  sunt,  protestamur, 
I.  Ch.  D.  das  Nachlassen  nicht  zum  Ungehorsam  b  gnädigst  deuten  wollen, 
sondern  dero  zu  uns  kommenden  Officirern  gnädigst  einbinden,  dass  sie 
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sich  zum  höchsten,  dass  ihnen  die  Gerechtigkeit  laut  ihren  Handveste* 
zue  nützen  nicht  gestattet  wird,  und  vornemblich  in  dem,  dass  ihnen  von 
den  ßeambten  und  Wild t bereitem  verwehret  wird,  uf  ihrem  Grunde  und 
Boden  Hasen,  Wolfe,  Füchse  zu  fangen  und  zu  schiessen,  auch  ihnen 
die  Garne  genommen  werden,  und  ob  sie  nicht  adlichen  Standes  Per- 
soueu,  dennoch  weil  die  Gerechtigkeit  auf  den  Gründen  haftet,  ihre  Vor- 
eltern auch  desswegen  solche  erkauft  und  desto  höher  gezahlet,  in  mehrer 
Anmerkung,  dass  wenn  einer  von  Adel  ein  beschweret  Freigut  erkauft, 
die  onera  so  darauf  stehet  [sie!],  verrichten  muss. 

2)  Die  gesambten  Freien  aus  allen  Embtern  beschweren  sich,  dass 
ihnen  viel  Neuerung  zuwider  ihren  Handvesten  von  Hofe  und  den  ße- 
ambten uffgedrungen  werden,  als  dass  im  Ambte  Tapiau  sie  von  der 
Hube  3  Scheff.  Kaufhaber  geben  müssen,  da  gleichwohl  in  andern  Emb- 
tern solches  nicht  geschiehet  und  dahero  sie  geschwechet  werden,  dass 
sie  ihre  Dienste,  wie  sichs  gebühret,  nicht  leisten  können. 

Und  das  noch  mehr,  müssen  sie  von  ihrem  Holz,  so  sie  von  ihrem 
Eigenthumb  hauen  und  flösen,  den  dritten  Theil  davon  in  den  Holzgarten 
setzen,  auch  nicht  allein  andere  weit  abgelegene  Häusser  und  Oerter  zu 
bauen,  ausserhalb  ihres  Ambtes,  darinnen  sie  gesessen,  sondern  auch 
Mühlen  zu  bauen,  Tämme  zu  schütten,  welches  die  Pauern  verrichten 
sollen,  gezwungen  werden. 

Insonderheit  werden  die  Freien  des  Ambts  Sehasen  mit  dem  Bau 
des  Jagdthausses  Crottinen  sehr  beschweret,  welches  kein  Ambthauss 
ist,  sondern  den  Pauern  solches  zu  bauen  gebühren  will. 

Wie  auch  die  gesambten  Freien,  ob  es  gleich  ihr  Privilegium  nicht 
giebet,  zum  Jagen  und  Führen  der  Tücher  gebrauchet  werden,  ja  auch 
in  etzlichen  Punkten  zur  Hauptleuten-Jagd  gebrauchet  werden. 

3)  Item  die  Freien  und  andere  privilegirte  Leute  in  allen  Embtern 
beschweren  sich,  dass  ihnen  zuwider  ihrer  Verschrei bung  die  H elfte 
von  dein  Honig,  wenn  sie  ihn  brechen,  genommen  wird. 

4)  Und  weil  die  Zeit  hero  sie  von  ihren  privilegirten  Gütern,  wenn 
sie  dieselbe  gekauft  oder  verkauft  haben,  die  Uflage  zehn  pro  Cento  haben 
geben  müssen,  ihre  Handveste  aber  davon  nichts  disponiren,  auch  die  an- 
dern, Oberstände,  so  wohl  auch  die  [von]  Städten  dieselbe  nicht  geben,  da- 
mit sie  nicht  geringer  als  andere  privilegirte  Leute  gehalten  oder  geachtet 
werden,  bitten  sie  unterthänigst,  dass  solches  abgeschaffet  werden  möge. 

5)  Es  kombt  auch  den  Freien,  Schultzen,  Krügern  und  andern  mehr 
sehr  beschwerlichen  vor,  dass  sie  mit  den  extraordinari  Contributionen, 
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Mal  aus  guten  Willen  und  zu  Bezeugung  untertänigster  Affection  gethin, 
ist  es  endlich  zur  Sequel  gezogen,  also  dass  wir  jährlichen  solchen 
Haber  als  ein  onus  abtragen  und  liefern  müssen,  auch  keine  Zahlung 
davon  überkommen. 

3)  Dass  wir  zur  Exequirung  der  alten  Contributionen  uns  einen 
frembden  Officirer,  als  den  Capitata  Christian  Bollen  unterstellen 
müssen,  auch  dessen  Commando  pariren,  uff  Dörfer  und  Hofe  als  Grass- 
buben reiten,  Ochsen  und  Kühe  greifen  und  pfänden,  auch  das  gepfändete 
Viehe  leiten  und  treiben  müssen.  Nun  sind  wird  nicht  schuldig,  uns 
einen  solchen  frembden  Officirer  zu  untergeben,  geschweige  bei  so  einer 
schimpflichen  und  despectirten  Expedition,  so  vielmehr  den  Kämmern, 
Rathleuten  gehöret,  uns  gebrauchen  zu  lassen;  zumaln  weil  wir  nebst 
den  Rittermässigen  und  denen  von  Adel  uf  allen  Landwehren  und  Heer- 
fahrten zu  Beschützung  dieses  Landes  reiten  und  ufziehen,  dieselbe  aber 
umb  obangezogener  Ursachen  willen,  so  wir  bei  so  verächtlicher  Expedi- 
tion erscheinen  und  aufwarten  sollten,  uns  hinführo  unter  sich  nicht  leiden 
wollen. 

4)  Wir  haben  auch  wider  die  Verfassungen  dieses  Landes  in  abge- 
wichenen 1639.  Jahre  fünf  unterschiedene  Male  contribuiren  und  schössen 
müssen,  da  wir  doch  solches  ausserhalb  Landtags-Schluss  zu  thun  nicht 
schuldig,  und  zwar  das  erste  Mal  hat  man  zu  Auffenthaltung  I.  Ch.  D. 
Leib-Compagnio  darzu  erbeten,  dass  wir  von  der  Hüben  15  Gr.  zu  Häuf 
legen  und  geben  sollten,  den  andern  dritten  und  vierten  terminum  uns 
solches  abgezwungen  und  als  ein  debitum  mit  grosen  Bedräuungen  (als 
dass  wie  Reiter  solches,  auch  noch  wohl  ein  mehrers  selbst  in  Person  von 
uns  abholen  solten,  auch  nachmals  erfolget)  unbilliger  Weise  exigiret 

5)  Können  wir  unsere  Gütter,  die  wir  doch  gebührlich  verschossen 
müssen,  nicht  rechter  Maassen  uns  gebrauchen  und  dieselbe  nutzen,  indem 
uns  der  Holzverkauf  aus  unsern  eignen  Wäldern  verboten  wird,  dass 
kein  frei  oder  kolmischer  Mann  einig  Brennholz,  Bauholz  oder  Dielen 
nach  Königsberg  zu  Kauf  führen  darf,  gestalt  dann  vielen  solch  Holz  von 
den  Jägerburschen  mit  Gewalt  abgenommen  und  gleichsamb  confisciret 
worden.  Nun  haben  viel  unter  uns  mehrentheils  Wald  und  Unland,  ver- 
schossen aber  alles  zugleich.  Wenn  uns  nun  die  Nutzung  des  Waldes, 
indeme  wir  bisweilen  zu  unserer  hohen  Nothturft  nicht  ein  Fuder  Holz 
verbrauchen  dörfen,  also  gewehret  werden  sollte,  würden  uns  solche  Wälder 
gar  wenig  nutz  sein,  ja  wir  würden  keinen  Schoss  davon  geben  können, 
wenn  wirs  nicht  wiederumb  aus  derselben  Nutzung  haben  sollten. 
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zur  Landtagspropositioo  geschritten  .  .  .,  sondern  vielmehr  wider  die  ii 
aller  Welt  Königreichen,  Kur-  und  Fürstentümern,  Reichs-  und  Land- 
tages Gebräuchen  es  von  hinten  angefangen  und  vor  allen  Dingen  Se. 
Ch.  D.  zur  Abschaffung  derer  Gravaminum,  davon  noch  keine  Unter- 
suchung geschehen  können,  ob  sie  auf  einiger  Billigkeit  bestünden,  gleich- 
sam nöthigen  wollen,  welche  unbillige  dieses  Herzogthumbs  Landtages* 
Gewohnheiten  zuwiderlaufende  Anmuthung  Se.  Ch.  D.  einer  ganzen 
Ehrbaren  Welt  zu  erkennen  heimstellen  thut  .  .  .  Damit  es  nicht  scheint, 
als  hätte  der  Kurfürst  die  Königlichen  Desidcria  hindern  wollen,  resolviert  er 
sich,  zu  den  100000  Gulden,  die  ratione  honorarii  gefordert  sind,  1  Gulden  von 
der  Hube  bei  seinen  unmittelbaren  Unterthanen  colligieren  zu  wollen.  Der 
Kurfürst  dimittiert  hiermit  die  Abgesandten1). 


Erklärung  der  gesammten  Stände  auf  die  Königlichen  Pro- 
positionen.    Dat.  Königsberg  29.  Juni  1640. 

R.  6.  00.  —  Kon.  646  I. 
[Ausweichende  oder  aufschiebende  Antwort  auf  sämmtliche  Forderungen.] 

1640.  Gratissimis  iuxta  ac  dcvotissimis  animis  praefati  Ordines  agnoscunt 

'    um'  quod  Sa.  Reg.  Mtas  pro  Regis  paternaque  cura  ac  sollicitudine  Ducatam 

Prussiae  non  solum  ex   belli  alea  exitiosa  in   pristinum  pacis  ac  trän- 

quillitatis  portum   restituere,    verum  etiam,    qua  ratione  portus  Pilla- 

viensis  securitati  prospiciatur,  clemcntissime  hortari  voluerit. 

Fatentur  equidem  Ordines  Ducatus  Prussiae  magnum  momentum 
salutis  Patriae  in  sedula  praefati  portus  custodia  situm  esse;  at  cum 
conventus  modernus  praeter  expeetationem  solveretur,  deliberationem 
hac  de  re  absolvere  non  potuerunt,  sed  eandem  ad  reassumptionem  con- 
ventus differre  coacti  sunt. 

Quod  S.  R.  Mtas,  pro  seeundo,  clemcntissime  requirit,  ut  residuum 
Honorarii  S.  R.  Mti  Anno  1636  promissi  suppleatur,  humillime  equi- 
dem Ordines  Ducatus  sperassent,  S.  R.  Mtem  in  publico  tum  temporis 
omnium  ordinum  laudo  tanto  imprimis  temporis  curriculo  interveniente 
acquievisse.  Verum  cum  denuo  per  legatos  suos  adhuc  summara  100000 
florenorum  urgeat,  humillime  S.  R.  Mti  Ordines  supplicant,  ut  pro  in- 
nata  sua  dementia  non  tarn  ad  oblati  tum  temporis  Honorarii  tenuitatem, 
quam    ordinum    humillimorum    obsequiorum    promptitudinem    respiciat. 

')  Laut  Auszug  aus  dem  Protokoll  der  Oberrathstube  wurde  der  Abschied  am 
28.  den  Standen  mitgetheilt,  mit  der  Bemerkung,  dass  der  Landtag  an  einem  noch 
nicht  festgesetzten  Termin  reassumiert  werden  solle. 
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Resolution  des  Kurfürsten  auf  der  gesaramten  Stände  Grava- 
mina1).     Dat.  Königsberg  19.  Nov.  1640. 

Concept  Kon.  646  I.  —  R.  6.  00. 

Im  geistlichen  Regiment.  1)  Die  Kirchenvisitation  soll  wieder  zur 
Hand  genommen  werden.  2)  Ist  ohne  Ursache.  3)  Der  Oberst  Podewils  ex- 
erciert  keine  Jurisdiction  in  Religionssachen2). 

Im  weltlichen  Regiment  1—4)  Abweisung  des  Vorwurfs,  dass  die 
Auswärtigen  begünstigt  wurden,  unter  Motivierung  einzelner  Fälle.  5)  Die  An- 
stellung der  Kammervisitatoren  ist  zu  des  Landes  Besten;  zudem  präsidiert  den 
Visitatoren  ein  Oberrath  und  ihre  Anstellung  ist  nur  als  vorübergehend  anzu- 
sehen   7)  Mit  Ablauf  des  Köpenickschen  Vertrages  wird  auch  der  Spiringsche 

Zoll  aufhören.  8)  Des  von  Harttovelt,  des  Oberjägermeisters  in  der  Mark  und 
Jülich,  wird  sich  der  Kurfürst  auch  hier  bedienen  und  „ihn  alihie  hinter  sich 
nicht  verlassen u.  Er  hat  sich  keiner  Staatssachen  angemaasst.  Von  einer  all- 
gemeinen Hintansetzung  der  Indigenae  ist  dem  Kurfürsten  nichts  bekannt.  Die 
Wildnissbereiter  sollen  vor  dem  Hauptmann  und  dem  Jägermeister  zugleich  ihr 
Gericht  haben.  10)  11)  Abweisung  der  Vorwürfe  gegen  den  jetzigen  Zustand. 
12)  Die  geschehene  Musterung  war  keine  lustratio  publica,  sondern  nur  zu  dem 
Ende  angestellt,  damit  S.  Ch.  D.  wissen  mochte,  wie  es  mit  den  Dienstpflichti- 
gen von  der  Ritterschaft  und  andern  beschaffen  sein  möge.  Solches  steht  Sr. 
Ch.  D.  frei  absque  publice-  Consensu.  13)  Oberst  von  Podewils  hat  den  gewöhn- 
lichen Eid  geleistet.  14)  Zur  Visiticrung  der  Aemter  sind  noch  niemals  per- 
sonae  non  nobiles  gebraucht.  15)  Die  adlichen  Pächter  sollen  bevorzugt  werden, 
sobald  sie  nur  ebensoviel  bieten  und  wirklich  zahlen,  wie  andere.  16)  Wo  ein 
Hauptmann  zwei  Aemter  zu  verwalten  hat,  muss  er  auch  das  zweite  Amt  regel- 
mässig besuchen.  17)  Bei  Ertheilung  des  Indigenats,  die  dem  Kurfürsten  nicht 
zu  verwehren  ist,  soll  nach  dem  kleinen  Gnadenprivileg  verfahren  werden  .... 

21)  Der  Kurfürst  nimmt  die  Mahnung  gnädig  auf  und  will  sie  in  Acht  nehmen. 

22)  Alle  Begnadigungs-,  Verpfändungs-  und  dergl.  Sachen  müssen  in  der  mär- 
kischen Kanzlei  ausgefertigt  werden;  es  soll  aber  von  ihnen  künftig  der  preussi- 
schen  Kanzlei  Nachricht  gegeben  werden.  Alle  anderen  Sachen  werden  schon 
jetzt  in  dieser  ausgefertigt ....  25)  S.  Ch.  D.  wissen  Ihrer  von  Gott  verliehenen 


sten  sogleich,  dass  er  ,,den  zerschlagenen  preussischeu  Landtag  nicht  woll  empfinde". 
(Wladislaus  an  Georg  Wilhelm  8.  Juli  1(>40,  [fälschlich  mit  1639  bezeichnet].) 

')  Am  17.  Juli  war  der  Landtag  aufs  Neue  ausgeschrieben,  am  22.  Oktober  waren 
die  Propositionen,  die  sich  schlechthin  auf  die  vom  4.  Juni  beziehen,  vorgelegt  worden. 

a)  Ueber  die  reformierten  Offiziere  war  es  zu  einer  speciellen  Korrespondenz  zwi- 
schen König  und  Kurfürst  gekommen.  Georg  Wilhelm  theilte  dem  Könige  mit,  dass 
die  Stände  sich  über  die  Anstellung  des  reformierten  Adam  Valentin  zu  Redern  als 
Kommandanten  beschwert  und  ehenso  das  Bekenntniss  des  Ohersten  v.  Pudewils,  „tri- 
hunus  nostrarum  evitatum  Kegiomontanarum",  bemängelt  hätten,  und  hat,  auf  diese 
Klagen  nicht  einzugehen.  Wladislaus  antwortete  darauf,  Redern  möchte  abgesetzt 
werden,  Podewils  aber,  der  ihm  im  moskowitischen  Kriege  gedient,  solle  belassen 
werden. 


m 
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Bedenken  der  Städte  auf  die  Kurf.  und  Königl.  Propositionen1). 

Ohne  Datum2). 

Kon.  646  I.  —  R.  6.  00. 

[Ablehnung  der  indirekten,  Anbietung  einer  direkten  Steuer.    Bewilligung  des  König- 
lichen Honorars.] 

Auf  die  Kurf.  Propositionen. 
1640.  Die  Bedenken  des  Herrenstandes  und  der  Landräthe,  wie  die  von  Adel  und 

Nov.  (?)  Ritterschaft  sind  ihnen  am  5.  Nov.  schriftlich,  „also  wie  gebräuchlich",  zugegan- 
gen. Sie  sind  mit  den  andern  beiden  Ständen  in  der  Ansicht  einig,  dass  sie 
an  der  geschehenen  Ruptur  des  Landtages  und  an  dem  beschwerlichen  Abschied 
unschuldig  sind. 

1)  Bezüglich  der  Kurfürstlichen  Schuldforderung  bis  1632  erneuern  sieden 
in  Abschrift  beigelegten  Protest  der  Städte  Königsberg  yom  28.  Nov.  1632. 
Die  Bewilligung  des  damaligen  Landtages  war  eine  ganz  freiwillige  und  an  die 
Bedingung  des  Erlöschens  dieser  Schuldforderung  geknüpft.  An  der  Trans- 
aktion, die  darüber  hinaus  zwischen  den  beiden  anderen  Ständen  und  dem  Kur- 
fürsten stattgefunden,  sind  sie  unbetheiligt  gewesen  und  also  nach  den  Decreten 
von  1609,  §  „Contributiones  publice"  (fol.  105a)  und  §  „Insuper  Ordine  Civico*  (fol. 
108a)  durch  sie  auch  nicht  verpflichtet  worden.  Sie  erinnern  bei  diesem  Punkte 
an  mehrere  zu  Unrecht  erhobene  Abgaben,  insbesondere  müsse  den  kleinen 
Städten  noch  freistehen  von  den  nächsten  Contributionen  4  M.  zu  decurtieren. 

1)  In  Bezug  auf  die  Forderung  von  1632  an  erinnern  sie,  dass  im  Jahre  1632 
ausdrücklich  ausbedungen  sei,  dass  die  damalige  Willigung  nicht  in  consequen- 
tiam  gezogen  werden  solle.  Doch  seien  sie  wohl  zu  einem  Beitrag  bereit, 
könnten  aber  in  die  von  den  beiden  andern  Ständen  intendierte  Anlage  von 
1627  und  die  Tranksteuer  durchaus  nicht  willigen,  da  jene,  wo  nicht  propter 
praerogationen  ordinis  et  dignitatum  zuvor,  so  doch  zum  wenigsten  gleich  be- 
lastet werden  müssten.  Die  Behauptung,  dass  dergleichen  Steuern  auf  die  letzten 
Consumenten  abgewälzt  werden,  sei  falsch,  wie  die  Städte  Königsberg  in  ihrer 
Apologia  vom  Jahre  1637  nachgewiesen  hätten.  Wie  ganz  der  Handel  von  der 
Höhe  der  Abgaben  abhängig  sei,  hätte  man  in  der  Zeit  seit  1627  gesehen.  Als 
damals  die  Häfen  von  Riga  und  Danzig  geschlossen  waren,  seien  Holländer, 
Engländer  und  alle  Nationen  gezwungen  gewesen  nach  Königsberg  zu  kommen, 
sei  das  Korn  auf  200 ,  ja  300  Fl.  gestiegen ,  als  darauf  aber  Riga  und  Danzig 
geöffnet  seien  und  mit  geringerem  Zoll  als  Königsberg  belegt  seien,  sei  das 
Korn  bis  auf  100  Fl.  gesunken.  Seitdem  vor  2  Jahren  der  Spiringsche  Zoll 
eingeführt  sei,  schwinde  die  Königsberger  Handlung.  Wolle  man  nun  auf  den 
Handel  noch  neue  Lasten  legen,  so  leide  allein  der  Kaufmann,  dem  Landmaun 
stehe  docli  noch  immer  frei  sich  anderwärts  hinzuwenden  mit  seinem  Korn.  — 


')  Den  beiden  Oberständen  überreicht. 

-)  In  dem  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  23.  Nov.  1640  wird  dieses  Stück 
als  „vorhin  überreicht"  erwähnt.  Man  wird  es  also  wohl  in  denselben  Monat  setzen 
dürfen. 


f>4)  I.    We  zwei  erstes  Jahnefcate  der  Regier«**  Friedrich 


^neckischen  Wein  wichsen  lassL  Es  haben  die  ron  Stiihen  an  de« 
der  Gaben  Gottes  kein  Gefallen,  jedoch  ist  daranf  n  sehen,  daas  ein  Arbdnv 
mann  bei  schwerer  Arbeit  an  einem  Trank  guten  Stadtbiers  sieh  ertöte  nml 
damit  vergnüget  ist  da  er  sonsten  mit  geringem  Bier  nickt  so  leicht  a  fallen.* 
....  14)  Die  Städte  wünschen  bei  ihrem  Execntionsmodas  n  bleiben. 

Auf  die  Königliche  Proposition. 

1)  Die  Befestignngskosten  sind  von  der  knifnrstL  Kammer  an  tragen.  — 
i)  Das  Honorarinm  Regimn  wegen  des  Friedens  sind  die  kleinen  Städte  mit 
1  fl.  zo  bezahlen  bereit  Königsberg  hat  es  laut  beigelegter  Kon.  Assecnratini 
vom  23.  Febr.  1636  mit  50  000  f).  schon  erlegt  —  3)  Die  transatio 
bitten  sie  iu  unterlassen.  —  4)  Wegen  des  Herren  Coloneflen  Trnchsessen 
sie  mit  den  andern  Städten  einig  und  bleiben  bei  dem  vorigen  Response  — 
5)  Den  Execotionsmodns  bitten  sie  nicht  zu  andern. 

Sie  bitten  endlich  von  den  laudirten  Contributiones  den  Städten  im  Ober- 
lande.  Mühlhausen.  Holland,  Saalfeld,  Riesenburg.  Marienwerder,  Passenheünh, 
Bischofswerder,  Freystadt,  Garnsee  und  dem  ausgebrannten  Liebstadt  wie  auch 
Kreuzburg,  weil  sie  sedem  belli  und  die  Kriegspressaren  mehr  denn  andere  em- 
pfunden, auch  nach  getroffenem  Friedensanstande  mit  Einquartierung  und  stetigen 
Durchzügen  belästiget  gewesen  und  sich  auch  noch  zur  Zeit  wenig  erholen 
können,  die  Hälfte  zu  erlassen  und  daneben  ihnen  die  ausgezahlten  haaren 
Lohnungen  und  Zehrungen  abzuziehen,  wie  der  Kurfürst  schon  befohlen. 


Die  Städte  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  23.  Nov.  1640. 

R.  6.  00.  —  Kon.  646  I. 
[Ablehnung  der  Tranksteuer.     Bewilligung  des  Hufenschosses.] 

WAO.  Sie  hätten   gerne  von   einem  Separatvotam  abgesehen,  da  aber  die  beiden 

Yd.  Nov.  Oberstände  mit  der  vorgeschlagenen  Anlage  und  Tranksteuer  die  Last  ganz  auf 
die  Städte  hätten  abwälzen  wollen  —  was  ^die  höchste  Unbilligkeit,  auch  den 
Fundamentalgesetzen,  vermöge  welchen  die  Contributiones  die  Stände  ex  aequo 
afficieren  sollen,  zuwider  isttt  —  sei  es  unvermeidlich  gewesen.  Um  so  mehr, 
als  sie  „vorhin  bereits  mit  Seezollen  und  Anlagen  ausgesogen  und  die  Nahrung 
und  Handlung  fast  gänzlich  von  ihnen  verjaget  ist?.  Von  ihrem  Votum  wurden 
sie  sich  durch  keinerlei  Ueberstimmung  oder  Derision  abbringen  lassen.  Ver- 
möge der  kölmischen  Handveste.  worauf  sie  fundiert,  „ seien  sie  per  expressum 
ob  omnibus  collectis  injustis  et  hospitationibus  coactivis  aliisque  exaetionibus 
indebitis,  ja  in  specie  sampt  dem  ganzen  Lande  ab  omni  penitus  telonei  exaetione 
absolviret. 

„Was  sonsten  E.  Ch.  D.  in  subsidium  von  denen  von  Städten  an  Huben- 
und  Gründenscboss  laudiret  ist,  dergleichen  Contribution  haben  die  Stände  je 
und  allewege  pro  aequabili  et  pariter  afficitate  gehalten  und  sich  derselben  ge- 
brauchet, wiewoll  auch  desfalls  die  von  Städten  über  die  Ungleichheit  woll  zu 
klagen  hatten,  indeme  ein  grosser  Unterscheid  ist  unter  einer  blossen  Stadt- 
wohnung und  soviel  Hüben,   dabei  theils  statliche  Höfe  und  andere  Gebäude 
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Bedingung  und  mit  dem  ausdrucklichen  Reservat,  dass  sie  im  Nichterledigungs- 
falle  zu  nichts  verbunden  sein  sollen,  geben  sie  folgende  Erklärung  ab ') :  1)  Sie 
lehnen  die  Zahlung  von  Schuldforderungen  aus  der  Zeit  vor  1G32  gänzlich  ab. 
2)  Zu  Abzahlung  der  nach  1632  bis  zum  Friedensschluss  gemachten  Schulden  und 
zur  Rediraierung  der  verpfändeten  Aembter  und  Tafelgüter  bewilligen  sie  die 
General-Anlage  von  1627,  als  „welche  den  ultimum  consumentem  und  also  con- 
sequenter  das  Meiste  den  Landmann  drückt",  imgleichen  die  Tranksteuer  auf  2 
Jahre  nach  dem  Schluss  des  Landtages.  3)  Als  Honorarium  des  geschlossenen 
Friedens  wegen  bewilligen  die  Landräthe  3  M.  von  Hüben  und  Gründen,  näm- 
lich auf  künftige  Lichtmess  1  fl.  und  nach  1642  noch  1  fl.  —  Adel  und  Ritter- 
schaft sind  nicht  instruiert.  4)  Für  Markgraf  Sigismund  Hochseel.  Ged.  werden 
lOOOO  Thlr.  verwilligt,  5)  ebenso  für  den  Herrn  Castellan  von  Pernau  15  Gr. 
von  der  Hube  auf  künftig  Martini  *).  7)  Für  die  Universität  werden  10  Gr.  von 
der  Hube  bewilligt.  0)  Beim  Neudruck  des  Landrechts  sind  einige  Abänder- 
ungen „mit  Zuthuung  eorum,  quorum  intcrest*  wünschenswerth.  10)  Sie  heissen 
den  Druck  der  Landesordnung  gut,  bitten  aber  darum,  dass  der  Kurfürst  die 
Geltung  der  Ordnung  auch  bei  Benachbarten  und  Angrenzenden,  sowie  in  den 
Städten  Königsberg,  die  sich  wenig  darum  kümmern,  obwohl  sie  doch  bei  der 
Abfassung  mitgewirkt  haben,  durchsetze. ...  12)  Der  Absicht  des  Kurfürsten,  die 
Ucberschüttung  im  Bierbrauen  mit  4  und  mehr  Scheffeln  die  Tonne  zu  ver- 
bieten, ist  zuzustimmen.  Es  möge  ferner  —  gloichmässig  auf  dem  Lande  und 
in  der  Stadt  —  nicht  mehr  als  3  Scheffel  Gerste  auf  eine  Tonne  verbraucht 
werden 14)  Die  Beibehaltung  des  alten  Executionsmodus  wird  gewünscht5). 


Der  Kurftlrst  an  die  Stände4).     Dat.  [25.  Dec.  1640]. 

R.  6.  00. 
[  Mittheilung  vom  Tode  Georg  Wilhelms  und  dem  Regierungsantritt.     Ermahnung  zur 
Treue  und  Versprechen,  die  Gravamina  nochmals  zu  prüfen.] 

1610.  Nach    Mittheilung    des    Todes    Georg  Wilhelms    fährt   der    Kurfürst    fort: 

*-j.  l)ec*  . . .  uns  aber  die  schwere  Regierungslast  derselben  seine  verlassenen  Landen 
und  Fiirstenthüraber  aufzubürden  und  also  die  ungezweifelte  Succession 
dieses  Herzogthumbs  auch  auf  uns  zu  devolviren,  so  haben  wir  an 
diesem  Ohrte,  wie  billig,  kein  grössers  Absehen,  als  wie  wir  den  Anfang 
unserer  Regierung  so   woll    mit  Ablegung  unserer  Pflicht  und  Schuldig- 


')  Die  Numerieruug  weicht  von  der  der  Proposition  ab. 

"-')  Diese  Forderung  scheint  im  Verlaufe  des  Landtages  erhoben  zu  sein,  die  Pro- 
positionen vom  4.  Juni  und  22.  October  enthalten  sie  nicht. 

3)  Der  intercuriale  Schriftwechsel  über  die  kurfürstlichen  Propositionen  hatte  schon 
zwei  Monate  zuvor  begonnen,  ein  Bedenken  der  Städte  ist  in  meuse  Oct.,  eines  der 
Landräthe  vom  2.  Nov.  1640  datiert. 

4)  Dieses  Schreiben  wurde  au  die  Stände  jedes  einzelnen  Amtes  geschickt,  wie 
aus  zahlreichen  beiliegenden  Antworten  hervorgeht. 
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welche  euch  als  erkenntliche  ehrliebende  Leute  allezeit  dahin 
und  bewegen  wird,  bei  uns  als  euren  geborenen  Erbherrn  treu 
halten,  uns  unter  die  Arme  zu  greifen  und  in  keinerlei  Woge  v< 
abzusetzen,  wie  wir  herkegen  von  Herzen  geneigt  sein,  bei  euc 
einem  gnädigsten  Herren  gebühret,  treulich  zu  halten  und  euere  . 
privilegia  in  guter  Ruhe  und  Friede,  ob  Gott  will,  zu  schützen  u 
kegen  im  Geringsten  nicht  zu  handeln,  noch  handeln  zu  lassen,  i 
sehen  wir  uns  in  specie  ungezweifelt  zu  gemeldter  unserer  Ehrb. 
schaft  und  euch  besonders,  dass  ihr  nunmehr  eure  Deputierte  [,  j 
angesetzte  Zeit  all  hier  wieder  erscheinen  sollen,  mit  solcher  vollki 
und  richtigen  Macht  und  Instruction  abfertigen  werdet,  damit 
Landtag,  welcher  nun  zwei  Mal  ohne  einige  fruchtbare  Verrichtung 
rumpiret  worden,  zur  dritten  Zusammenkunft  ein  gewünschtes  Ei 
reichen  und  ein  richtiger  einhelliger  Schluss  so  woll  vor  S.  K. 
vor  uns  gefasset  und  vollnzogen  werde.  Nebenst  welchen  künftige] 
berationen  wir  alsdann  zugleich  der  sämbtlichen  Stände  gra' 
weiter  examiniren  und  denselben  nach  aller  Gebühr  und  Mögl 
einen  vergnüglichen  Ausschlag  geben  und  also  dem  ganzen  Werk 
mam  manum  gnädigst  imponiren  wollen. 

Für  den  Fall,   dass  eiao  Werbung   von  der  Landschaft  bei  Sr.  M. 
wäre  durch  Schickung  oder  Schreiben,  sollen  sie  ihre  Deputierten  instn 


Neue  Additionalgravamina  der  Ritterschaft  und  des  A< 

Praes.  14.  März  1641. 

Kön.  64G  1. 

[Universität.     Ständischer  Resident   am  königlichen   Hof.     Neudruck   der   Pri 

Keitelfischerei.     Domänen  Verpachtung.] 

1641.  1)    r>Weil    den  Herren  Professoribus  ihr  wollhergebrachtes   und  in 

14.  März,  acadcniicis  fundiertes  jus  vocandi  et  praesentandi  novos  professores  zu 
lcdigten  Stellen  labefactiert  werden  will,  indem  denselben  drei  extroo 
professores  neulich  obtrudiert  worden44,  wird  um  Abhülfe  gebeten.  3)  1 
Münzsorten  seit  der  Gründung  der  Universität  über  die  Maassen  gestiegei: 
der  Kurfürst  die  Salaria  der  Professoren  aus  dem  Amt  FischUausen,  T 
Akademie  ausdrücklichen  Hypothek,  seeundutu  valorem  pristinum"  reichen 
hindern  die  reditus  aus  solcher  Hypothek  uiiib  ein  hohes  zugenommen", 
wünschen,  dass  die  jura  publica  von  einem  Preussischen  von  Adel,  so  in 
eingesessen,   als  Ordinär-Residenten    beim    königlichen  Hofe  in  Acht  ger 

*)  Die  ursprüngliche  Bezeichnung  ist  schlechthin  Nova  Additionalia  derer 
Ritterschaft  und  Adel. 
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die  noch  übrigen  Gravamina  zu  berathen,  haben  die  Stände  erklärt:  sie  wolkn 
sieb  dem  fugen  unter  folgenden  Bedingungen  1)  dass  dadurch  kein  Präzedenzfall 
geschaffen  werden,  2)  dass  wenn  die  mündliche  Conferenz  erfolglos  bleibe,  wieder 
der'  'übliche  Weg  des  schriftlichen  Verkehrs  beschritten  werde.  3)  Dass  sie 
sich  vor  den  Oberräthen  in  keinen  Disput  über  Gesetze  und  Verfassungen,  die 
certi  juris  sind,  einzulassen  brauchen,  „sondern  da  ihnen  in  ihrer  Meinung  wider- 
sprochen werden  sollte,  wollten  sie  es  an  ihre  Collegia  zur  reiferen  Deliberatkm 
zu  bringen  reserviert  haben".  Diese  Bedingungen,  die  auf  Bitten  der  Stände 
hiermit  interim  attestationis  ausgegeben  werden,  sind  bewilligt  worden. 


Erklärung  der  Städte  auf  die  Propositionen  des  Königs.    Dat 

Königsberg  7.  Juni  1641. . 

R.  6.  00.  —  Kon.  646  II. 
[Beschränkte  Willigling.     1  Qulden  als  königliches  Honorar.     Ablehnung  der  übrigen 

Forderungen.] 

1641.  Exoptabat  quidem  Ordo  Civicus  atque  quantum  in  se  fuerat  Omni- 

bus modis  contendebat,  ut  S.  R.  Majeatati  ab  Ordinibus  ea  declaratio 
ficret,  quae  nee  adeo  sera  et  ad  Regiam  propositionem  omnibus  conjuno 
tim  faetam  aecomodatior  esset;  verumtamen  cum  tanto  tempore  reliqui 
ordincs  istam  deliberationem  inter  se  detinucrint  atque  (quod  tandem 
erupit)  iam  ab  initio  separatas  ab  Ordine  Civico  rationes,  quibus  ipsi 
cum  hujus  Ordinis  aggravationc  sublevarcntur,  ini vorint,  hinc  adeo  fac- 
tum, ut  ordo  Civicus  eaudom  quoque  moram  eandemque  Separationen) 
subire  coactus  fuerit.  Dabit  igitur  S.  R.  Majcstas  Ordini  Civico  harum 
rerum,  a  quarum  culpa  abest,  clomentisime  veniam.  Deinde  hunc 
quoque  ordinem  pari  jure  et  libertate,  qua  ordo  est,  cum  coeteris  ordini- 
bus gaudontem  benignissime  audire  non  dedignabitur. 

1.  Sie  seben  die  Notwendigkeit  der  geforderten  Ausgaben  für  Be- 
festigungen ein  .  .  .  .  de  sumptuum  vero  in  hanc  rem  praestandoram 
collatione  deprecandum  hie  ordo  existimat,  ne  incolis  et  subditis  hoc 
imponatur,  quod  8er.  Electoris  in  Prussia  Ducis  Regalibus,  praeeminentiis 
ei  quos  per  Universum  Ducatum  obtinet  reditibus  adhaerere  non  rei 
tantum  aequitas,  sed  et  continuus  in  Ducatu  per  oramia  fortalitia  et 
castra,  quae  aliquando  muniri  aut  praesidiis  teneri  contigit,  usus  evin- 
cit.  Accedit,  quod  Serenissimus  Elector  publica  cautione  Feudali  tale 
quid,  nempe  de  quatuor  navibus  ad  tuendam  oram  maritimam  suo 
sumptu  habend is  (qui  quidem  sumptus  in  tot  naves  bellicas  idonce  tor- 
mentis  et  praesidiis  instruetas  sumptu  in  fortalitium  per  amplum  licet 
haud    minor    aestimatur),    in    se    reeepit,    ut    et    quod   S.   R.   Majestas 
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dinem,  si  penes  ipsos  stetisset,  re  ipsa  diu  complevisent;  vernm  dam 
quod  ad  terminum  solutionis  spectat,  alioram  ordinum  iudicium  expec- 
tant  nee  praeoecupandam  autumant,  nunc  demum  de  termino  ad  festum 
S.  Michaelis  proximum  ab  aliis  Ordinibus  electo  intelligunt  eundemqoe 
terminum  Eaedem  Civitates  minores  quo  promptius  nihil  tergiversantea 
approbant  in  eoque  paratas  se  ad  solutionem  cum  praefata  differentia 
Civitatum  Oberlandicarum  fore  promittunt. 

3.  Die  Gerichtstage  bitten  sie  für  die  Regel  nicht  anders  zu  legen.  — 
4.  Ebenso  bitten  sie  den  Executionsmodus  ungeändert  zu  lassen.  —  5.  Für 
die  Truchsesssche  Forderung  sei  schon  zuvor  eine  Summe  bewilligt  und  grössten 
Thoils  ausgezahlt,  si  quid  defuerit,  ad  illos  pertinet,  apud  quos  istae  contribu- 
tioncs  sunt  residuae. 

6.  Tllud  quod  S.  R.  Mtas  de  examinandis  aecomodandis  et  sopien- 
dis  [sapiendis?],  ne  quid  contra  dignitatem  Regiam,  Jura  directi  Do- 
minii  S.  R.  Mtis  et  Reipublicac  pacta  et  investituras,  commissiones  et  re- 
cessus  interveniat,  admonitum  clementissime  voluit,  Ordo  Civicus,  qui  par 
est  fidei  subiectionis  et  obsequii  eultu,  sibi  commendatissimum  habet, 
atque  quemadmodum  ita  sc  hactenus  Ordines  Civicos  gessisse  Illustris- 
simi  Dom.  Legati  praesentes  testari  possunt,  ita  non  dubitet  S.  R.  Mtas, 
quin  in  eo  animo  et  studio  hie  ordo,  si  absentibus  et  Regiis  Legatis  de 
gravaminibus  nec  dum  omnino  compositis  agi  contingat,  sit  perseveraturus. 

7.  De  templis  Catholicorum  in  quolibet  districtu  erigendis  talis  res 
est,  in  qua  Ordinibus  a  Juribus  quaesitis  recedere  minime  est  integrum: 
proinde  Civicus  quoque  ordo  novitatem  hanc  humillimc  deprecatur,  cum 
et  Ser.  Elector  in  Pactis  Feudalibus  non  nisi  unius  templi  Catholici 
strueturam  Rogiomonti  faciendam  in  se  reeeperit,  quod  quidem  templum 
extat  et  conservatur  .  .  . *) 


Erklärung    der  Stände2)    auf   die   Propositionen    des  Königs. 

Dat.  Königsberg  16.  Juni  1641. 

Kön.  646  II. 
[Bewilligung  einer   Anlage.     100000  Fl.   Honorar.     Ablehnung  aller  anderen  Forde- 
rungen.] 

1641.  Sie  bedanken   sich  für  die  Fürsorge  des  Königs.     1)    Zwar  verwahren  sie 

16.  Juni.  sjc|j  feierlich  dagegen,  dass  sie  verpflichtet  seien  für  jetzt  oder  in  Zukunft  für 

')  Unterschriebon  haben: 

Albertus  Jonas,  nomine  trium  Civitatum  Regiomontarum, 
Grcgorius  Martini,  nomine  Civitatem  minorum,  p.  t.  Director. 

*)  Eben  mit  Ausnahme  der  Städte,  beziehungsweise  Königsbergs  allein. 
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Resolution  des  Kurfürsten.    Dat  Königsberg  29.  August  164L 

R.  6.  00.  —  Kon.  646  II. 
[Endliche  Resolution  auf  die  Gravamina  der  Stände1).] 

1641.  Es  haben  höchstermeldte  S.  Ch.  D.  sich  unterthanigst  vortragen  lasset, 

29.  Aug.  was  goWoU  noch  bei  Lebzeiten  dero  in  Gott  ruhenden  weiland  gnädigen 
Herren  Vätern,  Markgrafen  und  Kurfürsten  zu  Brandenburg,  in  Preusseo 
p.  p.  Hertzogen  p.  als  auch  bei  und  nach  angenommener  glücklicher  Re- 
gierung Sr.  Ch.  D.  selbsten  in  währendem  Landtage  von  E.  E.  L.  vor 
Gravamina  geführet,  was  bishero  darinnen  sowoll  schriftlich  als  münd- 
lichen vorgangen,  berathschlaget  und  geschlossen,  derowegen  dann  S.  Ch. 
D.,  damit  dermaleinsten  zur  Landtags-Proposition  möge  geschritten,  die 
darinne  speciatim  begriffene  puneta  reiflich  erwogen  und  berathschlaget  und 
endlich  zu  erwünschtem  Schluss  gelangen  und  der  Landtag  seine  wurkliche 
und  fruchtbare  Endschaft  erreiche,  nachgesetzte  dero  letzte  Resolution  über 
die  eingebrachte  Beschwerde  E.  E.  L.  vermöge  der  Pacten,  Privilegien  und 
Landesverfassungen  zum  endlichen  Abschied  in  Gnaden  ertheilen  wollen. 
Und  weilen  S.  Ch.  D.  nebenst  dero  getreuen  gesambten  Ständen,  was  die 
Bestellung  in  Religion  und  geistlichem  Wesen  betrifft  und  was  dem  an- 
hängig, aus  erheblichen,  hochwichtigen,  in  den  Landtagsacten  ausführlich 
gemachten  Ursachen,  rath-  und  heilsam,  bequem  und  nützlichen  befunden, 
dass  das  negotium  Inspectorum  vor  dieses  Mal  reponiret  und  nach  unter- 
schiedlichen so  woll  allhie  im  Lande,  als  ausserhalb  sonderlich  zu 
Hirschberg  gehaltenen  Zusammenkünften  und  Consultationen ,  die  Con- 
sistoria  und  sonderlich  das  Oberländische  woll  bestellet  und  uff  eine 
Kirchen -Visitation  ad  interim  salvis  Privilegiis  fundamentalibus  ein- 
müttig  geschlossen  und  ge  will  iget,  so  haben  S.  Ch.  D.  die  allbereit  anno 
1632  abgefasste  Instruction,  wornach  die  Kirchen-  und  Schul- Visitationes 
anzustellen,  in  währendem  Landtage  revidiren,  uff  jetzige  Zeit  und  Zu- 
stand aecommodiren  und  richten  lassen,  gewisse  libros  syrabolicos,  so  bei 
der  Visitation  in  gebührender  Acht  zu  halten,  nam  kundig  gemacht,  und 
die  Personen  so  in  allen  dreien  Kreisen  dieses  Herzogthumbss  der  Visi- 
tation beiwohnen  und  wornach  sich  dieselben  zu  reguliren  verordnet,  wie 
die  Instruction,  uff  welche  S.  Ch.  D.  sich  hiemit  in  allem  gezogen  haben, 

reisen  werde,  und  bitte  sie,  ihm  dabei  unter  die  Arme  zu  greifen.     (Prot,  der  Ober- 
rathstube  30.  Juli   1641.) 

l)  Der  Inhalt  im  Einzelnen  entspricht  dem  der  Gravamina  vom  Juni  1640  (s.  o. 
S.  239). 
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selbe  ausser  Landes  sein,  die  Jurisdiction  und  Beschützung  dieses  Kikb» 
hofes  dero  Herren  Ober-Räthen,  sonderlich  Obristen  Barggrafen,  dewi 
ohne  das  die  Inspection  über  die  kurfürstlichen  Freiheiten  anbefohta, 
auftragen. 

Und  haben  die  Städte  irgend  einer  Uffbauung  reformirter  Kirche*, 
uff  dem  Kirchhofe  eben  so  wenig  als  an  andern  Orten,  wie  auch  im 
Leichpredigten  und  Erweiterung  des  Kirchhofes  halber  sich  nicht  zu  be- 
fahren, weiln  denselben  sonder  Zweifel  bewusst  sein  wird,  dass  bei  de* 
Reformirten  den  Verstorbenen  Leichenpredigten  zu  halten,  nicht  gebräuch- 
lich, auch  keine  Erweiterung  und  mehr  Landes  zu  dem  Kirchhofe  ge- 
schlagen werden  soll,  es  wäre  dann,  dass  die  Menge  der  Begrabenem, 
wozu  es  dann  schwerlich  kommen  wird  und  die  äusserste  unumbgängliche 
Noth  solches  erforderten. 

Es  nehmen  auch  S.  Ch.  D.  E.  E.  L.  Erklärung  wegen  Landesobristea 
Otto  Wilhelm  von  Pude  weiss,  wie  auch  anderer  geringen  Diener  gnädigst 
auf  und  an,  dass  Obrister  von  Pudewels  bei  seiner  vornehmen  Function 
und  Bestallung  aus  erheblichen  Ursachen  zu  seinen  Lebtagen  verbleiben, 
die  andere  geringere  Officirer  und  Bediente  ebenmässig  ad  dies  vitae 
erbalten  werden,  und  wollen  S.  Ch.  I).  ins  Künftige  Pacta  und  Privilegia 
in  gebührende  Acht  nehmen  und  dieses  bei  königlicher  Majestät  zu  ver- 
antworten uff  sich  nehmen. 

Die  Untersuchung  der  Collecten  zu  Restaurirung  der  ruinirten  Ober- 
ländischen Kirchen,  ob  sie  ad  destinatos  usus  verwendet?  Weiln  Sr.  Ch. 
1).  Herr  Vater,  lobseeligster  Gcdächtnuss,  der  Stände  Suchen  hierunter 
als  ein  ganz  billigmässiges  petitum  angemerket  und  gebetenermaassen 
denselben  in  Gnaden  zu  willfahren  sich  erkläret,  so  lassen  es  S.  Ch.  D. 
auch  dabei  gnädigst  bewenden,  ziehen  sich  auch  im  Uebrigen  uff  die 
Instruction. 

Es  erinnern  sich  auch  S.  Ch.  D.  in  Gnaden  gar  wohl,  aus  was  er- 
heblichen und  notwendigen  Ursachen  deroselben  hochgeehrter  in  Gott 
ruhender  Herr  Vater  jetzigen  Herrn  Kanzler  Fabian  von  Ostau,  obgleich 
derselbe  auff  keinem  der  vier  Haupt- Aempter  gesessen,  vom  Hoff-Richter- 
Ambt  zu  nehmen,  zu  dero  Oberrath  und  damalen  vacirenden  Cancellariat 
zu  bestellen  bewogen  worden,  weiln  theils  die  Hauptleute  der  Ober- 
Aempter  verreiset,  theils  wegen  des  Directorii  im  Collegio  der  Land- 
Räthe  damalen  nicht  zu  entrathen  gewesen,  es  auch  wohl  ehe  geschehen, 
dass  ein  Kanzler  aus  dem  Hofgericht  gewonnen,  dahero  es  vor  dieses 
Mal  nicht  anders  sein  können,  und  dass  es  ins  Künftige  bei  dem  Buch- 
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land  Dero  gnädigen  Herrn  Vätern  gethaner  Resolution,  wollen  aal] 
in  Bestellung  der  Müminel  ins  Künftige  also  halten,  wie  Jon,  N^j 
Privilegia  und  Decreta  erfordern. 

Was  wogen  königlicher  Majestät  Offens  hiebei    und  der  CMdntil 
den  Ständen  vorbracht  worden,  wollen  S.  Ch.  D.  die  Entschuldigung,  m 
die  das  Meiste  dafür  zu  sorgen  hat,   dass  die  Mümmel   wohl  bewitaij 
und  den  grössten  Schaden,    da  Gott  vor  sei,    davon  haben  würden, 
sich  nehmen. 

Was  nun  den  Hauptmann  uff  Neuhausen,  Christoff  Nettelhont 
langet,   lassen  S.  Ch.  D.  es  bei  der  von  Sr.  Ch.  D.  hochgeehrten  Ha»! 
Vätern  beschehener  Erklärung,    welche  die  Stande  angenommen, 
bewenden. 

Die  Kammer-Visitation  ist  temporanea  und  ein  Werk  der  He* 
schaft  und  Lande  zum  besten  uff  eine  Zeitlang  angostellet,  and  mochte  Ck 
I).  wohl  wünschen,  dass  dieselbe  je  ehr,  je  besser  ihre  Endschaft  erreichet* 

Sind  aber  des  gnädigsten  und  billigen  Anerbietens,  dass  sie  «je- 
manden, so  dieser  Visitation  halber  wollte  graviret  werden,  angehört 
lassen,  keinen  übereilen,  und  da  es  irgend  zu  einer  Decision  komm« 
mÜ8sto,  mit  dero  Ober-Räthen  hievon  communiciren  und  viam  juris  ver- 
fahren wollen. 

Und  nehmen  S.  Ch.  D.  ebener  Gestalt,  wie  Dero  weiland  gnädiger 
Herr  Vater  zu  gnädigstem  Dank  auf  und  an,  die  beschehene  Erinnerung 
wegen  des  Börnsteins,  wollen  auch  darauf  bedacht  sein,  wie  bereit  ge- 
schehen, dass  dero  Kammer-Intraden  in  diesem  Pass  verbessert  werden. 

So  geben  auch  S.  Ch.  D.  an  deme  von  Wolff  von  Kreyzen  könig- 
lichen Obriston  verursachten  procedere1)  keinen  Gefallen,  dessen  Factum 
auch  E.  E.  L.  nicht  billigen  kann,  noch  sich  anzumaassen  begehret,  wollen 
den  gegebenen  Revers  nicht  allein  geheim!)  halten,  nicht  zum  Vorschein 
kommen,  sondern  auch  die  bei  dero  Hoffgericbt  verübte  acta  abfordern 
und  beiseits  legen  lassen,  ins  Künftige  es  nach  den  Pactis,  Privilegiis, 
Decretis  halten,  also  via  juris  procediren  und  niemanden  dawider,  er 
sei  wer  er  wolle,  Adel  oder  Unadel  beschweren.  Es  wäre  dann,  dass 
S.  Ch.  I).,  wenn  das  von  Kreytzcn  königlichen  Obristen  Handel  wieder- 
umb  rege  gemacht  werden  sollte,  welches  S.  Ch.  D.  ihres  hohen  Ortes 
ohne  Ursach  nicht  thun,  noch  res  sopitas  resuscitiren  wollen,  solchen 
Revers  und  acta  zu  dero  auch  anderer  ihrer  Räthe  und  Diener  Defension 
gebrauchen  müsste. 

!)  S.  darüber  Baczko  V  S.  127 ff. 
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noch  verbleiben.  Es  halten  auch  dieselben  den  Märokisohen  und  GS» 
sehen  Ober-Jägermeister  von  Herttevelt,  gleich  wie  dero  in  Gott  rah» 
der  Herr  Vater,  vor  keinen  Preußischen  Jägermeister  and  wollen,  im 
derselbe  keiner  Jurisdiction  allhio  im  Lande  sich  anmaassen,  noch  es 
ciren  soll.  Und  wenn  S.  Ch.  D.  allhie  ein  Jagen  halten,  sich  desseH» 
gebrauchen  wollen1).  Und  lassen  es  auch  mit  dem  Holzgarten,  Baoba^ 
Kalkscheune  und  dem  Baum  oben  am  Pregel  bei  gegebener  Resolut« 
in  Gnaden  bewenden.  Gestalt  denn  das  eingelösete  Kammer-Ambt  Tip- 
laucken  unter  der  Jurisdiction  derselben  Hauptmannschaft,  dahin  es  gt> 
höret,  über  die  von  Adel  verbleibet. 

Die  Oeconomia  daselbst  durch  einen  Ambtschreiber,  welcher  mk 
der  Kammerordnung  gemäss  zu  verhalten,  zu  Waldau  die  Haushaltoig 
der  Burggraf  bestellen  soll.   . 

Ueber  die  eingelösete  Dörfer  wollen  S.  Ch.  D.  solche  Verordnung 
machen,  dass  sich  niemand  in  diesem  Fall  wird  zu  beschweren  haben. 

Wenn  aber  Mittel  an  die  Hand  gegeben  werden  möchten,  wodurch 
die  verpfandte  Aembter  und  Dörfer  oingelöset  werden  könnten,  würde 
die  Jurisdiction  wie  vor  dorne  den  Hauptleuten  verbleiben. 

Weil  auch  vermöge  der  Decreten  von  anno  1609  die  Licenz  der 
Jäger  des  Herzogen  in  Preussen  von  dem  Hauptmann  des  Orts  und  dem 
Jägermeister  soll  composciret  werden  und  aber  Ch.  D.  keine  Preußi- 
schen Jägermeister  vor  dieses  Mal,  bis  das  Land  zum  besten  Uffhehme, 
gelanget,  zu  verordnen  nöthig  befinden,  so  lassen  es  Ch.  D.  dahin  an- 
kommen, wenn  in  Holz-  und  Jagdsachen  ein  Jäger,  Wildnusbereiter 
oder  Wart  besprochen  wird,  dass  solches  vorm  Hauptmann  jedes  Orts, 
dem  die  Cognition  zustehet,  geschehen  soll.  Die  Holzförster  sollen  in 
Abwesen  Sr.  Ch.  1).  bei  den  Obcr-Räthen  forum  haben  und  besprochen 
werden. 

Und  würde  Sr.  Ch.  I).  zu  gnädigstem  Gefallen  gereichen,  wann  die 
Hauptleute  fleissig  und  genau  Achtung  auf  der  Herrschaft  Wildniss  und 
Holzung  hätten,  die  Grenzen  anbefohlenen  Ambts  iloissig  und  oftmals 
beritten  und  darauf  Acht  hätten,  ob  der  Herrschaft  in  dero  Waldern 
und  Wildnussen  auch  von  den  Wildnussbercitern  selbst  in  Holz-  und 
Jagdsachen  Unterschleif  und  Schaden  zugefüget  und  dieselben  in  ihrem 
Ambt  fahrlässig  und  untreu  sich  erzeigoten. 


!)  Ueber  diesen  Punkt  haben  sich  die  Stünde  nochmals  ausgelassen.  Sie  erklärten, 
wie  sehr  sie  es  bedauerten,  dass  der  Kurfürst  Bedenken  trage,  einen  preussischen  Ober- 
forstroeister  zu  ernennen.     (Die  Stände  an  den  Kurfürsten  o.  I).  [etwa  Sept.].) 
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ad  inte  hm  doch  affective,  vermöge  den  actis  et  decretis  gnadigst  bestd» 
len  wollen. 

Im  übrigen  lassen  es  S.  Ch.  D.  bei  ausgegebenen  Resolutionibus  ia 
Gnaden  bewenden. 

Wegen  des  Jagens,  Hetzens  und  Schiessens  verbleiben  S.  Ch.  D. 
juxta  Acta  et  decreta  de  anno  1609  bei  den  Landtagsabschieden  voa 
1582,  8ß,  1606  und  seind  Ch.  D.  zufrieden,  dass  vermöge  angezogenen 
Abschieden,  wenn  jemand  3  oder  4  Hüben  im  Gemenge  hat,  unangesehea 
Ch.  D.  ein  weit  mehrers  hätten,  derselbe  auch  des  Jagens  und  Hetzens 
in  solchem  Gemenge  sich  gebrauchen  möge.  Und  wie  Ch.  D.  jemanden 
uf  dem  Seinigen  Einträge  zu  thun  nicht  gemeinet,  also  versehen  sich 
dieselbe  in  Gnaden,  dergleichen  auch,  sonderlich  in  den  Gehägen,  von 
männiglich  geschehen  werde. 

Was  wegen  geschehener  Untersuchung  und  Musterung  in  Embtern, 
des  Landes-Obristen  Eidesleistung,  Visitirung  der  Aembter  vorgebracht, 
wobei  in  allem  den  Landesverfassungen  nachgelebet  werden  soll,  befinden 
S.  Ch.  D.  dieselben  puneta  also  beschaffen,  dass  es  bei  vorigen  uf  der 
Stände  Erklärung  geschehenen  Resolutionibus  sein  Verbleibens  billig 
haben  muss. 

Und  weiln  durch  Gottes  Gnade  dieses  Land  nunmehr  iu  Frieden  ge- 
setzet, so  hat  man  sich  wegen  Ein-  und  Ausführung  einiger  Soldatesca, 
weniger  dero  Einquartirung  uff  alle  begebende  Fälle  ohn  der  Landschaft 
Conscns  nicht  zu  befahren. 

In  Locationibus  et  Conductionibus,  dass  die  von  Adel  den  Vorzug 
haben  sollen,  verbleiben  S.  Ch.  D.  bei  deme,  was  vorhin  bei  diesem 
Punkt  resolviret  worden,  dass  so  oft  eine  geschlossen  wird,  dieselbe  in 
den  Aembtern  von  den  Kanzeln  publiciret  werden  soll,  damit  derjenige, 
so  einen  Vorzug  zu  solchen  Conductionen  zu  haben  vermeinet,  innerhalb 
6  Wochen,  so  zu  einem  fatali  hiemit  determiniret  wird,  sich  angeben, 
und  in  dieselbe  treten  möge,  die  locationes  aber  für  de  futuris,  nicht  de 
praeteritis  zu  verstehen. 

Es  wollen  auch  8.  Ch.  D.  E.  E.  L.  in  Gnaden  willfahren,  dass  zu 
Barten  und  Riesenburg  ein  bestallter  Haubtmann  gehalten  werden,  Se- 
bastian Fröbner  aber,  iziger  Haubtmann  zu  Barten,  wird  sich  mit  dem 
vermöge  Abschiedes  gewilligtcm  Solde,  Deputat,  Losamenter  und  andern) 
in  währender  Arendzeit  begnügen  lassen. 

Wegen  des  Juris  indigenatum  conferendi,  erklären  sich  Kurfürst- 
liche Durchlaucht  dahin,  dass  derselbe  Punkt  suspendiret  sein  soll. 
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Wegen  untertänigster  Bitte,  dass  die  Concessiones,  Privilegia,  Be- 
gnädigung[en]  aus  der  Preussischen  Kanzelei  mögen  expediret  werden, 
erklären  sich  Ch.  D.  über  vorige  Resolution  noch  ferner  gnädigst  dahin, 
dass  dieselbe  bei  ihrer  Verharrung  in  Preusson  nicht  allein  die  Sachen, 
so  den  Statum  des  Herzogthumbs,  sondern  auch  die  Begnadigungs- Ver- 
schrei bung[en],  so  aus  denselben  Einkünften  herrühren,  oder  in  dessen 
Corpore  begriffen  und  als  zur  Preussischen  Registratur  gehören,  aus  der 
Preussischen  Kanzelei  allein  wollen  ausfertigen  lassen.  Sollte  desfalls 
auf  den  Reisen  in  den  Aembtern  etwas  vorgehen,  so  wollen  solches  Ch. 
D.,  wenn  sie  keinen  von  den  Ober-Rathen  bei  sich  haben,  bis  ad  con- 
sultationem  mit  den  Ober-Rathen  oder  in  die  ordentliche  Residenz  ver- 
schieben. 

Wegen  der  Audienztage  beim  Preussischen  Hoffgericht  halten  Ch. 
D.  davor,  wann  mit  der  alten  Hoffgerichts- Ordnung  der  Parten  Beschwer 
in  allem  hätte  können  abgeholfen  werden,  dieselbe  nicht  Ursach  gehabt 
würden  haben,  wie  geschehen  und  sich  befunden,  umb  Aenderuug  der- 
selben und  eine  neue  Ordnung  anzuhalten.  Und  weilen  diese  aus  der 
alten  gezogen,  so  ist  die  neue  auch  nicht  zu  endern,  sondern  hat  bei 
voriger  Resolution  sein  Bewendens.  Da  aber  bei  Revidirung  des  Land- 
Rechts  desfalls  etwas  weiters  möchte  gesuchet  und  umb  Verbesserung, 
sonderlich  der  Audienzfrage  von  E.  E.  L.  angehalten  werden,  sind  Ch. 
D.  ihnen  darunter  zu  gratificiren  nicht  abgeneigt 

Das  gravamen  wegen  der  Expeditionen  und  Functionen  aus  der  Ober- 
und  Hoffgerichts -Rathstuben,  ist  oben  bei  dem  andern  Punkt,  wegen 
Bestellung  Hansen  von  Ostau  ins  kurfürstliche  Hoffgericht,  sowoll  von 
Sr.  Ch.  D.  Herrn  Vätern,  als  auch  Dero  eigenen  hohen  Person  genug- 
samb  resolviret,  wobei  es  daun,  wie  auch  den  vorhergehenden  dreien 
Punkten,  welche  von  E.  E.  L.  als  richtig  angenommen  und  genehm  ge- 
halten, billich  sein  Verbleibens  hat. 

Weilen  auch  E.  E.  L.  was  wegen  der  delatorum  und  derjenigen,  so 
sich  ufjura  et  Privilegia  Patriae  referiren,  gesuchet,  die  vorhin  ertheilete 
Resolutioncs  zu  untertänigsten  Dank  annimbt,  so  lassen  es  Ch.  I).  auch 
dabei  bewenden,  dass  uemlich  wie  dieselbe  ungehöret  des  deferirten 
Theils  dem  delatori  keinen  Glauben  beizumessen  gemeinet,  also  versehen 
sie  sich  auch  zu  ihren  getreuen  Unterthanen,  dieselben  sich  also  unter 
einander  comportiren,  dass  niemand  ohne  rechtmässige  und  wollgegrün- 
dete Ursach  einen  Delatorem  zu  agiren  werde  Anlass  haben. 

Es  darf  auch   wider  den,    der  sich   seines  Vaterlandes  Rechte  und 
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Auf  der  Freien  nova  gravamina. 

1)  Da  soll  dasjenige,  was  bei  dem  ersten  Punkt  unterthänigst  er- 
innert wird,  auch  in  Acht  genommen  werden. 

2)  3)  4)  5)  6)  7)  8)  9)  Die  übrige  Puncta,  welche  Resolution  n 
unterthänigstem  Dank  aufgenommen,  haben  nunmehr  auch  ihre  Rieh» 
tigkeit. 

Was  aber  über  das  weiter  den  von  der  Ritterschaft  über  obige  io- 
serirte  und  ertheilte  Resolution,  in  additionalibus  gravaminibus  noch 
desideriren,  und  zu  resolviren  unterthänigst  bitten,  erklären  S.  Ch.  D.  zum 
Uebcrfluss  nochmals  sich  dahin. 

Ad  primum)  Dass  die  von  der  Rittterschaft  und  Städten,  wegen 
des  von  der  Universität  affectirten  Juris  praesentandi  der  Professorum 
nichts  zu  prätendiren  haben,  sondern  Ch.  D.  desfalls  bei  voriger  ihrer 
Resolution  verbleiben,  weiln  mit  der  Universität  desfalls  schon  vorhin 
ein  Vergleich  getroffen,  und  sie  sich  ferner  zu  beschweren  keine  Ursach 
haben. 

Ad  2  dum)  Dass  das  desiderirte  Achtel  oder  Brennholz  kein  gra- 
vamen,  sondern  ein  petitum  und  also  ausser  Landtags  von  Sr.  Ch.  D. 
Milde  zu  suchen  sei. 

Ad  3m)  Dass  S.  Ch.  D.  wegen  der  10  Gr.  von  der  Hube  für  die 
Universität  sich  bereit  ihres  Theils  gowierig  erkläret  haben,  die  von  der 
Ritterschaft  wollen  nur  dergleichen  thun  und  sich  auch  solcher  Gestalt 
augreifen. 

Ad  5tm)  Dass  wegen  des  Venedigers  Version  der  Privilegien  ins 
Deutsche  et  vice  versa  Ch.  I).  bei  voriger  Resolution  verbleiben,  näm- 
lich dieselben  vorhero  revidiren  zu  lassen. 

Ad  6tm)  So  wollen  auch  Ch.  D.  wegen  der  Szabinischen  und  Me- 
dunischen  Gutter  durch  dero  Ober-Rätho  mit  denen  von  Rappen  noch 
einen  unvorgreiflichen  Versuch  thun  lassen,  ob  die  Rappen  sich  der  Bil- 
ligkeit bequemen  und  die  Sache  gütlich  beigeleget  worden  möge. 

Ad  7  m)  Dass  Ch.  D.  die  von  Rappen  vermöge  und  gemäss  der 
geschehenen  Abrechnung  mit  der  Kammer  wollen  contentiren  lassen. 

Ad  12  m)  Dass,  was  Venediger  begehret,  altiorem  indaginem  erfor- 
dere, und  ausser  Landtages  zu  suchen  sei. 

Ad  17  m)  Was  wegen  des  Mudschiedlers  zum  Beschwer  geführet 
wird,  ist  ein  privatum,  gehöret  nicht  auf  den  Landtag,  sondern  hat  es 
absonderlich  zu  suchen  und  Bescheid  zu  erwarten. 

Anstatt  der  Tapiauschen  Brücke,  weilen  dieselbe  sobaiden  zum  Be- 
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viel,  sowohl  In-  als  Ausländer,  Adel  als  Bürger  und  Handelsleute  stattlichen 
Vortheil  und  oft  gewissen  Nutzen  von  baaren  Geldern,  so  sie  auf  Gattern  im 
Lande  ausgethan  oder  auch  auf  Interesse  ausgeliehen  als  von  Hoben,  so  in 
misswachsenden  Jahren  (wie  man  dergleichen  eine  Zeit  hero  viel  gehabt)  wenig 
oder  nichts  getragen,  haben  können,  so  ist  es  nicht  unbillig,  weiln  sie  darin 
des  allgemeinen  Landfriedens  wie  die  Einwohner  benöthiget  und  dessen  gemessen, 
dass  sie  dem  Lande  zu  Hülfe  den  sechsten  Pfennig  der  Interesse  gleich  den 
Anderen  eben  im  nachgesetzten  Termino,  wann  der  Hubenschoss  gefeilet, 
nach  dem  Exempel  de  anno  1627  mit  darschiessen."  Diesedrei  modi  contribuendi 
sollen  auf  2  Jahre  ausgedehnt  werden,  worüber  ein  kurfürstlicher  Revers  er- 
beten wird.  Viertens  bewilligen  die  vom  Herrenstand  und  Landräthe  einen 
gemeinen  Hubenschoss  „von  jeder  Hube  indifferent,  wie  auch  in  den  Städten 
vom  Vermögen  von  jedwedem  Hundert  in  5  Jahren  5  fl.  von  nachkommendem 
Martini  übers  Jahr  anzufangen,  jährlich  1  fl.tf  (unter  Belegung  der  nicht  in  der 
Niederung  zwischen  Weichsel  und  Trebnitz  oberländischen  Aemter  mit  der 
Hälfte,  ihres  Ruines  wegen).  Die  von  Ritterschaft  und  Adel,  nur  zu  2  fl.  er- 
mächtigt, wollen  doch  4  bewilligen  mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  Erhöhung  des 
Seezolles  aufgehoben  wird.  Den  fünften  fl.,  sowie  die  von  den  Herren  und 
Landräthen  gewilligten  25  Gr.  nehmen  sie  ad  referendum.  —  Beide  Stände  wün- 
schen, dass  mit  der  Einnahme  der  Contributiones  zwar  der  Amtschreiber,  zu- 
gleich aber  auch  je  ein  Adlicher,  beauftragt  werde.  Dieser  soll  die  eingekom- 
menen Gelder  mit  überzählen,  die  Schossregister  unterschreiben  und  in  den 
Amtskasten,  zu  dem  der  Hauptmann  und  der  Amtsschreiber  je  einen  besonderen 
Schlüssel  haben  sollen,  einlegen.  Die  Kreiskastenherren  sollen  dann  die  Gelder 
eigenhändig  an  gehörige  Oerter  bringen  und  sie  mit  Vorwissen  der  Oberkasten- 
herren, „einzig  und  allein  zu  Einlösung  der  verpfändeten  Aemter  und  Güter41 
gegen  Einforderung  der  kurfürstlichen  Obligationen  auszahlen.  Die  Obligationen 
sind  nachher  Sr.  Ch.  D.  oder  der  Kammer  auf  ein  Mal  auszuliefern.  3)  Zu 
Bezahlung  des  Herrn  Woywoden  Dönhoff  bewilligen  beide  Oberstände  10  Gr. 
(Oberland  5).  4)  Zu  Bezahlung  der  Querulierenden  werden  25  Gr.  (Oberland 
1270  von  der  HUDe  bewilligt.  5)  Für  die  Universität  haben  die  Landräthe 
schon  10  Gr.  bewilligt,  Einiges  ist  davon  schon  eingegangen  und  in  die  Kammer 
gekommen.  6)  Sie  bitten  die  Deputierten  bei  den  Friedenstractaten  mögen  aus 
dem  Kasten  oder  der  Anlage  remuneriert  werden.  7)  Das  Landrecht  möge  vor 
dem  Neudruck  durch  Bevollmächtigte  des  Kurfürsten  sowohl  wie  der  Stände 
revidiert  werden.  8)  Zur  Revision  der  Landordnung  benennen  sie  dieselben 
Personen,  wie  das  vorige  Mal.  0)  Die  Generalkastenrechnung  vom  Jahre  1632 
möge  abgehört  werden.  Sie  benennen  dazu  Deputierte.  Sie  bitten  nicht  allein 
zwischen  Kasten  und  Kammer,  sondern  auch  zwischen  Scatul  und  Kammer 
„Distinction"  aufrecht  zu  erhalten.  12)  Zur  allgemeinen  Regulierung  werden 
5  Gr.  noch  für  den  Landkasten  bewilligt '). 

')  Gegen  das  Sonderbedenken  der  Oberstünde  protestierten  die  Städte.  Jene  ver- 
wahrten sich  dagegen  und  reprotestierten:  sie  haben  durch  ihr  Bedenken  den  Land- 
tagsschluss   beschleunigen   wollen  und  wissen  ihrerseits  nicht  wie  die  Städte  ihr  Vor- 
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erste  Drückung  and  Verfolgen  derselben  angefangen  und  haben  nachmals  Ton 
der  Stunde  an  die  angeregte  Werkmeister  solch1  unserer  Verfolgung  nicht 
geruht" 


Denkschrift   Über   die  städtischen  Gravamina1).     O.   D.  und 

Praes.  [Aufschrift:  1641.] 

R.  6.  00. 
[Schlossfreiheiten.     Landkauf  und  Landbrauwerk  bei  den  Aemtern  und  beim  Adel. 

Specielle  Beschwerden  einzelner  Städte.] 

1641.  Dieselbe  können  summarisch  in  3  Classes  vertheilet  und  darinnen 

abgehandelt  werden  1)  von  dem  Eintrag  in  allerhand  bürgerliche  Nah- 
rung auf  den  Schlossfreiheiten.  2)  Vom  Landkauf  und  Landbrauwerck 
in  den  Aembtern  und  sonsten  bei  dem  Adel  und  andern  Insassen.  3)  Von 
Specialbeschwerden  etlicher  Städte  besonders. 

1.    Classis.     Von  den  Schlossfreiheiten. 

Dass  daselbst  den  angelegenen  Städten  zum  Vorfang  und  Verderb 
Stadtnahrung  getrieben  wird,  ist  wie  hei  den  Kleinen  Städten,  also  und 
vielmehr  bei  den  Städten  Königsberg  der  öffentliche  Augenschein  am 
Tage.  Da  sind  nicht  allein  Handwerker,  Höcker,  Wein-,  Brandtwein-, 
Bier-,  Methschenker,  sondern  auch  Handelsleute,  Kramer,  Bierbrauer, 
Brandtweinbrenner,  item  die  Bier  und  Brandtwein  vom  Lande  den  Städten 
beifuhren  und  daselbst  verschenken.  Ja  es  ist  bei  den  Städten  Königs- 
berg dahin  kommen,  dass  der  Handwerker  etliche  hundert  sein,  dass 
man  sie  mit  Gewerksgerechtigkeit  und  Rollen  versehet,  dass  darüber  der 
Städte  Gewcrk  und  ihre  Rollen  in  Zweifel  gezogen  und  die  Bürger  in 
die  Ambtstuben  und  Schloss-Jurisdictiones  in  Gowerkssachen  uffgefordert 
und  darin  von  den  Räthen  in  Städten  ihre  Jurisdictiones  benommen  wer- 
den. Es  sind  auf  den  Freiheiten  zu  Königsberg  bereits  neue  Magistratus, 
Fleisch-,  Brod-  und  Viehmärkte  vorhanden  und  mangelt  nur  noch  an 
Räthen  und  Rathhäusern,  dass  es  nicht  neue  und  unterschiedliche  Städte 
sein  und  geheissen  werden  können. 

Hiervon  nun  geschiehet,  wie  sämbtlichen  Städten,  also  insonders 
Königsberg  Unrecht  und  zu  viel. 

1)  Weil  die  Freiheiten  darumb  Freiheiten  heissen  und  von  den 
Städten  unterschieden  sein,   dass  gleich  wie  die  angelegenen  Städte  da- 

')  „Kurze  Wiederholung  und  Deduction  der  Gravamina  bei  den  Städten  des  Her- 
zogtums Preussen  de  Anno  1641*  heisst  die  Aufschrift.  Ueber  die  Provenienz  des 
Stückes  war  nichts  festzustellen. 
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7)  Weil  insonderheit  die  Städte  in  Preussen  betreffende  bereits 
1434  zu  Elbing  eine  gemeine  Landesverfassung  gemachet  worden,  da« 
die  Herrschaft  keine  Handwerker  oder  Eretschmer  vor  den  Städten  des> 
selben  zum  Nachtheil  setzen  solle.    (Schütz  in  Chronica  p.  1236.) 

8)  Weil  dasselbe  in  pactis  perpetuis  de  anno  1525  ebenfalls  enthat 
ten,  da  gemeldet  wird,  quod  fora  in  villis  et  extra  civitates  institnta 
debeant  aboleri  et  in  civitates,  ad  quas  spectant,  reponi  et  quod  non  de- 
beant  nova  emporia  in  terris  Prussiae  institui,  nisi  et  Regis  et  Daeis 
concordi  consensu  et  ad  requisitionem  utriusque  subditorum. 

9)  Weil  auch  hierüber  in  anno  1593  bei  Zeiten  Markgraf  Georg 
Friedrich  secl.  Andenkens,  in  causa  der  Städte  Königsberg  contra  Hains 
Rondorff,  einen  Handelsmann  von  Antorff,  welcher  sich  uff  der  Freiheit 
aufgehalten,  res  judicata  vorhandon,  wordurch  gedachtem  Rondorff  bar- 
gerliche  Nahrung  zu  treiben,  der  Schutz  und  häusliche  Wohnung  uff  der 
Freiheit  gänzlich  geleget  und  er  zum  Bürgerrecht  in  die  Stadt  remittiret 
worden. 

10)  Weil  noch  ferner  S.  Ch.  D.  Johann  Sigismund  hochlöblichen 
Andenkens  im  Abschied  auf  der  Städte  Königsberg  gravamina  in  anno 
1618  pag.  38  b  ot  45  b.  sich  expresse  erkläret,  dass  S.  Ch.  Gn.  das  Bier- 
brauen, Kaufschlagen  und  andere  bürgerliche  Nahrung  auf  den  Freiheiten 
zu  treiben,  gänzlich  abschaffen  wollen,  aus  beigesetzter  Ursach,  weil  die 
Freiheiten  uff  dergleichen  bürgerliche  Nahrung  nicht  fundiret. 

11)  Weil  dasselbe  S.  Ch.  D.  hochlöblichon  Andenkens  Georg  Wil- 
helm nicht  allein  im  Abschiede  auf  der  Städte  Königsberg  gravamina 
de  anno  1621.  p.  8  und  sonst  hin  und  her  wiederholet,  sondern  auch  als 
einen  richtigen  in  raera  executione  hangenden  Punkt,  unter  andern  von 
Maricnwerderischem  Landtage  durch  ein  ernst  Executorial  sub  dato  den 
18.  Febr.  Anno  1626  an  die  Herren  Oberräthe  pro  executione  remittiret. 

12)  Weil  S.  K.  M.  Sigismundus  III.  christmilder  Gedächtniiss  in 
responso,  den  Städten  Königsberg  Anno  1631  mense  Aprili  ertheilet,  hier- 
über erkannt,  vergere  id  in  grave  damnum  et  detrimentum  civium,  quod 
Factores  et  Negociatores  exotici,  institores  et  Propinatores  ot  alii 
eniuseunquo  goneris  homines  in  locis  subcastrensibus  (vulgo  Freiheiten) 
sedem  iigant  victumque  civibus  praeripiant  et  quod  vellet  S.  R.  Ma- 
jestas  III.  Elcctorem  (quod  et  factum  est)  monere,  ut  ex  iis  locis  Om- 
nibus tales  vigore  Pactorum  et  Recessuum  omnino  arcerentur,  opifices 
vero  sub  certis  conditionibus  et  certo  numero  ibidem  constringerentur, 
wie  gemcldt  Königl.  Responsum  mit  mehrerm  ausweiset. 
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keit  recognosciren,  so  folget  doch  nicht,  dass  auch  de  Regalibus  sei,  den 
einmal  gestifteten  Städten  ohne  ihre  VerWirkungen  und  der  geschehenen 
Zusage  zuwider  an  ihrem  jure  zu  derogiren  und  ihnen  zu  nahe  zu  sein. 
Justitiae  et  fidei  est,  neminem  laedi  et  Pacta  servari,  quae  si  ubique 
profligata  sint,  apud  Principes  reperiri  convenit.  Und  ist  ein  grosser 
Unterschied,  warumb  die  Städte  auf  ihren  Vorstädten  und  Freiheiten 
Handwerker  setzen,  auch  Rollen  und  Gewcrcks-Briefe  ausgeben  mögen! 
der  Laudesfürst  aber  dergleichen  auf  den  Schlossfreiheiten  oder  sonsten 
immediate  zu  verrichten  sich  billig  enthält.  Sintemal  die  landesfürsfc- 
liehe  Obrigkeit  zu  dem  Ende  einmal  Städte  gestiftet  und  vermittels  der 
Städte  Obrigkeiten  an  denselben  Orten  solche  Stücke  zu  exerciren  salva 
superioritate  sich  belieben  lassen.  Dabei  soll  es  bleiben  und  kann  anders 
nicht,  als  zur  Ungebühr  dieselbe  Verwaltung  den  Käthen  in  Städten  ge- 
nommen und  sub  praetextu  superioritatis  et  immediatorum  locorum  den 
Fiscalen  und  andern  Ofücianten,  welche  entweder  utnb  der  Städte  Gele- 
genheit wenig  oder  nichts  wissen,  oder  ihr  eignen  Vortheil  darunter 
suchen,  oder  der  Städte  abgesagete  Feinde  sein  und  dadurch  Mittel  ge- 
winnen, sie  zu  ruiniren  und  ihr  Müttlein  an  ihnen  zu  kühlen,  in  die 
Hände  gegeben  werden. 

Ad  2)  wird  geantwortet.  Non  esse  facienda  mala,  ut  eveniant  bona; 
und  ist  weit  gefehlet,  dass  den  angedeuteten  abusibus  bei  den  Städten, 
durch  die  bürgerliche  Nahrung  auf  den  Freiheiten  könne  gemehret 
werden,  weil  entweder  die  Freiheiten  in  Gebühr,  Stadtverfassung  uud 
Ordnung  gebracht  oder  in  confusioue  gelassen  werden  sollen.  Si  priuis, 
so  hat  man  von  den  Freiheiten  eben  dasjenige  zu  besorgen,  was 
man  von  den  Städten  besorget.  Si  posterius,  weiss  man  ja  wohl,  quod 
confusio  sit  mater  errorum  und  hat  demnach  das  gemeine  Landwesen 
daher  vielmehr  Schadens,  als  Vortheils  zu  erwarten.  Also  geschiehet 
auch,  dass  welche  in  den  Städten  vermöge  den  Landesverfassungen,  wegen 
der  Religion  oder  sousten  wegen  unehrbarer  Geburt,  wegen  bösen  Ver- 
halts oder  wegen  Ungeschicklichkeit  nicht  aufgenommen  oder  gelitten 
werden  können,  die  linden  Statt  auf  den  Freiheiten,  daselbst  arbeiten  sie 
besser  Kauf;  denn  entweder  machen  sie  nichts  guts,  oder  vermeinen  auf 
die  Weise  erstlich  das  Volk  an  sich  zu  locken  oder  partiren  dabei  oder 
laufen  bald  zu  sambt  der  Arbeit  davon.  Den  es  ist  ohne  Eid  und  Pflicht 
zusammen  gelaufen  Volk  und  haben  wenig  oder  keine  Aufsicht. 

Da  linden  sich  heimliche  Gold-  und  Silberschmeltzer,  welches  zu 
Zeiten  auch  die  kurfürstliche  Silber-Kammer  erführet,  item  werden  Gold, 
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Handwerker  etc.  sich  daselbst  häuslich  niederzulassen  und  zu  sassen  etc. 
zulasset. 

Ad  4)  Es  ist  nicht  allein  Unrecht,  wenn  Jemanden  seine  jura  di- 
recto  genommen  werden,  dass  er  sich  derselben  zu  einem  Mal  weiter  nicht 
gebrauchen  kann,  sondern  auch,  wenn  ihm  in  seinem  jure,  worzu  er  in« 
Sonderheit  befuget,  Eingriff  geschiehet,  darüber  er,  wo  nicht  alles  auf 
einmal,  doch  gewiss  ein  Theil  und  endlich  zu  weilen  alles  einbössen 
muss.     Majus  et  minus  non  variant  speciem. 

Ad  5)  Allhie  kann  gelten  eben,  was  itzo  erwähnet  worden,  und 
ist  über  das  zu  notiren,  dass  die  mercatus  depositoria  bereits  auf  den 
Freiheiten  zu  Königsberg  merklich  einschleichen,  sintemal  daselbst  vor 
dem  Kreutz-Thor  allerlei  zu  Markt  gebracht,  auch  vor  dem  Schlossthor 
ein  öffentlicher  Viehemarkt,  item  hie  und  da  Fleisch-  und  Brod-Märkte 
gehalten  werden.  Der  Waagen  halben  gehet  es  so  zu,  dass  auf  den  Frei- 
heiten auf  Besemern  gewogen  oder  sonst  ungewogen  das  Gut  durchpar- 
tiret  und  damit,  wie  leicht  zu  gedenken,  viel  Unterschleif  nach  eines 
Jeden  besten  Wissen  gebrauchet  wird.  Dass  den  Städten  damit  nicht 
Nachtheil  an  ihrem  depositorio,  an  ihren  Märkten  und  Waagen  geschehen 
sollte,  wird  man  keinen  Verständigen  überreden  können. 

Ad  6)  Obgleich  es  weit  mit  den  Freiheiten  eingerissen,  folget  nicht, 
dass  darumb  der  Unfug  bleiben  oder  auch  wohl  vermehret  werden  müsse. 
Die  Billigkeit  erfordert  das  Wiederspiel,  dass  je  grösser  Unfug,  je  eher 
und  mehr  demselben  abzuhelfen  sei.  Und  dorfen  darumb  die  Handwer- 
ker und  andere  Leute  nicht  ohne  Gottesdienst,  ohne  Recht  und  Gerech- 
tigkeit etc.  gelassen  werden,  wanngleich  sie  nicht  auf  den  Freiheiten 
eigene  Parochias,  Magistratus,  fora,  Zünften  und  Gewercke  haben.  Sinte- 
mal man  sie  in  die  Städte  weisen  kann,  da  sie  dieses  alles  vor  sich 
finden,  auch  Platz  und  Raum  genug  haben,  und  da  es  woran  mangeln 
sollte,  die  Städte  darzu  Rath  und  Mittel  schaffen  können. 

Ad  7)  Die  observantia  facti,  dagegen  je  und  allewege  geklaget  ist, 
kann  keine  Präscription  operiren. 

Ad  8)  Der  Vortheil  vor  S.  Ch.  D.  wegen  der  Einquartierung  und 
anderer  Intraden  kann  woll  bleiben,  wenngleich  wie  vor  Alters  nur  Gärt- 
ner auf  den  Freiheiten  und  keine  Handwerker  wohnen  oder  wenngleich 
die  Handwerker  mit  ihrer  Gewerks-Gercchtigkeit  sich  an  die  Städte  hal- 
ten müssen,  ja  wenngleich  S.  Ch.  I).  sogar  die  Jurisdictionen!  inferiorem 
über  die  Freiheiten  denen  von  Städten  verleihen,  können  S.  Ch.  D.  sich 
diese  Commoditates  und  obventiones  expresse  bedingen  und  vorbehalten. 
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solches  allein  dero  eigenen  Person  vorbehalten)  [Ch.  D.]  belieben  möge,  so 
mehr  die  Personen  per  Rescriptum  an  die  Städte,  damit  sie  ihr  Prob-  und 
Meisterstück  machen,  zu  remittiren  und  im  Fall  S.  Gh.  D.  der  Zeit  oder 
Kosten  halben  zu  dispensiren  Ursach  hätten,  solches  den  Räthen  an 
die  Hand  zu  geben,  welche  hierin  S.  Ch.  D.  sich  gehorsambst  zu  aecom- 
modiren,  auch  ausserdem,  der  Kosten  halben,  den  Ge werken  über  die 
Gebuhr  nichts  zu  verstatten,  sich  angelegen  sein  lassen  werden,  umb  so 
viel  mehr,  die  weil  dergleichen  Dispensation  in  den  Rollen  der  Ge  werke 
sogar  den  Räthen  selbst  pfleget  vorbehalten  und  bedungen  zu  sein,  dass 
sich  die  Gewerck  desselben  mit  Fug  zu  wegern  oder  zu  beschweren  keine 
Ursach  haben.  Dass  endlich  vors  7)  über  solches  alles  Aufsicht  auf  den 
Freiheiten  zu  haben  und  sich  der  Execution  zu  gebrauchen,  den  Räthen 
in  Städten  die  Mittel  verstattet  werden,  weil  bishero  die  Erfahrung  er- 
wiesen, dass  sie  anderwärts  zur  Execution  nicht  gelangen  können  etc. 
Und  so  viel  de  prima  Classe  der  Städte  gravaminum  wegen  der  Schloss- 
freiheiten. 

2.    Classis.    Vom  Landtkauf  und  Landtbrawerck  in  den  Aemb- 
tern  und  sonsten  bei  denen  vom  Adel  und  andern  Landes- 
insassen. 
Wohin  gehören  die  Klagen 

1)  Ueber  die  urabstreichende  Schotten. 

2)  Ueber  etzliche  Krüger  und  andere  Landleute,  die  Handel  und 
Wandel  treiben. 

3)  Ueber  die  Dantzker  und  dergleichen  Leute,  so  durchs  Laud  rei- 
sen und  die  Waaren  an  sich  schlagen. 

4)  Ueber  die  Bordnigsführung  und  Kaufschlagimg  der  Besucher  und 
Zollschrciber  etc.  in  der  Pillau. 

5)  Ueber  das  grosse  unbillige  Brawerck  zum  Krugverlag  und  Schank- 
werck,  so  in  denen  Aembtern  und  bei  denen  vom  Adel  vorgehet,  dadurch 
auch  die  freien  kölmischen  Krüger  mit  Ambt-  und  llofbier  beschweret,  ja 
über  das  die  Städte  mit  solchem  Bier  überführet  werden. 

0)  Ueber  das  unbefugte  Brawerck  der  kölmischen  Krüger  von  erkauf- 
ter Gerste,  item  der  freien  Schultzen  etc.  ausser  ihrem  Krugbier  etc. 

7)  Ueber  den  Zwang,  dass  man  den  Pauren  ein  Lechell  Bier  zu 
ihrer  Notturft  oder  auch  eine  oder  mehr  Tonnen  Bier  zu  ihren  Collatio- 
nibus  aus  den  Städten  zu  nehmen  mit  schweren  Strafen  verwehret. 

Dagegen  die  Städte  einzuwenden  haben 
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Aergerniss  in  gemeinem  Leben,  auch  in  der  Religion  eingefuhret,  item 
durch  ihr  Auskundschaften  dem  Lande  Schaden  und  Gefahr  zugezogen 
worden.  Markgraf  Georg  Fridrich  führet  in  dem  Anschlag  de  anno  99 
diese  Ursach  ausdrücklich  an,  dass  dieses  Umbstreichen  der  Schotten 
und  Paudel  Krämer  zu  allerhand  Schaden  und  Beschwer  der  Unterthanen 
gereichet. 

Horgegen  kann  ja  denn  Landleuten  genugsam  aus  den  umbliegendeo 
Städten  und  auf  den  verordneten  Kirchmessen  und  Märkten  zu  ihrer 
Notturft  gerathen  werden  etc. 

Ad  2)  Libertas  commerciorum  wird  in  Pactis  jederzeit  mit  der  Clau- 
sula restringirt,  antiquis  emporiis  depositis  et  teloneis  salvis. 

Ad  3)  Solche  Privilegia  sind  in  praejudicium  tertii  et  contra  utili- 
tatem  publicam  inseiis  iis,  quorum  intererat,  per  importunas  preces  aus- 
gebracht. Derowcgen  werden  sie  billig  pro  sub-  et  obreptitiis  gehalten 
und  ohn  einig  der  Herrschaft  Nachtheil,  welche  dadurch  Andern  zu  prä- 
judiciren  etc.  nicht  gemeinet,  cassiret  und  aufgehoben. 

Ad  4)  Der  billige  Krugverlag  der  Herrschaft  und  des  Adels  hat 
keinen  Streit,  sonder  dass  solcher  gar  zu  weit  extendiret  wird.  Oben 
ist  angedeutet,  dass  der  billige  Krugverlag  eigentlich  an  die  von  den 
Städten  entlegene  Oerter  gehöret,  wohin  die  Städte  mit  ihrem  Bier  fug- 
lich nicht  reichen  können,  wie  dann  im  Recess.  de  anno  66  die  Wort 
dabei  stehen:  „Weil  die  Städte  ohne  das  kaum  Bier  genug  schaffen 
können".  Derowegen,  wo  die  Städte  Bier  genug  schaffen  können,  da  hat 
diese  Billigkeit  kein  Statt.  Uebor  das  ist  zu  notiren,  dass  damaln  der 
Herrschaft  und  des  Adels  Krugverlag  bei  weitem  nicht  so  gross  gewesen, 
als  itzo,  und  war  gleichwohl  damaln  bereits  die  Billigkeit,  wie  es  der 
Recess  giebet,  überschritten.  Wie  vielmehr  ist  der  itzige  gehäufte  Krug- 
verlag, der  noch  von  Tag  zu  Tag  mehr  zunimmt,  ausser  aller  Billigkeit. 

Wird  demnach  bei  dieser  Class  der  Gravaminum  geschlossen,  dass 
es  bei  den  angeführten  alten,  richtigen  decisionibus  desfalls  gelassen, 
der  Anschlag  wider  die  Schotten  reassumiret,  die  Landkäufe  totaliter 
verboten,  den  vermeinten  Privilegirtcn,  Krügern  und  andern  Insassen,  item 
Besuchern  etc.  in  der  Pillau,  dergleichen  nicht  mehr  gestattet,  wider  die 
Dantzker  und  dergleichen  Verkäufer  laut  der  Abschieden  vorfahren  und 
solches  alles  ebenfalls  durch  öffentlichen  Anschlag  an  Ort  und  Stolle,  da 
es  nöthig,  publiciret. 

Insonderheit  eine  Meil  Weges  umb  die  Städte,  die  Krüge  mit  keinem 
andern  als  Stadtbicr  verleget,  in  die  Städte  kein  Landbier  auf  den  Kauf 
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6)  Dass  ihren  Fleischhauern  der  Viehkauf  im  Lande,  auch 
der  Hoffstadt  und  den  Küchenämtern  zu  der  Stadt  Notturft  verwehret! 
hergegen  zur  Tilse,  Mümmel,  Insterburg  etc.  etlichen  Viehhändlern, 
welche  das  Vieh  aus  dem  Lande  nach  Dantzig,  Elbing  oder  sonsten  hm- 
treiben,  gestattet  wird. 

7)  Insonders  klagen  die  beiden  Städte  Altstadt  und  Kneiphoff  wegen 
der  den  Altstadtern  vor  kurz  verwichenen  Jahren  einbehaltenen  4000 
Reichsthaler  im  Pfundtzoll,  davon  auch  in  publicis  gravaminibus  gedacht 
worden,  item  wegen  der  ab  anno  1626  im  Pfundzoll  vielfaltig  gemachten 
Auctionen,  davon  ihnen,  wie  auch  von  den  commissis  vermöge  Konig* 
licher  Decision  ihre  Portion  gebühret  und  desswegen  Satisfaction  gesche- 
hen soll,  item  wegen  der  Habers trohgelde,  dass  damit  der  Verfassung 
gemäss  nicht  gebahret,  die  Zollgefall  nicht  in  die  Laden  gebracht, 
noch  der  eine  Schlüssel  von  der  Laden  der  Städte  Gemächtigten  zuge- 
stellet  wird. 

8)  Die  Altstadt  erinnert  beifügig  bei  dieser  Gelegenheit,  dass  ihre 
alte  Klage,  wegen  der  Gulden  Pforten,  welche  anno  1621  S.  Gh.  D.  za 
einer  Gommission  ausgestellt,  wie  auch  wegen  der  zu  Markgraf  Georg 
Friedrichss  Zeiten  ihnen  eingezogenen  Pfundzolles  und  ander  Güter,  der- 
maleins  möge  entschieden  werden. 

So  hat  Altstadt  auch  wegen  des  Schadens,  welchen  der  Stadt  das 
Freiwasser  gethan,  die  zugesagte  Recompens  an  etlichen  Schocken  Bau- 
holz noch  nicht  empfangen  und  wird  wegen  desselben  Freiwassers,  dem 
immer  zu  continuirenden  unerträglichen  Schaden  und  Verschlemmung 
des  Prcgels  abzuhelfen,  nöthig  sein,  dass  selbes  in  andere  Wege,  den 
königlichen  Responsis  gemäss  abgeführet  werde. 

9)  Löbenicht  hat  auf  Ch.  D.  Resolution  über  ihre  Beschwerpunkt 
ihre  Notturft  replicando  bei  der  Städte  übergebener  Replica  sub  No.  38 
fürgebracht,  auf  welche  Notturft  sie  sich  hiemit  kürtzlich  referiren  und 
gnädigster  bester  Erklärung  erwarten  thun. 

Die  von  Kleinen  Städten  klagen  besonders 

1)  Ueber  die  grosso  ihnen  unterschiedlich,  auch  post  pacta  aufge- 
drungene Einquartierung,  Soldaten  -  Geldc,  Lehnungen  etc.,  weswegen 
sie  bereits  anno  1632  bei  dem  Kasten  eine  Liquidation  über  208000  M. 
eingebracht.  Noch  ferner  prätendiren  Holland 

bis  anno  1639  und  40 228017  M. 

und  nach  der  Zeit  von  Dargitzen  und  Goldt- 

ackers  Compaguien 4321  „ 


324         I-    Hie  zwei  ersten  Jahrzehnte  der  Regierung  Friedrich  Wilhelm«. 

alters  gehalten  und  die  Soldaten  auf  dorn  Schloss  oder   in  ander  benriti] 
darzu  gerichtete  Quartierhäuser  accommodiret  werden. 

4)  Wehlau  klaget  über  die  ihnen  benommene  Zufuhr  mit  AufheMtf 
der  Tapiauschen  Brücke,  über  den  vorm  Jahr  bei  der  Stadt  abgeoon»] 
nen  Jahrmarktszoll,  über  das  gross  Brauwerk  zu  Taplacken  and  i 
daselbst  im  Ambt  von  den  Kanzeln  den  Pauern  bei  hoher  Straf,  d*i 
sie  keine  Gerst  in  die  Städte  führen,  noch  einig  Bier  aus  den  Stidtafc 
zu  ihren  Collationen  nehmen  sollen,  angekündiget  worden. 

Ueber  etlicher  kölmischen  Krüger  Brauwerk  von  erkaufter  Genli 
etc.  in  ihrer  Nachbarschaft,  item  über  das  Brauwerk  der  Städte  Tita 
und  Mümmel,  so  auf  dergleichen  Nahrung  nicht  fundiret 

5)  Rastenburg  klaget,  dass  den  Krügern  im  Rheinischen  den  altfl 
Verabscheidungen  zuwider,  auch  den  Leuten  im  Ambt  Sehesten  Bhr 
von  Rastenburg  zu  nehmen  verboten,  und  das  Ambt  Sehesten,  wie  auch 
die  Stadl  Rastenburg  mit  Bier  aus  dem  Bistumb  überführet  wird. 

(>)  Heiligenbeil,  Zinten  und  Fischhausen,  dass  der  Gouverneur  h 
der  Pillau  ein  überaus  gross  ßrauwerk  treibet  und  damit  die  Festung 
verleget,  so  seinem  Stand  und  Ambt  zuwider  und  ihnen  den  angelegen« 
Städten  höchst  nachtheilig. 

7)  Passenheimb,  dass  Matz  Rast,  ein  Schulz  zu  Krammen,  Hanas 
Gottfried,  Ambtschreiber  zu  Orteisburg  und  ein  Frei,  Israel  Jankowski  zu 
Samplatten,  Krugesgerechtigkeit  nahe  an  der  Stadt  dem  Recess  de  anno  66 
zuwider  an  sich  gebracht  und  obgleich  Befehl  ergangen,  dass  die  ertheil- 
ten  Privilegia  von  ihnen  durch  den  Hauptmann  abgefordert  und  in  die 
Obberrathstuben  zurückgestellt  werden  sollten,  dass  dennoch  hierauf 
nichts  erfolget.  Item,  dass  sie,  die  Stadt  Passenheimb,  wie  auch  Hohen- 
stein  und  Neidenburg  überaus  gross  Beschwer  der  Holzung  halber  haben, 
und  bitten  derowegen,  dass  sie  bei  dem  kurfürstlichen  Abschied  der 
Stadt  Neidenburg  anno  1632  den  14.  Novembr.  möchten  erhalten  und 
geschützet  werden. 

5)  Marienwerder,  dass  ein  Schott  zu  Gross  Ncbrau  ein  Privilegium 
auf  Handel  und  Wandel  übel  auspracticiret  und  sich  dessen  daselbst  im 
Dorf  gebrauche  etc. 

9)  Saalfeld,  dass  ihnen  die  beiden  Krüge,  als  Christburg  und  Mün- 
sterberg genommen  und  sie  der  Herren  Visitatoron  Abscheidt  zuwider 
ihr  Bier  daselbst  zu  schenken  nicht  admittiret  werden,  dass  die  vom 
Adel  am  See  Gcscrich  den  kurfürstlichen  Dörfern,  worauf  die  Stadt  pri- 
vilegirt,  den  Schank  verbieten  und  sie  an  sich  ziehen  und  mit  Gewalt 
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schreiben  lassen  und  die  Stände  des  Herzogthumbs  anhero  nacher 
Königsberg  convociret  und  betaget,  warumb  auch  solche  Zusammenkunft 
zerschlagen  und  von  höchstgedachter  Sr.  Ch.  D.  Christmildesten  Anden- 
kens zur  Reassumtion  des  Landtags  der  verflossene  22.  Octobris  obbe- 
sagten  Jahres  angesetzet,  bezeuget  die  wiederholete  Proposition  und  ge- 
ben die  Landtags-Acta  mit  mehrerm.  Und  weiln  Kon.  Mayestät  in 
Polen  und  Schweden  etc.  uff  denselben  Landtag  dero  Herren  Legaten 
abgeordnet  und  den  Land-Ständen  aus  königlicher  väterlicher  Sorgfalt 
unter  andern  punkten  gnädigst  vortragen  lassen,  was  zur  Erhaltung  des 
Landes  Sicherheit  dienlichen  und  zu  Befestigung  und  Bewahrung  des 
Seehafens  in  der  Pill  au  erfordert  wird,  so  haben  solche  wollgemeinte 
tragende  königliche  Vorsorge,  ganz  väterliche  AiTection  und  Zuneigung 
Sr.  Ch.  D.  Hochgeehrter  Herr  Vater,  Glorwürdigstor  Gedächtnuss,  nicht 
wenigor  als  auch  jetzige  S.  Ch.  D.  zu  Dank  auf-  und  angenommen,  auch 
umb  so  viel  mehr  zu  Bezeigung  der  hohen  Observanz  gegen  Königliche 
Majestät,  was  von  deroselben  wegen  Erfüllung  des  königlichen  Honorarii 
der  hunderttausend  fl.,  auch  Verlegung  Juridicarum  begehret  worden, 
gewilliget,  und  was  dero  getreue  Stände  den  Königlichen  Herren  Abge- 
sandten uff  deroselben  im  Namen  Königl.  Majestät  beschehene  Proposition 
unterthänigst  beantwortet  und  geschlossen,  nemljch  dass  hunderttausend 
Fl.  die  vom  Herren-Stand,  Land-Räthe,  Ritterschaft  und  Adel  nebenst 
den  Kleinen  Städten  Michaelis  1641  fällig  bewilliget,  das  Oberland  aber 
die  Hälfte  dessen,  was  andere  Kreise  laudiret,  erlegen  sollen,  sich  in  Gnaden 
gefallen  und  belieben  lassen. 

Demnach  auch  die  von  allen  Ständen  E.  E.  L.  Abgeordnete  bei  Re- 
assumirung  des  Landtages  vermöge  abgelassenen  abermaligen  Ausschrei- 
ben sich  uff  die  von  Sr.  Ch.  I).,  nun  mehr  in  Gott  ruhend,  proponirte 
capita  von  ihren  [unterlassenen  gnugsam  instruiren  lassen,  auch  ihre 
untertänigste  mitgegebene  Resolution  eingebracht,  dabenebenst  in  Uuter- 
thänigkeit  Ansuchung  gethan,  dass  die  von  ihnen  üborreichote  Gravamina 
angenommen  und  vermög  den  Pactis,  Privilegien  und  Landes- Verfassun- 
gen nach  Inhalt  derselben  abgeschaltet  werden  möchten.  So  hat  mehr 
Höchstgcdachto  S.  Ch.  I).  christmildester  Gedächtnuss  dero  getreuen 
Ständen  in  ihrer  untertänigsten  Bitte  gnädigst  willfahren  wollen  und 
nach  deroselben  tüdtlichen  Hintritt  S.  Ch.  I).  in  Abschaffung  derer  im 
Namen  aller  Stände  geführten  GencralbcschwcrdcD  in  Religion-  und 
Profansachen,  was  bei  dero  gnädigen  Herrn  Vätern  Lebzeiten  vollkömlich 
nicht  geschehen  können,  dero   lieben  getreuen  Untcrthanen  ein  sattsames 
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Resten  nicht  geständig,  sich  auch  in  Gnaden  gefallen,  doch  dass  die  noch 
hintersteilige  Reste  vollkommen  eingebracht  werden. 

Es  nehmen  auch  S.  Ch.  D.  von  denen  vom  Herren-Stand,  Land- 
Räthe,  auch  Ritterschaft  und  Adel  zu  Gnaden  auf  und  an,  dass  dieselben 
anstatt  der  Schuldforderung,  so  Sr.  Ch.  D.  hochgeehrter  Herr  Vater  von 
Anno  1632  hero  bis  an  den  Friedenschluss  diesem  Lande  zu  Nutz  and 
Besten  durch  die  kostbare  Beförderung  der  Friedenstractaten  innerhalb 
Landes,  sonderlich  bei  Zusammen  und  Aufbringung  der  auswärtigen 
Potentaten  und  Republiken,  über  zehen  Tonnen  Goldes  aufwenden 
müssen,  unterthänigst  gewilliget,  erstlich  die  Anlage,  vors  Ander  die 
gedoppelte  gewöhnliche  Tranksteur,  vors  dritte,  dass  sowoll  Inn-  als 
Ausländer,  Adel  als  Bürger  und  Handelsleute,  welche  ihre  Gelde  auf 
Güter  im  Lande  ausgethan,  oder  auf  Interesse  ausgeliehen,  dem  Lande 
zu  Hülf,  weiln  sie  des  allgemeinen  Landfriedens  mit  gemessen,  den 
sechsten  Pfennig  in  nachgesetztem  termino,  wenn  der  Hubenschoss  ge- 
fället, wie  Anno  1627  geschehen,  mit  darschiessen  sollen  —  welche  drei 
modi  contribuendi  auf  zwei  nachfolgende  Jahr,  und  nicht  weiter  zu  ex- 
tendiren.  Worüber  daun  S.  Ch.  D.  ad  exemplum  Dero  hochgeehrten 
Herren  Vorfahren,  E.  E.  L.  Reversales  ertheilen  wollen.  Alldieweil  auch 
vors  vierdc,  die  vom  Herren-Stand  und  Land-Rätho  auch  einen  gewissen 
Hubenschoss  laudiret,  nemlich  von  jeder  Hüben  indifferent,  wie  auch  in 
den  Städten  vom  Vermögen,  von  jedwederm  Hundert  in  5  Jahren  5  fl. 
von  Martini  übers  Jahr  anzufahn  und  jährlichen  1  il.  in  den  Kasten  ab- 
zugeben, jedoch  dass  diejenigen  Embter  im  Oberlande  (ausser  der  Nie- 
driguug,  so  zwischen  der  Weichsel  und  der  Trebnitz  gelegen,  wie  auch 
Hollandt  und  Mofungen,  so  solche  Pressuron,  als  andere  Oberländische 
Embter  nicht  erlitten),  welche  nach  ausgestandener  Totalruin  sich  noch 
zur  Zeit  nicht  recolligiret,  anders  nicht,  als  die  Hälfte  von  ihren  Hüben 
indifferent  gehen  sollen.  Und  kann  die  neue  Erweiterung  und  Verbesse- 
rung der  Städte  und  Freiheit  Königsberg,  so  doch  in  keine  taxam  oder 
Rechnung  kommen,  wie  auch  die  in  Embtern  hin  und  wieder  neu  besetz- 
ten und  angenommen  Hüben,  imgleichen  andere,  vermög  dem  Anschlag- 
Zettel  de  anno  86  hievon  keinesweges  eximiret  oder  übersehen,  soudern 
ad  publicum  mit  gezogen  werden  müssen. 

Weil  auch  die  Ritterschaft  und  Adel  4  Fl.  von  der  Hube  indiffe- 
renter in  abgesetzten  Terminen  gewilliget,  den  fünften  Fl.  aber,  wie  auch 
die  von  den  Land-Räthen  zur  Warschawischen  Reise  gcwilligto  25  Gr. 
ad    referendum    genommen    und  Oberland    die   Hälfte    dessen,    was    die 
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falls  von  jedwedem  Hundert  in  den  Städten  auch  10  Gr.,  Oberland  aber 
von  jedweder  Haben  indifferent  5  Gr.  Es  befinden  aber  S.  Ch.  D.  das 
von  dieser  Contribation  za  Bezahlung  anderer  von  E.  E.  L.  gemachten 
Schulden  nicht  allein  nichts  überschiessen,  sondern  auch  obermeldter  Herr 
Woywod  nicht  wird  können  ausgezahlet  werden. 

Dass  der  Querulirenden  und  Protestirenden  Anforderung  von  den 
laudirten  25  Gr.  auf  bevorstehende  Lichtmess  indifferenter  von  jeglicher 
Hüben,  die  Oberländer  aber  die  Hälfte,  abgetragen  werde,  doch  derge- 
stalt, so  fern  einer  oder  der  ander  allbereits  hierauf  etwas  empfangen 
oder  an  seiner  Contribution  decurtiret,  dass  solches  defalciret  werde,  dass 
sie  auch  alle  Documenta  und  Privilegia,  so  sie  in  Händen  haben,  E.  E. 
L.  vor  Empfahung  ihrer  Gelder  einzuliefern  sollen  schuldig  sein,  können 
S.  Ch.  D.  in  Gnaden  geschehen  lassen. 

Weiln  auch  die  vom  Herren-Stand  und  Land-Räthe,  meistenteils 
der  Ritterschaft  und  die  von  Städten  10  Gr.  von  der  Hüben  und  jed- 
wederm  Hundert  gewilliget,  auch  theils  erlogt,  so  versehen  sich  S.  Ch. 
demselben,  der  Academicn  zu  besserm  Unterhalt,  auch  wird  nachgesetzet 
werden. 

Die  Remuneration  der  zu  den  Friedens-Tractaten  Herren  Deputirten 
betreffend,  weiln  dieselbe  uff  die  Anlage  oder  Kasten  verwiesen,  und 
aber  noch  zur  Zeit  man  der  Anlage  nicht  versichert,  dass  dahero  E.  E. 
L.  uff  einen  andern  modum  contribuendi  bedacht  sein  wolle,  wie  soviel 
Geld  in  den  Kasten  zu  bringen,  dass  die  Contcntirung  der  Deputirten, 
so  mit  Leibes  und  Lebensgefahr  den  Tractaten  beiwohnen  müssen,  er- 
folgt, und  ob  es  nicht  ein  Werk  wäre,  dass  zu  den  5  Gr.  welche,  wie 
unten  zu  ersehen,  die  vom  Herren-Stande  und  Land-Räthe,  auch  Ritter- 
schaft und  Adel,  zu  allerhand  notwendiger  Schuldenentrichtung  gewilli- 
get, noch  5  Gr.  zu  dieser  billigen  Befriedigung  contribuiret  werden 
möchten. 

Es  lassen  auch  S.  Ch.  D.  der  Stände  Resolution  wegen  Revidirung 
des  Landrechts  sich  in  Gnaden  gefallen.  Zu  welchem  Ende  dann  S.  Ch. 
D.,  sobald  von  E.  E.  L.  Seiten  Deputirto  sich  angeben,  die  ihrige  auch 
denominiren  und  also  dieses  nützliche  Werk  fortsetzen  lassen  wollen. 

Die  Land os-Ordnung,  als  ein  nützlich  heilsames  und  hochnöthig 
Werk,  warumb  E.  E.  L.  von  allen  Ständen  unterschiedlich  und  flehentlich 
angehalten,  wollen  Ch.  I).  billig  conserviren.  Weiln  aber  dieselbe,  der 
Stände  Meinung  nach,  revidiret  und  untersuchet  werden  muss,  kann 
solches  von   denen  zu  Revision  Landrechts  Deputirten  zugleich  mit  ver- 
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Abgeordneten,  wie  bereit  vor  deme,  ehe  und  wann  S.  Ch.  D.  nacher 
Warschau  aufgebrochen,  beschehen,  hinwiederumb  zu  den  Ihrigen  sieh 
zu  verfugen,  nunmehr  gnädigst  erlaubet  haben  und  begehren  in  Gnaden, 
die  Abgeordneten  wollen  zu  ihrer  Anheimkunft  und  zu  der  Zeit,  welche 
ihnen  durch  das  besondere  erfolgende  Ausschreiben  wird  ernennet  werden, 
den  Verlauf  und  Verrichtung  aller  Sachen  jetzigen  geendeten  Landtages 
einbringen. 

Welches  S.  Ch.  D.  denen  vom  Herren-Stand  und  Land-Rathen,  im* 
gleichen  denen  Abgesandten  von  der  Ritterschaft  und  Adel  und  dann 
denen  von  den  Städten,  welchen  dieselbe  sambt  und  sonders  mit  beharr- 
lichen kurfürstlichen  Gnaden  zugethan  verbleiben,  zum  Landtags-Abschiede 
und  Beschluss  gnädigst  ertheilen  wollen1). 


Erklärung  der  drei  Städte  Königsberg  auf  die  kurfürstliche 

Proposition2).     Praes.  22.  Oct.  1642; 

R.  6.  00,  —  Kon.  646  II. 

1642.  Obwohl  sie  nichts  mehr  wünschen,  als  dass  der  auf  der  Städte  Königsberg 

— .  Oct.  Qker  die  puneta  propositionis  eingegebene  untertänigste  Erklärung  ertheilte 
Abschied  so  beschaffen  gewescu  wäre,  dass  es  dabei  sein  Bewenden  hätte  haben 
können,  müssen  sie  doch  nothgedrungen  Folgendes  einwenden.  Wegen  der  ver- 
langten Eintreibung  der  hintersteiligen  Reste  haben  sie  schon  zuvor  auseinander- 
gesetzt, wie  schwor  ein  solches  Werk  und  auf  wie  wenig  Erfolg  zu  rechnen  sei 
„Dass  vors  Andere  S.  Ch.  D.  die  von  den  Städten  Königsberg  nicht  weniger, 
als  von  den  anderen  Ständen  auf  die  gänzliche  Relevation  der  geführten  grava- 

!)  Durch  Ausschreiben  an  die  Aerater  aus  der  Zeit  vom  23.  Dec.  1640  bis  13.  Jan. 
1641  wurden  die  liauptieute  angewiesen,  den  Abschied  zu  publicieren.  Sie  werden 
darin  ferner  aufgefordert,  „es  dahin  zu  bringen,  dass  die  Untersassen  auf  Mittel  und 
Wege  bedacht  sein  wollten,  wie  der  Mangel  ersetzet  werden  könne*,  den  die  wenig 
zureichenden  Bewilligungen  der  Stände  übrig  lassen.  Sie  werden  daran  erinnert, 
dass  die  polnischen  Abgesandten,  die  doch  eigentlich  nicht  an  den  Kurfürsten  ge- 
schickt worden  sind,  32750  fl.  12  Gr.  1  Seh.  Kosten  hervorgerufen  haben.  Endlich 
sollen  sie  es  dahin  bringen,  dass  es  bei  den  von  den  Land r fitheu  bewilligton  5  fl.  und 
den  10  Gr.  für  die  Universität  überhaupt  bleibt.  —  Nach  den  aus  einer  Reihe  von 
Aemtern  vorliegenden  Berichten,  wurde  der  fünfte  Gulden  bewilligt,  nicht  so  die  For- 
derung für  die  Universität. 

,J)  Der  Abschluss  einer  längereu  Verhandlung.  Schon  in  der  am  1.  Aug.  1642 
überreichten  „abermaligen  Erklärung  über  die  Landtagesproposition*4  (Kön.  646.  II) 
heisst  es ,  das»s  sie  schon  zu  unterschiedlichen  Malen  so  mündlich,  als  schriftlich  ibr 
Unvermögen,  auf  die  Proposition  —  obstantibus  gravaminum  impedimentis  —  zu  ant- 
worten, erklärt  haben.  Auf  diese  Erklärung  war  am  18.  Aug.  eine  kurfürstliche  Re- 
solution (Conc.  Kön.  646  11)  erfolgt. 
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worden.  Es  wird  nicht  unbillig  gefragt,  wohin  diese  Gelder  fliessen,  da  die 
Bürgerschaft,  so  oft  etwas  in  Stadtsachen  zu  verrichten,  zu  Contribution  und 
Schoss  angehalten  wird,  wie  denn  aus  diesem  Grunde  vom  Kurfürsten  in  dem 
Landtagsabschied  eine  richtige  Specification  aller  Einnahmen  der  Stadtgüter  aus 
neuerbauten  Häusern  und  aus  der  Erweiterung  der  Stadt  und  ein  Verzeichniss 
der  Gontributionen  derjenigen  Bürger,  die  liegende  Gründe  nicht  besitzen,  der 
Handwerker,  Last-  und  Arbeitsleute,  „so  mit  sawer  Handarbeit  ihr  Brot  küm- 
merlich suchen",  verlangt  worden  sind.  Den  Bürgern  und  armen  Leuten  der 
Stadt  aber  muss  der  Kurfürst  wohl  glauben,  dass  von  ihnen  der  Schoss  unnach- 
lässig eingenommen  werde,  dass  es  aber  zweifelhaft  sei,  ob  er  zu  dem  dafür 
bestimmten  Zweck  wirklich  verwendet  werde.  Dazu,  dass  dieser  Verdacht  von 
ihnen  genommen  wird,  gewährt  ihnen  des  Kurfürsten  Forderung  einer  genauen 
Rechnungslegung  die  Mittel.  Er  vertraut,  dass  sie  sich  seinen  beiden  Abschie- 
den fügen  werden. 
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Extract  ans  der  am  22.  Dec.  1645  auf  damals  geschehne  Pro- 
position and  in  puncto  gravaminam  von  allen  Ständen  geei- 
nigten und  eingegebenen  Erklärung1).     Ohne  Datum. 

R.  6.  00. 
[Gravamina:  Seezolle.    Indigenat.    Verwaltung  der  bewilligten  Steuern.    Jurisdictions- 
überscbreitungen.    Schädigung  der  Hauptleute.    Errichtung  einer  Ritterbank.    Zwangs- 
einquartierungen in  den  kleinen  Städten.] 

1645.  (Gravamina.)     1)   Sie  bitten  den   „das  ganze  Land  in  fast  unerträgliches 

22.  Dec.  Abnehmen  ziehenden"  Pillauschen  See-,  wie  auch  den  Zoll ,  der  auf  die  nach 
Danzig  zu  verschiffenden  Waaren  gelegt  ist,  abzuschaffen,  weil  die  Zeit,  auf  die 
der  Vergleich  mit  I.  K.  M.  getroffen  abgelaufen  ist. 

2)  Sie  wünschen,  „dass  den  actis,  decretis  et  responsis  Regiis  zufolge  die 
expeditiones  in  causis  statum  Prussiae  concernentibus  allein  durch  Indigenas 
und  nicht  per  exteros  abgeführt  werden,  dass  sich  die  Exteri  noch  weniger 
denen  Consultationibus,  welche  den  Herren  Regimentsräthen  und  anderen  Digni- 
tariis  und  officialibus  zustehen,  immiscieren,  dass  keine  Ausländer  zufolge  den 
Reversalien  ab  ao.  1633  und  Respons.  ab  ao.  1641  zu  Aemtern  gelangen,  oder 
sich  in  die  Zusammenkünfte  der  Edclen  mengen,  dass  endlich  alle  Schreiben, 
die  in  diese  Lande  und  Städte  abzuschicken  sind,  in  der  Preussischen  Kanzlei 
abgefertigt  werden". 

3)  Die  bewilligten  Contributionen  werden  nicht  in  die  Kasten  eingebracht 
und  nicht  ad  destinatos  usus  angewandt,  sondern  der  grösste  Theii  wird  in 
die  Amtsrechnungen  verrechnet  und  in  die  Kammer  gezogen.  Daher  ist  den 
Klagenden  und  Protestierenden  von  den  ihnen  bewilligten  25  Gr.  das  Ihrige 
noch  nicht  vollständig  entrichtet  und  der  liiesigen  Universität  von  dem  ihr 
bestimmten  Additamentum  noch  wenig  zugeführt.  Der  Kurfürst  wird  um  Re- 
medur  gebeten. 

4)  Nach  der  Landesverfassung  und  nach  der  eigenen  Resolution  des  Kur- 
fürsten in  jüngst  gehaltenem  Landtag v)  soll  wider  Keinen,  er  sei  von  Adel  oder 
Unadel,  via  facti  verfahren  werden.  Dennoch  ist  gegen  zwei  Adliche,  die  allhie 
im  Lande  possessionati  sind,  die  Execution  verfügt  worden  lito  et  appellatione 
ad  S.  R.  M.  adhuc  pendente,  ebenso  gegen  einen  Kneiphöfischen  Bürger;  gegen 
den  präsidierenden  Bürgermeister  der  Städte  Königsberg  ist  ein  Arrest  verhängt 
und  erst  nach  einer  Weile  aufgehoben  worden. 

5)  Es  kommen  Klagen  ein,  dass  den  Hauptleuten  durch  die  Pfandinhaber 
und  Arendatoren  Eintrag  geschieht  dadurch,  dass  einzelne  von  diesen  die  Juris- 
diction über  Städte,  Freie  und  Cöllraer  an  sich  ziehen  den  Verfassungen  des 
Landes  zuwider  und  selbst  den  Hauptleuten  locum  consuetum,  Judicia  zu  exer- 
cieren,  verweigern  zum  Schaden  der  Rechtsprechung.  Ferner  ist  wider  das 
Königl.  Responsum  von  1616  durch  die  neue  Kammerordnung  den  Beamten  der 
Zuschuss  zur  Erhaltung  der  Inventarien  gestrichen. 


')  Die  Einzelbedenken  der  drei  Stande  finden  sich  Kön.  656. 
2)  S.  Resolution  vom  29.  August  1641  (o.  S.  294). 
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bitten  sie  um  Berücksichtigung  und  Abstellung  ihrer  Beschwerden.    Die  Suppli- 
cation  derer  von  Potenz1)  übermitteln  sie  dem  Kurfürsten2). 


Aus  dem  Protokoll  der  Oberrathstube3)  vom  16.  Janaar  1647 4). 

Kon.  656. 
[Notificierung  der  Heirath  des  Kurfürsten.    Waldau.    Katholische  Kirche.] 

1647.  Der  Kanzler  erklärt  den  erst  in  geringer  Anzahl  Versammelten,   dass  er 

16.  Jan.  jimen  zwej  Schreiben  des  Kurfürsten  zu  überreichen  habe,  in  denen  er  den 


')  Aus  einem  Schreiben  Wilhelms  und  Dietrichs  von  Polenz  an  die  Städte  (pr. 
2.  Jan.  1646)  geht  hervor,  dass  sie  „zwar  verhoffet,  der  angedrungenen  und  illiqui- 
dirten  vermeinten  Schuldforderung  nicht  allein  geruhiget,  sondern  auch  I.  Ch.  D.  ad 
male  narrata  wider  uns  gefassete  Ungnade  entlediget  zu  werden",  dass  sie  „doch  das 
contrarium  empfunden,  denn  diesen  vergangenen  12.  December  hat  man  in  ihrer  Ab- 
wesenheit und  pendente  lite  armata  manu"  sich  ihres  Hauses  und  ihrer  Güter  be- 
mächtigt, ihr  Haus  spoliiert,  sie  selber  aber  gefangen  nehmen  wollen  und  ihnen  nach- 
gespürt. Vergl.  zu  der  Angelegenheit  ßaczko  V  S.  119.  Der  auf  diese  Angelegen- 
heit bezügliche  Passus  des  obigen  Stückes  ist  dort  abgedruckt  (ebenda  V  S.  287 
Nr.  LV). 

3)  Durch  Erklärung  vom  9.  Jan.  willigten  dann  die  Stände  25  resp.  12 Vi  Groschen. 
Darauf  erfolgte  (Protokoll  der  Oberrathstube  vom  12.  Jan.  1646)  eine  kurfürstliche 
Resolution,  die  sich  damit  zufrieden  erklärt,  den  Abgesandten  aber  ans  Herz  legt,  in 
Bezug  auf  die  Heirathsteuer  ihre  Hinterlassenen  zu  bewegen  „sich  noch  auf  etwas 
Mehre  res  auszulassen".  Des  Weiteren  wurde  den  Ständen  mitgetheilt,  dass  der  Kur- 
fürst ihrem  Begehren,  es  möge  ein  neuer  Landtag  berufen  werden,  während  seiner 
Abwesenheit  ausser  Landes  nicht  willfahren  könne.  Sei  er  wieder  anwesend,  so  sei 
er  nicht  abgeneigt,  sie  zu  berufen  „hingegen  wird  E.  E.  Landschaft  den  Nachstand 
der  laudierten  5  fl.  würklicben  abzutragen,  kein  Bedenken  tragen".  Damit  wurden 
die  Abgeordneten  entlassen.  In  einer  „Salvationsschrift"  (vom  14.  Jan.  1646)  brachten 
darauf  die  Stände  ihre  Gravamina  nochmals  „constanter"  in  Erinnerung;  sobald  diese 
auf  dem  kommenden  Landtage  erledigt  sein  würden,  werde  auch  der  fünfte  Gulden 
abgetragen  werden  können,  „gleichwie  wie  sie  nun  in  gewisser  Hoffnung  stehen,  die 
Oberräthe  würden  diese  ihre  unumbgängliche  Schrift  nicht  übel  deuten".  —  Als  der 
Pillauer  Zoll  ermässigt  worden  war,  richteten  die  Stände  an  den  König  ein  Schreiben 
mit  der  Bitte,  er  möge  diese  Maassnahme  bestätigen.  Um  dieselbe  Zeit  theilten  sie 
dem  Könige  mit,  dass  sie  Carl  Friedrich  von  Oelsnitz  beauftragt  hätten  in  Warschau 
neben  dem  kurfürstlichen  Gesandten  Hoverbeck  die  Glückwünsche  der  Städte  zu  der 
bevorstehenden  Vermählung  Wladislavs  zu  übermitteln.  (Die  Stände  an  den  König 
12.,  19.  April  1646.)  Ueber  die  Aufnahme  des  Erbietens  zu  einem  Hochzeitsgeschenk 
vergl.  den  Bericht  von  Adersbach  an  den^Kurfürsten  vom  21.  Mai,  den  von  Kospoth 
und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten  vom  17.  Juli  1646  (Urk.  und  Actenst.  I  S.  199f., 
199  ff.).  —  Zum  15.  November  desselben  Jahres  wurde  dann  vom  Kurfürsten  eine  Con- 
vocation  zur  Berathuug  der  Hochzeitsangelegenheit  angesetzt. 

3)  Die  Vertreter  der  Stände  waren  zu  diesem  Tage  aufs  Schloss  geladen.  (Der 
Kurfürst  an  die  drei  Räthe  von  Königsberg  7.  Jan.  1647.) 

4)  Ueber  Verhandlungen  mit  einzelnen  Deputierten  im  Jahre  1646  s.  Baczko  V 
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der  jüngsten  Zusammenkunft  der  Stande  eine  Einigung  über  den  zu  der  Tanfe 
des  neugeborenen  Kurprinzen  aufzubringenden  Pathenpfcnnig  nicht  erzielt  wor- 
den ist  auch  «,von  ihren  Hinterlassenen  in  den  Aemtern  nichts  Gewierigeres  zn 
erlangen  gewesen",  möge  man  nochmals  die  Sache  erwägen  and  zu  besserem 
Abschlass  bringen. 


Der  Kurfürst  an  die  Stände.    Dat.  Cleve  13.  November  164a 

Praes.  5.  December. 

Kon.  659. 

[Mahnung  zur  Nachgiebigkeit.] 

1G48.  Der  Kurfürst1)    hat   mit   grossem  Befremden   erfahren    müssen,    dass  die 

5.  Dec.  gtande  dje  Werbung  so  auslegen  „als  wäre  Unsere  Intention  zn  einem  anderen 
und  widrigen  Ende  gerichtet*  und  dass  sie  die  der  Republik  nnd  ihnen  selbst 
drohende  äusserste  Gefahr  so  wenig  zu  erkennen  vermögen.  Da  nun  der  Erz- 
bischof-Primas von  Gnesen  ihn  nochmals  dringend  um  Hilfe  gebeten,  hat  der 
Kurfürst  den  Oberrathen  die  Fortsetzung  der  Werbung  befohlen  und  hofft,  dass 
auch  die  Stande  sich  eines  Besseren  besinnen  werden.  Im  entgegengesetzten 
Falle  müsste  ihnen  die  schwere  Verantwortung  allein  zugeschoben  werden ;  der 
Kurfürst  und  die  Krone  Polen  wurden  sich  wegen  Erstattung  des  Schadens 
allein  an  sie  halten.  Die  Succcssionssache 2)  wird  ihnen  nochmals  ans  Herz 
gelegt1). 


')  Zum   1*2.  November  war  eine  Convocation  ausgeschrieben.    (Ausschreiben  vom 
23.  Oktober  1648.) 

-)  Die  Markgrafen  selbst  hatten  sie  inzwischen  noch  mehrfach  in  Erinnerung  ge- 
bracht. (Kreditiv  der  Markgrafen  Christian  und  Albrecht  von  Brandenburg,  „unter- 
halbs  Gebürg  von  Culrabach  und  Anspach"  für  Blechschmidt  bei  den  Standen  vom 
7.  Juli  1648.  Schreiben  an  die  gesammten  Stände,  an  den  Herren-  und  Ritterstand, 
an  die  Städte,  sämmtlich  vom  5.  Nov.  1648.)  Ihr  Bevollmächtigter  Blechscbmidt  hat 
später  nochmals  um  Unterstützung  der  Stände  bei  der  Betreibung  der  Succession  in 
Warschau,  einmal  für  die  Zehrungskosten  des  markgräflichen  Ageuten  in  Warschau, 
Joh.  v.  Wildemaun,  sodann  um  die  „guten  promis*  erfüllen  zu  können,  die  er  ver- 
schiedenen polnischen  Adlichen  gegeben  habe.  (Blechschmidt  an  die  Stände  17.  No- 
vember 1648) 

3)  Die  Laudräthe  und  Herren  entwarfen  darauf  ein  Beantwortungsschreiben,  in 
dem  sie  sich  dagegen  verwahren,  je  den  vom  Kurfürsten  erwähnten  Verdacht  gehegt 
zu  haben,  im  (Jehrigen  aber  unter  Hinweis  auf  die  besseren  Friedensaussichten  bei 
ihrem  Votum  bleiben.  Am  selben  Tage,  an  dem  ihnen  der  Entwurf  präseutiert  wurde 
(8.  December),  schlosseu  sich  die  beiden  andern  Stände  ihm  an. 
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Dadurch  würden  weit  mehr  Streitkräfte  aufgebracht  werden  können.    Forte 
Fall  der  Noth  aber  sind  sie  allesammt  bereit,  alle  waffenfähigen  Männer  ton» 
rufen,  doch  wollen  die  Städte  sich  in  diesem  Fall  nnr   zur  Vertheidiguog  fe 
Städte   selbst  verpflichten.    Sie   bitten   die   fremden  Volker    abzudanken;  if 
kleinen  Städte  insonderheit  erklären,  den  ihnen  von  den  Truppen  ohne  Vis 
und  Willen  der  Landschaft  auferlegten  Servis,  einen  in  diesem  Lande  unbeton- 
ten Modus,  nicht  länger  aufbringen  zu  wollen.  —   Zu  einer  schriftlichen  Istar* 
cession  zu  Gunsten  der  Markgrafen  erklären  sich  die  Stände  bereit.     Das  D» 
nativ  für  den  Markgrafen  Sigismund  war,  was  sie  hiermit  in  Erinnerung  bring«, 
zu  anderen  Zwecken  bestimmt.    —    Hinsichtlich  des  Pathengeschenkes  bleib« 
sie  bei  ihrem  früheren  Laudum.    Einige  Aemter,   die   damals    nicht   vertreta 
waren,  erbieten  sich,  nachträglich   ein  besonderes  Geschenk  in  den  Landkart« 
zu  liefern.    —   Die  von  der  Ritterschaft  und  Adel  für  sich  protestieren  gegn 
den  neuerdings   aufgekommenen  Gebrauch,    unge willigte  Contribntionen  dank 
militärischen  Zwang  einzutreiben.   —   Die  gesammte  Landschaft   bittet  zur  Bei- 
legung der  immer  erbitteter  werdenden   theologischen  Streitigkeiten   noch  wlh- 
rend   des  jetzigen  Landtages  eine  Kommission  einzusetzen    und   für   den  Fall, 
dass  diese  keinen  Erfolg  habe,  den  Status  controversiae  aufzusetzen  uad  an  eitt 
oder  andere  unverdächtige  kursächsische  Universität  zu  schicken.     Die  Ordination 
und  Introduction  Dreiers  in  das  Pfarramt,  Latermanns  in  das  Diakonat  bei  der 
Schlosskirchc  bitten  sie  bis  dahin  hinauszuschieben  und  ausserdem  beide  Theik 
zu  ermahnen  „unsern  symbolischen  Büchern  gemäss  zu  lehren,  über  diese  keine 
verkleinerlichen  Reden  zu  führen,   noch  sich  gegenseitig  auf  den  Kanzeln,  in 
publicis    et   privatis    praclectionibus    und   in   Schriften    mit    stachelichten    und 
schimpflichen  Ausdrücken  zu  befehden*. 


Die  Oberräthe  an  die  Stände.    Abgeschickt  11.  December  1648. 

Kön.  (>5i). 
[Erneuerung  der  Proposition.     Erledigung  der  Beschwerden.] 

1(548.  Die  Abweichungen  von  der  Regel,  die  bei  Einberufung  der  Convocation  mit 

11.  Dec.  untergelaufen  sind,  haben  ihren  Grund  nur  in  der  Dringlichkeit  der  zur  Ver- 
handlung gekommenen  Angelegenheiten.  Die  von  den  Ständen  citierten  Reverse 
schlicsscn  den  casus  necessitatis  nicht  ein.  Die  kleinen  Städte  haben  nur  den 
Servis  geben  sollen,  gegen  alle  sonstigen  Bedrückungen  wird  sie  der  Kurfürst  in 
Schutz  nehmen,  wie  denn  die  Fortnahme  der  Schlüssel  den  Officieren  schon 
verboten  worden  ist.  Die  Stände  werden  nochmals  zur  Bewilligung  der  gefor- 
derten Beisteuer  aufgefordert1),  noch  nachdrücklicher  werden  ihnen  die  beiden 
anderen  Forderungen  nahegelegt,  insbesondere  werden  sie  daran  erinnert,  dass 
in  dem  vorhergehenden  Fall  l."H)OÖOfl.  als  Pathengeschenk  aufgebracht  worden 


l)  In  sehr  viel  trelinderen  Ausdrücken    und    weit    weniger   dringlich   als  in  dem 
kurfürstlichen  Schreiben  vom  13.  Nov.  164S  (o.  S.  o-12.) 
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publicas  vom  künftigen  Landtage  in  Erwägung  ziehen  zu  lassen.  In  denefta 
Form  protestieren  sie  gegen  den  Vorschlag,  in  der  katholischen  Kirche  „rfi 
Sackheim*  einen  zweiten  vom  Bischof  von  Ermland  einzusetzenden  GeistikWi 
zu  bestellen1). 


Die   vom   Herrenstande   und  Landräthe    an    den   Kurfürsten 

Dat.  5.  Juni  165 12). 

R.  G.  00. 
[Der  Fall  Eulenburg.] 

Nach  den  Reskripten  des  Kurfürsten  an  die  Oberrathe  vom  25.  April  nni 
4.  Mai  furchten  sie  in  den  Verdacht3)  gekommen  zu  sein,  als  hätten  sie  An» 
theil   an   dem  Schritte,  den  Jemand4)   zum  Nachtheil  des  Kurfürsten    bei  der 

')  Am  22.  Februar   wurde   die  Convocation   geschlossen.     Der    Kanzler    erklarte, 
die  Oberrathe  hätten  die  Verhandlungen  gern  zu  einem   besseren  Abschluss  gebracht, 
wurden  auch  die  ständische  Schrift  noch  in  manchem  Punkte  widerlegen  können,  110 
müssten  es  aber  „weiln  die  Meisten  von  den  Abgesandten  bereit  von  einander  gezo- 
gen-   bis   zur  Hereinkunft   des  Kurfürsten   und  bis  zu  einem   allgemeinen  Landtag! 
verschieben.     Die  Stände  seien  ausserdem  vieler  Neuerungen  zu  überführen,  so  wider 
dergleichen  Convocationsgewohnheit  liefen,    „weiln  sio  mehr  Nebensachen  beigebracht 
als  in  propositione   ausgeschrieben,   auch    mehr  Schriften  übergeben,    welche  privatas 
personas  augiengen  oder  sousten   nicht  für  die  Stände,   sondern  zum  Theil  fürs  Hof- 
gericht gehöreten".     Den  kleineu  Städten  wurde  insbesondere  mitgetheilt,  das*  Anord- 
nungen zu  ihrer  Erleichterung  hinsichtlich  der  Quartiere  getroffen  wären.     (Protokoll 
vom  22.  Febr.  1649.)    Vergl.  auch  den  Bericht  der  Oberrathe  an  den  Kurfürsten  vom 
D.  März  1649  (zum  Theil  abgedruckt  bei  Baczko  V  S.  288  Nr.  LVI1)  und  den  Passus 
aus  der  Erklärung  der  Oberrathe  (abgedruckt  ebenda  V  S.  288  Nr.  LVIII). 

-)  In  der  Zwischenzeit  hatte  der  Kurfürst  nur  vou  seineu  Immediatuntertbaaea 
eiue  freiwillige  Beisteuer  verlaugt.  (Der  Kurfürst  an  die  Oberrathe  11.  Dec.  16.*i0.) 
Eine  Weisung,  die  etwa  eiu  Halbjahr  spater  ergieng  und  in  der  der  Kurfürst  die 
Uebersendung  von  14000  Thlrn.  «wegen  des  auf  jede  llufe  geschlageneu  und  ver- 
willigten 1  rl."  forderte,  mag  sich  nur  hierauf  beziehen.  (Der  Kurfürst  an  die  Ober- 
rathe 14.  Juni  1651.) 

,1)  Auf  dem  Fascikel  steht  die  Aufschrift:  „spargierter  Rumor,  was  ein  Herr  von 
Eulenburg  [die  damalige  Form  des  Namens  ist  Eyleuburg,  Eilenburg]  bei  dem  Könige 
von  Polen  wegen  Haltung  eines  Laudtages  in  Preussou  soll  muliret  haben." 

4)  Wenige  Wochen  zuvor  hatte  Jona*»  Casimir  zu  Eulenburg,  schon  damals  einer  der 
getreuesten  Anhänger  des  kurfürstliehen  Regimentes  in  Preussen,  dem  Kurfürsten  Fol- 
gendes mitgetheilt:  „Demnach  ich  in  Erfahrung  kommen,  als  sollte  sich  Jemands  zu 
Warschau  unterfangen  haben,  wider  Ew.  Ch.  D.  eine  gar  verantwortliche  Sache  zu 
traktiren,  welche  ich  als  Ew.  Ch.  D.  unterthäuiger  treuer  Diener  zu  verschweigen  mir 
nicht  geziemend  rinde."  Er  habe  deswegen  schon  an  Herttevelt  und  Schwerin  geschrie- 
ben und  bitte  seine  Treue  und  Äfftet ion  hieraus  zu  entnehmen.  Es  war  sein  eigener 
Vetter,  um  den  es  sich  handelte,  Roth  Heinrich  von  Eulenburg.  Dieser  aber  ver- 
sicherte dem  Gesandten  Friedrich  Wilhelms  in  Warschau,  Iloveibeck,  er  habe  durch- 
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bisher  gar  nicht  erhörte  Bitte  um  Beilegung  des  unseligen  theologischen  Streits 
und  Verhütung  aller  den  libris  Symbolicis  zuwider  laufenden  Neuerungen.  —  Ihnen 
wird  glaubwürdig  berichtet,  dass  verschiedene  Hauptleute  zuwider  dem  Respon- 
sum  von  1617  §  „ad  Officia  quaevis"  ohne  der  Herren  Oberräthe  Vorschläge  ein- 
gesetzt worden  sind.  —  Sie  bitten  um  Abänderung  der  „zweifelsohne  ipsis  in- 
seiis  auf  Übeln  Bericht  und  ad  unius  partis  instantiam"  erlassenen  Bestimmung, 
dass  die  vom  Herrenstande  und  die  Landräthe  den  Hof-  und  Gerichtsräthen 
postponiert  werden  sollen.  —  Die  Oberräthe  werden  aufgefordert  gegen  Ernen- 
nungen, die  nicht  auf  ihre  Präsentation  hin  geschehen,  beim  Kurfürsten  Ein- 
sprache zu  erheben  '). 


Kurfürsten  10.  Aug.  1651,  der  Kurfürst  an  die  Oberräthe  26.  Aug.  1651,  23.  Jan.  1652.) 
Doch  ist  freilich  möglich,  dass  diese  Steuer  nur  von  den  kurfürstlichen  Immediat- 
unterthanen  aufgebracht  worden  ist. 

')  Im  Oktober  scheint  wiederum  eine  freiwillige  Beisteuer  in  den  Aemtern  aufge- 
bracht worden  zu  sein ;  der  in  besonderer  Mission  nach  Preusson  entsandte  Kammer- 
junker v.  Kanitz  überschickte  damals  eine  Specification,  nach  der  in  einzelnen  Aem- 
tern 2  fl.,  in  andern  1  Thlr.  und  im  ganzen  11887  Rthlr.  und  2  fl.  gewilligt  seien. 
(Kanitz  an  den  Kurfürsten  11.  Okt.  1652.     Vergl.  auch  Baczko  V  S.  173f.) 
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Proposition !). 
Der  Kurfürst  ist  zuerst  durch  die  in  Aussicht  stehende  Gebart,  nunmehr 
durch  die  Taufe  des  Kurprinzen  verhindert  die  Landstände  selbst  am  sich  n 
versammeln.  Ihnen  ist  bekannt  dass  „leider  die  löbliche  Krone  Polen  von  in- 
wendigen und  auswendigen  Feinden  mit  einer  rebellischen  und  erschrecklicbei 
Kriegsmacht  überfallen  istu  und  dass  dies  „Unglücksfeuer  auch  unser  armes  Vater- 
and,  als  ein  incorporiertes  Mitglied  derselben,  gar  leichtlich  ergreifen  konnte". 
Sich  dem  gegenüber  in  eine  gute  und  zureichende  Verfassung  zu  setzen,  ist  umso 
eher  von  Nothen,  als  zu  besorgen  ist,  dass  „auch  noch  andere  Feinde  mehr,  so 
bereits  zu  Wasser  und  zu  Lande  stark  armieren  und  wohl  ihr  fürnehmbste» 
Absehen  auf  dieses  Herzogthum  Preussen  möchten  gerichtet  haben,  diese  Zeit 
und  gute  Gelegenheit  zum  Kriege  reizen  und  veranlassen  dürfte  and  dass  die- 
selben durch  unsere  Port  und  Grenzen  einzudringen  und  uns  mit  Heeresmacht 
zu  überziehen  suchen  mochten",  zu  geschweigen,  dass  auch  polnische  Völker 
selbst  nach  begangener  Meuterei  oder  aus  Frevel  in  das  Herzogthum  einbrechen 
könnten.  Die  Dienstpflichtigen  und  Wybranzen  würden  an  Zahl  und  Kriegs- 
tüchtigkeit nicht  genügen,  auch  wäre  die  Anforderung,  lange  Zeit  an  den  Gren- 
zen zu  liegen,  zu  hart3).  Deshalb  ist  es  nöthig,  eine  gewisse  Anzahl  geworbe- 
ner Truppen,  etwa  ein  Regiment  zu  Ross  und  ein  paar  Regimenter  zu  Fuss» 
aufzustellen  und  damit  die  Wybranzen  zu  verstärken.  Das  würde  erträglicher 
sein  als  eine  fremde  Armee  im  Lande  zu  sehen  und  auf  unabsehbare  Zeit  u 
behalten.  Zur  Aufbringung  der  Kosten  wird  eine  allgemeine  Contribution,  zu  der 
Jeder  beiträgt,  nöthig  sein,  in  der  Art,  wie  es  den  Ständen  am  erträglichsten 
sein  mag.  Auf  der  Landschaft  liegt  jetzt  die  ganze  Verantwortung:  der 
König  hat  nicht  allein  an  den  Kurfürsten,  sondern  auch  „an  uns  Oberräthe 
allergnädigst  rescribiret  und  begehret,  dass  man  in  diesem  wichtigen  negotio 
ohne  allen  Verzug  einig  und  allein  mit  Sr.  Cli.  D.  rathe  und  schliesse,  wie  das 
Land  in  Sicherheit  zu  setzen  sei*,  der  Kurfürst  aber  hat  es  an  landesväterlicher 
Sorge  nicht  fehlen  lassen,  indem  er  hiebevor  etliche  von  den  Oberräthen,  Land- 
räthen  und  Bürgermeistern  der  Städte  Königsberg  nach  der  Mark  zur  Berathung 
zu  sich  gefordert  und  nunmehr  den  Landtag  berufen  hat.     Der  Kurfürst  hofft, 

Kriegsrath  zu  halten,  dazu  auch  Landeseinsassen  hinzuzuziehen.  (Ausschreiben  vom 
28.  Dec.  1654,  23.  März  1655,  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten  23.  März  1655.)  Die 
vorliegende  Formulierung  der  Forderung  kann  erst  das  Ergebniss  der  letzten  Erwägungen 
des  Kurfürsten  gewesen  sein.  Denn  an  alle  Arotshauptleute  war  noch  im  Januar  ein 
Befehl  ergangen,  in  dem  zum  27.  Januar  angesetzten  Wahlversammlungen  dahin  za 
wirkon,  dass  die  ßercithaltung  der  Ritterdienste  wie  des  Landvolkes  bewilligt  werde. 
Allerdings  sollte  auch  sogleich  eine  Anlage  zur  Aufbringung  der  für  Werbungen 
nöthigen  Kosten  vorgeschlagen  werden,  immerhin  war  damals  doch  noch  ein  Zusam- 
menwirken beider  Truppengattungen  vorgeschlagen.  (Fabian  Burggraf  zu  Dohna  an 
den  Kurfürsten,  Dat.  Reichcrtswalde  30.  Jan.  1055,  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten 
3.  Febr.  1655.) 

')  Findet  sich  auch  Kon.  660  und  sonst. 

'2)  Ueber  die  Wybranzen  unter  dem  Grossen  Kurfürsten  s.  Hassel  (a.  a.  0.  Preuss. 
Jahrb.  XIV  S.  627 ff.) 
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aller  Eingesessenen  eigenen  Wohlfahrt  angesehen,  erreichet  und  ohne  alle 
Zeitverlierung  werkstellig  gemachet  werden  möge1). 


Gutachten  des  Landobristen  Christoff  Albrecht  von  Schönäch 
Über  die  Landesdefension.     Dat  Königsberg  23.  April  1655. 

Eon.  660. 
[Jetziger  Zustand.    Reformvorschläge.] 
1655.  Die    gegenwärtige  Defensionsverfassung   ist  trotz  einiger   neuerer  Verord- 

23.  April.  nungen  un(j  trotzdem  einigen  Ungehorsamen  der  Process  gemacht  worden  ist,  so 
unzulänglich,  dass  damit  „mehr  nicht  auszurichten,  als  etwan  streifende  Rotten 
damit  abhalten  und  nur  particular  Einfällen  und  Plünderungen  steuern  konnte". 
Soll  durch  sie  ein  mächtiger  Feind  abgewehrt  werden,  so  müssten  folgende  Ver- 
änderungen angeordnet  werden.  Die  „unvermögenden"  Officiere  sind  mit  einem 
Gnadengehalt  zu  entlassen,  gute,  beruhige  und  kriegserfahrene  Leute  anzu- 
stellen; die  Mannschaften  („die  theils  behalten  blieben,  theils  aber  surrogie- 
ret  wären,  zusambt  den  Dienstpflichtigen  zu  Ross  und  Fussu)  müssen  mittelst 
des  gewöhnlichen  juramenti  zu  den  Fahnen  und  Standarten  an  gewisse  Kriegs- 
artikel gebunden  werden,  damit  der  Ungehorsam,  der  sowohl  bei  den  allgemei- 
nen Aufböten  als  auch  bei  den  particular  Exercitiis  in  den  Aemtern  sehr  ein- 
gerissen, und  ander  vorgehendes  Verbrechen  gebührlich  könnte  bestraft  werden. 
Die  geringe  Anzahl  von  6000  Mann  zu  Ross  und  zu  Fuss  könnte  schon  sehr 
erhöht  werden,  wenn  die  Arendatores  und  Pfandinhaber,  wie  recht  und  billig, 
das  Ihre  dabei  thäten.  Im  Ganzen  würde  man  aber  wenigstens  ebensoviel 
Kriegsvolk,  wie  auf  dem  vorigen  Landtag  gefordert  wurde,  dazu  werben,  auch 
die  Artillerie,  mit  der  man  jetzt  ganz  schlecht  versehen,  so  bestellen  müssen, 
dass  nicht  allein  Pillau  und  Memel,  die  Grenzhäuser  und  Frontierfestungen, 
sondern  auch  die  Regimenter  zur  Genüge  versehen  werden  können;  Munition, 
allerhand  Kriegs apparat,  und  ein  Victualieninagazin  waren  zu  beschaffen.  Ferner 
müssten,  um  den  Unterthanen  eine  Zuflucht,  den  Regimentern  einen  Rückzugs- 
punkt  zu  sichern,  Wehlau  im  Samland,  Schippenbeil  in  Natangen,  Mohrungen 
im  Oberlande  befestigt  werden,  ausserdem  auch  die  übrigen  Städte  mit  ihrer 
Armatur  sich  fertig  halten.  Für  fleissige  Kundschaft  und  gute  Correspondenz 
muss  gesorgt  werden. 

Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  27.  April 

1655. 

Ausfertigung.     R.  G.  PP. 
[Verhalten  des  Ersten  Stamles.] 
1C55.  Die  Stände  {halten  ihre  Bcrathungen  noch  geheim,  von  denen  der  Land- 

27.  April,  rätlic  haben  sie  Folgendes  erfahren.     Sie  deliberieren  über  die  Aufbringung  der 

')  Die  beiden  Gesandten  erhielten  ausserdem  Xotificirungsschreiben  an  die  Stande 
und  an  die  Oberräthe  und  ausserdem  eine  Vollmacht  mit.  (Der  Kurfürst  an  die  Stände 
6.  April  1G55,  an  die  Oberräthe  vom  selben  Datum,    Vollmacht  vom  10.  April  1655.) 
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Bedenken  des  Herrenstandes  and  der  Landräthe.    Praes. 

24.  April  1655. 

Kon.  662. 
[Beantwortung  der  kurfürstlichen  Proposition.    Gravamina.] 

1655.  Da  die  Dienstpflichtigen  und  Wybranzen  zu  einer  erfolgreichen  Vertheidigung 

P  nicht  zureichen,  muss  man  zu  Gott  seine  Zuflucht  nehmen;  der  Kurfürst  möge 
allgemeine  Buss-  und  Bettage  ansetzen.  Ein  einträchtiges  Gebet  kann  aber  nur 
zu  Stande  kommen,  wenn  das  Aergerniss,  das  D.  Dreier  durch  seine  Lehren 
giebt,  zuvor  beseitigt  wird.  Darum  bitten  sie.  Sie  wurden  gern  bereit  sein, 
die  Kosten  für  die  Werbung  der  drei  Regimenter  zu  bewilligen,  das  Land  kann 
sie  aber  jetzt  unmöglich  aufbringen.  Bis  zum  Ablauf  des  26 jährigen  Stillstan- 
des aber  halten  sie  für  rathsam  eine  allgemeine  Anlage  vorzubereiten,  deren 
Ertrag  in  den  Landkasten  zu  freiwilliger  Disposition  der  Landschaft  abzuführen 
ist.  Sie  schlagen  ferner  vor,  dass  der  Getreidezoll  bis  in  den  Herbst  herabge- 
setzt werde,  da  sich  zu  grosse  Massen  in  Königsberg  angehäuft  haben  nnd  die 
Fremden  angelockt  werden  müssen,  dort  ebenso  gern  wie  in  Danzig  Getreide 
zu  laden.  Der  Zoll  auf  Flachs,  Leder  und  andere  willige  Waaren  könnte  etwas 
heraufgesetzt  werden.  Ueber  der  Landesordnung  muss  gehalten  werden,  damit 
„der  arme  Landmann  bei  dieser  wohlfeilen  Zeit  des  Getreidigs  nicht  so  gar  er- 
schöpfet werde".  Es  mögen  nur  so  viel  schlechte  Schillinge  geschlagen  werden, 
als  nöthig  sind.  Bis  zur  Beschaffung  grösserer  Geldmittel  sollen  die  Dienst- 
pflichtigen auch  von  allen  verpfändeten  Aemtern  eingezogen,  am  Strande  und 
an  den  Grenzen  zusammengehalten  und  fleissig  exerciert  werden ;  fremde  Völker 
aber  dürfen  nicht  ins  Land  geführt,  auch  kein  Volk  aus  diesem  ganz  von  Mann- 
schaft entblössten  Lande  geführt  werden.  Der  Oberst  Götz  in  Memel  ist  durch 
einen  Einheimischen  zu  ersetzen '). 


')  Die  Ritterschaft  schliesst  sich  den  Klagen  in  ihrem  Bedenken  (actum  1.  Mai 
1 655)  durchaus  an,  giebt  sie  sogar  in  einigen  Punkten  noch  verstärkt  wieder.  An  der 
Landesordnung  müsse  festgehalten,  ja  sie  müsse  erst  recht  in  Schwung  gebracht  werden, 
damit  der  Uebermuth  des  Gesindes  auf  dem  Lande  in  Schranken  gehalten,  die  Ueber- 
theuerung  durch  die  Handwerker  in  den  Städten  verhindert  werde.  Sie  klagen  über 
den  gänzlichen  Mangel  an  baarem  Gold  und  Silber,  über  die  Ueberschwemmung  des 
Landes  mit  schlechten  Schillingen.  Sie  schlagen  vor,  die  Ausfuhr  von  Leder  und 
anderen  dem  Lande  nützlichen  und  die  jetzige  Theuerung  verursachenden  Waaren 
für  eine  gewisse  Zeit  ganz  zu  sperren.  Zur  Bewilligung  einer  Anlage  sind  sie  nicht 
instruiert,  man  möge  sie  auf  dem  nächsten  Landtag  berathen.  Im  Nothfall  erbieten 
sie  sich  wie  1649  selbst  zu  Pferde  zu  steigen;  bis  dahin  sind  die  Dienstpflichtigen 
eifriger  heranzuziehen.  Die  Städte  erklären  (o.  D.),  dass  sie  in  eine  Anlage,  die  allein 
den  Handel  treffe,  nicht  einwilligen  können.  Sie  erneuern  ihren  Protest  gegen  die 
Landesordnung.  Darauf  schlugen  am  12.  Mai  die  Herren  und  Landräthe  eine  Accise 
vor,  die  auf  die  Consumptibilien,  am  meisten  auf  die  Waaren,  „welche  ad  luxum  ge- 
wendet", gelegt  werden  sollte.  Sie  bitten  um  schleunigste  Erklärung.  Noch  vor  Ab- 
lauf des  folgenden  Tages  erklärten  sich  denn  auch  Ritterschaft  und  Adel,  ebenso  wie 
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Der  Kurfürst  an  Waldeck  und  Hoverbeck.   Dat.  Cöln  a.  d.  Spree 

30.  April   1655.      Concept.    R.  6.   PP. 
[Weitere  Verhaltungsmaassregeln  für  den  Fall  einer  Ablehnung.] 

1655.  Sie  sollen  die  Unzulänglichkeit  der  Wybranzen,  die  auch  der  Generallieute- 

10.  Mai.  nant  Kalckstein  bezeugen  kann,  nachweisen.     Wenn  die  Stände  zu  einer  rechten 

Verfassung  nicht  zu  bringen  sind,  sollen  die  Kommissare  sie  bis  znr  Ankunft 

des  Kurfürsten  entlassen,   mit  der  eindringlichen  Mahnung,   sich  zu  grösseren 

Aufwendungen  daheim  instruiren  zu  lassen.  Die  Anlage  ist  dann  noch  vor  Ent- 

-  lassung  der  Abgeordneten  festzusetzen. 


Waldeck  und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten.     Dat    Königs- 
berg  1.   (11.)  Mai   1655.      Ausfertigung.    R.  6.    PP. 

[Widerstand  der  Städte.] 

1655.  Sie  haben  der  Ritterschaft  vorgestellt,  dass  sie  sich  an  ihre  Instructionen 

11.  Mai.  in  dieser  Lage  nicht  so  genau  zu  halten  brauchten.  Das  Bedenken  der  Städte 
ist  gestern  bei  der  Ritterschaft  eingereicht  worden  und  wie  ihnen  vertraulich 
berichtet  ist,  nicht  so  günstig  abgefasst,  wie  sie  erwartet  hatten.  Sie  gestehen 
zu,  dass  die  Aufbringung  von  Geld  nöthig  sei,  halten  aber  die  Anlage  für  einen 
schlechten  Modus,  der  nicht  Ultimos  consumentes,  sondern  die  Bürger  vornehm- 
lich treffe.  Inzwischen  wollen  sie  sich,  gestützt  auf  ihr  angebliches  jus  prae- 
sidii,  selbst  in  Vertheidigungsstand  setzen.  Die  Kommissare  meinen  zwar,  dass 
bei  einem  Schriftwechsel  mit  den  Oberständen  die  Städte  von  diesem  Stand- 
punkt schliesslich  zurückgebracht  werden  könnten,  halten  diesen  Weg  aber  für 
zu  zeitraubend.  Sie  wollen  Landräthe  und  Ritter  bearbeiten  und  hoffen  dann 
in  einer  Gesammtversammlung  eine  Complanation  zu  Stande  zu  bringen.  —  Die 
vom  Kurfürsten  begehrten  Artilleriepferde  sind  von  den  Dienstpflichtigen  ein- 
zutreiben —  40  Warpenwagen  zu  je  4  Pferden. 


Waldeck  und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten.     Dat  Königs- 
berg 4.  (14.)  Mai   1655.      Ausfertigung.     R.  6.    PP. 
[Gegenvorschläge  der  Städte  betreffs  der  Accise.     Zollerhöhung.     Werbung.] 

1655.  Nur  mit  Mühe  haben  die  Städte  sich  soweit  bringen  lassen,   statt  der  An- 

14.  Mai.  läge  auf  die  aus-  und  durchgehenden  Waaren  die  Accise,  welche  nur  auf  die 
„comestibilia  und  usu  im  Lande  consumtibiliau  gerichtet  wird,  anzunehmen.  Dabei 
findet  sich  aber  ein  neuer  Streitpunkt.  Die  Städte  wollen  auch  das,  was  auf  derer 
vom  Herrenstande  und  der  Ritterschaft  Tisch  aufgehet,  verziesen.  Dem  widerspre- 
chen zwar  nicht  die  Landräthe,  wohl  aber  die  Ritterschaft.  Die  Kommissare 
bemühen  sich  in  Privatkonferenzen  aufs  Erdenklichste,  eine  Einigung  herbeizu- 
führen. —  Zu  vorläufiger  Erhöhung  der  kurfürstlichen  Intraden  haben  sie  die 
Zölle  auf  mehr  als   ein  Drittel,    bei  den  kostbaren  Waaren  aber,  die  auf  der 
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Waldeck  und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten.     Dat  Königs- 
berg 8.  (18/)  Mai  1655. 

Ausfertigung.    R.  6.  PP. 

[Bericht  aber  die  Verhandlung  vom  15.  und  das  Auseinandergehen  eines  Theiles  der 

Abgeordneten.] 

1655.  Sie  erwähnen  mit  Genugthuung,   dass  sie  bei  der  Verhandlung   mit  den 

18.  Mai.  ständen  durchaus  an  des  Kurfürsten  Statt  aufgetreten  sind;  damit  ist  die  Meinung, 
als  könne  der  Kurfürst  während  seiner  Abwesenheit  nur  durch  die  Oberräthe 
landesherrliche  Funktionen  ausüben,  entkräftet  worden.  Freilich  haben  auch 
Etliche  der  Vornehmsten  gesagt,  dies  sei  das  erste,  aber  auch  das  letzte  Mal. 
Im  Uebrigen  haben  sie  schlechte  Freude  dabei  gehabt,  insolente  Reden  anhören 
und  mit  grossem  Zwang  und  Verdruss  ertragen  müssen.  Das  Defensionswerk 
haben  sie  ganz  ausser  Augen  gelassen,  aber  auch  weder  Arrest,  noch  schrift- 
liche Auslieferung  der  Punkte  durchsetzen  können.  Sie  haben  darein  gewilligt, 
dass  die  Abgeordneten  mit  restringierten  Instructionen  in  ihre  Aemter  zurück- 
kehren, um  sich  erweiterte  von  ihren  Hintersassen  zu  erbitten,  haben  eine  Di- 
mission  per  expressum  aber  nicht  concediert.  —  Sie  übersenden  die  den  Ober- 
räthen  überreichte  und  von  diesen  ihnen  mitgetheilte  Erklärung  der  Stände1), 
auf  die  sie  sich  nicht  weiter  haben  einlassen  wollen,  obwohl  sie  weder  in  for- 
malibus,  noch  in  materialibus  genügt.  Bei  den  übermorgen  beginnenden  Verhand- 
lungen der  Deputierten  werden  sie  ihre  Einwendungen  vorbringen. 


VValdeck  und  Hoverbeck  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Königs- 
berg 21.  (31.)  Mai  1655. 

Ausfertigung.     R.  6.  PP. 
[Die  Acciseverhandlungen.     Anleihen.] 

1655.  Die  Deputierten  haben  gestern  begonnen  die  Accise  ad  normam  der  Anlage 

21.  Mai.  von  1627,  28  und  29  zu  überlegen.  Die  Kommissare  lassen  sich  dabei  ihrer- 
seits angelegen  sein,  dass  möglichst  viel  Species  mit  darein  begriffen  und  mög- 
lichst hohe  Sätze  angenommen  werden.  Die  Städte  haben  sich  darüber  beschwert, 
dass  bissher  bei  den  nach  dem  Werthe  verzollten  Gegenständen  zwar  die  Un- 
tersuchung nicht  genau  geführt,  dafür  aber  ein  höherer  Satz  erhoben  worden 
ist.  Es  ist  daraufhin  der  Stand  des  vorigen  Jahres  für  diese  Zölle  angesetzt 
dagegen  um  so  genauere  Untersuchung  anbefohlen  worden.  Die  Erhöhungen 
aller  anderen  Zolle  sind  geblieben.  —  Geldbeträge  von  6000,  von  10000  und 
von  40000  Thlm.  hoffen  sie  noch  durch  Anleihe  bei  drei  Privaten  aufbringen 
zu  können.  —  Die  Kommissare  berichten  des  Weiteren  über  den  Stand  der 
Rüstungen,  über  die  Mängel  der  Veste  Mümmel  u.  s.  w.'*'). 

')  Die  Deklaration  des  Ersten  Standes  (s.  o.  S.  357  Anm.  2). 

-)  Ein  Schreiben  des  Kurfürsten  an  die  Oberräthe  vom  18.  (28.)  Mai  billigt  das 
Verfahren  in  Zollsachen.  Am  25.  Mai  berichtet  Hoverbeck  (Waldeck  war  am  24.  tu 
persönlicher  Berichterstattung  beim  Kurfürsten  abgereist)    von   einigen   guten  Nach- 
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Die  Stände  an  den  Kurfürsten.     Dat   Königsberg  13.  (23.) 

Juni  1655.     R.  6.   PP. 

[Dank  für  die  Annahme  der  Willigung.    Bitte  um  grosseres  Vertrauen  in  ihre  Treue 

und  Ergebenheit.] 

1655.  Dass  E.  Ch.  D.    die  von  den  sämptlichon   Standen   dieses  Herzog- 

*  thumbs  Preussen  zu  erforderter  Kriegesverfassung  uf  ein  Jahr  unter  ge- 
wisser Maass  und  Bedingung  beschehne  und  nunmehr  in  der  Einrichtung 
bereits  begriffene  Willigung  der  Accise  gar  gnädig  uf-  und  annehmen 
wollen,  hat  E.  E.  Landschaft  von  allen  Ständen  in  demüthigster  Erkennt- 
niss  zu  rühmen  und  sich  billig  zu  erfreuen.  Und  wie  daraus  E.  Ch.  D. 
gnädigstes  Vertrauen  besonders  und  willig  erhellet,  als  wird  auch  E.  E. 
Landschaft  dasselbe  in  untertänigster  Willfährigkeit  allewegen  beizube- 
halten und  zu  verstarken  an  sich  nicht  erwinden  lassen,  in  demüthigster 
Zuversicht,  es  werden  E.  Ch.  D.  zugleich  in  hohen  Gnaden  geruhen,  dero 
getreuen  Stände  unterthänigstes  Suchen  und  Bitten,  so  bei  genzlicher  Ein- 
richtung der  Accise  unumbgänglicher  Landesnothdurft  nach  das  vereinigte 
Bedenken  ausbringen  wird,  in  kurfürstlicher  Hulde  und  Gnade  zu  erkennen 
und  anzunehmen.  Nachdem  aber  durch  die  allenthalben  leider  regierende 
Missgunst  E.  Ch.  D.  über  alles  Verhoffen  hinterbracht  worden,  wie  dass 
dero  wollmeinende  und  zu  dieser  Lande  Bewahrung  gerichtete  Intention 
vielfeltig  und  widrig  allhie  ausgedeutet  stünde,  hat  E.  E.  Landschaft 
ihre  aus  solcher  Traduction  herrührende  schmerzliche  Empfindnuss  hiemit 
zu  eröffnen  nicht  unterlassen  sollen,  angesehen  E.  Ch.  D.  so  hoch  ange- 
stammte und  selbst  angenommene  landesväterliche  Vorsorge,  ja  mehr 
als  fürstliche  gewöhnliche  Hulde  allenthalben  ausgebrochen  und  folgend* 
keinerlei  Weise  verdunkelt,  weniger  erloschen  sein  kann,  E.  E.  Landschaft 
auch,  wie  sie  unter  dem  Schutz  der  hochlöblichen  Kurhauses  Brandenburg 
bishero  sicher  und  glücklich  beruhet,  also  noch  ferner  und  lebenslang 
die  göttliche  Güte  anzuflehen  veranlasset  sich  befindet,   damit  sie  unter 


Mühle  veraceist  werden.  Acciseknechte  sollten  auf  den  Märkten,  Strassen  und  Strö- 
men die  Aufsicht  führen,  adeliche  und  bürgerliche  Acciseinnehmer  in  Aemtern  und 
Städten,  Kastenschreiber  und  Kreiskastenherren  bestellt  werden.  Die  gesammte  Ver- 
waltung und  Erhebuug  unterstand  der  Landschaft,  die  Einnahmen  flössen  erst  den 
Kroiskasten,  darauf  dem  Landkarten  zu.  Der  eigene  Bedarf  der  Adlichen  war  nicht 
mit  einbezogen.  Die  Erhebungsdauer  ist  auf  ein  Jahr  beschränkt.  Am  1.  Juli  er- 
klärte die  Ritterschaft,  in  die  von  den  Landräthen  vorgeschlagene  Stellung  eines  Mannes 
mit  Ober-  und  Untergewehr  könne  sie  nicht  einwilligen,  da  ihre  liinterlassenen  dazu 
nicht  zu  überreden  gewesen  seien.  Sie  proponieren:  es  mögen  preussische  Officiere 
gesucht  werden,  die  bereit  sind  die  Werbuugskosteu  vorzuschiessen,  und  auf  diese 
Weise  2000  Mann  zu  Fuss,  1000  zu  Ross  zusammengebracht  werden. 
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Der  Kurfürst  an  die  Oberräthe.     Dat.  Cöln  an  der  Spree  30. 

Juli  1655. 

Concept.    R.  6.  PP. 
[Acciseassecuration.    Convocationsabschied.] 
1655.  Auf  ihren  Vorschlag,  was  dem  eingegebenen  Bedenken  der  Stände  (über 

6.  Aug.  die  Accisordnung)  gegenüber  bei  Ausfertigung  des  Abschiedes  zu  thun  sei,  wird 
ihnen  folgender  Bescheid  gegeben.  Die  Assecuration,  dass  die  Accise  nicht 
länger  als  ein  Jahr  währen  soll,  sollen  sie  ausstellen  und  mit  dem  kurfürstlichen 
Insiegel  versehen.  Die  weiteren  Bedenken  der  Stände  sollen  noch  geprüft! 
mit  der  Einrichtung  aber  ohne  Verzug  begonnen  werden.  Den  Convocations- 
abschied sollen  sie  abfassen  und  zur  Unterschrift  einsenden1). 


Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Königsberg  24.  August 

1655. 

Ausfertigung.     R.  6.  PP. 
[Der  Widerstand  der  Städte.     Hinausschiebung  des  Abschiedes.] 
1655.  Die  Convocation  hat  eigentlich  nicht  das   Recht  Gravamina  vorzubringen, 

24.  Aug.  und  in  der  Sache  des  D.  Dreyer,  des  theologischen  Zwistes  und  der  Besetzung 
der  Professuren  möchte  sich  die  Landschaft  auch  bis  zur  Ankunft  des  Kurfürsten 
verweisen  lassen,  aber  die  Städte  verharren  bei  ihren  Forderungen,  insbesondere 
Königsberg  und  die  kleinen  Städte.  Da  zu  befürchten  ist,  dass  die  Städte» 
wenn  man  nicht  weiter  mit  ihnen  verhandelt,  die  Accise  überhaupt  nicht  geben, 
so  schlagen  die  Oberräthe  vor,  den  Convocationsabschied  bis  zur  Ankunft  des 
Kurfürsten  hinauszuschieben.  „Dero  so  vielseitig  implorierte  Gegenwart  allein 
wird  allen  Dingen  Success  und  Nachdruck  geben,  ohne  dieselbe  ist  Alles  hier 
in  solcher  Perplexität,  die  bei  einiger  Gelegenheit,  welche  Gott  in  Gnaden  ver 
hüte,  nicht  zum  Besten  ausschlagen  dörfte.u 

Geeinigtes  Bedenken  der  Stände  auf  die  kurfürstliche  Propo- 
sition.    Praes.  3.  August  1655. 

Kon.  661. 

[Gravamina:     Dreier,  Präsentationsrecht  der  Universität.     Bewilligung  der  Accise- Be- 
dingungen.] 

1655.  Sie  bringen  zuerst  Beschwerden  vor:    Dreier  möge   „honeste  translocieret" 

3.  Aug.   Wcrden?  das  Präsentationsrecht  von  Rector  und  Senat  für  erledigte  Professuren 

des  Kurfürsten  25.  Juni  (5.  Juli),  die  10000  Thlr.  Pathengelder  antieipando  voll  ein- 
zuzahlen, wurde  von  allen  drei  Ständen  abgelehnt  (Bedenken  vom  16.  17.  24.  Juli) 
und  nur  ad  reforenduin  au  die  llinterlassenen  genommen.  Am  13.  (23.)  Juli  ergieng 
eine  erneute  Mahnung  des  Kurfürsten  an  die  Stände,  die  Accise  möglichst  schnell  zu 
bewilligen.  Noch  bevor  die  zusagende  Antwort  abgieng  (4.  Aug.),  war  man  aber  zum 
Schluss  gekommen. 

')  In  dem  Rescr.  vom  6.  (16.)  August  wird  diese  Anweisung  noch  specialisiert. 
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Kurfürst  beschlossen,  den  Ständen  die  begehrte  Assecuration  zu  ertheilen1). 
Die  Abstellung  der  Beschwerden  soll  bei  seiner  demnächst  zu  erwartenden  An- 
wesenheit im  Herzogthum  vorgenommen  werden.  Die  bewilligte  Accise  möge 
schleunigst  in  Gang  gebracht  werden.  3)  Da  von  der  Accise  erst  in  zwei  bis 
drei  Monaten  etwas  Erhebliches  zu  erhoffen  sei,  ist  ein  Hauptgeld  ausgeschrieben 
worden,  das  zu  bewilligen  die  Landschaft  hoffentlich  nicht  säumen  wird.  Die 
Oberräthe  haben  alle  erdenklichen  Mittel  versucht,  das  Ihrige  mit  angegriffen, 
die  ganze  kurfürstliche  Kammer  erschöpft;  sie  haben  den  Räthen  von  Königs- 
berg täglich  um  Geldhülfe  gegen  Assecuration  angelegen,  aber  nichts  erhalten 
können,  unterdessen  hat  man  die  wenigen  Völker,  die  geworben  werden  konnten, 
nicht  einmal  mustern  können,  allerhand  Excesse  sind  daraus  entstanden.  Die 
Verhandlungen  mit  Schweden  haben  weder  zu  einem  Frieden,  noch  zu  einer 
erträglichen  Neutralität  geführt.  5)  Der  Kurfürst  schickt  zwar  jetzt  einen  Ge- 
sandten an  den  Moskowiter,  aber  man  kann  davon  keine  Sicherheit  nehmen. 
6)  Der  Kurfürst  hat  den  Generalaufbot  des  Adels,  Mann  bei  Mann,  aus  den 
Städten  den  10.,  von  den  unmittelbaren  Unterthanen  auch  den  10.  Mann  aus- 
geschrieben und  den  Grafen  von  Waldeck  vorangeschickt,  damit  er  den  Ober- 
befehl übernehme.  7)  Die  Landschaft  möge  sich  mit  weitläufigem  Schriftwechsel 
nicht  aufhalten,  sondern  womöglich,  „damit  rei  gerendae  occasio  denselben  nicht 
aus  der  Hand  gehta,  in  3—4  Tagen  das  Hauptgeld  „und  was  mehrers  oder  ge- 
schwinders wider  die  Gefahr  militiercn*  kann,  schliessen.  8)  Für  die  lange 
Dauer  dieser  Convocation,  sowie  für  das  säumige  Eingehen  des  Pathengeschenkes 
machen  die  Oberräthe  einzig  und  allein  die  Stände  verantwortlich. 


Gedingtes  Bedenken  der  Stände  auf  die  kurfürstliche  Propo- 
sition.    Praes.   12.  September  1655. 

Kon.  661. 
[llauptgeld.     Aushebung.] 

1655.  Die  Stände*)  bewilligen  unter  feierlicher  Verwahrung  gegen  jedes  Präjudiz, 

12.  Sept.  (jas  ihncn  daraus  erwachsen  könnte,  das  Hauptgeld  unter  folgendem  Erhebungs- 
modus. Es  soll  6  Tage  nach  geschelmer  Relation  in  jedem  Amt  eingebracht 
und  „Sr.  Ch.  D.  zu  desto  schleuniger  und  sicherer  Bewahrung  in  die  Kreis- 
kasten eingeliefert  werden44.  Zur  Controle  soll  Jeder  von  seinen  Gütern,  jeder 
Schulz    von    seinem   Dorfe   eine   richtige #  Consignation    seiner    unterhabenden 

*)  Sie  wurde  ausgefertigt  d.  d.  Königsberg  1.  Sept.  1655,  unterzeichnet  von  den 
Oberräthen,  doch  ist  von  der  Entschädigung  der  durch  die  Soldateska  Be  nacht  heil  igten 
darin  nicht  die  Rede.     (S.  o.  8.  362.) 

*)  Die  Landräthe  hatten  ihr  Bedenken  am  3.  abgegeben,  die  Ritter  schlössen  sich 
einfach  an,  darauf  erklärten  sich  die  Städte  (beide  o.  D.);  ein  zweites  „Erachten41  der 
Landräthe  erfolgte  am  7.,  nachdem  am  4.  die  Oberräthe  das  Aufgebot  nochmals  drin- 
gend in  der  Oberruthstube  von  den  Stünden  gefordert  hatten,  ebenso  von  Ritterschaft 
und  Städten  (o.  D.). 
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der  Kurfürst  nach  Preussen  kommen  und  mit  ihnen  und  den  Oberr&then  Ratb 
halten  möge;  sie  haben  nur  durch  die  letzte  Proposition  bisher  davon  Kunde, 
was  der  Kurfürst  dieses  Herzogthums  halber  bisher  tradieret  Sie  bitten  den 
Frieden  wenn  irgend  möglich  zu  erhalten,  die  Truppen  auch  mehr  an  die 
Grenzen  zu  legen  zum  Schutz  und  zugleich  zur  Erleichterung  des  Landes.  Sie 
sprechen  ihr  Vertrauen  zu  den  Maassnahmen  des  Kurfürsten  aus  und  wünschen 
ihm  allen  Erfolg1). 


')  Durch  Schreiben  der  Oberräthe  vom  17.  Sept.  1655  wurde  der  Landtagsabschied 
(vom  14.  Sept.)  übermittelt,  der  den  Inhalt  der  standischen  Willigungen  resümiert. 
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recht  soll  neu  aufgelegt  werden.  Die  Accise,  deren  Erträge  die  Kriegskosten 
bei  Weitem  nicht  decken,  soll  verbessert  werden;  hierfür  sollen  die  Deputierten 
vollkommene  Instruction  mitbringen. 


Landtagsproposition1).   Dat.  Königsberg  22.  März  1656.  Aus- 
fertigung. 

Eon.  664. 

[Erklärung  über  die  auswärtige  Politik  des  Kurfürsten.  Verbesserung  der  Accise.  Tri- 
bunal.   Revision  des  Landrechts.] 

1656.  Der  Kurfürst  hat  zwar  zum  Schutze  der  Krone  Polen   nach  manchen  ver- 

22.  März,  geblichen  Unterhandlungen  auch  zu  den  Waffen  gegriffen,  ist  mit  einer  Armee 
nach  Preussen  gekommen  und  hat  versucht  sich  mit  den  Standen  des  könig- 
lichen Preussens  zu  verbinden.  Da  diese  sich  aber  säumig  erwiesen,  bald 
darauf  auch  der  König  von  Schweden  das  ganze  Herzogthum  mit  einer  mächtigen 
Armee  besetzt  hat,  so  ist  dem  Kurfürsten,  der  weder  von  dem  flüchtig  gewor- 
denen Könige  von  Polen,  noch  aus  dem  Reich  Hülfe  zu  erwarten  hatte,  nichts 
Anderes  übrig  geblieben,  als  mit  Schweden  den  Vertrag  vom  7.  Januar  d.  J. 
zu  schliessen.  Die  Ober-  und  Landräthe,  sowie  die  damals  anwesenden  Land- 
stände haben  ihm  dazu  gerathen  und  flehentlich  darum  gebeten.  —  Es  ist  noch 
immer  nöthig,  das  Kriegsvolk  zusammen  zu  halten;  die  Stände  mögen  deshalb 
überlegen,  wie  aus  der  Accise,  die  bisher  nicht  zugereicht  hat,  ein  grösserer 
Ertrag  zu  erzielen  ist.  —  Da  durch  die  neuen  Verträge  die  Appellation  an  ein 
auswärtiges  Forum  fortgefallen  ist,  mögen  sie  ferner  bedenken,  wie  ein  Tribunal 
für  das  Herzogthum  einzurichten  ist.  Behufs  Neuherausgabe  des  preussischen 
Landrechts  hat  eine  Revision  schon  stattgefunden;  die  Landschaft  wird  aufge- 
fordert, ein  Bedenken  hierüber  sowohl,  wie  über  die  Wünsche,  die  sie  etwa  in 
Justizsachen  oder  in  Bezug  auf  Ober-  und  Untergerichte  hegt,  einzureichen. 


Bedenken  der  Stände2)  auf  die  kurfürstliche  Proposition  vom 

22.  März.  Praes.  6.  Mai  1656. 

R.  6.  PP.  —  Kon.  663. 

[Kirchen-  und  Schulreformen.     Verlängerung  der  Accise.     Luxussteuer.     Pretia  rerum. 
Einrichtung  des  Tribunals.      Neue  Auflage  des    Landrechts.      Adeliches  Halsgericht 

Kriegsbeschwerden.] 

1656.  Sie  danken  für  die  vom  Kurfürsten  dem  Lande  erwiesene  Sorgfalt,   insbe- 

6.  Mai.   sondere   für  die  Beschützung   des  Landes   und   für  die  geplante   Verbesserung 

der  Justiz.     Sie  bitten,   ,,mit  ernster  Beibehaltung  der  bisher  gehaltenen  Buss- 


>)  Gedruckt  bei  Londorp,  Acta  publica  VII  (1669)  S.  11 34  f. 
-)  Vorbereitet    durch   Sonderbedenken    der  Landräthe    (pr.  30.  März,  1.,  3.  April), 
der  Ritterschaft  (pr.  5.,  5.  April)  und  der  Städte  (pr.  8.,  10.  April  1656.) 
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städtischen  Märkten  nur  zu  bestimmten  Preisen  zu  verkaufen.    —    Die  Acrise- 
Ordnung  möge  besser  beobachtet,  Missbräucbe  dabei  abgestellt  werden. 

Sie  bcgrüssen  die  Errichtung  eines  Obergerichts  mit  dankbarer  Freude 
und  machen  auf  gnädigstes  Erfordern  des  Kurfürsten  dazu  folgende  Vorschläge. 
1)  Zur  Besetzung  des  Tribunals  mögen  „aus  den  gesambten  Standen  des  Landes 
der  un geänderten  Augsburgischen  Confession  zugethane  ehrliche  and  hiezu  ge- 
schickte Leute"  bestimmt  werden.  2)  Um  die  Gleichheit  der  Stände  zu  bewahren 
mögen  aus  jedem  drei  Personen  nebst  einem  Doctor  oder  Licentiaten  des  Rechts, 
und  einer  von  den  Oberräthen  entweder  „umbzech"  oder  nach  Belieben  Sr.  Ch. 
D.  insbesondere  der  Kanzler  zum  Präsidenten  an  Sr.  Gh.  D.  Statt  and  also  zu- 
sammen 11  Personen  bestellt  werden.  Die  Städte  fordern  für  sich  6,  für  die 
beiden  Oberstände  je  3.  Da  sie  sich  dieser  Forderung  durchaus  nicht  begeben 
wollen,  so  fordern  die  Oberstände  ihrerseits,  dass  nach  dem  Beispiel  des  pol- 
nischen Obertribunals,  sowie  des  kurfürstlichen  hochadelichen  Hofgerichts  selbst 
der  Bürgerstand  ganz  ausgeschlossen  werde !).  3)  Bei  Vacanzen  mögen  die 
Oberräthe  alle  Mal  zwei  geeignete  Personen  dem  Kurfürsten  vorschlagen  (bei 
Abwesenheit  Sr.  Ch.  D.).  4)  Zur  Vermeidung  von  Oorruption  mögen  alle  3 
Jahre  neue  Beisitzer  ernannt  werden,  die  Ausgeschiedenen  aber  erst  nach  wiederum 
3  Jahren  wieder  berufen  werden  dürfen.  5)  Die  Berufenen  müssen  notwen- 
diger Weise  auf  „I.  Ch.  D.  Hoheit  und  Regalia,  wie  auch3)  alle  unseres 
Vaterlandes  publica  et  privata  jura,  pacta,  privilegia,  consuetudines.  6)  2  per- 
petui  secretarii  und  ein  advocatus  fisci  werden  nothig  sein.  Zur  Ersparung 
von  Kosten  mögen  die  Advokaten  der  unteren  Instanzen  zugelassen  werden. 
7)  Da  die  Gerichtspersonen  von  den  Sportein  allein  nicht  leben  können,  würde 
für  hinreichende  Gehälter  zu  sorgen  sein.  8)  Königsberg  ist  der  richtige  Ort 
9)  Als  Gerichtszeiten  werden  die  ersten  6  Wochen  nach  dem  1.  März  und  nach 
dem  1.  Oktober  vorgeschlagen.  10)  „Dann  auch  so  müssen  alle  Sachen  per 
modum  appellationis  allein  und  nicht  per  modum  querelae  dafür  gedeihen,  der 
Processus  in  Allem,  wie  vor  diesem  bei  der  Krön  Polen  geschehen,  summarie 
und  in  einen  gewissen  statum  causae  beschlossen  sein,  doch  also,  dass  die  acta 
der  vorigen  Instanz  zuerst  verlesen,  dabei  denn  zu  merken,  dass  die  Verlesung 
unter  die  adsessorcs  vertheilet  werden  müsste,  mit  dem  übergebenen  statu  con- 
ferieret  und  dann  nach  vorgetragenem  statu  causae  den  Parten  oder  ihren  Ad- 
vokaten ihre  mündlich  in  uno  termino  und  weiter  nicht  beizubringen  und  aus- 
zuüben vergönnet  werde.  So  müssten  auch  keine  weitläufige  Beweisthümer, 
die  ulteriorem  iudaginem  erfordern,  angenommen  werden,  sondern  da  das  Part 
welche  zu  producieren  hette,  dieselbe  ad  judicem  a  quo  remittieret  und  keine 
Sache  durch  einige  rescripta,  welche  uf  solche  Begebenheit  pro  sub-  et  obrep- 
titiis  zu  halten  wieder  removieret  oder  woll  gar  avocieret  die  frivole  appellantes 
zu  genauer  Abstraffung  beobachtet  und  also  in  allem  seeundum  diploma  appel- 
lationis verfahren  und  decretieret  werden.44     1 1)  Die  decreta  mögen  nicht  vom 


')  Dieser  Passus  ist  in  extenso  abgedruckt  bei  Raczko  V  S.  289  Nr.  LIX. 
2)  Die  gesperrten  Worte  sind  charakteristischer  Weise  erst  nachträglich  an  den 
Rand  des  Dokumentes  gesetzt  worden. 
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Hulde  und  Gnade  ihren  Eid  und  Pflichten  gemäss  zu  sein  erachtet  Sr. 
Ch.  D.  den  erbärmlichen  Zustand  dieses  Landes  zu  eröffnen  und  dero 
gutes  Einsehen  und  landesväterliche  Hilfe  in  untertänigster  Bescheiden- 
heit, Gehorsamb  und  Devotion  demüthigst  zu  erbitten.  Es  ist  gewisslicb 
die  Beschaffenheit  dieses  Landes  an  vielen  Orten  so  armseelig  und  zwar 
anfangs  durch  die  beschwerliche  Durchzüge  der  polnischen  Völker, 
nachmals  Sr.  Ch.  D.  angestellte  Werbungen,  verwichenen  Herbstes 
vielfaltige  Contributionen,  Ueberziehung  3  starker  Armeen,  welche  Alles 
gar  ausgemachet,  und  nunmehr  durch  die  schwere  Anschaffung  des  drei- 
monatlichen Verpflegungsgeldes  zu  solcher  Dürftigkeit  gerathen,  wie  E. 
Ch.  D.  von  denjenigen,  so  sie  zu  Untersuchung  dero  Aembtern  abgefer- 
tiget,  genugsam  vernehmen  werden,  dass  wo  etzlichen  armen  Einsassen 
nicht  aus  Erbarmen  und  Mitleiden  mit  einem  Stück  Brot  geholfen  wird, 
ihrer  viele  noch  vor  Herrannahung  der  Augstzeit  das  Ihrige  verkaufen 
oder  gar  Hungers  werden  sterben  müssen.  Hat  einer  oder  der  andere 
etwas  an  Fahrniss  in  don  Städten  geborgen,  so  sind  woll  hundert  da- 
gegen, die  nicht  nach  Königsberg  fliehen  können,  sondern  all'  das  Ihrige 
dem  Raub,  Plünderung,  Brand  und  Verwüstung  der  Feinde  schmerzlich 
hinterlassen  müssen;  aus  den  kleinen  Städten  ist  fast  keine  zu  finden, 
die  nicht  mit  harter  Einquartierung,  Brandschatzung  und  schweren  Exac- 
tionen  bei  solchem  feindlichem  Einfall  beleget;  ja  was  die  Stadt  Königs- 
berg erlitten,  haben  Se.  Ch.  D.  selbst  gesehen  und  aus  angeborener  Gnade, 
was  damals  nicht  zu  endern  gewesen,  fast  mitleidend  empfunden.  Sollte 
nun  mit  so  hoher  Verpflegung  ferner  verfahren  und  die  armen  Landes- 
insassen zu  Anschaffung  dessen,  was  wahrhaftig  in  der  Unmöglichkeit 
beruhet,  durch  die  militärische  Execution  weiter  angetrieben  werden,  so 
würde  gewisslich  bei  jetziger  Sommersaatzeit  der  Ackerbau  gänzlichen 
liegen  bleiben,  der  meiste  Theil  der  Unterthanen  würde  aus  grosser  Noth 
und  Furcht  vor  den  exequierenden  Soldaten  die  Dörfer  wüste  stehen 
lassen,  die  Gesunden  in  die  Wälder  sich  zusammen  thun,  die  wenigen 
aber,  so  aus  Gottes  Gnade  bei  feindlichem  Einfall  noch  etwas  übrig  be- 
halten, würden  die  wüsten  Güter,  welches  sonst  an  keinem  Ort  gebräuch- 
lichen, verschossen  und  übertragen  sollen  und  durch  solche  Unerträglich- 
keit,  den  andern  gleich,  das  Ihrige  in  Kurzen  verlassen  müssen,  ja  es 
würde  einer  den  andern  verzehren  und  in  weniger  Zeit  der  Soldat  nebenst 
dem  Landmann  untergehen.  Dannenhero  auch  E.  E.  Landschaft  Ursach 
nimbt  E.  Ch.  I).  unterthänigst  zu  bitten,  Sie  geruhen  gnädigst  die  restierende 
Getreidig-Ration  wie  auch  andere  zum  Theil  conditionaliter,    zum  Theil 
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lassen,  hingegen  die  Officierer  auf  künftige  Auszahlung  wie  sonsten  ge- 
bräuchlich von  Sr.  Ch.  D.  anderweit  vertröstet  werden  mögen.  Und  wan 
S.  Ch.  D.  nach  dero  hohem  Verstände  zu  vorderst  Selbsten,  dann  sock 
ein  jedweder  Unpassionierter  leichtlich  ermessen  kann,  dass  dieses  arme 
Land,  welches  in  so  kleinem  Begriff  beruhet,  gar  nicht  lange  in  so  gross« 
Verfassung  stehen,  viel  weniger  aus  eigenen  Kräften  sich  defendieren 
kann,  denn  wenn  die  Last  grösser  als  die  Kräfte  dessen,  der  sie  tragen 
soll,  so  muss  er  nothwendig  darunter  sinken,  als  hat  E.  E.  Landschalt 
aus  schuldigster  Treue,  Untertänigkeit  und  Gehorsam  Se.  Ch.  D.  in  aller 
Demuth  bitten  müssen,  Sie  geruhen  dieses  armen  Landes  sich  noch  ferner 
in  allen  Gnaden  anzunehmen,  das  liebe  Vaterland  in  keine  Kriege  oder 
Verbundniss  ohne  Zuziehung  dero  treu  gehorsambsten  Ständen  untertä- 
nigsten Einrathens  zu  setzen,  sondern  vielmehr  in  Zeiten  durch  gutliche 
Handlung,  als  durch  blutige  Waffen  von  allem  feindlichen  Einfall  zu  be- 
freien und  zu  versichern,  insonderheit  aus  hoher  Vermögenheit  sich  gnä- 
digst zu  interponieren  und  den  Frieden  zwischen  den  beiden  Kronen  zu  Be- 
ruhigung dieser  Landesgrenzen  aus  christlichem  Mitleiden  des  vielfaltigen 
Christenblutes,  so  täglich  dabei  vergossen  wird,  durch  hochweise  Ver- 
mittlung zu  befordern.  Wenn1)  aber  diese  unselige  Zeiten  dem  armen 
Lande  nicht  allein  sein  bestes  Vermögen  genommen,  sondern  auch  kein 
Stand  ist,  dessen  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  nicht  merklichen  Einbruch 
und  Schaden  erlitten,  also  dass  zuwider  den  theueren  Landesverfassungen 
unsere  Dienstpflichtigen  und  Landsoldaten  in  einen  andern  Stand  gesetzet, 
theils  so  woll  aus  dem  Lande,  als  aus  den  Städten  Königsberg  mit  schmerz- 
licher Beklagung  ausserhalb  Landes  weggeführt,  viel  und  schwere  Marche 
ohne  einige  Commissarii  zu  grossen  Schaden  des  Landes  ergangen,  höchst 
beschwerliche  Einquartierungen  ohne  Unterschied  und  Ansehen  der  Stände 
und  Personen  ausgestanden,  unerträgliche  stationes  und  contributiones 
ohne  der  Stände  erforderte  Einwilligung  auf  blosse  Ausschreiben  der 
Ambtleute  zuwider  unseren  wollerworbenen  Gewohnheiten  angesaget  und 
durch  die  militärische  Execution  gleich  den  unmittelbaren  bäuerlichen 
Unterthanen  eingefordert  und  was  der  unzehlbaren  erlittenen  Dranksalen, 
Verenderungen  und  Neuerungen  mehr  sind,  welche  alle  das  Land  aufs 
höchste  gekränket  und  fast  in  die  äusserste  Ruin  gesetzet  haben,  als 
kann  E.  E.  Landschaft  in  schmerzlicher  Erinnerung  ihrer  ausgestandenen 
Widerwärtigkeiten  nicht  Umbgang  nehmen  in  unterthänigster  Ehrerbie- 
tuug  E.  Ch.  1).  demüthigst  anzuflehen,  Sie  geruhen  gnädigst  das,  was  das 
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Die  Stände  an  den  Kurfürsten.    Praes.  22.  Mai  1656. 

R.  6.  PP.  —  Kon.  663. 
[Erneute  Bitte  um  Erleichterung  der  Kriegslast.] 

1656.  Sie  bitten  nochmals  um  Verminderung  der  auf  dem  Lande  ruhenden  Lasten. 

'  ai#  Allein  an  Verpflegungsgeldern,  ohne  das  Haupt-  und  Ausschussgeld,  Ration, 
Accise  und  was  sie  sonst  von  den  Soldaten  erlitten,  haben  die  Unterthanen 
500  000  Thlr.  in  den  drei  Monaten  zahlen  müssen.  Nun  kommt  trotz  ihrer 
Bitten  noch  ein  vierter  Monat  hinzu;  viel  mehr  Völker,  als  eigentlich  gehalten 
werden,  müssen  den  Officieren  bezahlt  werden.  Der  Kurfürst  wird  gebeten  eine 
anständige  Neutralität  einzunehmen  und  dann  3  oder  4000  Mann  an  der  Grenze 
stehen  zu  lassen,  die  andern  aber  im  Lande  in  Quartieren  mit  Naturalverpfle- 
gung  zu  vertheilen.  Die  Stände  bitten  „nebenst  Ertheilung  der  vorgebetenen 
Assecuration  umb  gnädige  Dimission,  sich  zu  den  Ihrigen,  so  täglich  uff  dem 
Lande  mit  der  Execution  beleget  werden,  zu  begeben  und  nach  dem  Fest  sieh 
gehorsamst  wieder  einzufinden tt. 


Sämmtliche  Deputierte   von   Ritterschaft,   Adel   und  kleinen 
Städten  an  den  Kurfürsten.     Praes.  1.  Mai  1656. 

Kon.  663. 
[Beschwerde  über  das  Benehmen  des  Landvogts  J.  C.  von  Eulenburg.] 

1656.  Sie  beschweren  sich  über  den  Landvogt.    Sie  hatten  in  ihr  Bedenken  einen 

1.  Mai.  passus  aufgenommen,  in  dem  sie  bitten,  den  alten  Oberkastenherren  möge  die 
Oberaufsicht  über  die  Accise  wieder  übertragen  und  denen  genommen  werden, 
die  jetzt  dazu  gebrauchet,  unter  denen  Etliche,  so  nicht  das  Geringste  im  Her- 
zogthum  besitzen.  Diese  Worte  haben  den  Landvogt  so  ungestüm  beweget, 
dass  er  den  Stand  der  Städte  mit  gar  imperiosen  Worten  angefahren,  auch  den 
Landmarschall,  der  sich  ganz  höflich  auf  die  Proposition  berufen,  „aufs  Schimpf- 
lichste zu  bestossen  sich  unterstanden,  und  also  geredet,  dass  ihnen  die  Scham- 
rot he  verbietet,  Alles  zu  referieren".  Er  hat  ihnen  durch  seine  Importunitat  ihre 
freien  vota  zu  benehmen,  Ja  gar  durch  die  angehängte  Bedrauung  (wir  wären 
nämblich  nicht  in  dem  Stande,  als  vor  2  oder  3  Jahren  und  würden  solches 
in  3,  4  Tagen  erfahren)  einen  Jeden  stillschweigend  zu  machen  gesucht*  Der 
Kurfürst  möge  ihn  aufs  Härteste  abstrafen  oder  sie  mit  ihm  ans  Recht  remittie- 
ren und  auch  nicht  glauben,  als  hätten  sie  privato  odio  et  affectu  gegen  die 
kurfürstlichen  Diener  jenen  Punkt  eingerückt. 

aus  der  juristischen  Faeultät,  zwei  Deputierten  Königsbergs  und  einem  Oberrath  be- 
stehen. Der  hauptsächlichsten  Abweichungen,  welche  die  beiden  Sonderbedenken 
der  Städte  enthalten,  ist  oben  in  der  gemeinsamen  Deklaration  hinlänglich  gedacht. 
Durchgängig  sind  in  den  Sonderbedenken  die  Klagen  über  Gleichstellung  der  Edel- 
leute  und  der  Städte  mit  den  bäuerlichen  Unterthanen  bei  Vertheilung  der  Contri- 
butionen  und  Heimsuchung  mit  Executionen. 
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Die  gesammten  Stände  an  den  Kurfürsten.    Praes.  21.  Juni 

1656. 

Kon.  663. 
[Ritten  um  Zuziehung  für  den  Fall  eines  Bündnisses.     Kriegsbeschwerden.] 

1656.  Sie  danken  dem  Kurfürsten,  dass  er  geruhen  will,  auf  ihr  Ansuchen  mit 

•  unL  der  Armee  innerhalb  der  Landesgrenzen  „in  terminis  defensionis"  zu  bleiben 
und  sich  in  keine  Feindseligkeiten  einzulassen.  Sie  vertrauen,  dass  er  bei  dem 
Defensionswerk  beharrt  und  inzwischen  auch  den  Frieden  fördert,  dass  er,  fall« 
ihm  ein  Bündniss  angeboten  wird,  ihren  Rath  dazu  erfordert.  Der  höchste 
Gott  wird  auch  zu  denen  ordentlichen  Rathschlägen  so  viel  mehr  Segen 
verleihen  und  S.  Ch.  D.  werden  endlich  in  der  That  befinden,  dass 
nichts  in  der  Welt  sei,  was  E.  E.  L.  von  dero  allergüttigsten  Landesherr- 
schaft trennen  oder  in  einige  Wege  abwendig  machen  könne. 

Sic  bitten,  damit  das  Defensionswerk  um  so  besser  von  Statten  geht,  die 
Kriegsverfassung  nicht  höher,  als  nach  des  Landes  Erträglichkeit  einzurichten, 
die  übermässige  Anzahl  der  hohen  Officiere  neben  den  schwachen  Regimentern 
zu  reducieren,  nur  den  Kern  der  besten  Völker  zu  behalten,  die  hochschäd- 
lichen Märsche  so  viel  als  möglich  zu  verhüten,  die  Ge waltthaten ,  welche 
nunmehr  in  den  Städten  sowohl  als  in  dem  Lande  auf  den  Strassen 
und  in  den  Quartieren  mit  Brandschatzen  und  mit  unverschuldeter 
Priigelung  adelicher  Einsassen  dergestalt  überhand  genommen,  dass  man 
fast  nicht  mehr  darüber  klagen  darf,  durch  gebührende  Untersuchung 
und  Abstraffung  zu  hemmen,  zu  Erleuchtung  Sr.  Ch.  D.  Beschwer  und 
Erhaltung  behöriger  Ordnung  einen  wohl  formirten  Eriegsrath  zu  be- 
stellen. 

Vor  Allem  wünschen  sie  aber,  dass  der  Kurfürst  seinen  getreuen  und 
ganz  abgematteten  Unterthanen  die  unerträgliche  Last  der  Kontribution  ab- 
nimmt. Es  scheint  zwar1),  dass  Ew.  Ch.  D.  in  der  Meinung  stehen, 
dass  die  Accise  und  anderweit  vorgeschlagene  Mittel  zu  behöriger  Ver- 
pflegung der  Kriegsvölker  nicht  zureichend  sein  sollen,  dahero  S.  Ch.  D. 
bewogen,  in  stehendem  Landtage  nicht  allein  einige  Ober-  und  Kreis- 
kastenherrn, so  zu  Verwaltung  der  verwilligten  Accise  von  E.  E.  L.  mit 
gutem  Vorbedacht  unterthänigst  benennet  und  nach  abgelegten  Eides- 
pflichten von  S.  Ch.  D.  gnädigst  bestätiget  sind,  zu  Besparung  der  Un- 
kosten durch  ergangenes  Rescript  aus  sothancr  Administration  auszu- 
schliessen  und  andern  Räthen  zu  dero  Aufsicht  zu  verordnen,  sondern 
auch  eine  neue    monatliche  Contribution,    vom  1.  Juni    anzufangen,    zu 


')  Der  folgende  Passus  (bis  „eigentlich  darüber  zu  hören*)  ist  schon  abgedruckt 
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über  alle  Hoffnung -und  angewandten  Flei»  nichts  verfangen  woOa, 
aU  haben  >,  Ch.  D.  mit  dero  getreuen  Landstanden,  die  sie  im  vorigei 
Jahre  zu  einer  Convocation  deshalb  verschrieben,  nun  abermalen  in  einem 
Landtage  verwarntet  und  in  höch-tnothiger  Deliberation  mitgezogen,  u 
einer  unumgänglichen  Verfa-sung  und  Kriegesex  pedmon.  «e  und  ihn 
Lande  mitten  in  sicher  Kriege*glute  zu  bewahren.  re*olvireo  müssen. 

fie-taluachen  in  ge.-chehener  Landtages  Proportion  solches  mk 
noch  mehrern.  wa*  davon  anfolgen  und  mit  anderm.  wa*  ausser  den, 
den  gegenwartigen  Staat  de-  Landes  antreffen  will,  E.  EL  L.  (urgestellet 
worden. 

Wie  nun  in  allem  Fürhaben  der  Anfang  allemal  von  Gott  and  gött- 
lichen Sachen  billig  gemacbet  werden  soll  und  mit  Sr.  Ch.  D.  E.  E.  L  in 
schuldigstem  Gehor*arnb  und  unma^gebender  Meinung  einig,  das*  bei 
gegenwärtigen  höchst  gefährlichen  Lauften  wir  ingesambt  den  Allmächtigen 
urnb  kräftigen  Beistand,  umb  guten  Kath  und  heiligen  Math  wie  hievor 
al*>  noch  weiter  mit  inbrünstiger  Andacht  im  Gebet  and  Büßfertigkeit 
anliegen  -ollen,  zu  dem  Ende  dann  auch  Bus»-,  Bet-  and  Fasttage  in 
Sr.  Ch.  I).  Landen  angeordnet  worden,  also  erachten  auch  dieselben  in  Gna- 
den  mehr  und  mehr  der  Notwendigkeit,  darinnen  und  in  wehrender 
Gottesfurcht  eifferig  und  hei**ernstlichen  zu  verfahren. 

Maa*-en  denn  S.  Ch.  \).  eigentlich  wollen,  befehlen  und  verordnen, 
da»»  monatlichen  in  denen  darzu  abgezählen  Tagen  solche  Andacht  in 
Büßfertigkeit.  Fasten  und  Beten  fortgesetzet  werden  solle,  ob  der  Aller- 
höchste .-einen  Zorn  und  Strafe  von  ihnen,  diesen  und  andern  ihren 
Landen  in  Gnaden  wenden,  die  Flamme  de»  Kriegs  auslöschen,  fernerm 
Blutstürzen  und  Verderben  wehren  und  den  lieben  erwünschten  Frieden 
wiederbringen  wollte. 

iJamit  nun  durch  solche  Andacht  einige  Missbräuche,  da  man  anstatt 
Fa-ten>,  Bu-s-  und  Beten»  wühl  Ueppigkeit.  Völlerei  und  allerlei  Aerger- 
nu.-»  vermerket,  abgethan.  wollen  S.  Ch.  D.,  dass  über  der  hievor  darub 
vergangenen  Verordnung  M.eif  und  fest  gehalten,  auch  mit  scharfer  Ab- 
.-tral'uni/  wider  die  Kebertreter  verfahren  werde. 

So  dann  auch  auf  die  Eintracht  der  Kirchen  und  Beförderung  des 
wahren  Gottesdienste*  vor  allen  Dingen  zu  .*ehen.  die  bisherige  Spane 
ab'-r  und  Zwi-»tiykeit  zwischen  einigen  Predigern  und  Ministerien  im 
Lande  noch  nicht  abg.-tlian.  al>  M-ind  Ch.  I).  der  gnädigsten  Sorgfalt, 
wie  bereit  au«»  eigener  Bewegung  hiebevom  keine  erscheiuliche  Wege 
unterlassen,  auch  unterschiedener  unverdächtiger  Academien  und  Ministe- 
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und  mehre  Concessiones  und  Verbesserungen  gemachet  worden.  Win 
aber  etwa  in  denen  Inspectionen,  Administrationen  oder  Arbeiten  einig« 
Mangel,  würde  denselben  zugleich,  wie  denen  Mängeln  and  CnordnnngM 
bei  den  Kirchen  im  Lande  durch  eine  von  E.  E.  L.  unterthänigst  farge- 
schlagene  Visitation  unschwer  zu  remediren  sein.  Gestalt  dann  8.  Ch.  D. 
darin  hierin  in  Gnaden  verwilligen,  auch  sobald  nächst  des  Allergütigsta 
Verleihung  diese  gegenwärtige  grosse  Kriegesunruhe  sich  nur  in  etwas 
geleget  haben  wird,  eine  Visitation  werkstellig  zu  machen  nicht  unter- 
lassen wollen. 

Nächstdem  finden  S.  Ch.  D.  auch,  wie  E.  E.  L.,  höchst  nöthig,  da» 
die  Blutschulden,  womit  das  Land  leider  angefullet,  abgethan,  besonder!* 
denen  Duellis,  Balgereien  und  Raufen  gesteuret  werde.  Ob  nun  wohl 
alle  Sr.  Ch.  D.  im  Lande  bestelle te  Magistratus,  Hauptleute,  Voigte  und 
Beampten  voraus  uf  die  liebe  Gerechtigkeit  geschworen  und  ihnen  dahero 
obgelegen,  dass  sie  wider  solche  Blutschulden  eifern  und  behörige  Pro- 
ceduren  unnachlässig  anstellen  sollen,  wollen  S.  Ch.  D.  dennoch  mit  einem 
ernsten  und  scharfen  Edict,  auch  öffentlicher  ausfuhrlicher  Verordnung 
wider  die  Duellanten  ehist  und  mit  erfolgendem  Nachdruck  jederzeit 
denen  Rechten  und  Gerechtigkeiten  die  Hand  bieten,  vor  allen  und 
jeden  Magistrat,  Gerichten,  Aemtern  und  Einsassen  des  Landes  darob  un- 
verbrüchlich gehalten  wissen. 

Zu  dem  Ende  dann  auch  S.  Ch.  D.  im  übrigen  wegen  guter  Bestal- 
lung eines  hohen  peinlichen  Halsgerichts  vor  guter  Zeit  schon  bedacht 
gewesen  und  noch  damit  begriffen,  zu  völligem  Erfolge  auch  wie  immer 
müglichen  maturiren  und  es  beschleunigen  wollen. 

Ebenfalls  sind  Ch.  D.  in  Gnaden  begierig,  ihren  treuen  Landesstän- 
den dazu  derselben  besten  amputandarum  litium  gratia  sie  inner  Landes 
alle  Processe  geendiget  wissen  wollen,  ein  höchstes  Ober-  und  Appella- 
tion-Gericht mit  erstem  zu  öffnen. 

Gestalt  Ch.  D.  auch  die  Verfassung  desselben  dahin  zu  richten  in 
Gnaden  erbötig,  dass  E.  E.  L.  gehorsam bsto  Desideria  in  gnädigste  Con- 
sideration  gezogen,  woraus  der  Lauf  der  Gerechtigkeit  befördert  werden 
soll,  dem  dann  auch  anhängig,  was  ihre  getreuen  Landstände  wegen 
Revision  und  Ptlegung  des  Landrechts  uf  den  geschehenen  Vertrag  ge- 
horsambst  angefüget,  so  S.  Ch.  D.  auch  durch  ihre  Deputirten,  sobald  ge- 
mäss dem  Landtagsabschiede  de  anno  1641  von  E.  E.  L.  Seiten  einige 
Ueputirto  sich  angeben,  ins  Werk  zu  stellen  nicht  deseriren  werden. 

Der  Justiz  wegen  in  den  Aemptern  ist  Dero  Hauptleuten,  Voigten, 
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gesetzet,  woraus  dieser  Krieg  unumbgänglich  erfolget,  so  zweifeien  S.  Ch. 
D.  auch  nicht,  es  werde  E.  löbliche  E.  L.  anjetzo,  da  S.  Ch.  D.  zu  Ab- 
wendung mehrer  Gefahr  die  Waffen  ergreifen  müssen,  getreulichen  bei 
deroselben  umbtreten,  und  zu  Erlangung  des  edlen  Friedens  demselben 
willig  unter  die  Arme  greifen,  dagegen  sie  sich  wiederumb  zu  versichern 
haben,  dass  sobald  obbesagter  Zweck  erreichet,  S.  Ch.  D.  sich  wegen 
ihrer  Immunitaten  und  Freiheiten  ferner  also  erklären  werden,  dass  sie 
daraus  dero  beharliche  Gnade  gegen  sie  und  Sorgfalt  vor  die  Wohlfahrt 
dieses  Landes  zu  verspüren  haben  sollen1). 

')  Ferner  hatten  die  Stände,  die  sich  schon  früher  geeinigt  hatten,  der  Kur- 
fürstin ein  ausserordentliches  Geschenk  von  20000  Thlrn.  zu  überweisen  („demnach 
sie  sich  ungeachtet  aller  vor  Augen  gestandenen  Beschwerlichkeiten,  in  hoher  Person 
anhero  erhoben,  Zeit  währender  Gefahr  mit  unerschrockenem  Muthe  uns  beigewohnet 
und  in  landesmütterlicher  Pflege  und  Gegenwart  den  allenthalben  erblickten  Unter- 
gang von  unsern  Grenzen  und  Thoren  bis  hierher  siegtragend  und  gnädigst  abge- 
wendet" und  weil  sie  ihnen  durch  ihr  Erscheinen  den  Muth  gestärkt  habe),  über  die 
Zahlung  dieser  Summe  einen  Schriftwechsel.  Es  war  angeregt  worden  sie  zu  beschleu- 
nigen, Ritterschaft  und  Städte  blieben  aber  dabei,  es  bei  den  alten  Bestimmungen 
zu  lassen.    (Einzelbedenken  vom  6.,  8.  und  10.  April  1656.) 
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Bürgermeister  and  Räthe  der  drei  Städte  Königsberg  an  den 

Kurfürsten.     Pr.  22.  August  1657. 

Kon.  663. 
[Sie  können  ihre  Meinung  über  die  Unterhaltung  der  Truppen  nicht  allein  äussern.] 

1657.  Es  haben  dieser  drei  Städte  Herren  Bürgermeister  uns  referiret,  welcher 

22  Aujr 

6*  Gestalt  I.  Ch.  D.  den  Herren  Landräthen,  wie  auch  ihnen  gnädigst  vor- 
tragen lassen,  dass  vielleicht  S.  Ch.  D.  Armee  eines  guten  Theils  abge- 
führet,  zu  Defension  aber  dero  Lande  und  Grenzhäuser  etwa  bei 
5000  Mann  noch  im  Lande  verbleiben  sollten,  von  deren  Unterhaltung 
und  Besoldung  gemeldte  Herren  Landräthe  und  diese  Städte  Königsberg 
ihre  Meinung  eröffnen  sollten1). 

Wie  nun  aber  die  Bürgermeister  hierauf  zu  ihrem  Theil  sich  nicht 
resolviren  können,  sondern  uns  und  hiesiger  Bürgerschaft,  als  uf  dero 
Beutel  es  auch  guten  Theils  ankommen  will,  part  davon  zu  ertheilen 
und  dero  Gutachten  hierauf  gleichfalls  einzuholen  nöthig  erachtet,  als 
haben  wir  Solches  mit  ihnen  auch  communiciren  müssen,  welche  dann 
ihre  Bedenken  dahin  gerichtet,  dass  sie  für  sich  wie  die  Unterhaltung  und 
Verpflegung  der  allhie  zur  Defension  dieses  Landes  (unterlassenen  Soldaten 
[einzurichten  sei],  weil  dieses  ein  Werk  ist,  welches  diesem  ganzen  Lande 
angehet  und  zu  Conservation  desselben  angesehen  ist,  dass  sie  sich  hierauf 
[sie!]  ihres  Theils  nicht  auslassen  könnten,  sondern  es  würden  S.  Ch.  D.  uns 
hierin  gnädigst  nicht  verdenken,  wenn  wir  hierin  denen  andern  Ständen, 
und  sonderlich  denen  von  der  Ritterschaft  und  Adel,  wie  auch  denen 
kleinen  Städten,  als  die  hieran  merklich  interessiret,  mit  anderm  voto 
zu  präjudiciren  Scheu  tragen,  und  daher  gnädigst  bedacht  sein,  dass  dero 
unvorgreifliche  Meinung  hierob  vernommen  und  also  conjunetim  ein  ein- 
helliges Bedenken  hieruf  eingebracht  werden  möge,  da  wir  dann  nach 
geschehener  Abschaffung  der  Accise,  als  welche  nunmehro  nach  ver- 
flossenen zweien  Jahren  in  diesen  Städten  bereits  ihre  Endschaft  er- 
reichet, uf  andere  zureichende  Mittel  zu  Unterhaltung  eines  nothwendigen 
militis  stipendiarii  nebenst  andern  bedacht  sein  werden.  Welches  S.  Ch. 
D.  dieses  Landes  Verfassungen  gemäss,  ut  quod  omnes  tangit  ab  omnibus 
etiam  approbetur,  also  ins  Werk  zu  richten  gnädigst  belieben  werden, 
und  im  Uebrigen  unser  gnädigster  Kurfürst  und  Herr  ferner  sein  und  ver- 


*)  Für  den  5.  September  1657  war  eine  Versammlung  der  Landräthe  angesetzt 
worden,  zu  der  auch  die  Käthe  der  drei  Städte  Abgeordnete  hatten  schicken  sollen. 
(Der  Kurfürst  an  die  Käthe  17.  Aug.  1657.) 
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bleiben    wollen,    wie    wir   in    unverrückter   Treu    und    Gehorsam b    ver- 
bleiben etc. 


Landtagsproposition.     Pr.  25.  September  1657. 

Kön.  663. 

[Die  Sündenlast  des  Landes  ist  schuld  am  Kriege.     Forderung  einer  Willigung  für 

die  Unterhaltung  von  5000  Mann.] 

. ..  dass  auf  des  durchlauchtigsten  Fürsten  und  Herren,  Herren  Friede-    1657. 
rieh  Wilhelm  .  .  .  Ausschreiben  E.  E.  L.  von  allen  Ständen  durch  ihren  p 

Ausschuss  sich  anhero  gehorsamblichen  eingefunden,    nehmen  S.  Ch.  .D 
sothane  untertänigste  Parition  zu  gnädigstem  Gefallen  auf  und  an. 

Wasmassen  die  Allmacht  Gottes,  nach  seiner  unwandelbaren,  jedoch 
gerechten  Verhängnuss  das  ganze  septentrionalische  Klima  und  also  zu- 
gleich dieses  bedrängte  Land  mit  einer  so  fatal  und  grausamen  Krieges- 
last bishero  beschweret  und  beleget  gehabt,  dessen  giebet  (leider!)  der 
unselige  Kriegesaffect,  so  vielfaltiger  Jammer  und  unzählbare  Landplagen 
männiglich  ein  sattsames  Gezeugniss.  Ob  nun  wohl  I.  Ch.  D.  aus  lan- 
desväterlicher Sorgfalt  dieses  ihres  Herzogthums  und  dero  getreuen 
Stände  und  Unterthanen  Friede  und  Sicherheit,  wie  auch  die  Vollkom- 
menheit der  gewünschten  Wohlfahrt  je  und  allerwege  unserm  Vermögen 
nach  gnädigst  gesuchet  und  gefordert  gehabt,  insonderheit  da  sie  zu 
Anfangs  bei  dem  aufsteigenden  grausamen  Kriegosungewitter  nichts  be- 
sparet, noch  verabsäumet,  was  zu  zeitiger  Beruhigung  und  Sicherheit 
dieses  Landes,  wie  auch  zu  Erhaltung  des  längst  gewünschten  lieben 
Friedens  immer  hätte  können  ersinnlich  erfunden  und  bedacht  werden 
können,  so  hat  doch  das  heilsame  Werk,  wie  sorgfältig  und  emsig  S. 
Ch.  U.  sich  darumb  beworben  vor  der  Zeit,  ehe  und  wann  sichs  die  All- 
macht Gottes  hat  wollen  gefallen  lassen,  nicht  können,  noch  mögen  vollen- 
bracht  werden.  Dahero  dieses  Unheil  und  alle  bishero  ausgestandene 
Krieges  Angelegenheiten  und  Pressuren  Niemandes  anders  als  einig  und 
allein  der  Sündenlast  des  Landes  und  dann  dem  gorechten  Gericht  und 
Urtheil  des  höchsten  Gottes  billig  zuzuschreiben  sein. 

Nichts  desto  weniger  aber,  so  haben  doch  S.  Ch.  D.  aus  zugethaner 
Liebe  und  gnädigster  Affection  gegen  dieses  ihr  Herzogthumb  und  dero 
getreuen  Stände  und  Unterthanen  in  ihrer  einmal  gefasseten  löblichen 
Sorge    und    Friedensintention   nicht  vermindern,  noch  lass   sein  wollen, 
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angemerket  dieselbe  keine  Zeit,  noch  Gelegenheit  vorbei  geben  lasten, 
sondern  sich  äusserst«  nach  aller  Möglichkeit  umb  den  lieben  Friedent- 
zweck zu  erreichen,  eiferigst  bemühet 

Gestalt  dann  höchstgedachte  S.  Ch.  D.  von  dem  dem  Allerhöchsten 
so  viel  guter  Hoffnung  in  fester  Zuversicht  und  Vertrauen  geschöpft*, 
daas  sie  nach  dessen  Willen  und  sonderer  Providenz,  wie  auch  Hölf  und 
Beistand  dieses  ihr  Herzogthumb,  wie  auch  dero  getreue  Stande  und 
Unterthanen  von  fernerm  vermuthenden  Unheil,  besorglicher  Blutsturzung, 
Ruin  des  Landes  und  andern  Kriegesungelegenheiten  gnadigst  befreien, 
und  also  sie  mit  der  Zeit,  die  Gott  balde  in  Gnaden  verleihen  wolle, 
in  gewünschte  Sicherheit,  Friede  und  Ruhe  werden  setzen  können. 

Und  weilen  I.  Ch.  D.  aus  erheblichen  Ursachen,  bei  so  gefahrlichem 
Zustande  und  weit  aussehenden  Conjuncturen  des  Heil.  Rom.  Reichs,  io 
andere  dero  Erblande,  nach  der  Kurmark  Brandenburg,  sich  zu  erheben 
entschlossen,  als  haben  dieselbe  aus  landesvaterlicher  Vorsorge  zq 
mehrer  Beruhigung  und  Sicherheit  dieses  dero  Herzogthumbs  in  Gegen- 
wart dero  getreuen  Stande  vor  dero  Aufbruch  eine  gewisse  Anstalt 
machen  wollen,  zumalen.  weiln  beiderseits  Könige  als  kriegende  Theile 
annoch  nicht  von  einander,  noch  vereinbaret  und  vermuthlichen,  dass  in 
Abwesenheit  Sr.  Ch.  D.  bei  so  naher  Angrenzung  allerhand  Hostilitäten 
vorgehen  und  dieses  Landes  Grenzeu  leicht  incommodiren  dörften. 

Dahero  höchst  gedachte  I.  Ch.  D.  für  eine  hohe  Nothdurft  zu  sein 
erachtet,  eine  gewisse  Verfassung  der  Defension  zu  dieses  Landes  mehrer 
Sicherheit  gnädigst  anzustellen,  doch  solchergestalt,  dass  die  Last  dero 
getreuen  Unterthanen  nicht  so  gross  wie  bishero,  sondern  guten  Theils 
gemindert  werde,  gestalt  dann  S.  Ch.  D.  hiezu  von  dero  ganzen  Armee 
nicht  mehr  denn  fünftausend  Mann  zu  Ross  und  Fuss  doch  effective  und 
complet  sammt  den  Officirern  zu  lassen  gnädigst  destiniret.  Weswegen  E. 
E.  L.  von  allen  Ständen  ihrer  guten  Vernunft  nach  dahin  bedacht  sein  wird, 
wie  die  benannten  Völker  nicht  allein  monatlichen  mit  Sold  und  Vivres 
vermittelst  eines  guten  und  wohlangestelleteu  Magazins  und  dazu  behö- 
rigen Getreidiges  zu  unterhalten,  sondern  auch  die  Xecessaria  belli,  als 
Munition.  Kraut  und  Loth  an-  und  beizuschaffen.  damit  nicht  allein  das 
Defensionwerk  würklich  eingerichtet  und  geführet,  sondern  auch  unter 
der  Soldatesca  gute  Ordre  uud  Diseiplin  gepflogen  und  also  alle  Exce^us 
und  Insolentien  mögen  verhütet  werden. 

Nun  erinnern  sich  S.  Ch.  D.  ganz  guädigst.  wie  E.  E.  L.  von  allen 
Ständen  hiebevor    zu   Erhaltung  der    Militia    die  Accise    im    Lande  auf 
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TritaDftl*  —  wegen  dessen  die  Oberstände  auf  ihren  monitis  beharren  —  sondere 
auch  oberhaupt .  wenn  irgend  zq  des  Lindes  Besten  et«  as  zo  indem  und  zu  sthliemi 
beikunnu*.  wieder  die  Stand«/  befragen  und  um  ihn;  Einwilligung  angehet 
wird,  .wie  es  bis  all  diese  unglückliche  Kriegszrft  anter  EL  Gl.  D.  der  hochlöbL 
Krön  Polen  Schau  and  Regierung  seiner  labenden  Freiheit  and  Gerechtigkeit 
zerohiglich  genossen  and  vor  anderen  Landen  in  Europa  glücklich  sieh  befanden, 
itzo  aber  kaum  den  Schatten  davon  za  geniessen  äbrig  hat1"  Sie 
erinnern  an  die  grossen  Bewilligungen  der  letzten  Conrocatkw.  bei  dem  sie  sieh 
.aber  die  Möglichkeit  angegriffen",  aber  auch  an  die  Bedingungen,  an  die  sie 
feie  geknüpft  (Verminderung  der  Kosten  der  Commi&sariau-  und  der  Accisever- 
waltung.  Herabsetzung  des  Heeresbestandes).  Die  kleinen  Städte  bitten,  die 
Einquartierung  nicht  ihnen  allein  aufzubürden.  Alle  über  die  Convoeationsbe- 
willigungen  hinaus  angeordneten  Auflagen,  wird  der  Kurfürst  eindringlichst  ge- 
beten, rückgängig  zu  machen,  insbesondere  die  Erfordern ng  von  je  I  Sehet- 
Korn.  Gerste  und  Haber  von  jeder  Ha  1k*  za  Einrichtung  neuer  Magazine. 


1 


Bedenken  aller  Stände.     Praes.  7.  Oktober  1657. 

Kön.  «i»^3. 
' Appellation jrericht.      Bitte    um    Dilation.      A^« eichende  Meinungen    der    einzelnen 

Stände." 

1657.  Von  Ew.  Herrlichkeiten ')  hat  E.  E.  L  von  allen  Standen  dieses  Her- 

7  Okt 

zogthumb*  Preussen  vorgestern  vorstanden,  welchergestalt  S.  Ch.  Ü.  die 
ihnen  jetzo  communicirte  neue  Appellationsverfassung  ehester  Tage  pubü- 
cireu  und  introduciren  zu  lassen,  gnadigst  entschlossen,  derowegen  sie 
ihren  Eiden  und  Pflichten  gemäss  vor  hochnöthig  erachten.  Ew.  Herrlich- 
keiten bei  dieser  hochwichtigen  Sachen  in  aller  Eilfertigkeit  dienstlich 
zu  ersuchen,  dass  sie  belieben  wollten,  noch  vor  geregter  Publication 
Sr.  Ch.  I).  dieses  unterthänigste  Bedenken  E.  E.  L  in  puncto  der  Appel- 
lationgericht>verfassung  demuthigst  vorzutragen. 

E>  M  ausser  allem  Zweifel  und  aus  den  Landesverfassungen  genugsam 
offenbar,  dass  auf  der  Appellation  [nicht  allein-  die  hohen  Jura  königlicher 
Majestät  und  der  Kroue  Polen,  sondern  auch  die  Fundamental  Verfassungen 
diese»  Ilerzogthums  Preussen  trrosseu  Theils  betuhen.  darinnen  als  einem 
sonderbaren  Rechte  und  Benelicio  E.  E.  L.  ohne  dero  Vorwissen  und 
und  Verwilligung  niemals  etwas  geändert  noch  geändert  werden  können. 
Denn  als  E.  E.  L.  anno  1454  aus  erheblichen  Trsachen  sich  dem  Könige 
in    Polen  Casimir  freiwillig    ergeben    und    sich    der   Krone  Polen  einver- 

,  I » i •-  Vvr»i;bi»;»l». i*heit  -1er  Kin/t.-!t»edt.'nkeii  »l«r  Kutk'ii  frgiebt  sich  au>  dem 
.S',hlM»**ie'b:!ik«.*rj:  da»  de*  H*Treu>taiid»"»  biMot  wir  :r<.'u -'du: lieh  die  Grundlage.  (Be- 
denken de-»  Hern.-nMaude^  pr..  des  Adels  pr.  5..  der  .Städte  pr.  5.  Okt.  1657.) 
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jedeoooch  denen  andern  beiden  Standen  unvorgreiflich  dieser  Meinung, 
dass  uf  solchen  Fall  mit  Vorbehalt  aller  und  jeden  Beneficien,  welche 
irgend  in  puncto  appellationis  bei  vorgehabten  Tractaten  E.  E.  L.  zu  Gute 
möchten  bedungen  worden  sein  oder  noch  künftig  bedungen  werden 
möchten,  I.  Ch.  D.  ganz  unterthänigst  und  demüthigst  zu  bitten,  sie  ge- 
ruhen aus  landesfürstlicher  Gnade  die  Tribunals  Verfassung  also  einrichten 
zu  lassen,  damit  dieselbe  dem  hiebevor  vereinigten  Bedenken  E.  E.  L., 
dem  diplomati  und  Fundamental  Verfassung  in  allen  Stücken  absonderlich 
aber  in  folgenden  Punkten  gemäss  sein  möge. 

Erstlich  geruhen  S.  Ch.  1).  das  Tribunal  mit  solchen  Personen  alle- 
mal zu  bestellen,  so  sich  zu  der  Augspurgischen  Confession  und  dem 
Corpori  Doctrinae  Prutenico  bekennen  und  solcher  Dignitaten  gemäss  den 
Landesverfassungen  fähig  sind,  dann  auch  dass  dieselben  aus  allen 
Standen  genommen  und  zu  denen  erledigten  Stellen  in  Abwesenheit  Sr. 
Ch.  D.  andere  tüchtigen  Personen  von  denen  Herren  Oberräthen  allewege 
präsentiret  werden. 

2)  Weil  S.  Ch.  D.  bei  Einführung  des  Tribunals  keine  andere  als 
diese  hochlöbliche  Intention  führen  könneu,  dass  alle  Weitläufigkeit  und 
grosse  Unkosten  der  Proccsse  vermieden  und  dem  Armen  sowohl  als 
dem  Reichen  inner  Landes  unverzögert  Recht  verstattet  werden  möge, 
wären  S.  Ch.  I).  unterthänigst  zu  bitten ,  dass  sie  zu  Erhaltung  solches 
hochrühmblichen  Werks  gnädigst  geruhen  wollten,  die  Autorität  des  Tri- 
buuals  dergestalt  zu  bestätigen,  dass  die  Rechtssachen  auf  keinerlei  Art 
ausser  Landes  oder  dem  Hofe  nach  gezogen  werden,  sondern  den  Herren 
Präsidenten  und  Assessoren  in  ihren  Eidespflichten  absonderlich  dahin  zu 
verbinden,  dass  sie  keine  Rescripta  so  sub-  et  obreptitie  oder  sonsten 
ad  importunas  preces  partium  auskommen,  keine  avocatoria,  inhibitoria- 
lia,  raoratoria,  cassatoria  oder  andere  mandata,  wie  sie  Namen  haben, 
dadurch  der  Lauf  Rechtens  behindert  werde,  attendiren,  dass  auch  S. 
Ch.  1).  dergleichen  bei  der  Kanzelei  nicht  ausgeben  lassen  und  diejenige 
Part,  so  selbige  produciren  und  den  Judicem  dadurch  vom  Rechten  ver- 
führen oder  abschrecken  wollen,  gemäss  dem  Diplomate  appellationis  zu 
exemplarischer  Strafe  gezogen  werden  möge. 

3)  Weil  S.  Ch.  I).  dero  Appellatiougerichtsverfassung  allein  uf  Pri- 
vatproecss  restringiret  und  dero  Regalia,  allgemeine  Verfassung  und  res 
oeconomicas  per  expressum  reserviret,  wären  S.  Ch.  1).  unterthänigst  zu 
bitten,  dass  alle  vorgehende  Rechtssachen  inter  Principem  et  Vasallos 
auch  die  causae  Fisci  cum  privato  zu  Beibehaltung  unserer  Landesverfas- 


■* 
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Bedenken  aller  Stände.     Praes.  11.  Oktober  1657. 

Kon.  663. 
[Dank  für  die  Verständigung  mit  Polen.  Klagen  um  die  verlorene  Freiheit.  Kirch- 
licher Streit  Jus  vocaudi  für  Pfarrerstellen.  Kirchliche  Schäden  auf  dem  Lande. 
Justizbehörden:  Inhibitorialrescripte,  Fremde.  Verwandlung  des  Präsentationsrechts 
der  Oberrät  he  für  die  Aemter  in  ein  Empfehlungsrecht  Besorgung  der  auswärtigen 
Geschäfte  durch  Fremde.  Kriegsbeschwerden.  Unbewilligte  Auflagen.  Gewalt- 
same Exekutionen.  Ausschreitungen  der  Truppen.  Schlechte  Magazin  Verwaltung. 
Indigenatsverletzungen.  Commissionen  Bürgerlicher  in  adelichen  Sachen.  Juden. 
Nichtbcwilligung  der  Contribution^ungerechte  Executionen.  Aenderungen  der  Accise- 
ordnung.  Credite.  Abschreckung  der  ausländischen  Schiffer.  Bitte  um  Abstellung 
aller  Beschwerden.  Vertrauen  zum  Kurfürsten.  Ablehnung  der  Forderung  für  die 
5000  Mann.  Bitte  um  Entlassung  der  Dienstpflichtigen.  Willigungen  für  500  Pferde 
und  1500  Dragoner.  Abweichendes  Votum  der  Städte.  Die  Königsberger  Stadtsol- 
daten. Vorschläge  für  die  Besoldung.  Abschaffung  der  Stäbe  und  des  Kommissa- 
riats. Verlegung  der  Truppen  in  die  Städte.  Anhörung  der  Kommissariatsrechnun- 
gen.    Abdankung   aller  Völker   für   den  Fall  des  Friedensschlusses.     Unmöglichkeit 

grösserer  Bewilligungen.     Segenswünsche.] 

1657.  Dass  Ew.  Ch.  D.  das  sehnliche  Flehen  und  Seufzen  dero  armen  Un- 

11.  Okt.  terthanen  dieses  Herzogthumbs  erhöret,  die  lang  gewünschte  und  vielmal 
unterthänigst  gebetene  Friedenshandlung  und  Vereinbarung  mit  I.  Königl. 
Majestät  und  der  hochlöblichen  Krön  Polen  ergriffen  und  nach  Gottes 
gnadenreichen  Beistand,  E.  Ch.  D.  ungespareten  Fleisses  und  hoher  Poten- 
taten Vermittelung  so  ferne  getrieben,  dass  wir  nun  getrost  sein  können, 
es  habe  E.  Ch.  D.  sich  mit  höchstgedachter  ihr  Majestät  und  der  Krön 
in  das  alte  gute  Vernehmen,  uns  aber  nach  so  vielfacher  ausgestandener 
Bedrückung  und  Elend  in  eine  sichere  Ruhe  und  Friedensstand  gesetzet 
Dafür  sind,  nächst  Gott,  E.  Ch.  I).  landesväterliche  Vorsorge  dero  getreue 
und  gehorsam bste  Landstände  einig  und  allein  Dank  und  Erkenntnüss 
schuldig.  Wenn1)  wir  aber  zurück  gedenken  und  den  glücklichen  Zu- 
stand unserer  Voreltern,  welche  nicht  allein  in  sicherem  Frieden,  sondern 
auch  in  ungekränkter  Freiheit  gelebet  betrachten,  und  den  unserigen 
entgegen  halten,  so  werden  wir  gewahr,  dass  bei  dieser  neuerworbenen 
Ruhe  wir  leider  mehr  nichts,  als  einen  blossen  Schatten  der  alten  Glück- 
seligkeit haben. 

Was  wir  hierunter  beklagen  können,  ist  fürnem blich  unsere  Sünde 
und  dann  das  unselige  Kriegwesen.  E.  Ch.  D.  hohe  Person  setzen  wir 
ausser  alle  Schuld  und  bleiben  deroselben   mit  beständiger  Ehrerbietung 

')  Der  folgende  Passus  (bis  zu  den  Worten   „der  alten  Glückseligkeit  haben*) 
ist  abgedruckt  bei  Baczko  V  S.  301  als  Beilage  LXVI. 
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auch  Menistcn1)  ihre  Wohnungen  aufschlagen  und  ihre  Synagogen  und 
Versamblungen  halten,  gleichsam b,  als  wann  der  höchste  Gott  darum. 
das»  wir  seine  Ehre  und  seiner  Kirchen  Wollstand  versäumen,  mit  noch 
kräftigeren  Irrthümborn  uns  blenden  und  strafen  wollte. 

Die  administratio  Justitiae  ist  die  Zeit  hero  so  geführet,  dass  viel 
Hoffgerichtsurtheil  durch  Rescripta  inhibitorialia  oder  auch  wohl  gar 
aecusatoria  suspendiret,  behindert,  verzögert,  auch  wohl  gar  abgethan 
worden. 

Unter  den  Frembden  haben  sich  gefunden,  welche,  wenn  sie  ex 
contractu,  delicto  vel  qs.  in  foco  competenti  beklagt  worden,  zuwider  dem 
königlichen  Responso  von  anno  16  fol.  146  §  „ratione  externorum"  zu  er- 
scheinen sich  geweigert,  die  Exception  modiantc  Rescripto  Electorali 
vorgeschützet  und  also  der  justitiae  zuwider  E.  Ch.  D.  Hoheit  selbst  sich 
entzogen. 

In  forma  Regiminis  ist  insonderheit  viel  zuwider  unsern  wollge- 
gründeten  Verfassungen  und  Gewohnheiten  eingerissen  und  die  heilsame 
Regimen tsnotul  und  Testamcntum  Magni  Alberti  hindangesetzet,  indem 
in  Abwesen  E.  Ch.  D.  der  Preuss.  Hhln.  Ober-Räthe  gewöhnliche  und  wohl- 
fundirte  praesentationes  zu  den  erledigten  Aemptern  in  blosse  commen- 
dationes  verwandelt  und  viele  ihrer  Vorabscheidungen,  aus  der  Preuss. 
Kanzelei  ausgegeben,  durch  andere  aus  der  Märkischen  unter  dem  Kur- 
Siegel  retractiret  und  also  ihr  Ansehen  und  Vormögen  merklich  gesch wachet. 

Alle  Handlungen  mit  auswärtigen  Potentaten  über  unsern  Staat, 
wie  auch  alle  desfalls  abgefertigte  Botschaften  sind  zuwider  dem  könig- 
lichen Responso  von  anno  16  fol.  145  §  „in  expediendisa  durch  Frembde 
verrichtet  worden. 

Alle  consultationes  in  Preuss.  Sachen  sind  mit  frembden  und  auslän- 
dischen Räthen  geführet  worden.  Es  sind  dazu  weder  E.  Ch.  L).  Räthe 
noch  die  Landstände  (derer  Scitum  et  consensum  dennoch  per  expressum 
unsere  Verfassungen  in  omnibus  causes  notabilibus  terras  Prussiae  con- 
cernentibus,  schon  von  dem  Privilcgio  Casimiriano  her,  fol.  16.  §  „Item 
onmes  causas"  und  nach  der  Zeit  alle  königliche  Decreta,  Rcsponsa,  Cau- 
tiones  und  Reversalia  erfordern)  entweder  gar  nicht  oder  ja  zu  spät  be- 
rufen und  gezogen  worden.  Ohne  so  behörige  Cominunication  ist  auch  diese 
mächtige  Armatur  vorgenommen  und  zum  Kriege  beschlossen  worden. 

Ein  gesambdes  Kriegesheer  ist  zuwider  unsern  Verfassungen  und 
ausdrücklichen    Reversalien   ins    Land   geführet    und   durch  so  viel  uuer- 

')  Menoniten.     S.  über  sie  Arnoldt.  Kireheu^eschiohte  S.  575. 
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schiedlich  sine  praevio  ordinum  consensu  geändert  and  nicht  ad  desti- 
natos  usus  angewendet  worden,  die  deshalben  in  Druck  gefertigte  Ord- 
nung ist  soferne  abgethan  und  die  Administration  nicht  in  derer  Hände, 
die  E.  E.  L.  mit  massigen  Besoldungen  bestellet,  E.  Ch.  D.  bestätiget 
und  beeidiget,  geblieben,  sondern  Andern  und  ganz  Frembden  mit  un- 
gleich höherm  Gehalt  übergeben  worden. 

Dahero  sind  entstanden  die  grosse  Credita,  so  uf  die  Accise  fast 
in  allen  Städten  des  ganzen  Landes  geschlagen  sind.  Insonderheit  aber 
fuhren  die  Städte  Königsberg  hierüber  grosse  Klagten,  dass  ihnen  das 
sopplementum  und  jungst  den  4.  Septem  bnr  an  die  öffentliche  Börse  an- 
geschlagene Placat  zuwider  ihrer  Stadtgerechtigkeit  ohne  ihr  Wissen  zu* 
gemuthet  und  noch  in  währender  Convocation  uffgebürdet  worden,  da- 
durch die  holländische  und  andere  Schipperer  ihren  Weg  anderweit  hin- 
zunehmen  und  den  Handel  dieser  Stadt  zu  entziehen  bewogen  worden. 

Wie  wir  nun  in  diesen  unsern  erheblichen  Beschwerden  und  Be- 
schwerden und  Bedrückungen  nächst  Gott  anders  nirgends,  als  bei  E. 
Ch.  D.  angebornen  Leutseligkeit,  Hulde  und  vielfachen  gnädigsten  Ver- 
sprechen uns  bei  allen  unsern  Verfassungen,  woll  hergebrachten  Frei- 
heiten, Rechten  und  Gerechtigkeiten  zu  schützen  und  zu  erhalten  suchen 
können,  also  geleben  wir  auch  des  unterthänigsten  Vertrauens,  es  werde 
E.  Ch.  D.  nach  dem  Exempel  der  hochlöblichen  Herren  Vorfahren  all 
unser  Unheil  und  Schaden,  Beschwer  und  Nachtheil  höchstes  Vermögens 
und  aus  Gnaden  wehren,  hindern  und  abwenden. 

Absonderlich  aber  bitten  wir  E.  Ch.  D.  zum  unterthänigsten,  sie  ge- 
ruhen doch  gnädigst,  denen  hier  in  specie  vorgestellten  Einbrüchen  ab- 
zuhelfen, das  Religion-  und  Kirchenwesen  in  seinen  vorigen  Stand  und 
Ordnung,  die  administrationem  justitiae  und  form  am  regiminis  tarn  civilis- 
quam  militaris  in  sein  voriges  exercitium  zu  setzen,  die  jura  und  bene- 
ficia  indigenatus  keinem  Frembden  den  interessirenden  Ständen  zum 
Nachtheil  vergeben,  keine  Contributiones  sine  publico  laudo  den  Ständen 
anmuthen,  viel  weniger  durch  die  hochverderbliche  militärische  Execution 
zu  erzwingen,  das  jüngst  angeschlagene  Placat  abstellen,  in  keinen 
Stücken,  ohne  gnädigste  Zuziehung  dero  getreuen  Rätho  oder  nach  Be- 
schaffenheit der  Sachen  der  gesambden  Stände  zu  verfahren  und  gegen 
alles  das,  was  per  temporum  et  cumprimis  belli  injuriam  unsern  Ver- 
fassungen und  wollhergebrachten  Freiheiten  zuwider  eingerissen,  durch  eine 
gnädige  Assecuration  uns  zu  versichern,  dass  solches  hinfüro  nimmer- 
mehr in  keine  Sequel  gezogen  werden,    noch  zu  einigem  Nachtheil  uns 
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an  die  andere  Grenze,  von  denen  sie  der  Hauptmann  des  Orts  hinwieder- 
umb  gleicher  Gestalt  weiter  zu  bringen  hat,  führen  würde. 

Und  weil  das  unordentliche  Umbschweifen  der  Soldaten  nicht  eine 
geringe  Plage  mit  gewesen,  als  erachten  die  beiden  Oberstande  das  fur- 
träglichste  Mittel  zu  sein,  wann  sie  in  die  Quartiere  gehen  müssen,  dasi 
Städte  verleget  werden,  dahin  ihnen  ihre  Verpflegung  aus  denen  ihnen 
assignirten  Aemptern  zugeschicket  werden  soll,  und  dass  hierin  kein 
Mangel  vorgehe,  ist  Ch.  D.  unterthänigst  zu  bitten,  es  dahin  zu  richten, 
dass  die  Hauptleute  ihren  Aemptern  fleissig  abzuwarteu  und  in  keine 
andere  Dienste  und  behinderliche  Verrichtungen  ausserhalb  Land  sich 
nicht  einzulassen  gelassen  werden. 

Die  von  Städten  aber  und  absonderlich  aus  erheblichen  Ursachen 
die  Kleinen  Städte  widersprechen  demselben  und  bitten  in  Einquartierung 
die  Gleichheit  in  Acht  zu  nehmen,  alldiweil  die  Defension  allen  zu 
gut  geschiehet.  Wann  aber  die  Städte  allein  einquartieret  werden 
sollten,  würden  sie  nicht  allein  die  Sevice  in  natura  und  alle  andere 
Beschwerde  der  Einquartierung  allein  tragen,  sondern  auch  die  Lebens- 
mittel den  Einquartierten  uff  gewisse  Erstattung  vorzuschiessen  gezwun- 
gen werden. 

Dann  auch  würden  die  Städte  vollends  wüste  werden,  wenn  alle 
Instleute  uff  das  Land  oder  Schloss-Freiheiten  der  befreiten  Einquartie- 
rung halber  fliehen  und  die  ganze  Last  den  Eigenthümern  hinterlassen 
wollten,  wie  zeithero  der  Anfang  an  vielen  Orten  merklichen  vorgangen, 
und  von  anno  30  her  nach  der  damaligen  Anlage  und  ungleichen  Ein- 
quartierung zum  offenbaren  augenscheinlichen  Documento  der  dahin  er- 
folgten Ruin  uff  heutigen  Tag  noch  bei  den  Städten,  sonderlich  des 
Oberlandes  so  viele  wüste  Baustätten  zu  finden  sein,  zu  geschweige!), 
dass  sie  ihre  sothane  Auslagen,  damit  sie  damals  an  die  Kosten  ver- 
wiesen worden,  noch  niemals  erstattet  bekommen  und  nun  also  wieder- 
um b  beschweret  werden  wollen. 

Die  Städte  Königsberg  aber  wollen  keine  Einquartierung  der  gewor- 
benen Völker  über  sich  nehmen,  sondern  bitten  demüthigst  umb  (order- 
lichste Abführung  der  jetzigen. 

Dann  auch  ist  zu  vermuthen,  dass  bei  der  Accise-  und  Kommissariat- 
Rechnung  viel  Unrichtigkeiten  vorhanden  sein  müssen.  Desswegen  dann 
die  gesambten  Stände  S.  Ch.  I).  unterthänigst  bitten,  die  Verordnung  zu 
thuu,  dass  solche  uffs  eheste  abgehöret,  E.  E.  L.  zur  weitern  Nachricht 
und  Deliberation  hinterbracht  und  dann  endlich  auch  die  grosse  Kosten 
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banse   mit   reichem   Segen  in  allem  ihres   hochiorstliehen  Vornehmen, 
anch  mit  unsterblichem  Rohm  vergelten  und  belohnen. 

Bei  ans  aber  wird  das  Verlangen  anter  EL  Ch.  D.  hochweisen  Re- 
gierang bis  an  die  letiten  Zeiten  in  verbleiben  bestätiget  werden,  dk 
wir  dann  gegenst  ihre  bevorstehende  Reise  Gottes  Gnadenreichen  Scholl 
and  Segen  za  allem  glücklichen  and  ersprießlichen  Vorhaben  ergeben 
and  in  bestandiger  Trea  verharren  etc. 


Bedenken  der  Überstände.    O.  D. 

Kon.  663. 

[Resumierung  der  inzwischen  ausgesprochenen  MehrbevüJigung.    Cnmögiichkeit  wei- 
terer Abgaben.] 

1657.  Ew.  Ch.  D.  ist  von  dero  Preuss.  Oberrithen  unterthinigst  vorgetragen 

(c.I3.0kO 

worden,  welchergestalt  wir  za  Bezeugung  unserer  anterthanigsten  Treae 

das  Aeasserste  angegriffen  and  ohne  Nachtheil  unserer  Freiheiten  za  noth- 
wendiger  Defension  des  Landes  EL  Ch.  D.  sabsidii  loco  certis  conditionibus, 
wie  im  geeinigten  Bedenken  ange  führet,  noch  uff  ein  Jahr  lang  unter- 
thinigst gewilliget 

1)  die  Accise,  wie  dieselbe  anno  1655  'gemäss  der  Accisordnong 
eingerichtet, 

2)  die  Anlage  von  allen  eiukommenden  und  aasgehenden  Waaren, 
wie  dieselbe  auch  1627  üblich  gewesen, 

3)  die  Erhöhung  uff  7  Gr.  [auf]  einen  jeden  Schfl.  Malz  ausser  den 
ruinirten  Oberländischen  und  Grenz-Aemtern,  welche  bei  voriger  Accise 
verbleiben,  und  zugleich  wie  auch  die  säninitlichen  beiden  Stande  dagegen 
der  Armut  zu  gut  umb  Erlassuog  der  Accise    voq  Mühlen  körn    gebeten. 

Wann  nun  EL  Ch.  D.  hätten  geruhen  wollen,  dies  äusserste  Mittel 
durch  Preuss.  eingesessene  Kastenherren  verwalten  zu  lassen  und  vorge- 
schlagenermaassen  die  Defension  nach  den  Landesverfassungen  unter  einem 
Landes-Obristen  und  gewissen  Esquadronen  anzustellen,  jegend  2  oder 
3000  Mann  in  Bereitschaft  an  den  gefahrlichen  Ortern  zu  halten  und  die 
Dienstpflichtige  und  Wybranzen  gleichsam  zur  Reserve  nach  Hause  zu 
lassen  und  dero  Ofßcierern  massige  Wartgelder  zu  geben,  würde  sonder 
Zweifel  von  diesen  grossen  Gefallen  nach  Abzug  sattsamer  Kriegeskosten 
zum  gemeinen  Besten  ein  merklicher  Ueberschuss  verbleiben  oder,  wenn 
E.  Ch.  D.  darauf  beruhen,  dass  bei  dieser  Kriegsgefahr  nothwendig 
5000  Mann  im  Felde  gehalten  werden  müssen  und  sie  nur  gnädigst  be- 
lieben möchten  zu  verwilligen,  dass  dabei  behorigermaassen  nicht  mehr 
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lassen  oder  verbindlich  machen  können.  Wir  haben  bei  E.  Gh.  D.  afla 
das  Unserige  in  untertänigster  Treu  ufgesetzet,  das  Land  ist  wahr- 
haftig also  erschöpfet,  dass  es  nicht  seine  Einwohner  kümmerlich  er- 
halten, viel  weniger  zn  Verpflegung  der  Soldatesca  mehren  Znschub 
than  kann.  Was  würde  nun  die  Defension  dem  Lande  helfen,  wann  die 
Einwohner  über  die  unerträgliche  Contribution  und  darauf  erfolgende  er- 
schreckliche Execution  ihre  aus  dem  Feuer  gerissene  Güter  verlassei 
und  mit  dem  Bettelstabe  davon  gehen  müssten.  Bas  Vieh  ist  durch 
die  Geile  allbereit  heimgefallen,  die  Pest  raffet  die  Menschen  hauig 
hinweg.  Von  den  wüsten  Hüben  ist  unmüglich  etwas  iu  nehmen.  Vor 
3  Monaten  sind  im  ganzen  Lande  nicht  über  20000  Hüben  in  Contribu- 
tionsanschlage  gewesen.  Wann  nun  das  Oberland  abgehet,  werden  die 
übrigen,  welche  auch  taglich  abnehmen,  nichts  erkleckliches  austragen 
können;  und  dennoch,  wann  wir  uns  im  Geringsten  wohin  verbinden 
sollten  und  solches  der  kund  baren  Armut  halber  nicht  halten  können, 
was  hätten  wir  anders  als  die  grausame  Plage  der  Execution,  welche 
weit  ärger  ist,  als  die  Ruin  selbst,  unfeilbar  zu  erwarten.  E.  Ch.  D. 
können  es  nimmerhin  glauben,  was  vor  Drangsal  der  Soldat  einem 
armen  Landmann  zugefügt,  wenn  er  worauf  assignirt  und  der  Schuldner 
nicht  Mittel  hat  zu  zahlen;  die  äusserste  Ruin  kann  nichts  mehr  weg- 
nehmen, als  was  vorhanden,  aber  die  Execution  der  Monatgelder  erfor- 
dert auch  das,  was  zu  schaffen  in  der  wahren  Unmöglichkeit  beruhet  Da- 
hero  wir  in  aller  Untertänigkeit  bitten,  E.  Ch.  D.  geruhen,  die  grosse 
Noth  des  Landes,  was  dasselbe  ausgestanden,  gnädigst  zu  consideriren 
und  die  Defension  nicht  höher,  als  es  die  verwilligte  Mittel  ertragen 
können,  im  Lande  künftig  anzustellen,  gestalt  wir  dann  auf  die  vorige 
Punct  in  schuldigster  Untertänigkeit  diese  demüthigste  Erklärung  zu 
den  Füssen  legen. 

Ad  1)  Dass  die  Accise  ihre  tägliche  Einkünfte  habe  und  durch 
das  Supplement  sowoll  als  das  angeschlagene  Placat  der  grösste  Theil 
der  Anlage  all  bereits  eingeführet,  die  Erhöhung  des  Maltzes  auch  gar 
leicht  in  Schwange  zu  bringen,  dass  aus  denselben  Mitteln  auf  diesen 
Monat  der  Soldatesca  nach  Notdurft  zum  Unterhalt  gereichet,  die  Offi- 
cirer  aber,  welche  bishero  unter  E.  Ch.  D.  so  richtig  als  unter  keinem 
Potentaten  geschieht,  ausgezahlt  worden,  uf  folgenden  Monat,  wann  mehr 
Geld  einkommet,  verwiesen  werden  können. 

2)  Dass  verwichene  Jahr  wenig  gesäet,  viel  durch  das  nasse  Wetter, 
das  Meiste  aber  durch  das  Viehe   treiben    und   marchirende  Völker  im 
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13.  Okt 


Bedenken  der  Städte.     Pr.  13.  Oktober  1657. 

Koa.  663. 
[Protest  gegen  die  Wülignngen  der  überstände.     Andere  Vorschläge.] 

*6av»  Gleichwie  die  von  Städten  je  und  allerwege  bei  Sr.  Ch.  D.  in  pflicht- 

schuldigster Treue  und  untertänigstem  Gehorsamb  das  gethan,  was  ge- 
treuen und  gehorsamen  Burgern  und  Unterthanen  zu  thun  eignet  und 
gebühret,  also  haben  sie  auch  bei  jetziger  Convocation  ihnen  nichts  hö- 
heres angelegen  sein  lassen  als,  dass  dieselbe  zu  gewünschtem  Zweck 
und  Endschaft  auslaufen  und  S.  Ch.  D.  von  dero  sämbtlichen  Standen 
und  also  auch  von  ihnen  ein  einhelliges  Bedenken  über  den  proponirteo 
Punct  der  Verpflegung  hätten  erhalten  mögen. 

Sie  müssen  aber  ihres  Theils  zum  höchsten  beklagen,  dass  Ober 
alles  Verhoflen  die  beiden  andern  Stande  solche  Vorschläge  gethan, 
welche  die  von  Städten  und  fast  [?]  allein  mehren  theils  drücken,  und 
dannenhero  wohl  Ursach  hätten,  bei  ihrem  ausgegebenen  Bedenken  so 
verbleiben.  Damit  aber  S.  Ch.  D.  gnädigst  spüren  und  vermerken  möchten, 
dass  sie  von  Verpflegung  der  zur  Defension  vorgeschlagenen  Völker  sich 
nicht  zu  entbrechen  gemeinet,  sondern,  wie  bishero,  also  auch  annoch 
nichts  anders  suchen,  als  dass  nur  eine  durchdringende  Gleichheit  ge- 
halten werden  möchte,  als  haben  sie  derselben  zu  Folge  sich  deroge- 
stalt  sich  hiemit  unterthänigst  erklären  wollen:  dass  sie  nemblich,  weil 
die  Accise,  die  dennoch  in  Städten,  sonderlich  in  Königsberg  das  Ihrige, 
ja  woll  so  viel  als  im  übrigen  ganzen  Lande  getragen,  nicht  zureichen 
will,  noch  [dar]über  die  Anlage,  so  wie  dieselbe  anno  1627  in  Druck  ver- 
fertiget und  in  Schwang  gewesen,  doch  dass  die  anlagebare  Waaren, 
so  mit  in  der  Accise  und  Supplemento  begriffen,  daselbst  cessiren  und 
uffhören  und  hergegen  die  Anlage  gerechnet  werden  möge,  uff  ein  Jahr 
lang  und  nicht  weiter  über  sich  ergehen  lassen  wollen,  bitten  aber,  dass 
die  Stadtobrigkeit  oder,  wen  dieselbe  dazu  bestellen  wird,  eingenommen, 
dem  Landkasten  verrechnet,  auch  alles  und  jedes  Geld  anders  nirgends- 
hin als  zu  des  Landes  Defension  gewendet  werden  möge. 

Anstatt  der  Tranksteuer  aber,  welche  die  Städte  und  die  Armuth 
fast  allein  drücket  und  nicht  geringe  Ursach  aller  Theurungen  im  Lande 
verursachet,  sondern  auch  weil  viel  aus  Dürftigkeit  und  Mangel  solcher 
Gelder  still  sitzen  und  nicht  brauen  können,  Sr.  Ch.  D.  an  Malz  und 
anderm  nicht  ein  geringes  abgehen  würde,  ist  der  von  Städten  unvor- 
greiflicher  Vorschlag,  wann  ja  die  7  Gr.  gegeben  werden  sollten,  so  sei- 
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bige  so  eingerechnet  werden  möchten,  dass  sie  nicht  allein  off  das  Malz 
and  conseqaenter  das  Bier,  sondern  zugleich  uff  alle  das  Getreidig  ge- 
schlagen werden  möchten,  dergestalt  äff  den  Scheff.  Korn  noch  1  Gr.,  off 
den  Scheff.  Weizen  3,  Malz  2  und  Schrot  1  Gr.  geleget  würden,  hierdurch 
würde  aequitas  und  aequalitas  erhalten  und  die  liebe  Armut  verschonet 
werden. 

Welches  die  von  Städten,  im  Cebrigen  bei  vorigem  Bedenken,  son- 
derlich, dass  auch,  was  uff  der  Städte  Königsberg  Soldatesca  bishero  ge- 
gangen und  noch  gegeben  wird,  daraus  gezahlet  werde,  bleibende,  zu 
ihrer  untertänigsten  Erklärung,  so  uff  die  Billigkeit  und  Gleichheit  be- 
ruhet, eingeben  und,  damit  sie  keiner  Widerspenstigkeit,  dafür  sie  Gott 
behüten  solle,  beschuldiget  werden  mögen,  zu  Bezeugung  ihrer  unterthä- 
nigsten  Affection  und  Liebe  gegen  S.  Ch.  D.  und  das  Vaterland  [sich]  uffs 
Höchste  an  Leib  und  Gut  angegriffen,  dass  höchstgemeldte  S.  Ch.  D.  mit 
ihrer  untertänigsten  Erklärung  in  Gnaden  zufrieden  sein  und  weiter  in 
sie  nicht  dringen  werden,  weil  ein  Mehrers  zu  thun,  die  Unvermögeoheit 
nicht  zulassen  will,  damit  sie  dennoch  so  viel  übrig  haben  mögen,  sich, 
ihr  Weib  und  arme  Kinder  nothdürftig  aufzuhalten. 


Die  Stände  an  den  Kurfürsten1).    Pr.  14  Oktober  1657. 

Kon.  663. 
[Protest  gegen  die  Ernennung  eines  Statthalters.] 

E.  Ch.  D.  und  dero  hochlöblichen  Vorfahren  gereichet  es  zu  unsterb-  1657. 
lichem  Ruhm,  dass  sie  geruhen  wollen,  dieses  Land  jederzeit,  entweder 
in  hoher  Person  oder  in  dero  Abwesenheit  gemäss  denen  Landesverfas- 
sungen durch  dero  Preuss.  Ober-Räthe  regieren  und  administriren  zu  lassen, 
E.  E.  L.  hat  auch  solcher  höchstrühmblichen  Regierung  von  undenklichen 
Jahren  her  sich  unterthänigst  erfreuet  und  ist  nicht  abzusehen,  welcher- 
gestalt  ohne  Nachtheil  dieser  ausdrücklichen  Landesverfassungen  hierin 
einige  Veränderung  vorgenommen  werden  könne. 

Dennoch  weil  I.  Ch.  D.  aus  landesväterlicher  Vorsorge  nöthig  und 
umb  mehrers  Ansehen  willen  zuträglich  befunden,  in  dero  Abwesenheit 
bei  dieser  gefahrlichen  Kriegeszeit  ihrer  fürstlichen  Gnaden,  dem  durch- 


>)  l>ie  Original -üeberschrift  lautet  «Der  gesambten  Stände  Wollmeinung  an  S. 
Ch.  D.  wegen  Vorstellung  des  Herrn  Statthalters  von  Radzmll*. 
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laachtigsten  Fürsten  und  Herren  Herren  Boguslaus  Radzivill  *),  des  Heü. 
Rom.  Reichs  Fürsten,  die  Direction  dieses  Estats  auf  eine  Zeit  lang  io 
dero  hohem  Namen  aufzutragen,  muss  £.  E.  L.  gegen  E.  Ch.  D.  in  unter- 
tänigstem Gehorsamb  bezeugen,  dass  sie  Ihre  Fürstliche  Gnaden  in  aller 
Demuth  zum  höchsten  veneriren  und  gar  ein  so  sonderbares  Vertrauen 
zu  dero  wollbekannten  fürstlichen  Hulde  und  Gnade  tragen,  dass  sie  in 
Abwesenheit  E.  Ch.  D.  als  ein  Supremus  Dux  Belli  alles  mit  Recht  und 
Zuziehung  der  Herren  Ober-Rathe  und  nach  Nothdurft  der  Landräthe  zu 
E.  Ch.  D.  und  des  Landes  besten  und  hochrühmblichen  gnädigen  Affection 
einrichten  und  dirigiren  werden. 

Es  muss  aber  E.  E.  L.  anderseits  billig  besorgen,  dass  künftig  dieses 
praejudicium  denen  Landesverfassungen  nicht  zu  geringem  Nachtheil  ge- 


')  Bogiislaw  Fürst  Radzivill  wurde  als  Sohn  des  Fürsten  Jan.  Radzivill,  des 
Castellans  von  Wilna,  eines  der  mächtigsten  und  begütertsten  polnischen  Magnaten, 
am  3.  Mai  1620  zu  Danzig  geboren.  Nachdem  sein  Jugendunterricht  beendet  worden 
war,  wurde  er  auf  den  Rath  seines  Oheims,  des  Palatins  von  Wilna  und  Kronfeld- 
herrn Christophorus  Radzivill,  auf  Reisen  geschickt.  Er  besucht  das  schwedische 
und  kaiserliche  Feldlager,  studiert  in  den  Niederlanden,  besonders  Mathematik 
und  Befehligungskunst,  und  kommt  dann  an  den  Hof  Ludwig  XIII.,  mit  dessen 
grossem  Vorgänger  sein  Vater  befreundet  gewesen  war.  Darauf  tritt  er  in  die 
Dienste  Friedrich  Heinrichs  von  Oranien  und  kehrt  auch,  nachdem  er  durch  den 
Tod  seines  Vaters  auf  kurze  Zeit  nach  Polen  zurückgerufen  worden  war,  wieder  ins 
Feld  zurück  und  zeichnet  sich  bald  in  einem  Treffen,  in  dem  er  kommandiert,  durch 
Tapferkeit  und  Besonnenheit  aus.  Als  er  1642  nach  Paris  kommt  bietet  ihm 
Mazarin  eine  hohe  Stelle  im  Heere  an.  Kurze  Zeit  darauf  eilt  er  nach  Polen  zurück, 
als  dort  der  Kosackenkrieg  ausbricht,  und  wird  1649  General  der  deutschen  Regi- 
menter. Der  bald  darauf  geschlossene  Waffenstillstand  verhindert  ihn,  wirksam  an 
diesem  Feldzuge  theilzunehmen,  als  nach  zwei  Jahren  aber  der  Krieg  von  Neuem 
beginnt,  wirbt  er  auf  eigene  Kosten  Truppen  und  behauptet  in  dem  Gefecht  am  12.  Juli 
1651  das  Feld  gegen  die  Kosacken.  Dann  überfallen,  entgeht  er  doch  den  Feinden 
und  erwirbt  sich  bald  darauf  grossen  Ruhm  dadurch,  dass  er  den  König,  der  mit 
seinem  neere  von  den  Tartaren  belagert  und  der  Uebergabe  nahe  ist,  entsetzt. 
Als  Johann  Kasimir  1655  von  den  Schweden  aus  dem  Königreich  verdrängt  wird, 
bleibt  der  Fürst  mit  seinen  Truppen  allein  übrig,  geht  aber,  wie  man  sagt  nothge- 
drungen,  zu  den  Schweden  über,  auf  deren  Seite  er  nun  den  Krieg  mitmacht.  Bei 
Warschau  weigert  er  sich  doch  auf  dem  Flügel  zu  kämpfen,  der  dem  polnischen 
Könige  selbst  gegenübersteht  und  wirkt  bei  Karl  Gustav  für  den  Frieden.  Einige 
Monate  nach  der  Schlacht  geräth  er,  da  er  an  der  Spitze  einer  kleinen  Truppe  von 
den  Tartaren  bei  Lyck  angefallen  wird,  in  Gefangenschaft,  aus  der  ihn  Michael 
Radzivill  auslöst.  (So  nach  der  Einladungsschrift  zu  einer  von  der  Königsberger 
Universität  nach  seinem  Tod  veranstalteten  Gedächtnissfeier,  betitelt:  „Ad  princi* 
paleui  fuuerationein  .  .  .  Boguslai  Radzivillii  ad  diem  VI.  Maji  instituendam  .  .  . 
invitat  Rector  et  Senatus  Acadomiae  Regiouiontanae"  s.  a.  [1670]).  Seine  Instruc- 
tion für  das  Statthalteramt  datiert  vom  13.  Okt.  1657. 
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September  gefallen,  bei  Ausgang  des  October  mittelst  der  Amtt- 
execution  abgetragen  werden  soll.  Und  dass  dagegen  nunmehr* 
alle  Executiones  militares  des  Nachstandes  halber  uffhören  und 
untersaget,  die  Landvölker  aber,  Dienstpflichtigen  und  Wybr&nzen, 
zu  des  Landes  Sicherheit  nach  Hause  gelassen,  ihren  Officirern, 
bis  sie  in  würkliche  Felddienste  gehen,  Wartgelder  geordnet,  die 
bei  5000  Mann  überflüssig  befindlichen  Regiments-Stabe  und  Obristen 
reduciret,  die  Militie  vielmehr  in  Esquadronen,  als  in  Regimenter  einge- 
richtet und  Alles  uffs  genauste  dabei  eingezogen  und  beschnitten  werden 
möge,  angesehen  die  Officirer,  nachdem  sie  bishero  so  richtig  und  völlig 
ausgezahlet,  umb  ein  geringes  Tractament  denselben  aufzuwarten  sich 
nicht  weigern  werden. 

2)  Ueber  dasjenige,  so  in  der  Acciseverfassung  uffs  Getreide  hie- 
bevor  gesetzet,  ist  annoch  von  den  beiden  Oberstanden  hinzugethan, 
7  Gr.  solchergestalt  zu  jedem  Schelf.  Malz  4  Gr.,  zu  jedem  Scheff.  Weizen 
2  Gr.,  zum  Scheff.  Schrott  1  Gr. 

Von  den  Städten  aber  ist  gewilliget,  die  von  den  beeden  Standen 
in  Vorschlag  gebrachte  7  Gr.  also  einzuteilen,  dass  der  Scheff.  Korn  mit 
1  Gr.,  der  Scheff.  Malz  mit  2  Gr.,  der  Scheff.  Weizen  mit  3  Gr.,  Mast- 
schrot mit  1  Gr.  verhöhet  werde,  welches  aber  uff  Sr.  Ch.  D.  Complanation 
ankompt. 

3)  Die  Anlage  ist  von  allen  Ständen,  so  wie  sie  anno  1627  üblich 
und  eingeführet  gewesen,  einmüthig  gewilliget,  wie  auch  die  Accise,  je- 
doch ohne  das  Supplement  und  ohne  das  jüngste  Placat,  so  an  sich 
selbst  in  die  Anlage  gehörig. 

4)  In  die  Anlage  hat  das  Oberland  gleichmässig  gewilliget,  wie 
auch  in  die  Accise  uff  ein  Jahr,  jedoch  ausser  obiger  Zulage  der  7  Gr. 
uffs  Getreide  und  ausser  dem  1  fl.  von  jeder  Hube  und  jedem  Hundert 
in  den  Städten,  vorschützende,  dass  sie  durch  gegenwärtige  Einquartie- 
rung gar  ruiniret.  Ob  aber  die  Aempter  Hollandt,  Morungen  und  Lieb- 
stadt, so  für  andere  annoch  in  ziemlichen  Stande  blieben  sein,  mit  dahin 
gerechnet  sein  können,  wird  dahin  gestellet,  allein  die  Städte  Hollandt 
und  Mülhausen  bitten  umb  Erlassung  des  Güldenschosses,  weil 
sie  nicht  nur  zu  diesem  March  ein  gar  vieles  hergeben  und  Landleute 
zur  Schiffbrücke  au  die  Weichsel  uff  ihre  Unkosten  hinschaffen  müssen, 
sondern  auch  über  das  dem  Commandanten  zu  Brandenburg  uff  399  Rthlr. 
und  107  Scheff.  Brod  uff  diesen  Monat  October  bereits  assigniret 
worden. 


Tl 


420         I-    Die  zwei  ersten  Jahrzehnte  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms. 

als  bishero  geschehen,  zu  halten,  der  Soldat  von  seinem  Officirer  richtig 
ausgezahlet  werden  muss. 

Die  Städte  aber  und  absonderlich  die  kleinen  Städte  sind  diesem 
und  dem  nächsten  Punkte  gar  entgegen,  bitten,  dass,  weil  die  Defensioo 
einem  jeden  zu  Nutz  kompt,  jeder  auch  dessen  Beschwer  mit  gleichen 
Schultern  tragen  zu  helfen  schuldig  sein  möge. 

Insonderheit  wiederholen  und  bitten  die  Stände  ingesambt  und  ein 
Jeder  besonders,  wie  in  dem  6.  Punkt  enthalten,  damit  wegen  alles 
dessen,  so  bei  gegenwärtiger  Widrigkeit  der  Zeit  und  anderweit  irgend 
wider  ihre  Verfassungen  und  Gewohnheiten  eingeschlichen,  ihnen  keines- 
weges  einige  Sequel  zuwachsen  möge.  Desswegen  denn  S.  Ch.  D.  dero 
eigenhändige  Assecuration  gnädigst  dem  darüber  geschehenen  Versprechen 
gemäss  zu  crtheilen  geruhen  werden. 

Hierauf  wie  auch  alles  dessen,  so  in  dem  gceinigtera  Bedenken  ent- 
halten, gnädigster  landesfürstlicher  Verabscheidung  und  Erhörung  die 
Landstände  unterthänigst  erwarten  etc. 


Denkschrift  der  Geistlichen  in  Königsberg1).     0.  D. 

Kon.  663. 
[Die  kirchlichen  Misstände.] 

1657.  Gottes  des  Allerhöchsten  Regierers  aller  Welt  hocherfreuliche  Gnade, 

»ALI      ?\ 

dessen  getreuen  Beistand  und  Eingeben  in  allen  vorhabenden  An-  und 
Rathschlägen,  crspriessliche  Einhelligkeit  zu  eiferigem  Gesuch  aller  Woll- 
fahrt unseres  lieben  Vaterlandes  und  sonsten  alles  gedeihliche  Woller- 
gehen und  allen  erwünschten  Wollstand  jederzeit  zuvorn. 

Hoch-,  Woll-  und  Hochedelgeborne,  Veste,  Mannhafte  allerseits  Gnä- 
dige, Hochgeehrte  und  Wollgeneigte  Herren,  als  Beförderer,  wir  wollens 
ja  sämbtlichen  von  Herzen  glauben,  dass  ihnen  allen  tief  zu  Herzen 
gehen  die  Wort  ihres  Hochs,  ersten  Herzogen  in  Preussen,  Herrn  Alberti, 


')  Mit  dem  Vermerk  praesent.  zu  Iloffe  wider  b.  Dreiern.  Ob  sie  aus  dieser  Zeit 
oder  einer  etwas  früheren  stammt,  vermag  ich  nicht  zu  sagen.  Sie  findet  sich  in 
einem  Abschriftenbande  an  dieser  Stelle  und  ist  jedenfalls  auf  diesem  Landtage  von 
den  Ständen  erwogen  worden,  wenn  sie  auch  schon  früher  abgefasst  sein  mag.  Ich 
drucke  sie,  wie  die  Eingabe  der  Akademie  (s.u.  S.  428 ff.)  ab,  um  an  dieser  Probe  zu 
zeigen,  wie  Geistlichkeit  und  Universität  immerfort  auf  die  Stände  einwirkten  — 
immerfort,  denn  die  Eingaben  dieser  Art  sind  sehr  zahlreich  in  allen  Landtagsacten 
dieser  Jahrzehnte  vertreten.  Ueber  den  Fortgang  der  Controverse  zwischen  Refor- 
mierten und  Lutheranern  s.  Amol  dt  Preussische  Kirchenhistoria  S.  602  ff.  und 
Arnold t  Kurzgefasste  Kircheugeschichte  des  Königreichs  Preussen  S.  511  ff. 
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wollgeb.  6d.  und  Herren  weitläufiger  anzufallen,  wir  vor  unnötig  Ding 
achten,  weils  denselben  mehr  als  wollwissend. 

Uns  ist  ganz  genug,  solchermassen  dem  bösen  Verdacht  vorzubeugen, 
als  sollten  wir  etwas  Vorwitziges  und  unserm  Ampt  Unziemliches  zu 
handen  nehmen,  wenn  wir  folgends  erinnern  und  jetzigem  hochlöblichen 
Landconvent  unterdienstlich  vorzutragen,  uns  bemühen.  Es  ist  Ew.  Hoch- 
woll-  und  Edelgeb.  Gn.  Herren  unverborgen,  was  wir  so  vielfaltig  wegen 
D.  Dreiers  seinem  Thun  und  Vorhaben  vor  dem  gesuchet  und  vermeldet 
haben.  Wie  es  dieses  einigen  Mannes  halben  mit  der  löblichen  Uni- 
versität unsers  Vaterlandes  in  Theologicis  dahin  kommen,  dass  dieselbe 
nicht  allein  ganz  anrüchtig  gemacht,  dass  von  vielen  Lutherischen  Orten 
den  Studiosen  anhero  zu  kommen  ganz  es  verboten,  sondern  sie  auch 
selbsten  im  Lehren  und  Profitiren  ganz  unterliege.  Denn  da  gehet  durch 
aller  derjenigen,  wie  woll  wenigen,  so  dieses  Ortes  leben,  Mund,  dass 
durchaus  hie  nichts  zu  thun  sei,  weil  man  nichts  richtiges,  tüchtiges  zu 
lernen  habe,  da  führe  man  immer  den  Mund  voll  Patres,  Patres,  Patres, 
hingegen  sei  da  kein  Theticum  anzuhören,  das  ist,  dass  man  einige 
richtige  Meinung  zu  fassen  habe,  was  da  nemblich  recht  sei,  was 
dissfalls  einen  richtigen  Thesin  gebe,  daran  man  sich  zu  halten 
habe. 

Ueber  das,  spricht  man,  krieche  man  mit  dem  Profitiren  zu  Winkel, 
menge  daselbsten  dieses  und  jenes  an,  wer  zu  geben  habe,  der  gebe, 
der  Arme  bleibe  dahinden,  weil  die  öffentliche  Katheder  ganz  ruhig  und 
still  sein. 

Ferner  so  haben  (sagt  man)  die  Professores  Theologici  so  viel  Jahr 
her  geruhet,  es  komme  alles  Profitiren  auf  einen  Mann  an,  der  doch 
aller  Welt  nunmehr  suspect,  man  habe  bei  keinem  andern  unverdächtig 
rechtgläubigen  Professor  Thcol.  Raths  und  Trost  sich  zu  erholen,  und 
triebe  also  die  Noth  selbsten  einen  armen  Studiosum  zur  Stadt  hinaus. 
Man  habe  ein  Jahr  3  oder  4  hingelegen,  alle  Unkosten  und  Alles  jämmer- 
lich verloren,  weil  man  zu  keinem  richtigen  und  fleissigen  Praeceptore 
gelangen  möge  und  was  dergleichen  Jammern,  Klagen  mehr  bishero  zu 
vernehmen  gewesen  und  noch  sein,  zu  geschweigen  der  armen  Eltern 
dieses  Landes  und  dieser  Städte,  die  nicht  wissen,  wo  sie  mit  ihren 
Kindern  hin  sollen  und  (welches  zu  bejammern)  abgeschrecket  werden, 
ihre  Kinder  Theologiam  studiren  zu  lassen. 

Nun  ist  ja  ein  elendes  Ding,  viel  Schafe  ohne  Hirten  herumbschwär- 
men   sehen,    und    noch    elenders  sehen  müssen,    dass  dieselbe  an  einen 
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siehet  (hie  sperre  D.  Dreier  die  Ohren  auf)  der  heiest  nichts  und  sün- 
diget in  seiner  groben  und  dicken  Unwissenheit  schwerlich  und  lästert 
seinen  Gott. 

Bishero  gedachter  Theologus,  welchen  seinen  Worten  durch  und  durch 
[diejenigen]  zustimmen,  welche  der  grosso  Theologus  Dr.  Hol  [?],  in  seinem 
an  ihn  gethanen  Brieffe  setzet:  „Ich  entsetze  mich  ganz  (durch  und  durch, 
so  gross  ich  bin)  nur  vor  dem  Klang  der  ungeistlichen,  gottlosen  und  gottes- 
lästerlichen Rede,  dass  nemblich  der  heilige  und  gerechte  Gott  eine  Ursach 
der  Sünden  sei  per  accidens  (zufälligerweise).  In  einem  wollbestellten 
Regiment,  auch  mit  Zustimmung  der  Heiden  Selbsten,  sollten  solche 
Leute  nicht  gelitten  werden,  die  solche  Dinge  wider  Gott  ausspeien.* 
Bishero  Herr  D.  Hol,  alles  vorige  aber  ungeachtet,  befindet  sich  D.  Dreier 
sehr  woll  bei  seiner  Gotteslästerung,  ist  sonsten  bei  allen  seinen  Schwär- 
mereien trotzig,  schwulstig  und  wirft  das  Maul  auf,  sprechende:  „Die 
Kerls  verstehens  nicht,  sind  Idioten,  man  überführe  mich  etc."  Und  da 
er  gleich  in  öffentlicher  Confession  und  Glaubensbüchern  überführet  ist, 
gilts  doch  nicht,  man  solle  alle  Glaubensbücher  mit  ihm  von  unten  ab 
disputiren  und  es  dahin  bringen,  dass  er  schweige  und  nicht  mehr  mucke. 
Denn  das  heisst  diesen  Mann  überführen,  dergleichen  aber  bei  keinem 
Ketzer  jemals  erfahren  worden,  dass  er  auch  bei  den  grossen  Schwär- 
mereien geschwiegen  hätte.  Politische  Leute  bekommen  auch  das  Ihrige 
von  ihm  und  haben  sie,  seinem  Vermeinen  nach,  sich  wenig  umb  seine 
Lehren  als  Ignoranten  zu  bekümmern.  Also  bleibet  nur  dieser  Exlex 
auf  allen  Seiten  ruhig  und  gesichert,  und  heisset  hier:  Wer  ist,  der  uns 
soll  meistern?  Inmittelst  mag  die  Kirche  Gottes  und  Academie  trauren 
oder  lachen,  floriren  oder  verderben,  leben  oder  sterben.  Sein  Lästern 
und  Schimpfiren  gehen  einen  Weg  wie  den  andern  auf  der  Kanzel  fort, 
wie  man  auch  vergangenen  Sonntag  erfahren. 

Und  was  meinen  nun  Ew.  Hochwoll-  und  Edelgeb.  Gn.  L.  und  Herren 
solle  woll  aus  solcher  stinkenden  Lohen  vor  reines  Wasser  ins  ganze  Land 
fliessen?  mit  was  Augen  solle  auch  woll  Gott  diese  Academiam  ansehen, 
da  mau  seinen  allerheiligsten  Namen  so  gotteslästerlich  handelt.  Ist 
eins  fürs  andere,  so  hat  dieser  Mann  die  Ordination  der  Kirchenlehrer 
in  diesem  Lande  in  seineu  Händen  und  muss  schier  jeder  das  hochhei- 
lige Ampt  aus  denenselbon  empfangen.  Nun  ist  es  nicht  ohne,  man 
weiss  woll,  was  man  von  der  Ordination,  so  von  Schwärmern  und  Ketzern 
administriret  wird,  zu  halten  habe :  Allein  (1)  da  gleichwohl  eiu  recht 
freies    und    auf    die    lutherische    Religion    privilegirtes    Land    hie    ist 
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ehe  wir  die  h.  Ordination  aus  des  Dreier»  Händen  empfingen  wollten, 
%<>  mit  sie  empfangen  sollten. 

Und  i*t  darauf  Ew.  Hochwoll-  and  Edelg.  Gn.  and  Herren  demnthigrt 
zu  bitten,  auch  diesfalls  den  armen  Gewissen  und  verlaufenden  Aerger- 
nu*a<en  auf*  bequemlichste  und  fuglichste  durch  ihre  Interposhion  bei  L 
Cb.  D.,  unsenn  allergnädigsten  Herren,  zu  ralhen. 

Leber  da«  so  siebet  Ew.  Hochwoll-  und  Edelgeb.  Gn.  und  Herren  das 
öffentliche  Calvinische  Religions-Exercitium  zu  Hofe  für  Augen,  en  unge- 
scheuet  zu  errichten.  Es  ist  mehrmals  darüber  geseufzet  und  geklaget 
worden,  allein  ohn  allen  Effect.  Jener  grosse  Politicus  sagte  emsmals, 
es  wäre  nunmehr  die  Calvinische  Religion  im  Lande  gängig,  wäre  nicht 
mehr  viel  davon  zu  reden.  Man  hätte  die  Calvinischen  Lehrer  öffentlich 
im  Schlosssaal,  wären  auch  bei  denen  der  reformirten  Religion  zugethaneo 
hohen  Standespersonen  anzutreffen.  Was  nicht  gängig  wäre,  könnte 
gängig  werden  etc. 

Allein  viel  andere  redliche,  gewissenhafte  Patrioten  nebenst  ihnen 
und  wir  sehen  gleicbwoll  nicht,  wodurch  sie  und  wie  sie  gängig  worden. 
I.  Cb.  D.  Johann  Sigismund.  christl.  Andenkens  schrieb  gleichwohl  anno 
1615  den  18.  Febr.  an  Ihre  Königliche  Majestät  dieses:  „Regiae  Maje- 
stati  serio  sanetaque,  qua  ipsi  obstricti  sumus,  fide  promittimus,  nos  nihil 
in  Ducatu  Prussiae  in  causa  Religionis  immutaturos."  Und  gleichwohl 
die  Calvinische  Predigt  ohne  Scheu  dahie?  Anno  1617  den  5.  Augusti 
melden  in  publicatione  ihres  Recesses  die  königlichen  Commissarien 
nachfolgendes :  „Causam  Religionis  quod  attinet,  cum  Illustrissimus  Elector 
Responsum  Ultimatum  in  causa  hac  talc  nobis  dederat,  videlicet:  quoad 
Religionem  Celsitudo  eius  Electoralis  adhuc  pollicetur  et  reeipit,  quod  in 
ca  nihil  novi,  multo  minus  Recessibus  et  Privilegiis  quid  contrarium 
introducerc  cupiat,  ne  quis  justam  querendi  occasionem  habeat.  Bene 
sane.  Proindeque  siquis  post  hac  aliam  Religionem  quam  Catholicam 
Romanam  vel  Augustanara,  ejusque  Apologiam  et  Corpus  Doctrinae  Prute- 
nicum  adhuc  docere,  concionari  et  exercere  ausus  fuerit  praesunipserit- 
que,  is  ut  turbator  pacis  publicae  a  quovis  hominum  conveniendus  et 
aecusandus  est,  in  Judicio  Aulico.u  Haec  ibi,  da  dann  nicht  allein  ver- 
meldet wird,  was  I.  Ch.  D.  damals  gnädigst  versprochen,  sondern  auch 
wovor  die  Widerwärtigen  zu  halten  und  wie  mit  ihnen  zu  verfahren  sei. 
Legen  also  auch  diesen  Punkt  in  das  reifliche  Bedenken  E.  Hoch-  Woll- 
und  Edelgeb.  Gn.  und  Herren,  auch  diesfalls  der  Noth  unsers  Vaterlandes 
abzuhelfen. 
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desverfassungen  abtritt,  man  je  weiter  und  weiter  in  die  Irre  komme. 
Es  ist  aber  Ew.  G.  und  Herren  wollbewusst,  was  diesfalls  vom  Abschied 
bei  der  allgemeinen  Visitation  anno  1585  den  12.  Janii  auf  Anhaltet 
der  Städte  Königsberg  ergangen,  welcher  auch  im  folgenden  Jahre  den 
12.  November  gedrucket  worden.  Selbiger,  weil  er  fundamental  und 
sehr  nachdenklich,  haben  wir  nicht  unterlassen  können,  ihn  hiebei  copi- 
aliter  sub  A  (ob  er  gleich  auch  die  Papisten  mit  fasset,  die  dazumil 
noch  nicht  den  Pacten,  wie  nachmals  geschehen,  einverleibet  waren)  zu 
insinuiren  und  danebenst  demüthigst  zu  bitten,  auch  demselben  christlich 
nachzuleben. 

Und  das  waren  nun  die  puncta,  die  wir  gewissenshalber  Ew.  Hoch» 
woll-  und  Edelgeb.  Gn.  und  Herren  nicht  haben  verhalten  wollen,  der  ge- 
trösteten Hoffnung,  es  werden  dieselbe  diesen  unsern  Vortrag  ihnen  gnadig 
auch  hochgünstig  gefallen  [lassen],  ihu  in  ihre  hohe  Deliberation  ziehen 
und  alles  anomalischc  Wesen  zu  gewünschter  und  erspriessl icher  Rich- 
tigkeit bei  I.  Ch.  I).,  unserm  allorgnädigsten  Kurfürsten  und  Herren, 
bringen  helfen. 

Damit  dieselbe  und  sie  ingcsambt  der  gütigsten  Bewahrung  des 
Allerhöchsten  zu  lang  gefristeter  Gesundheit  und  glücklicher  Regierung 
und  allem  erwünschten  Wollstande,  denselben  aber  nächst  göttlicher 
Macht,  zu  beharrlichen  Gnaden  und  Gunsten  uns  demüthigst  em- 
pfehlende etc. 


Rektor  und  Senat  der  Universität  an  die  Stände.     O.  D.1) 

Köu.  663. 
[Schäden  der  Universität.] 

1657.  Hoch-  und  Wollgeborene,    Hochedelgeborne,    Gestrenge,    Veste  und 

Okt  "Mannhafte  auch  Woll-  Ehrenveste,  Vorachtbare,  Namhafte,    Hoch-  und 
Woll  weise,  Gnädige,  Hochgeneigte,  Grossgünstige  Herren  p. 

Ihren  Hochgeb.  Gnd.,  Hochedelgeb.  Gestr.  und  Grossachtb.  Herren  sein 
neben  herzlicher  Anwünschung  alles  selbst  begehrten  gedeihlichen  Woll- 
ergehens, unsere  schuldigste    und  verpflichtete    Dienste   jederzeit  bevor. 

l)  Veruuithlich  in  der  Zeit  zwischen  IS.  und  22.  Oktober,  da  im  Stück  selbst  die 
Ankunft  der  Stände  als  erfolgt  erwähnt  i*t  und  anzunehmen  ist,  dass  die  Universität 
ihr  Anliefen  noch  vor  Schluss  des  Landtages  anbrachte.  Ueber  die  Verfassung:  der 
Köuigsberger  Universität  vergl.  Arnoldt,  Ausführliche  und  mit  Urkunden  versehene 
Historia  der  Königabcrgischen  Universität  I  (1746)  S.  93  ff.  und  auch  Uartknoch, 
Preussische  Kirchen-Historia  (1686)  S.  633  ff. 
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wahro  und  in  Gottes  Wort  gegründete  Lehre  von  dem  allerheiligstan 
Wesen  und  Willen,  zu  unser  Seligkeit  gehörig,  zu  des  unsterblichen  Gottes 
Ehren  in  vollem  Zwang  und  Aufwachs  zu  ewigen  Zeiten  grünen  und  blühen 
möchte,  welches  auch  dann  nicht  ohne  merklichen  Segen  nnd  Gedeieo 
dieses  Landes  uns  vom  Allerhöchsten  eine  geraume  Zeit  gegonnet,  nan- 
mehr  aber,  nachdem  es  leider  zweifelsohn  wegen  unser  übermachten  Sünden, 
und  des  darüber  eiferig  entbrannten  Zorns  in  ziemliches  Abnehmen 
kommen,  nicht  anders  als  durch  brünstige  Andacht  eines  herzlichen  Ge- 
bets und  treue  Mittheilung  heilsamer  Rathschläge  mag  zurecht  gebracht 
werden.  0!  es  wolle  Gott,  dass  wir  solches  hohen  Gnadenschatzes  noch 
bei  unserm  Leben  möchten  theilhaftig  werden,  welchen  wir  auch  in- 
niglich anrufen,  er  wolle  unter  ewig  gesegneter  friedlicher  und  aller- 
massen  glücklicher  Regierung,  Sr.  Ch.  D.  unsers  gnädigsten  Kurfürsten 
und  Herren,  Ew.  Hochgeb.  Gn.  Hochedelgeb.  Gestr.  und  Grossachtb.  Herren 
gesambt  und  sonders  als  die  hochlöblichen  und  vornehmen  Stände  dieses 
Vaterlandes  so  in  allgemeiner  Glückseligkeit  und  gewünschten  Frieden 
desselben,  als  absonderlichen  geheimen  Wollstande  eines  jeglichen  Hau- 
ses zu  langen  Zeiten  wachsen  und  zunehmen  lassen,  uns  aber  von  allen 
Theilen  die  Gelegenheit  an  die  Hand  geben,  dass  zu  fernerer  Unterhal- 
tung dero  gnädigsten  und  hochgeneigten  Gewogenheit  wir  uns  in  der 
That  erweisen  mögen,  als  etc.  etc. 


Verfassung  des  Oberappellationsgerichts  im  Herzogthum 
Preussen.     Eingerichtet  im  Jahre  1657 *). 

Gedruckt'-).     R.  7.     Nr.  7Sb. 

[Zusammensetzung.     Funktionen  des  Präses,   der  Beisitzer,    des  Sekretairs    und    der 
Gerichtsdiener.    Stellung  der  Advokaten.    Competenzen  und  Verfahren  des  Oberappella- 
tionsgerichts.    Exekution.] 

1657.  Wir   Friedrich  Wilhelm  ....    thun  kund  und  fügen  hiemit  män- 

niglich  zu  wissen  3):  Nachdem  Wir,  auff  von  uns  der  sämptlichcn  Land- 

!)  Es  muss  erst  nach  dem  28.  Okt.  vollzogen  worden  sein,  da  der  Landtagsab- 
schied von  diesem  Tage  (s.  u.  S.  446)  es  noch  nicht  als  in  Kraft  getreten  erwähnt. 

*)  Ein  von  Schwerin  korrigiertes  Reinconccpt  liegt  bei. 

3)  Zur  Heurtheilung  der  Process-  und  organisationsgeschichtlichen  Bedeutung 
des  Actenstückes  wird  insonderheit  die  Hofgerichtsordnung  vom  10.  Juli  1653  (Grube 
II  S.  o7ff.)  heranzuziehen  sein.  Ueber  die  frühere  Rechtsentwicklung  vergleiche  oben 
Einleitung  S.  18,  8G,  90  f.,  126. 
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beschleunigen  und  sich  allermaassen  getreulich  und  ohne  Gefehrde  mit 
eigentlichem  und  verständlichem  Schreiben  und  Verzeichnen,  Solchem 
und  allem  Andern  ferner,  wie  in  unserer  Preussischen  Hoffgerichts-Ord- 
nung  die  Gebühr  die  Gerichtsschreibers  mit  Mehrerm  der  Länge  nach 
verordnet,  sich  gegen  jedermänniglichen  bezeugen,  über  das  auch  die 
extraordinär  Appellationes  vom  Hoffgericht  an  das  Ober- Appellations- 
Gericht  annehmen  und  die  sowohl  dem  Hoffgericht,  als  Appellaten  inti- 
miren,  welche  intimatio  nicht  allein  vires  inhibitionis  haben  soll,  dass 
das  Hofgericht  absque  attentato  sich  in  executione  nichts  untorfangen 
solle,  sondern  auch  auf  solchen  unverhofften  in  unsere  Hoheit  dringenden 
Fall  der  Präses  alsofort  solches  tanquam  attentatum  zu  revociren  be- 
rechtiget, auch  zu  thun  schuldig  sein. 

V. 

Der  Gerichtsdiener  soll  wegen  gehorsamer  Aufwartung,  Verschwie- 
genheit, zufalliger  Anzeigung  und  Relation,  mit  Eiden  verpflichtet  werden. 

VI. 

Zu  Bedienung  der  an  das  Ober-Appellation-Gericht  devolvirten  Ge- 
richts-Händel sollen  sich  die  geschworne  Hoffgerichts-Advocaten  befugt 
auch  schuldig  sein  gebrauchen  zu  lassen,  die  angefangene  und  im  Hoff- 
gericht getriebene  Sachen  daselbst  in  suprema  instantia  zum  Ende  zu 
fuhren,  darbei  sich  dieser  Lande  Rechten,  des  Hoff-  und  dieser  Ober-Ap- 
pellation-Gerichts-Ordnungen ihren  geleisteten  Advocaten- Eiden  gemäss 
zu  verhalten,  danebenst  ihren  Klienten,  wann  etwa  vor  oder  wider  sie 
vom  Hoff-  an  das  Oberste  Gericht  appelliret  worden,  das  tempus,  ex  quo 
ihnen  ipso  jure  in  Juridica  terminus  einfallt,  zeitlich  kund  zu  geben, 
aus  den  ventilirten  Acten  den  statum  causae  aufzusetzen,  einzureichen, 
darin  die  Producta,  worauf  es  ankombt,  cum  paginis  zu  allegiren,  und 
damit  es  so  viel  richtiger  zugehe  und  weniger  koste,  kunten  bei  der 
Collation  der  mundirten  Judicialacten,  weil  selbe  paginirt  werden  sollen, 
die  pagina  von  ihnen  an  ihren  Concepten  notiret  werden. 

VII. 

Die  Sachen,  davon  bei  unserra  Preussischen  Hoffgericht,  als  so  über 
500  fl.  Poln.  Haubt-Summ  sich  belaufen,  von  den  definitiv  oder  vim  de- 
finitivae  hebenden  Urtheilen,  wenn  gebührend  appelliret  und  die  Appella- 
tiou  prosequiret,  kommen  reeta  an  dieses  unser  Ober- Appellation-Gericht. 
Auf  welchen  Fall    denn   und   andern  Anhalten   ein  oder  andern  Parts, 
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Assessoren,  so  die  Acta  vor  derselben  Eintritt  referiret,  kurzlich  noch 
einmal  speciem  facti  und  den  statum  causae  wiederholen  lassen,  ordent- 
lich die  vota,  welche  die  Beisitzer  jederzeit  nach  dem  Landrecht,  besten 
Wissens  und  Gewissens  secundum  acta  richten  werden,  herum b  nehmen, 
seines  beitragen  und  nach  in  gemeinem  Rath  ex  unamitate  et  pluralitate 
gefallenem  Schluss  einen  der  Referenten  die  terminata  des  Urtheils 
schriftlich  fassen,  und  wann  es  abgefasset,  dem  ganzen  Consessui,  darin- 
nen zum  allerwenigsten  ihrer  fünf  beisammen  sein  sollen,  vorlesen,  auch 
wann  es  so  richtig,  ferner  alsofort  in  und  unter  Unserm  hohen  Namen 
vom  Secretario  solches  Decretum  supremi  Tribunalis  in  die  Form  setzen, 
auch  wann  es  nochmals  vorgelesen  und  übersehen,  den  Parten  öffentlich 
formaliter  publiciret  und  unverändert  unter  unserm  Preussischen  Insiegel, 
seiner  Unterschrift,  welche  er  in  der  Appellation-Gerichts-Stuben  zum 
längsten  den  Tag  nach  der  Publication  verrichten,  auch  von  dem  Secre- 
tario eben  selbiges  Tages  sein  Na  in  unten  an  gesetzet  werden  soll,  ex- 
tradiren  lassen  und  damit  im  Namen  Gottes  den  zwischen  den  Parteien 
vorgegangenen  Rechtsstreitigkoiten  endlich  abhelfen. 

Würde  die  Sach  so  wichtig  dem  Praesidi  und  Assessoribus  vorkom- 
men, dass  sie  fernem  Nachdenkens  vonnöthen,  soll  doch  über  acht  Tage 
sie  keines  Weges  verzogen,  sondern  in  solcher  Zeit  das  Deliberat  expe- 
diret  und  die  Sache  verabscheidet  werden,  inzwischen  aber,  sowohl,  wer 
die  Sache   referiret,    auch    was    etwa    votiret,    ganz  in  geheim  gehalten 

werden. 

X. 

Würden  wo  beyde  Part  mit  dem  ex  consignatione  einfallenden 
Termin  ausbleiben,  so  sollen  sie  ihrer  Ordnung  verlustig,  auch  wohl  gar 
in  selbiger  Juridic  ungerichtet  bis  zur  andern  verschoben  bleiben.  Da 
aber  einer  alsdann  der  Parteien  in  termino  sich  angebe,  so  soll  der 
ausbleibende  in  die  Ehchaft  condemniret,  doch  das  Decretum  contumaciae 
vor  den  letzten  Tag  der  Juridic  nicht  ausgegeben  werden,  umb,  wann 
in  der  Zeit  der  ausgebliebene  uoch  erschiene  und  seines  Nichterschei- 
nens Ehehaft  solchen  Beweis,  der  vor  giltig  erkannt  würde,  beibrächte, 
zur  Haubtsache  geschritten  werden  möge.  In  Ermangelung  aber  dessen, 
soll  der  wartenden  und  wachtsamb  gewesenen  Partei  er  zuvorhero  die 
expeusas  retardati  processus  auf  des  Obcr-Appcllatiou-Gerichts  unsäum- 
lichc  Moderation  iu  coutinenti  zu  refundiren,  und  solchem  nach  in  prin- 
cipali,  alldieweil  das  contumaciae  Decretum  noch  nicht  auskommen,  zu 
procediren  schuldig  sein.     Wann  er  aber  in  der  Juridic,  da  er  terminum 
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Damit  non  dieser  Unser  aus  wohlbedachtigem  Rath  nothwendigea 
Appellations-Vernotulung  mit  treuem  Fleiss  nacbgangen  und  alles  recht, 
richtig  ond  ordentlich  zu  Unserer  Unterthanen  Besten  and  endlichen 
Hinlegang  der  Gerichtshandel  beobachtet  werde,  so  wollen  ond  gebieten 
Wir  hiemit  gnädig  nnd  ernstlichen  Unser  jederzeit  wesenden  Ober-Appel- 
lation-Gerichts-Präsidenten und  -Assessoren,  nicht  allein  vor  sich  ohn 
jemands  Ansehen  gleich  und  zu  Recht  zu  theilen,  keine  Geschenk  von 
den  Parteien  zu  nehmen,  noch  zu  erwarten  und  alles  dero  Ambt  gemäss 
auszurichten,  sondern  auch  über  dieser  Unser  Verordnung  und  allen 
darin  enthaltenen  Puncten,  Articuln  und  Clausulen  fasttiglich  au  halten, 
daneben  gute  Aufmerkung  zu  pflegen,  dass  alle  Missbrauch,  so  dieser 
unserer  Ordnung  und  dem  Landrecht  zuwider,  dem  Lauf  und  Beschleu- 
nigung des  Rechtens  hinderlich  und  verzöglich,  ganzlich  vermieden 
bleiben,  in  rebus  judicatis  vel  decretis,  welche  aber  auf  Unsere  landes- 
fürstliche Hoheit,  allgemeine  Verfassung  und  Unsere  Oeconomiam  nicht 
zu  extendiren,  gebührende  Hülfe  geschehe,  und  alle  Unter-Richter,  Rechts- 
nehmende, auch  Verabscbeidete  zur  Schuldigkeit  zu  weisen,  wesswegen 
sie  sich  Unseres  landesfürstlichen  mächtigen  Schutzes  zu  versichern. 

Endlich  reserviren  wir  Uns,  diese  Unsere  Appellation- Verordnung, 
nach  dem  es  der  Zustand  der  Begebenheiten,  die  Wohlfahrt  unserer 
Unterthanen  und  bessere  Beschleunigung  der  Justitz  erfordern  wird,  zu 
verändern,  zu  verbessern  und  zu  vermehren;  wornach  sich  männiglich 
zu  richten  hat. 


Kurfürstliche  Assecuratioii.     Dat  Saalfeld  23.  Oktober  1657. 

Kon.  663. 

[Versicherung  darüber,  dass  alle  Beschwerungen  und  Besteuerungen  der  Bevölkerung, 
die  während  den  Kriegsjahren  vorgekommen  sind,   kein  Präjudiz  gegen  die  Aufrecht- 

erbaltung  der  ständischen  Privilegien  bilden  sollen.] 

1657.  Wir  Friedrich  Wilhelm  .  .  .  Urkunden  und  bekennen  hiemit  für  uns 

"• (  und  unsere  Erben  und  Nachkommen  und  vor  Jedermänniglich,  dass  nach- 
dem wir  bei  unvermuthlichem  Schwedischen  Kriege  gegen  die  Krön 
Polen  und  angrenzende  Lande  zu  Beschirmung  unsers  Herzogthumbs 
Preussen  verursachet  worden,  eine  Armee  in  dieses  unser  Herzogthumb 
zu  führen  und  folgeuds  noch  einige  Regimenter  darin  zu  richten  und 
dann  unsere  sämmtliche  getreue  Stände  vom  Herrenstande,  Landräthen, 
Ritterschaft  und  Städten  sich  zu  verschiedenen  Malen  gar  hoch  beschweret, 
dass  Solches    und    die   dabei   vorfallende  viele  Exorbitantien,    Märchen, 
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thumb   vermittelst   göttlichen  Beistande    ein    beständiger  Friede    wieder 
erhalten  werden  möge. 

Und  wie  es  Sr.  Ch.  D.  zu  gnädigstem  Gefallen  gereichet,  dass  dero 
getreue  Stände  Sr.  Ch.  D.  hierunter  bishero  angewandte  Sorge,  welche 
durch  Gottes  Gnade  auch  soweit  geraten,  dass  die  Feindlichkeiten  mit 
Polen  cessiren,  in  untertänigstem  Dank  erkennen,  als  versichern  viel 
höchstgemeldte  S.  Ch.  D.  dero  getreue  Stände,  dass  sie  es  dabei  noch 
nicht  bewenden  lassen,  noch  sich  zufrieden  geben  wollen,  bis  durch  Ver- 
leihung Gottes  des  Allerhöchsten  das  Land  in  völlige  Ruhe  und  Sicher- 
heit wiederumb  gesetzet,  aller  Gefahr  eximiret  sein  und  ein  allgemeiner 
Friede  erhalten  werden  möge.  . 

Gleich  wie  die  löblichen  Stände  die  Ursachen  dieses  leidigen  Un- 
wesens gar  christlich  dem  gerechten  Gerichte  Gottes  zuschreiben,  so 
zweifeln  S.  Ch.  D.  gar  nicht,  sie  werden  allerseits  sich  dahin  befleissi- 
gen,  damit  der  noch  brennende  Zorn  Gottes  durch  wahre  und  beständige 
Busse  wieder  geleschct  und  derselbe  in  vorige  Gnade  und  väterliche 
Güte  verkehret  und  also  die  schwere  Landesplagen  desto  eher  von  diesem 
Herzogthurab  abgewendet  werden  mögen. 

Indessen  aber  und  so  lange  es  dem  Allerhöchsten  noch  nicht  ge- 
fallen möchte  mit  der  Strafruth  aufzuhören,  versehen  sich  S.  Ch.  1).  zu 
dero  getreuen  Ständen,  sie  werden  dabei  eine  mannhafte  Beständigkeit 
erweisen,  dasjenige,  was  zu  Beschütz-  und  Beschirmung  dieses  Landes 
erfordert  wird,  williglich  zu  tragen  und  das  Endo  dieses  Unwesens  mit 
getrostem  Gemüth  und  löblicher  Geduld  erwarten  und  zu  Sr.  Ch.  D.  sich 
dessen  unfehlbar  versehen,  dass  dieses  jetzt  ihre  einzige  Sorge  und  Be- 
mühung sein  soll,  den  so  hochgewünschten  Frieden  diesen  Landen  zu 
befördern  und  zu  erhalten. 

Gleichwie  nun  der  Krieg  überall  nichts  als  Verderben  und  Confusion 
verursachet,  so  glauben  S.  Ch.  D.  gar  woll,  dass  [bei]  währendem  diesem 
Kriege  bei  Unterhaltung  der  Soldatosca  Märchen  und  Einquartierungen 
eins  und  anders  wider  Sr.  Ch.  1).  Willen  und  Befehl  und  dem  vorigen 
Herkommen  vorgelaufen.  Als  aber  solches  alles  zu  ändern  unmöglich 
gewesen  und  injuriac  temporis  allein  zuzuschreiben,  so  soll  solches  auch 
nimmer  in  einige  Sequel  gezogen  oder  den  Ständen  dadurch  in  ihren 
Privilegiis  uns  Freiheiten  präjudiciret  werden.  Gestalt  dann  S.  Ch.  I). 
dieselbe  durch  einen  absonderlichen  Revers  desfalls  versichern  wollen. 

Dass  aber  über  deine  und  zumal  vor  entstandener  dieser  Krieges- 
unruhe die  Stände  an  ihren  Privilegiis  beeinträchtiget  sein  sollten,  dessen 
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Wie  denn  Sr.  Ch.  D.  sehr  lieb  würde  gewesen  sein,  dass  die  Stände 
mit  ihrer  Resolution  etwas  zeitiger  oingekommon  sein  möchten,  damit 
S.  Ch.  1).,  gleich  wie  sie  solchen  Vorsatz  gehabt,  sich  hierüber  partiou- 
larius  erklären  könne.  Alldieweil  nun  die  höchstnöthige  Reise  solches 
für  diesmal  nicht  zulassen  will,  so  versprechen  S.  Ch.  D.  hiemit  gnädige!» 
dass  sie  wegen  Confirmation  der  Stände  competirenden  Privilegioram, 
Rechten  und  Freiheiten  sich  gegen  dero  getreue  Stände  also  gnädiglich 
und  mildiglich  erweisen  wollen,  wie  S.  Ch.  D.  wiederumb  das  gnädigste 
Vertrauen  zu  ihnen  setzen,  solches  auch  hiemit  gnädigst  von  ihnen  be- 
gehren, dass  die  Stände  Sr.  Ch.  D.  in  dero  wollerlangten  Souveränität 
nicht  zu  beeinträchtigen  oder  ichtwas  zu  derogiren  sich  unterstehe« 
werden. 

Gestalt  dann  ehestes  eine  solche  kurfürstliche  Erklärung  erfolgen 
soll,  woraus  die  Stände  ersehen  werden,  wie  S.  Ch.  D.  alles  dergestalt 
einrichten  und  verfassen  wollen,  dass  sowoll  im  geistlichen  als  weltlichen 
Stande  alles  in  guter  Einträchtigkeit,  Friede,  Ruhe  und  gewünschter  Har- 
monie erhalten,  ein  jedweder  bei  Gleich  und  Recht  geschützet  und  bei 
dem  Seinigen  conserviret  werden  möge.  Wie  denn  auch  indessen  S. 
Ch.  D.  in  der  hinterlassenen  Instruction  genugsam  versehen,  dass  die 
Stände  durchaus  nicht  gefähret  werden  sollen. 

Anlangende  die  Unterhaltung  der  Soldatesca  hätten  S.  Ch.  D.  nicht 
mehr  wünschen  mögen,  denn  dass  sowohl  sie  selbst,  welche  die  meiste 
Ungclegenheit  davon  empfinden,  als  auch  dero  getreue  Stände  und  Unter- 
thanen  damit  verschonet  bleiben  können,  nachdem  aber  die  gefährlichen 
Laufte  und  die  in  der  Nachbarschaft  und  dieses  Land  herum b  stehende  un- 
terschiedene Armeen  ein  Solches  noch  nicht  zugeben  wollen,  wie  Solches 
nach  unterschiedenen  Remonstrationen  von  den  löblichen  Ständen  erkannt 
und  woll  begriffen  worden,  so  wird  von  Sr.  Ch.  D.  in  Gnaden  aeeeptiret, 
dass  sich  dero  getreue  Stände  zu  der  Verpfleg-  und  Unterhaltung  der 
5000  Mann  gehorsam  erkläret.  Gestalt  denn  S.  Ch.  D.  die  von  den  Stän- 
den dazu  vorgeschlagenen  Mittel  ihr  auch  gnädigst  gefallen  lassen,  als 

1)  Einen  11.  poln.  von  jeder  Hube  und  der  hundertste  Pfennig  in 
den  Städten  wegen  ihrer  Gründe,  also  dass  derselbe  eine  Gülden,  in  der 
Anzahl  der  Hüben  und  in  der  Beschaffenheit  der  Gründe,  wie  die  Con- 
tribution  hiobevorn  gefallen,  gegen  Ausgang  des  Monats  mittelst  der 
Ampts-Exccution  abgetragen  werden  soll,  wie  dann  S.  Ch.  I).  ausser 
Noth  und  im  Fall  die  Ampts-Execution  nicht  säumig  gefunden  werden 
sollten,  keine  Militar-Execution  gebrauchen  lassen  wollen. 
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ist  wider  Sr.  Ch.  D.  Befehl  und  zu  dero  Missfallen  geschehen,  und  soll 
hinfüro  nicht  weiter  verstattet,  besondern  die  adelichen  Wohnhäuser  von 
solcher  Beschwerr  gänzlich  befreiet  sein. 

Was  dero  Diplomati  Tribunalis  hinzuzufügen  gebeten  worden,  gleich 
wie  S.  Ch.  D.  in  allen  billigen  Dingen  dero  getreuen  Ständen  alle  kur- 
fürstliche Gnade  zu  erweisen  geneigt  sein,  also  haben  dieselben  auch 
hierunter  gnädigst  willfahren  und  solcher  Erinnerungen  halber  sich  also 
erkläret,  dass  sie  verhoffen tl ich  damit  vergnügt  sein  werden. 

Weil  nun  vor  dies  Mal  aus  obangezogenen  Ursachen  den  Ständen 
eine  weitere  Resolution  auf  ihr  vereinigtes  Bedenken  nicht  ertheilet 
werden  kann,  so  versehen  sich  S.  Ch.  D.  zu  dero  getreuen  Ständen  in 
Gnaden,  dass  sie  sich  im  übrigen,  bis  S.  Ch.  D.  in  dero  kurfürstlichen 
Residenz  werden  angelanget  sein,  gedulden  werden.  Alsdann  S.  Ch.  D. 
dieses  ihres  gnädigsten  Versprechens  eingedenk  verbleiben  und  in  allem 
sich  weiter  gnädigst  erklären  wollen. 

Indessen  wünschen  S.  Ch.  D.  nochmalen  bei  dero  jetzigen  Abscheid, 
dass  der  Allerhöchste  Gott  mit  seinem  väterlichen  Schutz  dieses  Land, 
dero  getreue  Stände  und  alle  Uuterthanen  in  Gnaden  bewahren  und 
gnädig  verleihen  wollen,  damit  S.  Ch.  D.  bei  dero,  Gott  verleihe,  glück- 
lichen Wiederkunft  dieses  Land  und  alle  dessen  Einwohner  in  gewünsch- 
tem florissanten  Zustande  wieder  finden  mögen. 

Und  verbleiben  indessen  S.  Ch.  I).  dero  getreuen  Ständen  mit  aller  kur- 
fürstlichen landesväterlichen  Hulden  und  Gnaden  woll  zugethau  und  gewogen. 

Die  Stände  an  den  Kurfürsten.     Pr.  28.  Oktober  1657. 

Kon.  G63. 
(Ihr  Vertrauen    auf   den  Kurfürsten.      Erinnerung   an  die  an   die  Bewilligungen    ge- 
knüpften Bedingungen.] 

lGf>7  ^c  l|fthcn  die  erhaltenen  Zusicherungen  hillig  zu  ruhinen  uud  hoffen,  dass 

•28.  Okt.  der  Kurfürst,  dessen  Abwesenheit  allenthalben  Verlangen    und  Schmerzen  ver- 
ursacht, bald  zurückkehren  werde. 

Wann  aber  bei  solchem  ausgegebenen  Abschiede  ein  und  andere 
addenda,  das  Appcllationgericht  betreffende  denen  monitis,  so  die  vom 
Herrenstande  und  Landräthe  in  jiingsthingeflossoner  Couvocation  even- 
tualiter  eingereichet  und  hiebei  abermal  von  ihnen  eingefüget  sein  (wie- 
woll  dio  von  der  Ritterschaft  und  Adel,  wie  auch  die  von  Städten  darein 
sich  gar  nicht  ausgelassen,  sondern  bei  ihrem  Bedenken,  wie  damals, 
also  noch  beruhen),  in  vielen  entgegen  fallen,  wodurch  die  Landesver- 
fassung nicht  wenig  gerühret  und   verrucket  wird  und   nicht  allein  bei 
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einmal  beisammen  getragen  und  über  das  alles  annoch  1  fl.  von  jeder 
Hube  uff  dem  Lande  und  jedem  Hundert  in  den  Städten  uff  einen  Monsft 
und  zwar,  dass  solche  Steuer  bei  dem  Ausgange  jetzt  gehenden  Octobr» 
gefallig  und  indessen  die  Anlage  zur  Gültigkeit  gebracht  werden  sollte, 
williglich  eingegangen,  wiewohl  das  Oberland  zwar  in  die  Accise  and 
in  die  Anlage  gleichmässig  auf  ein  Jahr  gewilliget,  aber  zu  dem  einen 
Gülden  auf  den  Monat  Octobr.  und  zu  dem  Zusatz  des  Getreides  auf 
7  Gr.  wegen  gegenwärtiger  Ruin  sich  nicht  verstehen  wollen  und  die 
Städte  Holland  und  Mülhausen  absonderlich,  indem  sie  auf  den  October 
mit  militärischer  Execution  jetzo  bereits  aufs  neue  angegriffen  worden, 
desswegen  vor  andern  befreiet  zu  sein  unterthänigste  Ansachang  Ihm, 
jedoch  über  alles  mit  diesem  Vorbehalt,  weil  die  Bedienungen  bei  den 
Generalkricgscommissariat  und  bei  der  Acciseverwaltung  bishero  fast  off 
60000  Rthlr.  jährlich  gestiegen,  dass  solche  unnöthige  Gagen  abgeschaffet, 
die  viele  Bediente  dabei,  wie  auch  die  Instigatoren  (ausser  dem  auf  den 
Freiheiten  zu  Königsberg)  und  die  Amptscommissarien  erlassen,  die  bei 
obgeregter  Soldatesca  wider  Recht  und  Gewohnheit  befindliche  viele 
Obristen  und  Regiments-Stabe  reduciret,  das  Landvolk  nach  Hause  ge- 
lassen, und  wie  die  vom  Herrenstande  und  Landräthe  vor  der  Conven- 
tion bereits,  dann  auch  die  Stände  ingesambt  bei  dem  Schluss  der  Con- 
vocation,  und  nachgehends  die  Deputirten  aber  zu  Saalfeldt  mit  mehreren 
ihren  wollmeinenden  Vorschlag  eröffnet  und  E.  E.  L.  jetzo  sich  dahin  in 
allem  hingezogen  haben  will,  die  Officirer  des  Landvolks,  bis  sie  wirk- 
liche Felddienste  thun,  mit  Wartgelder  versehen  und  also  die  Accise 
und  Anlage  ausreichend  sein  könne,  der  Accise-Ordnung  in  allem,  wie 
sie  anno  1055  von  den  Ständen  abgefasset,  nachgegangen  und  die  Acci.se 
durch  die  damals  verordnete  Kastenherren  administriret,  der  Soldatesca 
die  Auszahlung  aus  dem  Land  kästen  gefolget,  alle  andern  Assignationes 
cingestellet,  E.  E.  L.  aber  von  fernem  Exactionen,  Executionen  und  der- 
gleichen zu  dieses  Landes  gänzlichen  Verderb  ausschlagenden  Ungelegen- 
heiten  nunmehro  völlig  enthoben  und  befreiet,  die  Anzahl  der  gewor- 
benen allhic  gelassenen  Soldatesca  nicht  höher  als  irgends  auf  3000  Mann, 
nem blich  2000  zu  Fuss  und  1000  zu  Ross  erstrecket  und  im  Nothfall 
das  Landvolk  dazu  adscisciret,  auch  im  übrigen  über  alles  und  jedes,  so 
in  dem  geeinigten  Bedenken  mit  mehrerm  enthalten,  gnädigster  landes- 
väterlicher Erhörung  fähig  sein  mögen. 

Wobei  denn,    nachdem  die  beiden  Oberstände  vorgeschlagen,    dass 
mehrer  und  besserer  Ordnung   halber  und,  weil  der  Soldat  seinen  Sold 
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Addenda  zur  Appellationsordnung.     0.  D.1)     Kön.  663. 

[Verbesserungsvorschläge  der  Stande.] 

Ad  art.  1  Post  verba  „Einzöglinge"  ponatur  „Aus  allen  Standen 
dieses  unsers  Herzogthumbs  Preussen  p.a 

Post  verba  finalia  eiesdum  articuli:  „Bei  welcher  Veränderung  und 
Wicderbestellung  sothanen  Gerichts,  so  oft  selbige  nöthig:  Wir  auch 
unserer  Preussischen  Ober-Räthe  Gutachten  und  Rat  vernehmen  und 
damit  ferner  zu  Folge  obiger  Disposition  verfahren  wollen. 

Post  articulum  septimum  inseratur  sequens  articulus  novus  qai  oc- 
tavus  erit,  mutato  deineeps  articulorum  priorum  ordine: 

VIII. 

Unserer  Ooconomie-  und  Aempter-Sachen  sollen  für  unserm  Ober- 
Rath  erörtert  und  abgethan  werden.  Sollte  aber  zwischen  uns  und 
unsern  Vasallen  und  Unterthanen  einiger  Lehn  oder  Ansprüche  wegen 
einiger  Zweifel  entstehen,  darüber  es  rechtlicher  Entscheidung  bedürfen 
würde,  wollen  Wir  nach  Disposition  und  Art  der  Lehenrechte  gewisse 
Personen  als  pares  curiae  oder  gewisse  Räthe  verschreiben  und  nieder- 
setzen, welche  den  Process,  dafern  es  dazu  gelanget,  bis  zum  Beschluss 
dero  Sachen  dirigiren  und  definitive  darin  erkennen  sollen.  Und  sollen 
selbige  Personen,  nachdem  ihnen  die  Verpflichtung,  womit  uns  dieselben 
verwandt  ad  specialem  illum  actum  erlassen,  in  ein  neues  Eidesgelübd, 
so  auf  die  vorseiende  Sachen  zu  richten  ist,  wie  Rechtens  darin  zu  ver- 
fahren, genommen  werden.  Wozu  man  sich  dann  der  hiebei  gedruckten 
Eidcsformul,  so  von  den  Appellationräthen  abgestattet  wird,  so  weit  sie 
sich  auf  die  Sache  schickt,  zu  bedienen  haben  wird. 

Post  verba  „Zu  verbessern  und  zu  vermehren"  articuli  Ultimi  p.  p. 
„Endlich"  ponatur:  worüber  Wir  allewege  unserer  getreuen  Stände  Gut- 
achten vernehmen  und  alles  zu  obigem  Zweck  einrichten  lassen  wollen. 

Bei  der  Appellation-Orduung  sollen  die  formulae  juramentorum  des 
Präsidenten,  der  Räthe  und  Secretarien  hinten  angedrücket  werden  p. 

Der  Statthalter  und  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dat 
Königsberg  25.  März  1658.     Ausfertigung.    R.  6.  PP. 

[Eingabe  der  Landräthe  über  die  Kriegsauflagen.] 
1G58.  Kinc  Eingabe  der  Landräthe  an  den  Kurfürsten  ist  ihnen  vorgelegt  worden, 

..;>.  Marx.  mjt  Klagen  über  die  Magazinauflage  und  die  Contribution.     Sie,  Statthalter  und 

!)  Beilage  zu  S.  4.')2ff,  jedoch  schon  vorher  einmal  von  den  Landräthen  als  Evcntual- 
bedenken  (vom  5. Okt.,  s.  Baczko  V  S.224  Anm.20)  eingereicht. 
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thumb  vermittelst  göttlichen  Beistande  ein  beständiger  Friede  wieder 
erhalten  werden  möge. 

Und  wie  es  Sr.  Ch.  D.  zu  gnädigstem  Gefallen  gereichet,  dass  dero 
getreue  Stände  Sr.  Ch.  D.  hierunter  bishero  angewandte  Sorge,  welche 
durch  Gottes  Gnade  auch  soweit  geraten,  dass  die  Feindlichkeiten  mit 
Polen  cessiren,  in  untertänigstem  Dank  erkennen,  als  versichern  viel 
höchstgemeldte  S.  Ch.  D.  dero  getreue  Stände,  dass  sie  es  dabei  noch 
nicht  bewenden  lassen,  noch  sich  zufrieden  geben  wollen,  bis  durch  Ver- 
leihung Gottes  des  Allerhöchsten  das  Land  in  völlige  Ruhe  und  Sicher- 
heit wiederumb  gesetzet,  aller  Gefahr  exirairet  sein  und  ein  allgemeiner 
Friede  erhalten  werden  möge. 

Gleich  wie  die  löblichen  Stände  die  Ursachen  dieses  leidigen  Un- 
wesens gar  christlich  dem  gerechten  Gerichte  Gottes  zuschreiben,  so 
zweifeln  S.  Ch.  1).  gar  nicht,  sie  werden  allerseits  sich  dahin  befleissi- 
gen,  damit  der  noch  breunende  Zorn  Gottes  durch  wahre  und  beständige 
Busse  wieder  geleschet  und  derselbe  in  vorige  Gnade  und  väterliche 
Güte  verkehret  und  also  die  schwere  Landcsplagen  desto  eher  von  diesem 
Herzogthumb  abgewendet  werden  mögen. 

Indessen  aber  und  so  lange  es  dem  Allerhöchsten  noch  nicht  ge- 
fallen möchte  mit  der  Strafruth  aufzuhören,  versehen  sich  S.  Ch.  1).  zu 
dero  getreuen  Ständen,  sie  werden  dabei  eine  mannhafte  Beständigkeit 
erweisen,  dasjenige,  was  zu  Beschütz-  und  Beschirmung  dieses  Landes 
erfordert  wird,  williglich  zu  tragen  und  das  Ende  dieses  Unwesens  mit 
getrostem  Gemüth  und  löblicher  Geduld  erwarten  und  zu  Sr.  Ch.  D.  sich 
dessen  unfehlbar  versehen,  dass  dieses  jetzt  ihre  einzige  Sorge  und  Be- 
mühung sein  soll,  den  so  hochgewünschten  Frieden  diesen  Landen  zu 
befördern  und  zu  erhalten. 

Gleichwie  nun  der  Krieg  überall  nichts  als  Verderben  und  Confusion 
verursachet,  so  glauben  S.  Ch.  D.  gar  woll,  dass  [bei]  währendem  diesem 
Kriege  bei  Unterhaltung  der  Soldatesca  Märchen  und  Einquartierungen 
eins  und  anders  wider  Sr.  Ch.  1).  Willen  und  Befehl  und  dem  vorigen 
Herkommen  vorgelaufen.  Als  aber  solches  alles  zu  ändern  unmöglich 
gewesen  und  injuriae  temporis  allein  zuzuschreiben,  so  soll  solches  auch 
nimmer  in  einige  Scqucl  gezogen  oder  den  Ständen  dadurch  in  ihren 
Privilegiis  uns  Freiheiten  präjudiciret  werden.  Gestalt  dann  S.  Ch.  D. 
dieselbe  durch  einen  absonderlichen  Revers  desfalls  versichern  wollen. 

Dass  aber  über  deme  und  zumal  vor  entstandener  dieser  Krieges- 
unruhe  die  Stände  an  ihren  Privilegiis  beeinträchtiget  sein  sollten,  dessen 
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Wie  denn  Sr.  Ch.  I).  sehr  Hob  würde  gewesen  sein,  dass  die  Stande 
mit  ihrer  Resolution  etwas  zeitiger  oingekommen  sein  mochten,  damit 
S.  Ch.  I).,  gleich  wie  sie  solchen  Vorsatz  gehabt,  sich  hierüber  partico- 
larius  erklären  könne.  Alldieweil  nun  die  höchstnöthigo  Reise  solche! 
für  diesmal  nicht  zulassen  will,  so  versprechen  S.  Ch.  D.  hiemit  gnädigst, 
dass  sie  wegen  Confirmation  der  Stände  competirenden  Privilegiorum, 
Rechten  und  Freiheiten  sich  gegen  dero  getreue  Stände  also  gnädiglich 
und  mildiglich  erweisen  wollen,  wie  S.  Ch.  D.  wioderumb  das  gnädigste 
Vertrauen  zu  ihnen  setzen,  solches  auch  hiemit  gnädigst  von  ihnen  be- 
gehren, dass  die  Stände  Sr.  Ch.  D.  in  dero  wollerlangten  Souveränität 
nicht  zu  beeinträchtigen  oder  ichtwas  zu  derogiren  sich  unterstehe! 
werden. 

Gestalt  dann  ehestes  eine  solche  kurfürstliche  Erklärung  erfolgen 
soll,  woraus  die  Stände  ersehen  werden,  wie  S.  Ch.  D.  alles  dergestalt 
einrichten  und  verfassen  wollen,  dass  sowoll  im  geistlichen  als  weltlichen 
Stande  alles  in  guter  Einträchtigkeit,  Friede,  Ruhe  und  gewünschter  Har- 
monie erhalten,  ein  jedweder  bei  Gleich  und  Recht  geschützet  und  bei 
dem  Seiuigcn  conserviret  werden  möge.  Wie  denn  auch  indessen  S. 
Ch.  D.  in  der  hinterlassenen  Instruction  genugsam  versehen,  dass  die 
Stände  durchaus  nicht  gefähret  werden  sollen. 

Anlangende  die  Unterhaltung  der  Soldatesca  hätten  S.  Ch.  D.  nicht 
mehr  wünschen  mögen,  denn  dass  sowohl  sie  selbst,  welche  die  meiste 
Ungelegenheit  davon  empfinden,  als  auch  dero  getreue  Stände  und  Unter- 
thanen  damit  verschonet  bleiben  können,  nachdem  aber  die  gefahrlichen 
Laufte  und  die  in  der  Nachbarschaft  und  dieses  Land  herumb  stehende  un- 
terschiedene Armeen  ein  Solches  noch  nicht  zugeben  wollen,  wie  Solches 
nach  unterschiedenen  Remonstrationen  von  den  löblichen  Ständen  erkannt 
und  woll  begriffen  worden,  so  wird  von  Sr.  Ch.  D.  in  Gnaden  aeeeptiret, 
dass  sich  dero  getreue  Stände  zu  der  Verpfleg-  und  Unterhaltung  der 
5000  Manu  gehorsam  erkläret.  Gestalt  denn  S.  Ch.  D.  die  von  den  Stän- 
den dazu  vorgeschlagenen  Mittel  ihr  auch  gnädigst  gefallen  lassen,  als 

1)  Einen  11.  poln.  von  jeder  Hube  und  der  hundertste  Pfennig  in 
den  Städten  wegen  ihrer  Gründe,  also  dass  derselbe  eine  Gülden,  in  der 
Anzahl  der  Hüben  und  in  der  Beschaffenheit  der  Gründe,  wie  die  Con- 
tribution  hiebe  vorn  gefallen,  gegen  Ausgang  des  Monats  mittelst  der 
Ampts-Exocution  abgetragen  werden  soll,  wie  dann  S.  Ch.  1).  ausser 
Noth  und  im  Fall  die  Ampts-Execution  nicht  säumig  gefunden  werden 
sollten,  keine  Militar-Execution  gebrauchen  lassen  wollen. 


^ 
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ist  wider  Sr.  Ch.  D.  Befehl  und  zu  dero  Missfallen  geschehen,  und  soll 
hinfüro  nicht  weiter  verstattet,  besondern  die  adelichen  Wohnhäuser  voi 
solcher  Beschwerr  gänzlich  befreiet  sein. 

Was  dem  Diplomati  Tribunalis  hinzuzufügen  gebeten  worden,  gleich 
wie  S.  Ch.  D.  in  allen  billigen  Dingen  dero  getreuen  Ständen  alle  kur- 
fürstliche Gnade  zu  erweisen  geneigt  sein,  also  haben  dieselben  auch 
hierunter  gnädigst  willfahren  und  solcher  Erinnerungen  halber  sich  also 
erkläret,  dass  sie  verhoffentlich  damit  vergnügt  sein  werden. 

Weil  nun  vor  dies  Mal  aus  obangezogenen  Ursachen  den  Ständen 
eine  weitere  Resolution  auf  ihr  vereinigtes  Bedenken  nicht  ertheilet 
werden  kann,  so  versehen  sich  S.  Ch.  D.  zu  dero  getreuen  Ständen  in 
Gnaden,  dass  sie  sich  im  übrigen,  bis  S.  Ch.  D.  in  dero  kurfürstlichen 
Residenz  werden  angelanget  sein,  gedulden  werden.  Alsdann  S.  Ch.  D. 
dieses  ihres  gnädigsten  Versprechens  eingedenk  verbleiben  und  in  allem 
sich  weiter  gnädigst  erklären  wollen. 

Indessen  wünschen  S.  Ch.  D.  nochmalen  bei  dero  jetzigen  Abscheid, 
dass  der  Allerhöchste  Gott  mit  seinem  väterlichen  Schutz  dieses  Land, 
dero  getreue  Stände  und  alle  Unterthanen  in  Gnaden  bewahren  und 
gnädig  verleihen  wollen,  damit  S.  Ch.  1).  bei  dero,  Gott  verleihe,  glück- 
lichen Wiederkunft  dieses  Land  und  alle  dessen  Einwohner  in  gewünsch- 
tem florissanten  Zustande  wieder  finden  mögen. 

Und  verbleiben  indessen  S.  Ch.  D.  dero  getreuen  Ständen  mit  aller  kur- 
fürstlichen landesväterlichen  Huldcn  und  Gnaden  woll  zugethau  und  gewogen. 

Die  Stände  an  den  Kurfürsten.     Pr.  28.  Oktober  1657. 

Kon.  663. 
[Ihr  Vertrauen    auf   den  Kurfürsten.      Erinnerung   an  die  an   die  Bewilligungen    ge- 
knüpften Bedingungen.] 

1657  ^ie  haben  die  erhaltenen  Zusicherungen  billig  zu  rühmen  mid  hoffen,  dass 

28.  Okt.  der  Kurfürst,  dessen  Abwesenheit  allenthalben  Verlangen   und  Schmerzen  ver- 
ursacht, bald  zurückkehren  werde. 

Wann  aber  bei  solchem  ausgegebenen  Abschiede  ein  und  andere 
addenda,  das  Appellationgericht  betreffende  denen  monitis,  so  die  vom 
Ilerrenstande  und  Landrätho  in  jüngsthingeflossener  Convocation  even- 
tualiter  eingereichet  und  hiebei  abermal  von  ihnen  cingefüget  sein  (wie- 
woll  die  von  der  Ritterschaft  und  Adel,  wie  auch  die  von  Städten  darein 
sich  gar  nicht  ausgelassen,  sondern  bei  ihrem  Bedenken,  wie  damals, 
also  noch  beruhen),  in  vielen  entgegen  fallen,  wodurch  die  Landesver- 
fassung nicht  wenig  gerühret  und   verrücket  wird   und   nicht  allein  bei 
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Addenda  zur  Appellationsordnung.     O.  Ü.1)    Kon.  663. 

[Verbesserungsvorschläge  der  Stände.] 

Ad  art.  1  Post  vcrba  „Einzöglmge"  ponatur  „Aus  allen  Standen 
dieses  unsers  Herzogthumbs  Preussen  p.a 

Post  verba  finalia  eiesdum  articuli:  „Bei  welcher  Veränderung  und 
Wiederbestellung  sothanen  Gerichts,  so  oft  selbige  nöthig:  Wir  auch 
unserer  Preussischen  Ober-Räthe  Gutachten  und  Rat  vernehmen  und 
damit  ferner  zu  Folge  obiger  Disposition  verfahren  wollen. 

Post  articulum  septimum  inseratur  sequens  articulus  novus  qui  oc- 
tavus  erit,  mutato  deinceps  articulorum  priorum  ordine: 

VIII. 

Unserer  Oeconomie-  und  Aempter-Sachen  sollen  für  unserm  Ober- 
Rath  erörtert  und  abgethan  werden.  Sollte  aber  zwischen  uns  und 
unscrn  Vasallen  und  LJnterthanen  einiger  Lehn  oder  Ansprüche  wegen 
einiger  Zweifel  entstehen,  darüber  es  rechtlicher  Entscheidung  bedürfen 
würde,  wollen  Wir  nach  Disposition  und  Art  der  Lehenrechte  gewisse 
Personen  als  pares  curiae  oder  gewisse  Räthe  verschreiben  und  nieder- 
setzen, welche  den  Process,  dafern  es  dazu  gelanget,  bis  zum  Beschluss 
dero  Sachen  dirigiren  und  definitive  darin  erkennen  sollen.  Und  sollen 
selbige  Personen,  nachdem  ihnen  die  Verpflichtung,  womit  uns  dieselben 
verwandt  ad  specialem  illum  actum  erlassen,  in  ein  neues  Eidesgelübd, 
so  auf  die  vorseiende  Sachen  zu  richten  ist,  wie  Rechtens  darin  zu  ver- 
fahren, genommen  werden.  Wozu  man  sich  dann  der  hiebei  gedrückten 
Eidesformul,  so  von  den  Appcllationräthen  abgestattet  wird,  so  weit  sie 
sich  auf  die  Sache  schickt,  zu  bedienen  haben  wird. 

Post  verba  „Zu  verbessern  und  zu  vermehren"  articuli  Ultimi  p.  p. 
„Endlich"  ponatur:  worüber  Wir  allewege  unserer  getreuen  Stände  Gut- 
achten vernehmen  und  alles  zu  obigem  Zweck  einrichten  lassen  wollen. 

Bei  der  Appellation-Ordnung  sollen  die  formulae  juramentorum  des 
Präsidenten,  der  Räthe  und  Secretarien  hinten  angedrücket  werden  p. 

Der  Statthalter  und  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dat. 
Königsberg  25.  März  1658.     Ausfertigung.    R.  6.  PP. 

[Eingabe  der  Landräthe  über  die  Kriegsauflagen.] 
1G58.  Eine  Eingabe  der  Landräthe  an  den  Kurfürsten  ist  ihnen  vorgelegt  worden, 

Lo.  März.  mjt  Klagen  über  die  Magazinauflage  und  die  Contribution.     Sie,  Statthalterund 

!)  Beilage  zu  S.  432  ff,  jedoch  schon  vorher  einmal  von  den  Landräthen  als  Eventual- 
bedeuken  (vom  5. Okt.,  s.  Baczko  V  S.224  Anua.  20)  eingereicht. 
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in  unsern  Landes  Verfassungen  nicht  allein  gegründet,  sondern  auch  vor- 
mals oft  und  viel  und  nimmer  ohne  der  hohen  Herrschaft  Nutz  and 
Frucht  geschehen.  So  wird  auch  ganz  unerheblich  die  Kürze  der  Zeit 
vorgeschützet,  sintemalen  in  der  gegenwertigen  Zeit  allwege  von  der  Anstalt 
der  künftigen  consultiret  und  die  Zeit  dabei  so  gesparet  werden  kann, 
dass  daraus  dem  gemeinen  Besten  kein  Schaden  erwachsen  darf. 

Wir  halten  gänzlich  dafür,  wann  E.  Ch.  D.  dero  getreuen  Standen 
dieses  ihr  rechtmassiges  und  unterthäniges  Verlangen  in  Gnaden  gewähren 
werden,  sie  aus  Respect  gegen  dero  Hoheit,  aus  Consideration  der  gegen- 
wärtigen Affairen  und  Zeiten,  aus  Liebe  (die  E.  Ch.  D.  durch  so 
gnädigen  Willen  in  ihnen  aufs  Neue  anzünden),  ja  auch  allerdings  ans 
Furcht  für  der  hochschädlichen  militärischen  Execution  (welche  manchem 
armen  Man  mehr  den  die  quota  contributionis  selbst  gekostet  und  weg- 
genommen hat)  auch  das  wenige,  was  ihnen  annoch  übrig  ist,  zu  E. 
Ch.  D.  Diensten  und  Wohlstande  anwenden  werden. 

So  wird  auch  durch  sothane  allgemeine  Consultation  die  Gleichheit 
in  contribuendo  nicht  zu  geringem  Nutzen  des  Landes  besser  gefunden 
und  reguliret  werden  können. 

Gelanget  demnach  an  E.  Ch.  D.  unser  untertänigstes  und  de- 
müthigstes  Bitten,  sie  geruhen  doch  in  allen  Gnaden,  nicht  allein  die  jetzt 
vorstehende  Wrinter-Contribution  bis  zu  dero  gnädigen  erfolgenden  Er- 
klärung über  die  gesuchte  Convocation  (welcher  wir  uns  bei  diesen 
Zeiten,  da  die  militia  täglichen  Unterhalt  bedarf,  zum  aller  ehesten  uns 
versehen)  uffzuhoben,  sondern  auch  zu  Rettung  dero  getreuen  Uuter- 
thanen  alles  dasjenige  hierunter  zu  verstatten,  was  dero  Hoheit  bei  der 
allgemeinen  Landeswohlfahrt  conserviren  kann.  In  sonderlicher  Betrach- 
tung, dass  E.  Ch.  D.  hierdurch  als  ein  hochrühmlicher  Landesfürst 
und  Vater  die  Treue  ihrer  Untorthanen  zum  beständigen  Vertrawen  je 
mehr  und  mehr  verbinden  werden. 

Wir  aber  Ew.  Ch.  Dchl.  gehorsambstc  und  treue  Landrätho  tragen 
das  unterthänigste  Vertrauen  zu  E.  Ch.  D.  Huldc  und  Gnade,  sie 
werden  uns  anders  nicht  urtheilon,  als  dass  wir  dieses  unser  schuldiges 
und  wohlgemeintes  Erinnern  einig  und  allein  zu  E.  Ch.  1).  und  dero 
ganzen  hochlöblichen  Kurhauses  Hoheit  und  Wohlstand  gerichtet.  Wir 
zeugons  auch  mit  Gott  (der  unser  und  aller  Menschen  Hcrtzen  kennet), 
dass  wir  anders  nichts  hierdurch,  als  unsere  unterthänigste  Unrichtigkeit 
und  Treue  zu  eröffnen  suchen  und  nichts  mehr  verlangen,  als  dass  wir 
und    die   Unserigen    unter  E.  Ch.  1).    und    des    huchlöblichen  Kurhauses 
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lose  Schwierigkeiten1),  die  Elbinger  selbst  stellten  eine  lange  Reihe  von  For- 
derungen, die  ihnen  der  Kurfürst  vor  Besetzung  der  Stadt  bewilligen  sollte2). 
Hier  hatten  die  Eönigsberger  angesetzt:  der  Statthalter  Fürst  Radzivill  war  der 
Meinung,  dass  sie  der  Elbinger  Bürgerschaft  den  bösen  Rath  an  die  Hand  ge- 
geben, und  schon  im  December  berichtete  Hoverbeck  aus  Warschau,  dass  der 
Groll  der  Missvergnügten  gegen  die  Krone  Polen  nunmehr  gänzlich  erloschen 
und  in  das  Gegentheil  umgeschlagen  sei3).  In  der  That  waren  nun  Klagen 
und  Hilfsgesuche  aus  Preussen,  insbesondere  aus  Königsberg,  auch  in  Warschau 
selbst  vorgebracht  und  sehr  bald  war  ihre  Wirkung  in  den  Unterhandlungen 
über  die  Elbingische  Angelegenheit  zu  verspüren.  Bei  einer  Conferenz,  die  über 
diese  im  December  1660  in  Krakau  stattfand,  sollten  die  polnischen  Bevollmäch- 
tigten, wie  der  Gesandte  in  Erfahrung  brachte,  unter  anderen  auch  die  For- 
derung vorbringen:  der  Kurfürst  möge  die  Aufrechterhaltung  der  ständischen 
Freiheiten  in  Preussen  garantieren4).  Zwar  versicherte  die  Königin,  mit  der 
Friedrich  Wilhelm  in  persönlichem  Briefwechsel  stand,  noch  zwei  Monate  später, 
sie  denke  nicht  daran  die  preussische  Opposition  zu  protegieren5),  aber  zur 
selben  Zeit  mehrten  sich  die  Zeichen,  die  bewiesen,  dass  diese  Anschauung  am 
Hofe  nicht  allgemein  gctheilt  wurde.  Noch  Ende  Januar  meinte  Hoverbeck 
seinem  Herrn  berichten  zu  dürfen,  „dass  die  preussischen  Querulanten,  wie  sie 
auch  winselten  und  klagten,  keinen  andern  Bescheid  erhielten,  als  dass  die 
Souveränität  es  nicht  anders  mit  sich  brächte" 6),  das  Verhalten  der  Warschauer 
Regierung  aber  war  durchaus  nicht  geeignet  die  Richtigkeit  dieser  Nachricht 
zu  bestätigen,  denn  drei  Wochen  später  eröffnete  der  Krongrosskanzler  Praz- 
mowski  dem  Gesandten  officiell,  dass  für  die  Ucbergabe  Elbings  neben  vielen 
anderen  Forderungen  auch  die  Linderung  der  Lasten  und  Beschwerden,  über 
die  sich  der  preussische  Adel  beschwere,  zur  Bedingung  gemacht  werde;  auch 
über  das  künftige  Verhalten  des  Kurfürsten  ihnen  gegenüber  seien  Bestimmungen 
zu  vereinbaren7).  Der  Kurfürst  wies  darauf  Hoverbeck  an,  sich  jede  Einmi- 
schung der  polnischen  Regierung  in  die  preussischen  Angelegenheiten,  als  den 
Verträgen  zuwiderlaufend,  nachdrücklich  zu  verbitten;  aber  er  unterliess  es  doch 
auch  nicht  sein  Verhalten  gegen  die  Stände  zu  rechtfertigen:  nur  der  ihm  auf- 
gezwungene Krieg  habe  ihn  genothigt  dem  Lande  Contributionen  aufzulegen,  er 

')  Berichte  Hoverbecks  vom  4.  Aug.  1GG0  an.     (Urk.  und  Act.  IX  S.  51  ff.) 

2)  Elbingische  Postulate  am  8.  Oct.  1660  übergeben.     (Ebenda  S.  115  Anm.  1.) 

3)  „So  lange  E.  Gh.  D.  mit  den  Polen  sehr  wohl  standen,  haben  die  Malcontenten  in 
Preussen  vorgegeben,  weil  sie  dieselben  vergeben,  begehrten  sie  nicht  wieder  unter  die- 
selben zu  kommen.  Nun  sie  aber  meinen,  es  würde  wegen  Elbing  zur  Ruptur  kommen, 
hengen  sie  sich  an  dieselben."    Iloverbecks  Ber.  vom  10.  Dcc.  1660.    (Ebenda  S.  163.) 

4)  Ber.  Hoverbecks  28.  Dec.  1660.     (Ebenda  S.  167.) 

5)  Louise  Marie  an  Friedrich  Wilhelm  16.  Febr.  1661  (Urk.  und  Act.  VIII 
S.  331):  „pour  la  nouvelle  protection  que  la  Reyne  doit  promettre  aux  Prussiens, 
c'est  une  nouvelle,  qui  se  destruit  d'elle  mesme." 

*)  Ber.  Hoverbecks  28.  Jan.  1661.     (Urk.  und  Act.  IX  S.  187.) 
7)  Ber.  Iloverbecks  21.  Febr.  1661.    (Ebenda  S.  205.) 
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geheim  von  Anfang  an  energisch  entgegengetreten.  Er  hatte  einmal  nicht  das 
mindeste  Interesse  daran,  dass  durch  Beförderung  der  Wahl  eines  französischen 
Prinzen  der  Einfluss  Frankreichs  in  Polen  gestärkt  wurde;  noch  weniger  konnte 
ihm  daran  liegen,  einem  österreichischen  Erzherzog  oder  gar  dem  verhassten  Neu- 
burger,  die  zwar  nicht  von  der  Konigin  ausersehen  waren,  aber  andere  Helfer  and 
Fürsprecher  für  ihre  Candidatur  hatten,  die  Wege  zu  ebnen1).  Endlich  hat  er 
damals  doch  ernstlich  den  Plan  gehegt3),  selbst  als  Bewerber  um  die  Thronfolge 
aufzutreten,  doch  erst  nach  dem  Tode  Johann  Casimirs.  Wie  es  scheint,  nur 
um  die  Königin  auszuforschen,  hatte  sich  der  Kurfürst  in  einem  vertraulichen 
Schreiben  zu  gegenseitiger  Mittheilung  der  Anschauungen  über  die  Successions- 
frage  erboten8),  wenige  Wochen  später  instruierte  er  Hoverbeck  und  den  Ihm 
inzwischen  adjungierten  Dobersinsky  dahin,  dass  sie  zuerst  zu  erforschen  hätten, 
ob  die  Stimmung  auf  dem  Reichstage  dem  Wahlproject  ungünstig  sei  und  dass 
sie,  wenn  es  —  wie  es  in  Wirklichkeit  war  —  der  Fall  sei,  diese  Strömung 
nach  Kräften  unterstützen  sollten4). 

Der  Plan  der  Königin  scheiterte  fürs  Erste  gänzlich:  der  Reichstag  lehnte 
es  ab,  ein  Wahldecret  zu  approbieren5)."  Gleichzeitig  entstanden  im  Lande  neue 
Wirren.  Ende  Juni  empörte  sich  die  in  Galizien  stehende  Kronarmee,  um  die 
Zahlung  rückständigen  Soldes  mit  Gewalt  zu  erzwingen.  Die  Con föderierten, 
wie  sie  sich  nannten,  fanden  nirgends  ernsten  Widerstand,  der  Hof  war  macht- 
los, der  niedere  Adel  schloss  sich  ihnen  zum  grossen  Theil  an.  In  wenigen 
Monaten  hatte  die  Bewegung  Grosspolen  und  Litthauen  ergriffen;  einige  Grosse 
stellten  sich  an  die  Spitze,  man  schaltete  und  waltete  nach  Belieben  im  Lande, 
erhob  Steuern,  verhinderte  jedwede  von  der  Krone  angeordnete  Aushebung  und 
beeinflusste  die  Reichstagswahlen.  Ein  Staat  hatte  sich  im  Staate  gebildet;  man 
wäre  vielleicht  im  Stande  gewesen  die  bestehende  Regierung  völlig  zu  beseiti- 
gen, hätte  nicht  auch  hier  wiederum  das  politische  Nationallaster  der  Polen, 
die  Uneinigkeit,  das  Unternehmen  gelähmt.  Die  Armee  sonderte  sich  in  drei 
Bünde  —  den  heiligen  unter  Swiderski,  den  litthauischen  unter  Zerowski  und  den 
gottseligen  unter  dem  Wojewoden  Czarnecki  — ,  von  denen  für  den  Kurfürsten 
der  letzte  der  wichtigste  war,  weil  seine  Truppen  den  preussischen  Grenzen 
am  Nächsten  standen. 

Die  politische  Stellung  der  Conföderierten  war  eine  keineswegs  unzweideu- 
tige: man  verbreitete  Gerüchte,  als  sei  Czarnecki  dem  Hofe  günstig  gesonnen: 
von    dem  litthauischen  Bunde  behaupteten  die  Einen,    er  sei  es  ebenfalls,    die 


')  Th.  Hirsch  ebenda  S.  14. 

2)  Friedrich  Wilhelm  an  Schwerin  17.  Mai,  21.  Juni  1GG1.   (Ebenda  S.  825.  829.) 
:I)  Friedrich  Wilhelm    an    Louise  Marie    22.  März  1GG1.      (Urk.  und  Act.  VIII. 
S.  331.) 

4)  Der  Kurfürst   an   noverbeck  und   Dobersinsky  2.  Mai  1  (»Gl .     (Urk.  und  Act. 
JX.  8.  212.) 

5)  Her.  Hoverbecks  und  Dobersinskys  !>.  Juli,  Gesandtschaftsdiarium   5.  Juli  1GG1. 
(Ebenda  S.  282.) 
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jetzt  nur  des  Andringens  der  Königin,  die  nun  ihrerseits  um  Hilfe  bat,  zu 
wehren ').  Frankreich,  das  eben  jetst  durch  einen  in  specieller  Mission  na 
Berlin  gesandten  Diplomaten  einen  neuen  Allianzvertrag  verhandeln  Hess,  i 
kundierte2).  Der  Kurfürst  vertröstete  beide3)  und  der  Reichstag  ward  de 
auch  im  Mai  geschlossen,  ohne  dass  der  Hof  auch  nur  gewagt  hätte,  die  Wal 
angelegcnheit  vorzubringen.  Ja  man  hatte  eine  Constitution  beschlossen,  ni 
der  jede  dio  Wahl  angehende  Schrift  öffentlichen  oder  privaten  Charakters  i 
Voraus  für  unverbindlich  erklärt  wurde.  Von  den  Führern  der  Con föderiert 
hatte  Swidcrski  vor  allen  stark  gegen  die  Königin  agitiert:  er  hatte  Paten 
erlassen,  dio  alle  Freunde  der  Freiheit  Polens  aufforderten,  sich  deu  Intrige« 
des  Hofes  und  der  fremden  Mächte  zu  widersetzen;  schon  sei  ein  schwedisc 
französischer  Einfall  durch  Pommern  und  Preussen  geplant4). 

Gleich  vorsichtig,  wie  dem  Hofe,  verfuhr  der  Kurfürst  auch  den  Confod 
rierteu  gegenüber:  die  Instruction  Hoverbecks  für  den  ausserordentlichen  ReicL 
tag  enthielt  die  allgemeine  Weisung,  auch  mit  der  aufständischen  Armee  gu 
Beziehungen  zu  pflegen.  Einem  Schreiben  der  Königin  an  Swidcrski,  das  die» 
gegen  Brandenburg  aufbringen  sollte  und  von  dem  man  Kunde  erhalten  hatt 
sollte  der  Gesandte  öffentlich  widersprechen b).  Hovcrbeck  stand  mit  den  Büni 
nern  in  so  gutem  Verhältniss,  dass  das  Gerücht  aufkommen  konnte,  der  Bra 
denhurger  wolle  sich  mit  ihnen  vollends  vereinigen0). 

Beide  Parteien  aber  hatte  sich  der  Kurfürst  schon  zuvor  zu  verbinden  g 
wusst,  indem  er  die  Klbingischc  Forderung  in  so  weit  fallen  Hess,  als  er  sie 
mit  dem  noch  von  brandenburgischen  Truppen  besetzt  gehaltenen  Braunsbei 
als  Pfand  für  sein  Darlehn  zufriedengestellt  erklärte7).  Es  war  keine  ganz  g< 
ringfügige  Concession,  denn  sehr  wahrscheinlich  wäre  bei  der  desolaten  Im 
schaffenheit  der  polnischen  Finanzen  aus  dem  Pfandbesitz  im  Laufe  der  Ze 
Eigcnthnm  geworden,  aber  sie  war  das  geringere  Ucbel  und  hat  ebenso,  wi 
die  unisichtig  lavierende  Politik  Friedrich  Wilhelms  in  den  innerpolnischen  Ai 
gelegenheiten  die  erfreulichsten  Wirkungen  auf  das  Verhalten  der  Republik  z 
den  preussischen  Ständen  gehabt,  auf  das  es  dem  Kurfürsten  unvergleichlich  vi* 
mehr,  als  auf  alles  Andere  ankam. 

Denn  Anlass.  in  dieser  Richtung  Vorkehrungen  zu  treffen,  bot  der  Vorlai 
des  Königsherger  Landtages  in  Hülle  und  Fülle.  Das  Gelüst  der  Stände,  sie 
an  Polen  zu  wenden,  ward  zwar  im  Juli  schon  einigermaassen  gedämpft   dürr 

')  l>iarium  lloverheeks  über  eine  Audienz  bei  der  Königin  12.  März  1  tUv 
(Kbnida  S.  :;27  ff.) 

'•')  Protokoll  über  die  Conferenz  mit  Lesseins  in  P»erlin  vom  lM.  Jan.  U',\\ 
(Kl.enda  S.  lUVJf.) 

■)  Resolution  des  Kui fürst en  (zur  ]»OM'lk'idun£  Lesseius*)  vom  2.  Febr.,  Diariu 
llovorbei-ks  vom   iL».  März   HWJ2.     (Kbenda  S.  C.ittf.  IV21.) 

")  Per.  Ilovnbeoks  17.  Mär/   l(ili2.     (Kbenda  S.  ?>*>:).) 

)  Instruotion  vom   10.  Febr.   MUtt  Punkt  .">  und   K».     (Kbenda  S.  IUP..  :*,hi.) 

')  P,er.  Hoverbeeks  22.  Mai   U\i\±     (Kbenda  ,S.  IWX) 

;)  Reser.  vom  .">.  Juni   Hidl  an  lloverbcck  uml  Dobersinsky.      (Kbenda  S.  2n 
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zu  machen  suchte,  zeigte  um  so  deutlicher,  dass  man  die  Gunst  des  Kurfürsten 
im  Ernst  durchaus  nicht  aufs  Spiel  setzen  wollte   und  diesem   fest  gerasstea 
Entschluss  auch  die  personlichen  Vell  ei  täten,  die  zu  dieser  Uebereilung  geführt 
haben  mochten,  zu  opfern  bereit  war.    In  dem  Schreiben  vom  17.  Juni  hatten 
die  beiden  Gerichte  von  Kneiphof  und  Löbenicht  und  die  gesammten  drei  Ge- 
meinden von  Königsberg  dem  Könige  ihre  Beschwerden  in  den  heftigsten  Aas- 
drücken vorgetragen  und  ihn  aufgefordert,  ihnen  zu  helfen,  sie  zu  schützen  und 
niemals  zuzugeben,  dass  sie  der  Krone  Polen  völlig  entfremdet  würden.    Da- 
rauf hatte  der  König  in  zwei  Schreiben  geantwortet,   von  denen  das  eine  an 
die  Beschwerdeführenden  insgesammt,  das  zweite  an  ihr  Haupt,  den  Schöppen- 
meister,  gerichtot  war1).    Er  gieng  in  dem  ersteren  zwar  nicht  im  Mindesten 
auf  ihre  sehr  weit  gehenden  Forderungen  ein,  sondern  begnügte   sich  zu  con- 
statieren,  dass  er  die  Verträge  mit  dem  Kurfürsten  nicht  in  der  Absicht  ge- 
schlossen habe,  den  Rechten  der  preussischen  Stände  und  jedes  Einzelnen  von 
ihnen  irgendwelchen  Eintrag  zu  thun,    und  belobte  in  dem   zweiten  Roth  nur 
im  Allgemeinen  seiner  Treue  wegen,   aber  der  Kurfürst   ward  auch  hierdurch 
schon   berechtigt,    energischen    Einspruch    gegen    den    Rechtsbruch    zu    thun, 
der  in  solchem  Verfahren  lag.     Hoverbeck  erhob  sofort  laute  Klage,    aber  die 
Reue  folgte  der  That  auf  dem  Fussc2).    Der  König  hatte  schon  vor  Bekannte 
werden  seiner  Rescripte  bei  der  ersten  Auseinandersetzung  den  Empfang  eines 
Königsbergischen  Schreibens  überhaupt  in  Abrede  gestellt  und,  obwohl  eben  damals 
die  Königin  dem  Kurfürsten  mehr  als  je  seine  Zurückhaltung  in  der  Wahlangele- 
genheit  nachtrug,  ward  drei  Wochen  nach  dem  Abgang  der  Rescripte  ein  Patent 
ausgefertigt 3),  in  dem  die  preussischen  Stände  belehrt  wurden,  dass  König  und 
Republik  die  Verträge  unverbrüchlich  zu  halten  entschlossen  seien*).   Eine  An- 
zahl  der   angesehensten  Senatoren    bezeugten   dem  Gesandten  ihren   Unwillen 
über   das  Vorgehen   des  Hofes,   das  Hoverbeck   vor   allem  der  „Rachgier"   der 
Königin   zuschrieb;    der  Grosskanzlcr  betheuerte  bei  seinem  Eide,    dass  er  um 
das  Schreiben  an  die  Königsberger  überhaupt  nicht  gewusst  habe5). 

Nachdem  dieser  Versuch,  sich  in  die  preussischen  Angelegenheiten  zu 
mischen  so  kläglich  gescheitert  war,  hat  es  der  polnische  Hof  nicht  ferner  ge- 
wagt, die  innere  Politik  des  Kurfürsten  zu  stören.  Hoverbeck  verliess  Warschau 
und  Friedrich  Wilhelm,  der,  sobald  er  selbst  nach  Königsberg  gekommen,  den 
ärgsten  Friedensstörer  beseitigt  und  die  Landtagsverhandlungen  wieder  in  Fluss 
gebracht  hatte,  konnte  in  Ruhe  sein  Werk  vollenden.  Dass  es  auch  ihm  noch 
die  grösstc  Mühe  kostete  und  dass  er  durchaus  nicht  etwa  die  Herstellung 
eines  unumschränkten  Regimentes  durchsetzte,  ist  bekannt.     Dennoch  bezeichnet 

')  Vom  :;().  Juni   Hir.2.  abgedruckt  bei  Harzko  V.  S.  182f. 

*-')  Hoverbeck  an  Radzivill  und  die  Obcrrätlic  1 .  Juli   lßf>2.     (Berl.  Archiv.} 

:!)  Berichte    Hovcrbecks    vom     18.,    20.,    21.  Juli    10(52.      (l;rk.    und    Act.  IX. 

s.  r>c,7fT.) 

*)  Vom  20.  Juli  1(W;2,  abgedruckt  bei  Baczko  V.  S.  IStf. 
')  Berichte     Hovcrbecks    vom    2C,  28.,  31.  Juli    KH52.      (lTrk.    und    Act.    IX. 
S.  37 1  ff.) 
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der  Abschied  vom  1.  Mai  1663,  der  diesen  denkwürdigen  Landtag  schloss,  den 
Abschluss  der  ständischen  Epoche  und  den  Anbruch  der  monarchischen  Herr- 
schaft in  diesem  Lande  nicht  nur,  sondern  in  Brandenburg  überhaupt.  Mochte 
der  Kurfürst  auch  nur  die  Anerkennung  eines  von  den  europäischen  Mächten 
garantierten  Vertrages  und  die  Bewilligung  der  Kosten  seines  neuen  stehenden 
Heeres  für  wenige  Jahre  errungen,  mochte  er  noch  so  viel  Concessioncn  ge- 
macht haben,  er  war  in  dem  Streite  Sieger  geblieben,  das  Ständethum  aber 
war  unterlegen.  Dieser  moralische  Erfolg  hat  den  Ausschlag  gegeben  und 
eine  Wiederkehr  der  alten  Zeiten  ständischer  Misswirthschaft  für  immer  un- 
möglich gemacht. 


1.  Vom  Friedensschluss  bis  znr  ersten  Vertagung 

des  Landtages. 

Der  Kurfürst  an  den  Statthalter  Fürsten  Radzivill.     Colin  a. 

d.  Spree  15.  Aug.  1660. 

Concept,  gez.  Radzivill.     R.  6.  PP. 
[Bestechung  von  einzelnen  Landtagsmitgliedern.] 

1660.  Da  die  Eröffnung  des  Landtages  bevorstehe,  wurde  „damit  Unsere  Land- 

5.  Aug.  stände  zu  desto  besserer  Einwilligung  solcher  unserer  ihnen  alsdann  vorgetra- 
genen Angelegenheiten  bequem  gemachet  und  darzu  füglich  disponieret  werden, 
Unseres  Ermessens  nöthig  sein,  dass  einige  unter  ihnen,  worauf  die  andern  vor- 
nehmlich reflectieren  und  dieselben  in  Consideration  ziehen,  Unserer  Gnade  durch 
einiges  Präsent  versichert14  worden.  4000  Thlr.  sollen  dazu  aufgenommen  und 
„unter  solche  subjeeta  dergestalt  vertheilet  werden,  dass  wir  darob  guten  Nutzen 
zu  gewarten  haben  mögen"1). 


Der  Kurfürst  an  Radzivill.     Dat.  Colin  a.  d.  Spree  28.  Octo- 

ber  1660. 

Concept  von  Meinders'  Hand,  gez.  Schwerin.     R.  6.  QQ. 
[Aufschub  der  Landtagsberufung.     Eid  der  Beamten   auf  die  neue  Formel.      Eid  der 
Neuernanuten.     Zwaugsmaassregeln  gegen  Königsberg  für  den  Fall  der  Acciseverwei- 

gcrung.] 

1660.  Der  Landtag  kann  nicht  eher  einberufen  werden,  als  bis  die  Elbinger  An- 

7.  Nov.  gclegenheit  in  Ordnung  ist.     Kann  der  Statthalter  die  Gemüther  mit  dieser  Be- 


l)  Für  die  Stimmungen,  die  zur  Zusammenberufung  der  Stände  führten,  ist  cha- 
rakteristisch, was  das  Rescript  des  Kurfürsten  an  die  Oberräthe  vom  6.  Juli  1660  (im 
Auszüge  abgedruckt  bei  Baczko  V.  S.  479  als  Beil.  1)  ergiebt.  Die  Landräthe  hatten 
sich  eigenmächtig  versammelt.  Vergl.  über  die  noch  immer  fortwährende  Erhebung 
unbewilligter  Abgaben  ebend  a  S.  311  ff.  und  über  den  passiven  Widerstand,  den 
man  ihr  entgegensetzte,  den  Bericht  der  Oberräthe  an  Schwerin  vom  7.  Sept.  1660 
(im  Auszuge  abgedruckt  ebenda  S.  471) f.  als  Beil.  II). 


472  H.    Der  S1"0336  Landtag  von  1661  bis  1663. 

geachtet  am  Tage  wie  dieses  gute  Land  stündlich  ja  augenblicklich  von  alka 
Vermögen  und  Kräften  kombt",  so  können  sie  doch  den  Kurfürsten  der  nnrer- 
ruckten  Treue  seiner  Unterthanen  aufs  Gewisseste  versichern.     Sie  halten  aber 
für  ihre  Pflicht,  dem  Kurfürsten  die  Ursachen,  welche  „den  Einwohnern  dieses 
Ortes  solch  sehnliches  Klagen  und  bittere  Thränen  auspressen tf,  zu   entdecken. 
Sie  kennen  Niemanden,  der  dem  Kurfürsten  die  Souveränität  missgönnte,  „sollte 
aber  über  alles  Verhoffen  eine  solche  Missgeburt  dieses  Ortes  gefunden  werden, 
die  dieses  Landes  genzlichen  Verterb  hiemit  zu  suchen  sich  erkühnen  wollte, 
so  werden  E.  Ch.  D.  das,  was  ein  absinniger  Mensch  verschuldet  oder  auch  etwa 
aus  Ungeduld  ausgestossen,  ein  ganzes  Land  und  soviel  hunderttausend  treuer 
Unterthanen  darinnen  nicht  entgelten  lassen,  sondern  sich  gnädigst  versichern, 
dass  wir  unseres  Theils  nebenst  allen  treuen  Patrioten  dieses  Ortes   demselben 
aus  allen  Kräften  widersprechen   und  widerstehen  würden. u     Das  Klagen   der 
sämmtlichen  Einsassen  geht  vielmehr  dahin,  dass  ihr  untertänigstes  Supplicie- 
ren  als  Misstrauen  gegen  den  Kurfürsten  gedeutet  wird.    Ferner  empfinden  sie 
es  schwer,  dass  trotz  ihrer  in  den  ungeheuren  Drangsalen  des  Krieges  bewie- 
senen Treue  (von  Verlusten  an  Gut  und  Blut  zu  geschweigen,  haben  Manche  um 
ihren  Hunger  zu   stillen  unnatürliche  Speise  gegessen,  ja  selbst  ihre  eigenen 
Kinder  geschlachtet)  „ihre  Widerwärtigen"  es  dennoch  dahin  zu  bringen  gesucht, 
dass,  da  doch  der  Kurfürst  nach  Friedens  Schluss  in  den  andern  Landen  seine 
Völker  abgedanket,  allein  „in  diesem  unsera  Vaterlando  die  Völker  in  Diensten 
behalten  und  also  mehr  Vertrauens  und  Sicherheit  in  den  aus  vielen  Nationen 
zusammengebrachten  Soldaten  als  in  ihre  jederzeit  erwiesene   und    dßr  ganzen 
Welt  bekannten  Treue  gesetzet  werden  sollte".     Eine  weitere  Beschwerde  dos 
Landes  richtet  sich  gegen  die  ohne  Einwilligung  der  Stände  stattfindende  Fort- 
erhebung der  Contribution.      „Ob  nun  woll  wir   (die  Oberräthe)  die  Zeit  hero 
solch  Querulieren  zu  wenden  äussersten  Fleisses  gesuchet,  auch  noch  mit  Vor- 
schützung der  so  vielerlei  Conjuncturen  die  übrige  Verfassung  der  Miliz  zu  tole- 
riren  als  nöthig   fürstellen,    so  haben  wir  doch  umb  unser  Gewissen  vor  Gott 
E.  Gh.  D.  und  der  ehrbaren  Welt  zu  bewahren*  der  Stände  Vorliegen  vortragen 
sollen,  damit  der  Kurfürst,    wenn    „dero  Etat  auf   selbter  Verfassung  beruhen 
sollte,    zu  anderweiten  Mitteln  ausser   den    monatlichen    Contingenten  gnädigst 
resolviereu  oder  noch  etwa  soviel  immer  thunlichen  von  der  Verfassung  redimie- 
re n"  wollte.     „Ohne  das,    dass  solche  Indigenz    und   Blosse   des  Landes    allen 
jenigen  [sie!],  die  nach  demselben  sehen,  das  Unvermögen  alles  fallcs  mehr  denn 
zuviel  entblösset,    so  werden  auch  E.  Ch.  D.  eigene  Domainen,  in  denen  durch- 
aus nicht  der  jährliche  Zins  und  das  monatliche  Contingeut  zugleich  abgetragen 
werden  kann,  sonder  der  Zins  zurückbleiben  muss,  also  erschöpfet,  dass  hiesiger 
Hofstaat  fortmehro  nicht  wird  erhalten,  sondern  Oberrathstube,  Obcrappellations-, 
Hof-  und  Halsgericht,  auch  Kirchen  und  Universität  aus  Mangel  der  Besoldung 
werden  gesperrt  werden  müssen.     Und  in  dem  Allen  haben  wir  uns  negst  un- 


war  1(>(H)  Joh.  Ernst  v.  Wallenrodt  succedirt.     (Kurz pro  f.  Historie  der   Pr.  Ro 
gierung,  Ei  laut.  Prouss.  1  S.  81  ff.) 
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miieren  und  bald  in  Mehrerm  erweisen  wollen,  dass  alle  diejenigen, 
welche  dergleichen  Diffidenz  bei  ihnen  zu  stiften  sich  bearbeiten  mit 
Unwahrheit  umbgegangen. !) 

Der  Statthalter  und  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dal 

Königsberg  8.  Februar  1661. 

Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Gute  Gesinnung  der  Königsberger.] 

1661.  Bei  jüngster  Post  haben  wir  nicht   schweigen,   sollen   was  im  Ruf 

8.  Febr.  *■ 

sowohl  wegen  des  Adels,  als  wegen  der  Städte  Königsberg  gewesen.   Wie 

nun  den  Adel  zu  aecommodiren  wir  uns  .  .  .  angelegen  sein  lassen,  also 
haben  wir  auch  bei  den  Städten  nach  dem  Grunde  solchen  Spargements 
forschen  lassen,  finden  aber  bei  den  Meisten  und  Vornehmsten  recht  gute 
und  treue  Gemüther,  auch  wahre  Betrübnis«  über  solche  Beschuldigung 
und  dass  etwa  uff  eines  oder  des  anderen  rasenden  und  unsinnigen  Men- 
schen unbesonnene  Reden  von  ihnen  oder  auch  der  gesambten  Gemeinde 
dergleichen  praesumiret  werden  wollte,  contestiren  vielmehr  dagegen  ihre 
beständigste    Treue    und    pflichtmässigen     untertänigsten     Gehorsamb, 

seind  auch  im  Werk,  ihre  schuldigste  Exculpation  einzureichen.  Sie,  der 
Statthalter  und  die  Oberräthe,  deliberiren  noch,  ob  eben  jetzt  auf  solcher  unbe- 
sonnenen Autores  Namkündigung  und  Abstrafung  zu  dringen. 


Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg  15.  Febr. 

1661. 

Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Rechtfertigung  gegen  die  Vorwürfe  des  Kurfürsten.] 

1661.  Sie  beharren  darauf,  dass  ihres  Wissens  „Niemanden  die  Souveränität  bis- 

15.  Febr.  ]ier  beschwerlichen  sein  können,  nurt  allein  nach  wie  vor  die  monatlichen  con- 
trihutiones  von  denen  vom  Herrenstand,  Ritterschaft,  Adel  und  kleinen  Städten 
geklaget  werden  wollen*.  Wegen  des  in  dem  llescr.  vom  26.  Febr.  ausgespro- 
chenen Vorwurfes  betheuern  sie,  dass  es  „eben  unsere  grösste  Unseligkeit  sein 
wollte,  dass  bei  E.  Ch.  D.  wir  von  Jemanden  in  solche  unverschuldete  Opinion 
gesetzet  werden  können1*.  Sie  haben  Alles  mit  dem  Statthalter  besprochen,  was 
ihnen  zu  Ohren  gekommen,  „wobei  denn  wir  gemeiniglichen  vernommen,  dass 
Sr.  Fürstl.  Gn.  je  zuweilen  noch  eines  Mehren,  als  wohl  wir,  berichtet  gewesen/ 
„Eines  und  das  andere  zu  coercieren",  müssen  sie  bei  dieser  Zeit  noch  anstehen. 

!)  Unter  dem  20.  Jan.  (5.  Febr.)  1(561  übersandte  der  Kurfürst  dies  Stück  wie 
die  Relation  vom  24.  I>ee.  1660  in  Copie  dem  Prinzen-Statthalter  mit  der  AufTurderuu^. 
einen  Aufsatz  zu  schicken,  was  noch  weiter  in  der  Armee  eingezogen  werden  könne. 
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Zeit  ab  und  zu  bass  besonnenen  Wegen,  auch  ihrer  hoch  verbunden« 
Treue  gewiesen,  so  haben  sie  doch  abermalon  den  26.  passato  mit  ebei 
selbiger  Schrift  sich  angegeben  und,  in  einem  ziemlich  starken  Ausschu» 
erscheinende,  beibringen  lassen,  wie  sie  nicht  könnten  uf  hören,  umb  Ab- 
schaffung der  Accise,  wobei  ihnen  nichts  mehr  übrig  bleiben  wollte,  ab 
dass  sie  sich  dem  Tode  ergeben  müssten,  zu  sollicitieren,  weilen  sie  so 
lange  Zeit  hero  immer  uf  E.  Ch.  D.  guädigste  Resolution,   dero  sie  auch 

längst  vertröstet  worden,  jedoch  vergeblichen  gehoffet.  Obwohl  ihre  Bitt- 
schrift nicht  angenommen  sei,  müssten  sie  noch  wie  vor  beklagen,  wie  die 
Accise  bisher  de  facto  wider  der  Stände  Willigung  und  die  pacta  exigiret  werde. 
Ihre  Bittschrift,  die  mit  aller  dreier  Räthe,  Gerichte  und  Gemeinden  einhelligem 
Gutfinden  eingerichtet  sei,  getrauten  sie  sich  wohl  zu  verantworten,  sie  sei 
nicht  gegen  des  Kurfürsten  Hoheit  intendiert,  dem  sie  vielmehr  in  Treue  erge- 
ben seien  und  dabei  auch  bis  ans  Ende  der  Welt  zu  verharren  gedächten:  sie 
bäten  deshalb  ihre  Schrift  anzunehmen. 

Demnach  aber  hierauf  ihnen  abermalen  remonstriret  worden,  wie 
ganz  directe  wider  E.  Ch.  D.  höchste  jura  superioritatis  ihre  Schrift,  in 
quantum  selbige  in  denen  allegatis  sich  schlicsset,  laufe  und  darum b  so 
wenig  als  zuvor  angenommen  werden  könne,  sie  in  terminis  supplicandi 
verbleiben,  uf  E.  Ch.  D.  huldreiche  hochangestammte  Milde  und  Begierde 
nach  ihrer  gehorsamen  Unterthanen  Wollstände  provocieren,  diesen  ihren 
Fehler  aber  in  gehorsamster  Reue  erkennen  sollten,  ist  die  Schrift  anzu- 
nehmen recusicret  worden,  worauf  sie  dann  repliciret  und  geschlossen, 
man  wollte  nur  ihnen  ihre  drückende  Beschwerde  abnehmen,  so  dörfe 
es  dergleichen  Supplicirens  nicht  und  da  ihre  Schrift  nicht  angenommen 
werden  wollte,  wollten  sie  die  Ursache  dessen  schriftlich  erkläret  haben. 
Sie  wurden  aber  mit  einer  wiederholten  ernsten  Verweisung  abgewiesen 

und    gingen    ledig    davon.     Es  ist  zu  erwarten,    dass    die  Städte   nunmehr 
auf  den  bevorstehenden  Landtag  reflectiren. 

Unterdessen  sein  wir  eben  begriffen,  die  Anlage,  Zoll  und  andere 
Impostcn,  welche  dem  Lauf  der  Commercien  behinderlichen  fallen  wollen, 
vorzunehmen  und  au  den  cinkommendon  und  ausgehenden  Waaren 
und  demnächst  angelegenen  Seestädten,  die  sonst  E.  Ch.  I).  Zollgefallen 
mit  ihrem  moderamine  ein  Vieles  die  Zeit  hero  präeipicrot  und  noch 
mehrers  durch  gouzliche  Divcrtirung  des  Haudcs  präeipieren  würden,  zu 
conformiren.  Und  durch  diese  solche  Anstalt  vermeinen  wir  auch  das 
Acciswerk  zu  facilitieren  .... 

In  der  Nachschrift  entschuldigen  die  Oberräthe,  dass  drei  ihrer  Relationen, 
die  zugleich  in  des  Statthalters  Namen,  wie  abgeredet,  eingerichtet  waren,  nicht 
dessen  Unterschrift  trügen,  er  sei  bei  der  Absendung  zur  Jagd  gefahren. 
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Statthalters  des  Fürsten  Radzivills  Ld.  versichern  lassen,  wir  auch  danrf 
euch  wiederumb  gezeiget,  dass  wir  eine  sonderbare  Aestim  von  eurer 
Person  haben,  so  halten  wir  fast  unnöthig  bei  jetziger  Gelegenheit  im 
in  Unserem  Herzogthum  Preussen  ausgeschriebenen  Landtages  euch  u- 
zufrischen,  besondern  wollen  das  feste  Vertrauen  zu  euch  setzen,  da« 
ihr  euren  äussersten  Fleiss  anwenden  werdet,  damit  Alles  zu  un- 
serem gnädigsten  Contento  daselbst  eingerichtet,  vornehmlich  der  puncto* 
religionis  ohne  einzige  Verbitterung  anitzo,  anders,  als  vor  diesem  ge- 
schehen, von  den  Standen  consideriret  und  beliebet  werden  möge.  Diese»» 
nach,  weil  anitzo  das  temps  vorhanden,  da  ihr  euere  versprochene  De- 
votion in  der  That  erweisen  könnet,  so  haben  wir  euch  hiemit  dessea 
in  Gnaden  erinnern  und  zugleich  begehren  wollen,  dass  ihr  so  wohl  fifr 
euch,  als  auch  euere  Freunde  dahin  arbeiten  wollet,  dass  Unserer  det 
Ständen  zutragenden  gnädigsten  Affcction  mit  gleichmässiger  untertänig- 
ster Willfahrigkeit  und  Respect  begegnet  werden  möge.  Anitzo  wird  das 
Fundament  geleget  werden;  wird  nun  dasselbige  mit  willigem  Gemuthe 
von  Einem  und  Anderen  geschehen,  so  werden  wir  es  auch  umb  einen 
Jedweden  in  Gnaden  erkennen  und  hette  dabei  ein  Jedweder  leicht  m 
urthcilen,  wie  wirs  aufnehmen  würden,  wann  man  Uns  etwas,  so  wider 
Unser  Gewissen  Respect  und  Hoheit  laufen  sollte,  anmuthen  wurde.  Denn 
darin  würden  Wir  so  wenig  willigen,  so  begierig  wir  sonsten  sein  Unsere 
getreuen  Stände  in  allen  billigen  Dingen  gnädigste  Satisfaction  wieder- 
fahren zu  lassen '). 


l)  Unter  demselben  Datum  sind  kürzere  Schreiben  ähnlichen  Inhalts  erlassen 
worden  an  die  drei  andern  Oberrätho,  den  Hauptmann  zu  Brandenburg  Jonas  Casimir 
von  Kilenburg,  den  Vogt  zu  Fischhausen  Georg  Abel  von  Tettau,  den  Hauptmann  tu 
Rastenburg  Hans  Dietcrich  von  Tettau,  den  Landrath  und  Hauptmann  zu  Karten 
Georg  Friedrich  von  Polenz,  den  Land-  und  Oberappellationsgerichtsrath  Christoph 
von  Ködern,  den  Landrath  Reinhardt  von  Eppingen,  den  Landrath  Christoph  Ton  Schlie- 
fen und  den  Generallieutenant  Albrecht  von  Kalckstein. 

Einzelne  von  diesen  Männern  haben  auf  dem  Landtage,  der  eben  jetzt  beginnen 
sollte,  eine  so  bedeutende  Rolle  gespielt,  dass  es  nöthig  ist,  über  sie  einige  biogra- 
phische Notizen  beizufügen.  Albrecht  von  Kalckstein  entstammte  einem  Ge- 
schlcchte,  dessen  Name  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  vorkommt  und  dessen  erster 
in  nachweisbarem  Zusammenhang  mit  den  späteren  Kalcksteins  stehender  Vertreter  im 
Jahre  MGS  auftritt.  Ein  Hans  von  Kalckstein  war  zu  Herzogs  Albrechts  Zeiten  Amt$- 
hauptinann  zu  Brandenburg,  sein  Enkel  Ludwig  (1580 — 1G30)  war  kurfürstlicher  Hof- 
uud  Gerichtsrath  und  Amtshauptmann  zu  Sehesten.  Sein  Sohn  war  Albrecht  von  Kalck- 
stein (geb.  1T)92,  gest.  1GG7),  kaiserlicher  und  kursächsischer  Generallieutenant,  kaiser- 
licher und  königlich  polnischer  Karamerherr.  So  nach  dem  ü eneologisehen 
Taschenbuch    der   adelichen    Häuser    X    [18S5]    S.  240 f.,    vergl.    über    ihn    auch 
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Ld.  und  Ihr  vornehmlich  diese  zwei  Stück  demselben  inserireo  h 
1)  dass  nach  denen  mit  der  Krön  Polen  aufgerichteten  neuen  Padk 
Wir  itzo  mit  Unsern  getreuen  Ständen  Alles  nach  gegenwartigem  Zu* 
stand  einrichten  und  sie  dabei  gebührlich  versichern  wollten,  damit  m 
nicht  gedenken  wollten,  als  wann  wir  sie  bei  dieser  erhaltenen  Souverä- 
nität opprimiren  und  ihre  privilegia  ausser  Augen  setzen  wollten;  2)  ob 
wir  zwar  herzlich  gerne  wünschten,  dass  wir  Unsere  getreue  Stande  von 
den  Beschwerden  befreien  könnten,  dennoch  aber,  weil  alle  Benachbarte! 
noch  so  stark  armireten,  würden  sie  selbst  nicht  rathen,  dass  wir  das 
Land  von  aller  Defensive  entblössen  sollten,  dahero  wir  dann  in  Gnade 
begehrten,  dass  benebenst  fernerer  Continuirung  der  Accise  und  Anlage, 
welche  wir  aber  also  einrichten  lassen  wollten,  dass  die  Commercien  da- 
durch nicht  gehemmet  werden  sollten,  sie  noch  weiter  eine  Contribution 
von  den  Hüben  auf  dem  Lande  und  vom  Hundert  in  den  Städten  zu 
Unterhaltung  des  Volkes  einwilligen  wollten.  Und  könnten  Ew.  Ld.  und 
Ihr  den  Tag  solcher  Zusammenkunft  ins  Letzte  von  dem  Monat  Majo 
ansetzen !). 


Hoverbeck2)   an    den    Kurfürsten.     Dat.    Königsberg  3.  Mai 

1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Unterredung  mit  dem  Vicebürgerraeister.    Ergebenheit  des  Katbs.    Unsicherheit  der 

Gemeinde.] 

1GG1.  Der  Vicebürgermeistcr  Kenckel,    dess  ich  in  meinem  letzten  unter- 

tänigsten gedacht,  ist  die  Tag  zu  mir  kommen  und  hat  etliche  Stunden 
von  allen  ihren  Beschwerden  discuriret,  mit  alle  Weg  wiederholeten  Con- 
testationen,  wie  er  und  der  Rath  dessen  all  ungeacht  bei  E.  Ch.  D.  als 
treuo  Unterthanen  festhalten  und,  wie  wohl  sie  von  der  Krön  Polen  ihrer 
vorigen  Eide  und  Pflicht  noch  zur  Zeit  gebührend  nicht  erlassen  weren, 
ihres  Theils  sich  dennoch  mit  ihren  Klagen  dahin  nicht  ziehen,  sondern 

')  Schon  am  4.  April  d.  d.  Cleve  war  vom  Kurfürsten  ein  Schreiben  an  die 
Stande  ergangen,  worin  der  Fürst  -  Statthalter,  der  Oberpräsident  Schwerin  und  die 
vier  Obcrrfithe  als  plcnipotentiarii  bezeichnet  wurden,  mit  der  Maassgabe  dass  sie 
„auf  Unsere  gnädigste  Ratification  (im  Fall  wir  über  Verhoffen  selbst  nicht  noch  vor 
dein  Schlüsse  des  Landtags  daselbst  in  Person  anlangen  konnten)  Alles  mit  euch 
schliesscn  können." 

'0  S.  über  ihn  Cosmar  und  Klaproth,  Der  .  .  .  Wirkliche  Geheime  Rath 
[1S04]  S.  357  und  Urk.  und  Actenst.  I  S.  G  Anm.  8. 
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und  andeuten",  so  darf  man  sich  nicht  einwiegen  lassen,  sondern  muss  viel- 
mehr die  bisherige  Landesdcfension  noch  einige  Zeit,  jedoch  nicht  länger,  als 
es  die  Noth  erfordern  wird,  aufrecht  erhalten.  Die  Stände  werden  das  selbst 
einsehen  und  auch  die  nbthigen  Mittel  zur  Aufbringung  der  Kosten  finden. 
„vor  sich  selbsten,  weiln  Wir  nach  denen  so  langwierigen  Kriegsdrangsalen  das 
Unvermögen  unserer  Unterthanen  nicht  allein  nur  wissen,  sondern  auch  mit 
inniglichem  Leidwesen  bedauern,  dahero  über  solchem  Bedarf  bei  uns  ganz 
hacriren  und  anstehen  zu  consultiren  und  zu  entschliessen,  das  Werk  aber  also, 
dass  ein  jeder  dennoch  bei  dem  Seinigen  un verstöret  zu  Hause  bleiben,  seine 
Wirthschaft  wieder  zurecht  bringen  möge,  der  Waffen  aber  selbst  nicht  abwarten 
dorfe,  anzustellen  haben.  Ausserdem  und  sonst  etwa  uff  unsere  Domaincn, 
Rammer-  und  Aemtereinkünfte  oder  einigen  Zuschub  daraus  ist  zu  gothaner 
Vorfassung  kein  Absehen  zu  machen,  sintemal  theils  derselben,  wie  es  notorie 
unseren  getreuen  Ständen  bekannt,  von  vorbin  zu  des  Landes  Defension,  Besten 
und  Anliegen  schon  in  beschwerliche  Contractu  und  Verpfändungen  distrahieret, 
das  übrige  durch  den  Krieg  so  unterbracht  und  verschleudert  worden,  dass 
unsere  Kammer  bei  unser  ("iott  gebe  glücklichen  Herkunft  von  denen  Mitteln 
zu  unserm  Uffenthalt  wenig  Rath  wissen  dürfte,  so  auch  dieses  Falles  unsere 
vorerwehnte  getreue  Stände  nicht  von  sich  selbsten  mit  gutfindlichen  Mitteln 
uns  unter  die  Arme  gehorsambst  zu  greifen  in  unterthanigster  Willigkeit  resol- 
vieren  würden."  Die  Stände  jedes  Amts  sollen  am  17.  aufs  Amt  erfordert 
werden  und  von  dieser  des  Kurfürsten  Willensmeinung  unterrichtet  werden, 
die  Deputierten  aber  am  28.  in  Königsberg  eintreffen. 

Postcriptum.  Ks  ist  den  Kinsassen  noch  ferner  mitzutheilen.  dass  die 
Städte  Königsberg  ein  supplicatum  über  ihre  praetensiones  und  Schuldfordernngen 
an  die  Landschaft  eingegeben  haben,  das  den  Deputierten  während  des  Land- 
tags zu  gel  in  soll '). 


Lamltagsproposition.     Dat.  Königsberg  30.  Mai   1661. 

R.  *',.  RR.  3.  —  Kon.  f>r>8  I. 
|  Accrediticrung  der  Revollmärhtigten.    Regierimgsverfassung.    Milizcstat.    Kirchen  und 
Schulen.     Heiligung  <h»r  Feiertage.     Luxusverboto.     Revision  des  Landrechts.     Justiz.] 

1001.  Der  Kurfürst   erinnert   daran,    dass  er  den  Stünden    bei  «lern  letzten   Land- 

*M).  Mai.  tage    von    der   Krlangung   der   Souveränität  Mittheilung    gemacht.     Vor    seinem 

Aufbruch  hat  er  sich  gegen  sie  «in  kurfürstlichen  (inadrii  anerboten:  weil  Sie 

')  Am  Ti.  Mai  übersandten  Statthalter  und  Ohcriäthe  dies  Ausschreiben  dem  Kur- 
fürsten in  Abschrift.  Schon  ;nn  .">.  hatte  der  Fürst -Statthalter  dem  Kurfürsten  ge- 
schrieben, da^s  die  beiden  <icheimräthe  am  (>.  nach  Warschau  /.um  Reichstage  aufzu- 
brechen gedachten,  er  selbst  erwarte  Schwerin  und  treffe  inzwischen  Vorbereitungen 
für  die  Ncuvereidigung  des  Hnfgerichts,  der  Secretarien,  der  Kanzlei  und  Kammcr- 
beainten.  In  Antwort  darauf  res«  ribierte  der  Kurfürst  am  17.  Mai  l(»t»l  d.  d.  Cleve, 
der  Fürst  möge  sich  sogleich  nach  Warschau  begeben.  Am  'M).  berichtete  dieser,  er 
wolle  am  «»1 .  die  Reise  antreton. 
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und  Landplagen  der  überhäuften  Sündenlast  des  Landes  und  dannenhero 
deme  darüber  ergangenen  gerechten  Gericht  und  Urtheil  des  höchsten 
Gottes,  gleichfalls  auch  der  unvermeidlichen  Noth,  der  aller  Dinge  in 
der  Welt  weichen  müssen,  und  der  obstehcnden  Gefahr  einig  und  allein 
zuschreiben  und  zugleich  bedenken,  dass  sie  sich  bei  diesem  getroffenen 
Frieden  annoch  in  solchem  Zustande  nicht  befinden,  da  ohne  Beschwerde 
allem  besorgenden  Unglück  vorzubeugen  sein  mag.  Derowegen  werden 
sie  aus  zwei  Uebeln  das  beste  erwählen  und  lieber  noch  eine  kurze  Zeit 
etwas  über  sich  nehmen,  als  dasjenige,  was  denen,  die  unbereit  sein,  zu- 
stossen  könnte,  in  roher  Sicherheit  erwarten,  so  lange  bis  der  Aller- 
höchste nach  dem  annoch  besorglichen  aufsteigenden  Kriegsungewitter  die 
Sonne  seiner  Gnaden  und  Barmherzigkeit  in  einem  recht  bestandigen 
friedlichen  Zustande  über  dieses  gute  Land  wird  wiederumb  scheinen 
und  aufgehen  lassen. 

Zur  Ehre  Gottes  wird  man  besonders  über  Verbesserungen  im  Kirchen- 
und  Schulwesen  berathen  müssen,  auch  zu  überlegen  haben  „wie  Sonn-  und 
Feiertage  mit  unsrer  Andacht  geheiliget,  alle  sündliche  übermachte  Ueppigkeit, 
Pracht  und  Hoffart,  auch  über  Standesgebühr  in  Panqueten,  Kleidungen  und 
anderen  Missbräuchen  abgethan  werden  mögen". 

Die  Stände  sollen  ihr  Bedenken  über  Revision  und  Neuauflegung  des 
Landrechts  abgeben,  auch  „dafern  sie  etwas  sonsten  in  Justizsachen  noch  bei 
Unter-  oder  Obergerichten  einige  desiderata  anzuzeugen  hätten",  sie  mittheilen '). 


Schwerin  an  den  Landvogt  von  Tettau2).     O.  D. 

Copie.     R.  6.  QQ. 
[Bitte,  einen  Beschluss  der  Landräthe  in  Bezug:  auf  die  Souveränität  zu  hintertreiben.] 

„Hochedelgeborener  Herr!  Insonders  hochgeehrter  Herr  Landvogt  und  ver- 
trauter werther  Freund!  Ich  habe  von  unterschiedenen  Personen  vernommen, 
welcher  Gestalt  die  Herren  Landräthe  gesonnen  weren,  eine  Schrift  einzugeben 
worin  sie  Sr.  Ch.  D.  jetzt  allererst  die  allbereit  vor  Jahren  wohlcrlangte,  den 
löblichen  Ständen  damalen  sofort  eröffnete  und  sowohl  durch  das  Appellations- 
gericht, als  auch  andere  Dinge  mehr  bestätigte  Souveränität  dissuadieren,  zu 
gleichem  consilio  auch  die  übrigen  Stände  disponieren  wollen/  —  Schwerin  bittet 
ihn,  gemäss  seiner  sonstigen  Ergebenheit  diesen  Beschluss  zu  hintertreiben. 


')  Das  Actenstück   ist  gezeichnet   vom   Fürsten -Statthalter   und   den   vier   Ober- 
räthen. 

2)  Georg  Abel  v.  Tettau,  Vogt  zu  Fischhausen.     S.  o.  S.  478  Anm.  1. 
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als  dass  E.  Ch.  D.  höchst  berühmbte  Tapferkeit  denen  verwicheM 
schweren  Kriegen  solchen  Ausschlag  gegeben,  dass  der  Rahm  der  K» 
fürstlichen  Hoheit  noch  mehr  und  mehr  gewachsen  und  sie  sich  zugkkk 
einiger  beschwerlichen  Lehnspflicht,  welche  Dero  Kurfürstlichen  hoba 
Person  nicht  anständig,  entledigen  mögen. 

Dieses  allein  müssen  sie  in  tiefster  Demuth  beklagen,  dass  E.  CLD. 
in  dem  Ersten  Punkt  Dero  Kurf.  Proposition  die  geschwächte  Privileg» 
Dero  getreuer  Untersassen  nicht  nach  denen  wohlhergebrachten  alt« 
Landesverfassungen  und  Gerechtigkeiten,  sondern  vermöge  denen  mit  da 
Krön  Polen  aufgerichteten  neuen  Pacton  und  nach  gegenwärtigem  Zt- 
stände  Alles  einzurichten  sich  gnädigst  veranlassen  und  erklären.  Ei 
hätte  E.  E.  Landschaft  wohl  herzlich  gewünschet,  dass  E.  Ch.  D.  zu  der 
Zeit,  als  sie  mit  Königl.  Majestät  und  der  Krone  Polen  zu  Wehlau  and 
Bromberg  neue  Pacta  getroffen,  nach  Inhalt  aller  Landesverfassungen, 
welche  eigentlich  darauf  gegründet,  dass  so  wohl  von  der  Krone  Polen 
als  Sr.  Ch.  I).  in  Sachen  des  Herzogthumbs  Preussen  betreffende  [sie]  ohne 
Vorbewusst  und  Einwilligung  der  gesamt) ten  Stände  nichts  geschlossen 
werden  können,  sie  zuvor  in  ihrem  untertänigsten  Bedenken  zu  hören 
gnädigst  geruhen  wollen,  so  würden  sie  gewisslich  als  getreue  gehor- 
samste Untersassen,  welche  am  Meisten  hie  von  interessiret,  welchen  auch 
die  uralte  Verbündnuss,  wie  die  Krön  Polen  mit  dem  Herzogt h um l> 
Preussen  von  viel  hundert  Jahren  hero  verbunden,  am  Besten  bekaunt 
ist,  alles  scheinbare  Interesse  von  der  wahrhaftigen  Beschaffenheit  unter- 
schieden und  dasjenige  treulich  gcrathen  und  erinnert  haben,  was  in 
Sr.  Ch.  1).  und  der  Kurfürstlichen  Nachkommen  beständiger  Hoheit  uü«1 
Dero  Lande  und  Leute  Wollfahrt  hätte  gereichen  können. 

Nachdem  aber  E.  E.  Landschaft  in  dieser  hochwichtigen  Sache  nie- 
mals zu  Kath  gezogen  und  sie  aus  denen  neuen  Pacteu  so  viel  ersehen, 
welche  itzo  allererst  communiciret,  dass  in  denselben  das  Eigenthuinb 
des  Herzogthumbs  Preussen  von  der  Krone  Pulen  getrenuet  und  die  ur- 
alte, hochnöthige,  mit  so  grossem  Bedacht  und  Vorsichtigkeit  auffgerich- 
tete  Vereinigung  und  Einverleibung  derselben  zu  Sr.  Ch.  D.  und  Dero 
Kurfürstlichen  hohen  Posterität  Unsicherheit,  zu  Dero  Lande  und  Leute 
Schaden  und  Verderb  aufgehoben,  als  hat  K.  E.  L.  in  schuldigster  Be- 
obachtung ihrer  geleisteten  Pflichte  und  Erbeides,  darin  sie  geschworen 
E.  Ch.  I).  treu  und  hold  zu  sein,  Dero  frommen  und  Bestes  zu  fordern 
und  zu  wissen  und  Demselben  auch  Ihrer  Ch.  1).  Landen  und  Leuten 
Schaden  uud  Nachtheil  so  viel  immer  müglicheu   und  an  ihnen  ist  vor- 
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petuae,  welche  nicht  ohne  Herzensbewegung  können  gelesen  werden:  „ofci 
agri  vastati,  abducti  coloni,  effusus  sanguis  christianus,  vim  pasne 
mulieres,  stupratae  virgines,  prophanatae  aacrae  Aedes,  praeterea  aiia 
scelera  et  bellorum  incommoda  perpetrata,  quae  etiam  audire,  nedtm 
facere  in  populo  christiano  mens  horret1)."  So  lange  nun  gemeldte  Se- 
paration des  Eigenthumbs  gewähret,  so  lange  hat  auch  das  Kriegföhm 
keins  Ende  genommen,  bis  die  Stände  des  Landes  Preussen  ao.  1454 
von  dem  Orden  rechtmässig  abgetreten  und  sie  sich  freiwillig  mit  Vor- 
behalt aller  ihrer  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten  an  die  Krön  Polen  er- 
geben, welche  auch  dieses  Land  aus  gutem  Vorbedacht  als  oin  furoehmes 
Glied  aufgenommen,  der  Eron  wieder  vereiniget,  einverleibet  und  vom 
Könige  Casimiro  so  woll  als  der  löblichsten  Krone  Versicherung  gethan, 
dass  Preussen  und  dessen  Einwohner  zu  ewigen  Zeiten  von  der  Krone 
Polen  nicht  sollten  getrennet  noch  abgeschnitten  werden. 

Die  Stände  haben  in  sponsione  roeiproea  selbten  Jahres  vor  sich 
und  ihre  Nachkommen  festiglich  angelobet,  dass  sie  sich  zu  ewigen 
Zeiten  von  der  Krone  Polen  tamquam  corpus  individuum  nicht  wollten 
trennen,  noch  abreissen  lassen  und  ob  zwar  auch  diese  Einverleibung  der 
Orden  mächtig  angefochten,  hat  es  doch  nichts  Anders  als  eitel  Kriege 
und  Blutvergiessen  veranlasset,  bis  a.  1525  der  ewige  Friede  mit  Mark- 
graf Albrecht  hochlöblicher  Gedächtnüss  gestiftet  und  darauf  gegründet, 
dass  das  directum  et  supremum  dominium  des  Herzogthumba  Preussen 
ungeändert  bei  der  Krone  Polen  verbleibe.  Da  haben  die  Landstände 
in  approbatione  pacis  perpetuae  ausdrücklich  zugestanden,  dass  sie  nun- 
mehr aus  so  viel  Kennzeichen  und  unwidersprechlichen  Gründen  augen- 
scheinlich versichert,  es  wäre  das  Land  Preussen,  dessen  Grund  und 
Boden  unstrittig  in  den  Grenzen,  Kreis  und  Begrief  der  Krone  Polen 
enthalten  und  beschlossen  und  dies  wäre  das  einzige  Mittel  den  Ursprung 
alles  Hebels  und  alle  Kriege  aufzuheben,  dass  Preussen  einen  Erbherrn 
hätte,  welcher  aus  hocherheblichen  Ursachen  1.  K.  M.  und  die  Krone 
Polen  vor  einem  Oberherren  erkennet. 

Bei  solchem  dominio  immediato  der  Krön  hat  dieses  Land  Preussen 
unter  der  hochlöblichen  Regierung  des  Kurfürstlichen  Hauses  Branden- 
burg sich  über  136  Jahr  in  beständiger  Ruhe  und  Sicherheit  sehr  glück- 
lich und  wohl  befunden.  So  bald  in  die  Landesfreiheiten  einige  Ein- 
brüche   geschehen,    sind    dieselbe    durch    die   freie   und   freiheitliebende 


l)  Thorner  Friede  vom  19.  Oct.  1466  (Privilegia  Bl.  20*ff.). 
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diese  Alliance  und  gutes  Vernehmen  beider  hohen  Potentaten  umb  Um 
eigenen  Interesse  willen  lieber  zerstöret  als  erhalten  sehen  möchten, 
würde  es  an  Mitteln  nicht  ermangeln,  dergleichen  Ruptur  zu  veranlass«. 
E.  Ch.  D.  sind  ein  mächtiger  hoher  Potentat,  sie  wurden  alle  Den 
Erblande  angreifen,  Dero  mächtige  Alliierte  zu  Hülfe  nehmen,  sieh  bei 
dem  erlangeten  supremo  dominio  zu  mainteniren;  hingegen  stehet  der 
Krön  das  Land  allenthalben  offen;  sie  haben  so  viel  Vortheil  vor  sieh, 
so  viel  Tartaren,  Rosacken  und  audere  Völker  hinter  sich,  dass  sie 
Preussen  leichtlich  überziehen  und,  ehe  die  Hülfe  kombt,  zu  Grunde  ver- 
derben können.  Was  frembde  Hülfe  der  Bundesgenossen  ausrichten 
könne,  hat  auch  eben  in  diesem  Lande  der  Orden  allbereit  empfunden, 
in  deme  sich  derselbe  wegen  ausgebliebener  und  verweigerter  Hülfe  der 
Aliierten  an  die  Krön  Polen  ergeben  müssen.  Wollten  S.  Ch.  D.  gegen 
solche  Fälle  nicht  so  viel  als  gegen  auswärtige  Feinde  das  Land  mit  Krie- 
gesvölkern bewahren,  so  muss  es  eine  grosse  Anzahl  sein  und  dadurch* 
würden  die  Landeseinsassen  nicht  weniger,  als  durch  den  Krieg  selbst 
ruinieret  und  wann  also  der  Leib  und  die  Glieder  dahin  fallen  wird,  kann 
das  Haupt  allein  bestehen. 

Se.  Ch.  D.  haben  vermöge  denen  Landesverfassungen  dieses  Herzog- 
thumb  Preussen  hiebevor  cum  omni  jure,  dominio  et  potestate  ex  pactis 
von  der  Krön  erlanget  und  E.  E.  Landschaft  ist  ohne  das  schuldig 
E.  Ch.  D.  tanquam  domino  suo  hereditario  et  natural i  alle  Treue  Ehrer- 
bietung Gehorsam  und  unterthänigste  Diente  zu  leisten  schuldig,  ob- 
gleich das  directum  dominium  bei  Königl.  Maj.  und  der  Krön  Polen 
aus  hocherheblichen  Ursachen  bishero  verblieben.  Es  haben  Ew.  Ch.  I). 
und  Dero  löbliche  Vorfahren  die  standhalte  Treue  Dero  gehorsamen  Un- 
terthanen  zu  allen  Zeiten,  insonderheit  da  sich  dieselbe  von  dem 
immediato  dominio  der  Krön  freiwillig  abgegeben  und  in  approbatione 
Pacis  sich  dein  Hause  Brandenburg  bei  Marggraf  Albrecht  Zeiten  unter- 
würfig gemachet,  die  sie  bei  Exspirierung  derselben  fürstlichen  Linien  so 
inständig  umb  die  Belohnung  des  kurfürstlichen  Hauses  angehalten  und 
durch  die  Reversalen  sich  abermal  beständiger  Treue  dem  Kurfürsten 
Johann  Sigismund  und  dem  kurfürstlichen  Hause  Brandenburg  quoad 
utile  dominium  verbündlich  gemachet,  am  Allermeisten  aber  bei  diesen 
schweren  Kriegen  ausser  Zweifel  genugsam  erkannt. 

Dahero  Sie  gnädigst  geruhen  werden  den  erbärmlichen  ZustanJ 
reiflich  zu  considerieren,  darin  Dero  armen  Untersassen  geratheu  würden, 
wann  sie   itzo  den  Fundamontalverl'assungen  zuwider  ohne  ihre  Bewilli- 
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sten  Potentaten,  Kaisern  und  Königen  ohne  Abbrach  ihrer  Hoheit  gm 
gemein  und  E.  Ch.  D.  belieben  in  eben  denselben  Pactis  wegen  Lim- 
burg und  Bütow  von  Königlicher  Majestät  und  der  Krone  Polen  dv 
Lehn  holen  zu  lassen. 

Dieses  ist  unfeihlbar  gewiss,  dass  die  neuen  Pacta,  gemäss  weichet 
B.  Ch.  I).  Alles  nach  gegenwärtigem  Zustande  mit  E.  E.  Landschit 
gnädigst  einzurichten  entschlossen,  concornieren  das  Interesse  König). 
Maj.  und  der  Krone  Polen  [und  so  wenig  sie]  ohne  der  Stände  Bewilli- 
gung nach  Inhalt  der  theuer  beschworenen  Landesverfassungen  ober  deine, 
was  des  Herzogthums  Preussen  Zustand  betrifft,  schliessen  können,  eben 
so  wenig  und  noch  viel  weniger  kann  E.  E.  Landschaft  ohne  Conseoi 
der  Krön  in  deme,  was  ihr  hohes  Interesse  betrifft,  sich  in  einige  Hande- 
lung einlassen,  sondern  es  muss  Alles,  wo  es  seine  Kraft  erweisen  und 
Bestand  haben  sollen  unanimi  consensu  eorum,  quorum  intorest,  eingerich- 
tet und  beschlossen  werden. 

Es  geruhen  E.  Ch.  I).  gnädigst  zu  erwägen,  dass  E.  E.  Landschaft 
ihrer  unterthänigsten  Eide  und  Pflichte  von  der  Krön  Polen  noch  rar 
Zeit  nicht  rechtmässiger  Weise  entbunden,  nicht  durch  die  Tractaten  u 
Wehlau  oder  Bromberg,  weil  dieselbe  nicht  mit  Bewilligung  der  Stände 
geschlossen,  sondern  sie  vielmehr  gebeten  und  verhoffet,  E.  Ch.  D.  wurden 
sich  mit  der  Krön  in  den  alten  vorigen  Stand  gesetzet  haben,  nicht 
durch  Einführung  des  Oberappellationsgerichtes,  weil  E.  E.  Landschaft 
in  ihrer  ausgeführten  schriftlichen  Nothdurft  demüthigst  widersprochen 
und  sich  zu  Salvierung  ihres  Rechtens  an  die  Krön  Polen  auf  Allgemei- 
nem Reichstage  damals  allbereit  berufen,  nicht  durch  Commissarien,  weil 
dieselben  angesetztermaassen  nicht  erschienen,  sonsten  E.  E.  Landschaft 
vor  denselben  salvo  jure  ihr  Interesse  würde  deducieret  haben,  viclweni- 
ger  per  diploma,  welches  von  den  Kanzeln  publicieret,  denn  dasselbe 
erfordert  eine  ausdrückliche  vorgehende  Einwilligung,  Approbation  und 
Reversalen  derjenigen,  welche  ihres  Eides  entbunden  werden  sollen.  E. 
E.  Landschaft  ist  durch  solchen  Weg  an  die  Krone  Polen  nicht  kommen, 
sondern  per  spontaneam  deditionem  et  reeiprocam  sponsionem,  welche 
ohne  beider  T heile  Bewilligung  gemäss  alten  natürlichen  Rechten  nicht 
aufgehoben  wTerden  kann,  nihil  tarn  naturale,  quam  eo  modo  dissolvatur 
quo  est  colligatum. 

Es  muss  auch  E.  E.  Landschaft  sich  unterthänigst  bei  E.  Ch.  1).  be- 
klagen, dass  in  dero  Abwesenheit  sie  solcher  Entbindung  per  diploma 
wegen    übel   beschuldigter  Couventiculn,    Rebellion    und   Perduellion,   da 
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thumb  Preussen  ratione  directi  dominii  von  der  Krön  Polen  getraatf. 
dass  die  mediata  subjectio  als  der  einige  Grund  des  Landes  WollUrt 
aufgehoben,  dass  wegen  des  getrenneten  dominii  eben  wie  zu  des  Orte 
Zeiten  aus  unzählig  viel  Urabständen  in  diesem  Lande  über  lang  rit 
kurz  nichts  Anderes  als  Krieg  und  Unruhe  zu  besorgen,  dass  die  F» 
damentalverfassungen  dieses  Landes,  an  welche  auch  die  allerhöchiH 
Potentaten  eben  so  woll,  als  an  göttliche  und  natürliche  Rechte  verba- 
uen, indem  ohne  Zuziehung  der  Stände  über  denenselben  gehandelt  ■) 
des  Landes  Zustand  im  Fundament  geändert  gänzlich  hindangesett 
und  aufgehoben,  dass  alle  Landesfreiheiten  in  Religion  und  Profanaaekfl 
durch  die  neuen  Pacta  in  Zweifel  gesetzet,  dass  S.  Ch.  D.  bei  solches 
separato  Dominio  gegen  auswärtige  Feinde  und  auf  alle  Fälle  eine  groae 
Anzahl  Kriegsvolk  halten  und  das  Land,  welches  doch  aus  unzählig  fiel 
Ursachen  auf  keinen  Kriegsestat  fundiret  werden  kann,  solche  verpfleget, 
ja  gar  endlich  auf  einen  oder  andern  Weg  leichtlich  zu  Grunde  geha 
und  verboten  werden  musste. 

Weil  nun  E.  E.  Landschaft,  wo  sie  es  künftig  in  ihrem  Gewiss* 
und  der  lieben  Posterität  verantworten  sollen,  in  diesen  und  änderet 
hohen  Angelegenheiten  ihr  habendes  Recht  wegen  der  neuen  Pacta  bei 
Sr.  Ch.  D.  so  woll,  als  auch  bei  Königl.  Maj.  und  der  Krone  Polen  notk- 
wendig  beobachten  muss,  als  bittet  sie  unterthänigst  und  demüthigst 
E.  Ch.  D.  wollen  gnädigst  geruhen  dieses  unterthänigste  wollgemeinte 
Bedenken  dero  getreuen  Landständen  in  allen  Kurfürstlichen  Gnaden 
nicht  allein  woll  zu  erwegen  und  sie  in  denen  Punkten,  darinnen  sie 
durch  die  neuen  Pacta  in  Gefahr  gesetzet  und  zuwider  ihrer  Freiheiten 
graviret  worden,  gnädigst  zu  hören,  sondern  auch  in  Kurfürstlicher 
Hulde  und  Gnade  zu  vermerken,  wann  E.  E.  Landschaft  ihr  habendes 
Interesse  wegen  gemeldter  Pacten  gemäss  den  woll  hergebrachten  Lan- 
desverfassungen bei  Königl.  Maj.  und  der  Krön  Polen  auf  Allgemeinem 
Reichstage  durch  gewisse  Deputierte  aus  allen  Ständen  beobachten  unJ 
zu  ihrer  Nachkommen  Sicherheit  festzusetzen  suchen  werden.  Sie  ver- 
sichern E.  Ch.  1).  in  untertänigster  Treue,  dass  E.  E.  Landschaft  nicht 
gemeinet  durch  Beobachtung  ihres  Rechtens  im  Geringsten  dero  lamles- 
fiirstlicher  Hoheit  entgegen  zu  sein,  sondern  Alles  in  effectu  dahin  zu 
richten,  dass  unter  Dero  Ch.  1).  hoher  Nachkommen  hochlöblicher  Re- 
gierung E.  E.  Landschaft  in  beständiger  Ruhe  und  Sicherheit  bei  ihren 
wollhcrgebrachten  alten  Freiheiten  und  Landesverfassungen  erhalten 
werden  mögen. 
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Schwerin    an    den    Kurfürsten1).     Dat    Königsberg  17.  Jri 

1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Günstige  Stimmung  der  Landrätbe.    Unterredung  mit  Königsberger  Deputierte!: 
Auffassung  der  Souveränität  in  der  Bürgerschaft,  ihre  Obstinatheit.     Bessere  Geifr 

wankelhaften  Zustand  geratben  mochten".     Der  Stand  macht  ferner    „erweislich,  am 
anstatt  vorigmaligcn  Schutzes  und  Sicherheit,  die  sie  von  der  Krön  geniesseo  kons«, 
grosse  und  mehr  denn  drei  doppelt  so  viel  Unkosten  als  zuvorn  der  Krone  zu  Ko- 
sten nunmehro  bei  aller  Unsicherheit  anwenden  müssen,  dass  ferner  danneohera,  w 
Sie  durch  die  Pacta  erhalten,  mehr  eine  externa  species  einer  wahren  Hoheit  dum  eil  ! 
durchdringender  Glanz    einer   vollkümmlichen    und  vortheilbaftigen    hohen  Regienaf  \ 
sei4*.    Durch  eine  Wiederherstellung  der  polnischen  Scbutzherrschaft  —  anter  Henk» 
setzung  der  onera  feudalia  —  würde  insonderheit  das  feste  Band  vollkommenen  prta   ; 
Vernehmens  zwischen  Churf.  Durchlaucht  und  dero  treuen  Landesunterthanvn  je  mehr 
und  mehr  verstärket  und  verknüpfet.    (Nicht  aufgenommen.)     Der  Vorschlag,  du 
Deputation  nach  Warschau  zu  senden,  tritt  hier  zuerst  auf. 

Das  städtische  Bedenken  (den  beiden  andern  Ständen  übergeben  18.  Juni  16(1) 
beginnt  damit  hervorzuheben,  wie  unlieb  es  ihnen  sei,  „dass  nachdemmalen  hodat- 
gemeldte  S.  Ch.  D.  dem  Landtage  in  solbsteigener  Person  nicht  mit  beizuwohnen... 
vermögen,  durch  andere  dero  vornehmo#  Räthe,  denen  die  grosse  Noth  und  unsäglicher 
Jammer  dieses  armen  Landes  nicht  genugsam  bekannt  ist,  welche  auch  sonsten,  « 
die  von  der  Ritterschaft  und  Adel  in  ihrem  Hedenken  hochvernünftig  anziehen,  ii 
Preussiscbeu  Händeln  durch  solche  kostbare  Taxationen  vermöge  denen  RecesM 
dieses  Landes  woll  nicht  zu  gebrauchen  sein  möchten  (Üb.  Priv.  p.  145a,  152b),  Jim 
nicht  clausula  rati  et  grati,  sondern  ad  ratificandum  diesem  Landtage  seine  abhelflkk* 
Maass  zu  geben,  gnädigst  plenipotentiieret  und  nicht  vielmehr  dero  zur  Regierung 
verordneten  Herren  Oberräthen,  als  welche  der  abwesenden  hohen  Herrschaft  Statt- 
halter sein  und  einen  allgemeinen  Landtag  ausschreiben  können  (Hb.  priv.  p.  .V»',. 
denen  und  Niemanden  anderen  in  Abwesenheit  des  Fürsten  die  Administration  nni 
(.Hibernation  dieses  Ilerzogthumbs  Preusscu  anbefohlen  (p.  114  b.  143  b).  denen  allem 
künftigen  Cnheil  vorzukommen  oblieget  und  daferne  durch  dero  Nachsehen  und  Still- 
schweigen was  Schädliches  und  diesen  Landen  Nachtheiliges  einreisen  sollte,  K«"»nii*l. 
Maj.  es  ihnen  beimessen  will  (p.  M),  dieses  ganze  Werk  in  Händen  gestellet.  Mindert 
auch  noch  eben  dieselben  limitate  bevollmächtiget  wissen  wollen,  riahero  allem  Vt-r- 
muthen  nach  woll  nicht  anders  zu  schliessen,  als  dass  auch  eben  in  diesem  hoch- 
wichtigen ersten  Punkt  wenig  Frucbtharlichcs  erfolgen,  sondern  nur  die  Sache  aufge- 
halten, inzwischen  der  Reichstag  in  Polen  seine  Kndschaft  erreichen  und  diese  itjicf 
hochnöthige  Konsultation  fruchtlos  abgehen  dürfte."  Sie  citieren  für  das  Recht  drr 
Stände,  in  dergleichen  Angelegenheiten  befragt  zu  werden,  auch  einen  Revvis  Jo- 
hann Sigismunds  für  die  märkischen  Stände  (Cüstrin  11.  Juni,  Schepelitz  CoumM. 
Hrand.  P.  II.  I  5  u.  1),  in  dem  der  Kurfürst  sich  verpflichtet  „sich  in  keine  Verbünd- 
nis.se,  darzu  Sr.  Ch.  D.  Cnterthanen  oder  Landsassen  sollten  oder  müssten  gebrauchet 
werden,  .  .  .  ohne  Rath  und  P»e. willigung  gemeiner  Landräthe  zu  begeben.*  Sit*  I*- 
schweren  sich  über  die  bitteren  Früchte  der  Souveränität,  die  sie  bereits  haben 
schmecken  müssen,  die  Steuern  aller  Art,  zu  denen  .sie  herangezogen  worden  sind.  etc.  etc. 

')  Von  den  nun  folgenden  Berichten  Schwerins  an  den  Kurfürsten  ist  im  Allge- 
meinen zu  sagen,  dass  sie  ausser  der  Adresse  (A  Son  Altesse  Klectoralc  Monseigneur 
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andern  Städten  einkommen  inüsston.  Als  ich  ihnen  nun  gefraget,  warink 
sie  der  Bürgerschaft  nicht  vielmehr  angedeutet,  dass  nie  zu  Warsd» 
jetzt  nichts  mehr  zu  suchen  hatten,  ihre  Beschwerde  auch  allda  nick 
würde  angenommen  werden,  sagten  sie:  davon  wüssten  sie  noch  nichts 
es  wäre  ihnen  von  den  Kanzeln  etwas  abgelesen,  das  könnte  sie  aber 
ihres  Eides  nicht  entbinden,  besondern  das  müsste  durch  polnische  Com- 
missarien  geschehen,  worauf  sie  auch  wären  vertröstet  worden.  Leber 
dem  könnten  sie  nicht  glauben,  dass  E.  Ch.  D.  Meinung  bei  der  Soofe- 
ränität  sein  würde,  dass  wann  etwas  wider  ihre  Privilegia  geschehet 
sollte,  sie  darüber  zu  Warschau  nicht  klagen  möchten,  denn  auf  solch« 
Fall  wären  sie  ja  umb  all  ihre  Libcrtät  und  Privilegia,  denn  obschoo 
E.  Ch.  I).  allezeit  gute  resolutiones  ertheileten,  so  wurden  sie  doch  allhw 
nicht  exequieret,  darumb  müssten  sie  ja  einen  Nachdruck  haben,  und 
dergleichen  brachten  sie  gar  viel  vor,  jedoch  alles  mit  guter  Bescheiden- 
heit und  hohen  Betheuerungen,  dass  sie  E.  Ch.  I).  die  Souveränität  gerne 
gönneten,  wann  nur  ihre  privilegia  in  salvo  blieben.  Ich  habe  ihnen 
hierauf  die  Nothdurft  weitläufig  vorgestellet,  sie  E.  Ch.  D.  gnädigsten 
Intention  wegen  der  Privilegien  versichert,  den  Irrthumb  wegen  der  pol- 
nischen Kommissarien  benommen  und,  dass  sie  nun  ihres  Eides  auf- 
schlagen wären,  gewiesen.  Ich  habe  aber  doch  eine  grosse  Obstination 
bei  ihnen  gespüret  und  haben  sie  insonderheit  die  Abschaffung  der  Accfee 
und  Anlage  sehr  urgieret.  Der  kleinen  Städte  Deputierte  habe  ich  auch 
bei  mir  gehabt,  welche  sich  viel  besser  erklärten,  versprachen  auch,  sie 
wollten  sich  in  den  widerwärtigen  Dingen  mit  den  Städten  Königsberg 
nicht  conjungieren,  hoffen,  K.  Ch.  1).  würden  sie  ohne  das  wohl  bei  ihreu 
Privilegiis  schützen. 

Wie  ich  diese  Tasje  bei  dem  Herrn  Kanzler  war  und  ihm  E.  Ch.  P. 
Interesse  bei  diesem  Landtage,  recommendierte,  versprach  er  zwar  sehr 
hoch,  dass  er  bis  in  seine  (mibe  den  Namen  eines  getreuen  und  gehor- 
samen Dieners  mitnehmen  wollte,  dabei  aber  brach  er  ernstlich  in  viele 
Klagen  los,  1)  dass  E.  Ch.  I).  ihm  nicht  traueten,  es  wären  hie  gar 
viele  Leute,  die  es  mit  ihren  Ohren  gehöret,  wie  E.  Ch.  1).  so  übel  von 
ihm  geredet,  insonderheit  sagte  er  viel  von  einem  Diskurs,  den  E.  Ch.  D. 
mit  der  Herzogin  von  Kurland  gehalten  haben  sollen,  welches,  wie  ers 
gar  nicht  verbarg,  ihm.  gar  tief  zu  Herzen  gehet,  hätte  auch,  sagte  er. 
die  Effecten  genugsamb  davon  gespüret:  2)  dass  man  seinem  Rath  gar 
nicht  folgen  und  zu  anfangs  der  Souveränität  ein  wenig  Moderation  ge- 
brauchen wollen.    Es  wäre  hier  ärger  zugangen,  als  wann  der  Feind  im 
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wäre  er  zufrieden.  Ich  sagte,  es  wäre  solches  nach  Gottes  Wort  mi 
dem  Landrechte  eingerichtet,  jedoch  sollte  etwas  dabei  zu  erinnern  MB 
und  die  Stände  kämen  damit  ein,  so  würden  E.  Gh.  D.  sich  gern  gM- 
digst  erweisen. 

Nunmehr  haben  die  Stände  die  Schrift  eingegeben,  die  Herren  Ober- 
räthe  lassen  sich  mit  belieben,  eine  Conferenz  mit  ihnen  zu  halten,  «b 
sie  könnten  anders  informieret  und  dahin  gebracht  werden,  solche  wieder 
zurück  zu  nehmen.  Sie  wollen  darin  beweisen  1)  dass  die  Souveränität 
E.  Ch.  D.  schädlich  sei,  2)  Niemand  bestehen  könne,  3)  dass  sie  auch 
noch  nicht  richtig  bei  Polen  und  bitten  demnach  4)  dass  sie  auf  dei 
Reichstag  schicken  mögen.  Bei  der  Conferenz  soll  E.  Ch.  D.  Intere&t 
wohl  in  Acht  genommen.  Bei  diesen  Verrichtungen,  gnädigster  Herr, 
und  dass  ich  bisher  alle  Tage  die  Stände  tractiere,  dabei  auch  noch 
weiter  continuieren  will,  weil  ich  gewiss  spüre,  dass  es  zu  E.  Ch.  D. 
Dienst  gereichet,  ist  mir  noch  unmüglich  gewesen,  das  begehrte  Beden- 
ken aufzusetzen,  bitte  unterthänigst  solches  in  keinen  Ungnaden  zu  ver- 
spüren   


Aus  dem  Protokoll  der  Oberrathstube.     Ausgegeben  21.  Juni 

1661. 

R.  (>.  RR.  3.  —  Kon.  668  I. 
[Zurückweisung  der  ständischen  Argumente  gegen  die  Souveränität.] 

16G1.  Der  Kurfürst  wird  gern  von  dorn  Hanke  der  Stände  vernehmen,  auch  nicht 

-1.  Juni,  üiioi  vermerken,  dass  die  Stände  nach  der  Erlangung  der  Souveränität  noch 
von  ihren  Verfassungen,  Privilegien,  Rechte  und  Freiheiten  sprechen.  Man  ver- 
merket aber  ungern,  was  E.  E.  L  für  „Desidorata.  Beisorgen  und  kuminerhafte 
Gedanken*  über  die  Souveränität  äussere,  seit  deren  Erlangung  doch  thatsach- 
lich  noch  nichts  mit  dem  Landtage  verhandelt  worden  ist. 

Dass  die  Stände  bei  den  Verhandlungen  nicht  befragt  worden  sind,  ist 
daraus  hinlänglich  zu  erklären,  dass  die  Negotiationen  mit  Polen  nicht  öffentlich 
geführt  und  an  die  Stände,  «denen  kein  Unheil  an  den  Hals  zu  werfen*,  gebracht 
werden  durften,  weil  damals  die  Schweden  noch  in  viel  zu  bedrohlicher  Posi- 
tion standen.  „Sonsteii  erinnern  S.  Ch.  J).  sich  gnädigst,  welch  ergestalt 
bei  der  schwedischen  Irruntion,  da  summa  rerum  periclitierte,  die  aus 
den  Ständen  anwesenden  Patrioten  nach  seihiger  Zeit  Gelegenheit  mit 
Schweden  zu  tractiren  inständigst  sollicitiret;  hernach  auch  da  es  mit 
den  schwedischen  Waffen  eiue  ganz  andere  Gestalt  und  fast  schlechten 
Zustand  gewonnen,  eben  sie  die  meiste  der  Stände,  umb  mit  Polen  zu 
tractiren,  ihr  gehorsambst  angelegen  und  als  Tractaten  selbst  an  die  Hand 
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so  viel  besseres  und  festeres  Vernehmen  gesetzet,  als  da  bei  dorn  nexa  fesü 
eine  merkliche  Inaequalität,  welche  zu  Missverstiiudniss  die  näheste  GelegeaH 
gewesen.  So  aber  gleiehwoll  auch  hei  der  Acqualität  in  gegenwärtigem  foedn 
und  bei  der  Souveränität  dieses  Incomuiodum  n ec ossär iu in  der  Assistenz  w 
1500  Mann  vor  ein  mehrer  Beschwerden,  als  vorhin  bei  dem  feudo  die  hundert 
Lehnpferde  und  der  Canon  von  E.  K.  Landschaft  erachtet  wird,  ist  ja  denelta 
nicht  unbekannt,  dass  S.  Ch.  1).  von  dem  Allerhöchsten  mit  vielen  anfai 
stattlichen  Landen  mehr  begäbet  und  nöthigcnfalls  solche  Mannschaft  dura 
nehmen  könnten,  oder  anderweit  werben  lassen  können."  Die  Mitte.]  dafür 
würden  nur  mit  der  Bewilligung  der  Stände  aufgebracht  werden. 

Die  immediata  subjeetio  hat  den  Vortheil,  „dass  die  Devotion  und  Aftc- 
tion  der  Unterthanen  nicht  auf  zwei  Theile  dissipiret,  an  einem  leicht  wank« 
und  viel  lncommoda  auf  das  Land  und  nach  sich  ziehen  kann.  Die  Privileg« 
sollen  nicht  gemindert  werden.  Vor  auswärtigen  Feinden  ist  man  jetzt  n«fc 
mehr  gesichert  als  zuvor,  da  nicht  bloss  das  Bündniss  mit  Polen  besteht.  wc- 
dem  auch  andere  Allianzen  nunmehr  so  viel  freier  geschlossen   werden  können." 

Wenn  sie  bei  dem  Gedanken  eine  Deputation  nach  Warschau  zu  schicken 
noch  fernerhin  bleiben  werden,  wird  das  der  Kurfürst  ungnädig  vermerken. 
Man  siehet  auch  dieses  Orts  nicht,  wie  die  Stände  ohne  höchste  Offen- 
sion  Sr.  Ch.  D.  und  mit  einigem  verhelfenden  Effect  solche  Abschickung 
thun  könnnten.  Denn  wollten  sie  alldort  nur  die  Procedur  bei  <iieMio 
Pacten,  dass  ihr  Consensus  nicht  requiriret,  approbireu  und  dann  ob  und 
wie  sie  von  der  Krön  entbunden  würden,  würden  sie  dadurch  die  Pacta 
nicht  invalidiren.  Wollten  sie  sich  auch  ihrer  Privilegien  alldort  de 
novo  versichern,  suchten  sie  zwar  einen  Ort,  da  man  ihnen  keine  Privi- 
legia  geben  könnte,  S.  Ch.  1).  aber  dürften  in  dero  hochlöbl.  Intention 
durch  dergleichen  Beginnen  gehindert  und  geändert  werden.  Wollten 
sie  auf  einen  andern  Fall,  dass  sine  scitu  aut  consensu  sie  als 
Leibeigene  nicht  vergeben  werden  möchten,  sich  versichern  lassen. 
Solches  haben  sie  glücklicher  und  mit  mehreren  Nachdruck  unter  der 
hohen  Conduite  und  Autorität  Sr.  Ch.  I).  zu  negotiiren.  Der  Kurfiir>t 
lüsst  *ie  versichern,  dass  er  für  ihr  Interesse  in  den  Verträgen,  insbesondere 
bezüglich  der  Religion  sorgen  wird.  Kinen  Erfolg  werden  sie  in  Polen  nicht 
haben  „gestalt  bereits  einige,  die  sich  vor  Anderen  präeipitieret  und  dergleichen 
Vorhaben  an  einige  Herren  Senatoren  gebracht,  vielleicht  es  bereit  werden  em- 
pfunden haben.  Sie  würden  Schimpf  und  Spott  haben,  die  Unkosten  war«-:) 
vergebens  aufgewandt,  „S.  Ch.  1).  als  die  dermnassen  hindangesetzet  und  derer 
Kstat  mächtig  dadurch  würde  labefactirot  werden  wollen,  würden  mächti-'  irri- 
tiret  und  anstatt  dessen,  dass  Sie  itzo  zu  allen  (Jnadcnbezeuimn«ren  rsicli1  *• 
willfährig  offerieren,  anders  nicht  als  eine  ewige  Ungnade  auf  das  Land  werfen 
können.  —  Die  Stände  werden  ermahnt,  sich  allen  weiteren  Libellirens  zu  ent- 
halten und  zur  Berathung  der  übrigen  Proposition^punktc  zu  schreiten. 
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mittel  nicht  geholfen  werden  kann.  Zudem  seiud  die  notbigste  ml 
nähe>te  Stücke  allhie  bei  der  Residenz  versetzet,  also  dass  E.  Ch.  ft, 
wann  >it-  hin  kommen  >ullten.  schweren  Hofstaat  würden  zu  fuhren  habet. 
Ich  habe  die  Herren  Oberrat  he  fleissig  erinnert,  die  Untersuchung  der 
versetzten  Stucke  fortzusetzen,  sie  erwie>en  sich  auch  wohl  willig  daa. 
nur  alleiu  vermeineu  >ie,  man  würde  bos>er  mit  den  Pfand iuhmbern  fort- 
kommen können,  wenu  auf  dem  I*andtage  eine  gewisse  Verordnung  ^ 
machet  würde,  wie  viel  den  creditoribus  passiret  werden  sollte  und  Jahn 
wollten  sie  sich  treulich  bearbeiten,  dass  >olches  geschehen  >ollte.  Ick 
habe  mir  von  dem  Kammermeister  ein  Verzeichnis*  von  den  versetzt« 
Stücken  machen  lassen,  die  Summe  beläuft  sich  auf  14  Tonnen  liuU« 
Kthr.  an  Capital,  überdem  soind  ein  Haufen  Schulden  an  Besoldung«! 
und  deponierten  (ieldern.  welches  bei  E.  Ch.  D.  Anwesenheit  auf^enoinma 
seind  und  de»halb  viel  Ueberlaufens  geschiehet. 

Die    vergangenen  Tage    bekam    ich    die   Nachricht,    dass    der  Herr 
tieneral  Kalck  stein  mit  Sohn  bei  die  Ritterschaft  gekommen  und  «ier- 
selben  sehr  gerat hen.  nach  Warschau  zu  schicken  mit  Versicherung,  di* 
sie  daselbst  gut  Gehör  bekommen  würden  und  wollte  er  das  tield  iiizt 
herleihen.    Ich  habe  darauf  ihm  zugeredet,  dass  ich  fürchtete,  es  würde 
solches  vor  E.  Ch.  1).  kommen  und  ihm  zu  grosser  Uugnade  gereichen. 
Da  hat  er  es  nun  wühl   auf  solche  Art   nicht   gestehen    wollen.    sun-iera 
nur  ge>aget.  waun  die  Stande  nicht  content  einem  \\>u  E.  Ch.  D.  bekimec 
so  müssteu  >ie  schicken  urul  danu  wullte  er  selbst  hin.     Er  hoffte  at-er. 
E.  Ch.  D.  würden  in  den  privilegiis  nichts  ändern  und   ihm   nur  zeigen, 
wie  sie  und  ihre  Posterität  gesichert  sein  kannten,  wollte  vou  mir  wis-t: 
ob  E.  Ch.  1.).  nicht  auf  den  einigen  Fall  nur  lei  ien  köunten.  da»  IM« 
Schiedsmann    wäre,    wann    zwischen  E.  Ch.  D.    und  den   Stauden  Sirei: 
über  die  |»rivilegia  vorfiele.     Ich  sehlug  ilini  >olches  glatt    ab   uud  sag;:, 
das  wärt-  gar  nicht  nüthig  und  zeigete  ihm  anderer  Lande   Exempel.   ^ 
man   ohne   dergleichen  Superioren  doch    wohl   zurechte    kommen    könc:< 
Er   vermahnte    mich    sehr.    E.  Ch.   D.    in  Zeiten  zu  rathen.    den   Staii-.ir: 
ein  gutes  Expedient  vorzuschlafen,  denn  in  Un>icherheit  wollten  sie  nicj*. 
sein,  erbot  sich  sonst  aufs  Neue  vor  E.  Ch.  D.   Alles  zu  thun.    Her  So-tf 
ist  wieder  nach   Warschau.     Ich    habe    ihn   zuvor  sehr  vermahnet.    da>* 
er  sich  in  Acht  nehmen  und  solcher  Reuen,  als  er  bisher   geführet,  ent- 
halten   möchte,    denn  E.  Ch.  D.    e!  führen    Alle>    wieder    und    die  PoI-.-r 
lie»en  Ihr  alle>  wissen,   was  er  -a_:te.     AI  er   ich    kann   E.   Ch.    1).  wvbi 
keine  Hoffnung  machen,  dass  eis  unterlagen  werde. 
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etwas  mehr  wird  zureden  und  zeigen  müssen,  dass  E.  Ch.  D.  diese  Sieb 
weiter  nicht  disputieret  wissen  wollen.  Die  kleinen  Städte  haben  nkk 
versichert,  dass  im  Fall  die  Uebrigo  länger  continuieren  sollten,  die  So» 
verainite  anzufechten,  so  wollten  sie  sich  von  ihnen  in  dem  Punkt  ab- 
sondern und  ihnen  aperte  contradicieren  i). 


P.  s. 

[Schein vorschlage  und  wirkliche  Forderungen  der  Landräthe.     Verhandlung  mit  ei 
Führer  der  Kunigsbcrger  Opposition.     Halsstarrigkeit  der  Prediger.] 

Auch  berichte  ich  unterthänigst,  dass  ich  heute  verschiedene 
den  Land  rät hen  gesprochen,  von  denen  ich  wohl  so  viel  verstehen,  d 
sie  sich  in  dem  Punkt  der  Souverainite  bald  fügen  werden,  wiewohl  bei 
der  Ritterschaft  und  Städten  noch  urgiret  würde,  des  falls  fernere  Instant 
zu  thun.  Aber  sie  würden  dabei  noch  unterschiedene  modos  asseeunv 
tionis  vorschlagen.  Als  mir  nun  dieselbe  eröffnet  wurden  und  ich  befand, 
dass,  wie  subtil  sie  gemachet  wurden,  dennoch  alle  auf  die  Protection  ?<■ 
Polen  hinaus  liefen,  habe  ich  ihnen  dazu  alle  Hoffnung  beschnitten  ond 
gesaget,  sie  würden  E.  Ch.  1).  mit  solchen  unziemblichen  Anmut  hen  mir 
zur  Ungnade  bewegen  und  doch  nichts  mit  ausrichten.  Einer  sagte  mir 
darauf  im  Vertrauen,  sie  würdens  ihnen  vorstellen,  damit  sie  nicht  be- 
schuldiget würden,  als  hätten  sie  etwas  verabsäumet,  würden  sich  aber 
endlich  aecommodieren.  Hierauf  aber  würden  sie  feste  bestehen;  1.)  da» 
E.  Oh.  1).  ihnen  ein  Koversal  geben,  weil  vor  dieses  Mal  wider  ihre 
privilegia  ohne  ihr  Vorwissen  über  den  statum  des  Landes  wäre  gehan- 
delt worden,  dass  dergleichen  hinfüro  nicht  mehr  geschehen  sollte,  weil 
sie  sonst  allezeit  zu  ihrem  höchsten  Nachtheil  wieder  verhandelt  werden 
könnten:  2.)  dass  E.  Ch.  1).  sich  auch  bemüheten,  ihnen  bei  Polen  ein 
gleichinässiges  Reversal  zu  verschaffen  und  8.)  bei  Polen  ein  Diploma  n 
erhalten,  dass  wann  der  Casus  devolutionis  erfolgen  sollte,  welchen  der 
höchste  Gott  in  Gnaden  abwenden  wolle,  die  Krön  die  Stände  bei  der 
Religion  und  Privilegien  erhalten  wollte,  denn  wras  desfalls  in  den  pactis 
enthalten,  thäte  ihnen  kein  Genügen.  Ich  habe  ihnen  auf  die  zwei  ersten 
Punkte  geantwortet,  dass  sie  desfalls  die  Xothdurft  suchen  würden,  E. 
Ch.  1).  würden  sich  gewiss  darin  gnädigst  und  landesväterlich  erweisen, 
als  welche  ihuen  keine  Unsicherheit  gönneten,    was  das  dritte  angieu$e, 

')  Die  Antwort  des  Kurfürsten  (Dat.  Cleve,  (>.  Juli   1(561,   ungezeiebnetes  Concepi 
von  Jenas  Ilaiid)  ist  abgedruckt  bei  Orlich  111  S.  70 f. 
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gewandt,    sie  hallen  meine  Frau  vor  reformiret,    weil    sie  ihnen  nieki 
Allem  Recht  geben  will. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg   1.  Juli  U 

Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Conferenz    zwischen    Ober-    und    Landrät  hon    über   die    Souveränität.      SteÜHf 
Landrfithc.     Zurückweisung  der  Königsberger  Prediger.     Inhalt  der  ständisches 
Privates    Verhalten    der    Magistrate    und    der    Ritterschaft    zu    Schwerin.     Ihn 

schauungen.     Pest.     Misswachs.] 

1G61.  Wie  vergangen  die  Post  abgegangen  war,  hatten   die  Landräthe  fl 

Conferenz  mit  den  Herren  Oberrät hen  begehrt  und  ob  sie  es  zwar« 
ausdrücklich  gesaget,  so  haben  sie  doch  woll  so  viel  zu  verstehen  gtf 
ben,  dass  sie  gerne  allein  mit  ihnen  sein  wollen,  die  Oberrat  he  steVfej 
es  aber  in  mein  Belieben,  damit  sie  nun  nicht  davor  halten  möchten,  & 
wenn  ich  ihnen  gar  nicht  traute,  so  habe  ich  geschehen  lassen,  di$* 
allein  zusammengekommen  sein,  weil  ich  doch  alles  erfahren  könn* 
gestalt  sie  mir  dann  nicht  allein  insgesamt  referiret,  was  daselbst  v* 
gegangen,  besondern  auch  von  meinen  Contidenten  aus  jenem  Colkp 
mir  ausführliche  Erzählung  von  allem  Verlauf  geschehen.  Die  Heim 
Landräthe  haben  alle  Argumente,  die  man  erdenken  kann,  wider  & 
Souveränität  hervorgebracht,  die  Oberräthe  aber  haben  dieselben  refutiwt 
Insonderheit  hat,  man  dieses  sehr  urgiret,  dass  dergleichen  pacta  ok* 
Consens  der  Stände  nicht  geschehen  können,  zuletzt  haben  sie  sich  fr 
geben,  doch  wohl  mehr,  weil  sie  sagen,  dass  es  nicht  anHers  sein  könnte, 
denn  dass  sie  es  an  ihm  selbst  vor  billig  und  recht  crmessen  sollt«. 
Jedoch  würden  sie  unterschiedliche  Mittel  ihrer  Sicherheit  halber  vor- 
schlagen, welche,  wie  ich  verstehe,  sehr  hart  und  der  Souveränität  pr 
entgegen  sein  sollen.  Die  Schrift  haben  sie  fertig  und  wird  vielleictl 
noch  vor  Abgang  der  Post  übergeben  werden.  Und  weil  ich  von  mein« 
(■onfidenten  vernommen,  dass  darin  sehr  viele  harte  und  anzüglich* 
Dinge  waren,  so  habe  ich  den  Herren  Landvogt  zu  mir  erbeten  und  ihr 
gezeiget,  dass  sie  damit  dem  Lande  einen  schlechten  Dienst  thäten.  dem 
K.  C-h.  D.  würden  dadurch  so  irritiret  werden,  dass  der  gute  gnädig 
Vorsatz,  den  sie  hätten,  geändert  werden  dürfte.  Er  gestand  selber,  dafc 
die  Schrift  hart  wäre,  bat  aber,  ich  möchte  es  aufs  Beste  bei  E.  Ch.  !'• 
entschuldigen,  denn  sie  miissten  etwas  der  Verantwortung  halber  bei  dtf 
Uebrigen  und  bei  der  Posterität  thun.  Auch  wären  die  Landräthe  seht* 
bei  den  Ständen  in  grossem  Verdacht  (welches  gewiss  wahr  ist)    darunb 
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Die  Landräthe  aber  und  von  der  Ritterschaft  kommen  alle  Ml 
zeiten  zu  mir  und  bezeigen  sich  sehr  devot.     Gestern    zu  Mittag  ia 
ein  ganz  Teil,    welche  ein  Glas  darauf  austranken,    dass   sie  demehi 
aus  dem  Fenster  werfen  wollton,  der  wider  E.  Gh.  D.   sein  würde.  Wi 
ich  uun  obige  Puncto  aushebe,  dass  die  wohl  nicht  vor  E.  Ch.  D.  win 
betheuerten    sie    hoch,    dass  es  alles  vor  Ew.  Ch.  D.    und   der  eigaa 
Posterität  Restes  und  Sicherheit  wäre  und  vermaassen    sich   hoch,  te 
sie  os  nicht  anders  verständen.   —  Die   Magistratspersonen  an*  4i 
Städten  entschuldigen  sich  damit,    wenn  ich  ihnen  ihre  Härtigkeit  In- 
halte,  dass  E.  Ch.  I).  Herr  Vater  hochscl.  Angedenkens   eine  Berahmn| 
gemachet,  mittelst  deren  sie  verbunden  wären,  der  Bürgerschaft  alles  vi 
jedes    vorzutragen    und  ohne  ihren  Conscns  nichts   zu    thun.     Ich  od» 
woll  bekennen,  dass  es  sehr  ärgerlich  ist,  dass  allen  Bürgern  all  hier  fr 
Landtagspuncte  müssen  vorgetragen  werden  und  giebt  es  daher  wol  gros« 
Diflicultäten,    etwas    geschwinde    durchzutreiben.     Die  Pest    nimrnbt  a 
Städten  und  welches  das  übelste  ist,  auf  dem  Lande  sehr  zu  und  vew 
nicht,  ob  wir  nicht  endlich  von  hinnen  auf  einen  andern  Ort  müssen.  S* 
ist  auch  ein  grosser  Miss  wachs  zu  besorgen,  das  Wintergetreide  steht  ö 
den  meisten  Orten  elender,    als  ichs  meine  Tage  nicht  gesehen  und  & 
wenigsten  die  Saat  würden  bekommen  werden,  welches  dem  vicleu  Was* 
zugeschrieben  wird.    Und  jetzo  ist  eine  so  continuirliche  Hitze,  dass  w«b 
der  liebe  Gott  nicht  bald   einen  Regen  giebt,    die  Gerste,    welche  schrf 
ganz  gelb  ist,  auch  ganz  darauf  gehen  dürfte. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg   1.  Juli  1661. 

Ki^enhandige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
I Alternative  für  die  Politik  de>  Kuifiir>tcn :  entweder  Polen  oder  die  Stande  zu  Mr> 
digi'ii.      l-iiduirlifüliil»arki'it    einiger  Punkte    der  Instruction.      Mis^trauen    wegra  Er- 
neuerung der  r<»ntiil>ution.      Wiedereinlösunir  der  Aemter.     Heligionssachen.     I."nicr- 
sieht iirkeit  D.  1  heiers.     Landoherster.      Verhalten  gegen   Polen.] 

ir.til.  Wann  ich  überlege,  wie  E.  Ch.  D.  Sachen  in  Polen   stehen  und  *i< 

1-,]uh-  man  daselbst  einig  und  allein  dahin  trachtet,  entweder  E.  Ch.  1).  Freund- 
schaft gänzlich  und  vollkominentlich  versichert  zu  sein  und  wegen  Elfe 
bessere  eonditiones  zu  haben,  oder  allhie  unter  der  Hand  die  Stande  iu 
aniiniren  und  denensclhen  HulVuung  der  Protection  zu  lassen  und  -lini 
ferner  betrachte,  wie  die  Stände  allhie  in  einein  erschrecklichen  Misstrauen 
stecken,  dass  K.  Ch.  1).  sie  fimb  ihre  jnivilegia  und  Freiheit  zu  bringen 
gedenken    und  dannenhero.    wann  sie  sich  schon  jetzt  der  Souveränität 
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trihution  sehr  misstrauend,  sagen,  man  wolle  nur  ein  paar  Monate  vor- 
beigehen lassen  und  sie  hernach  wieder  wie  vorhin  tradieren,  denn  wann 
E.  Oh.  D.  solches  nicht  in  Willen  hätten,  würden  Sie  ja  Heber  die 
Völker  jetzt  abdanken,  weil  keine  Gefahr  vorhanden;  dann,  dass  Sie 
dieselbe  ihre  eigene  Aompter  noch  mehr  vorderben  Hessen,  dabei  thun 
sie  allemal  grosse  Versicherung,  dass  wie  sie  es  von  Grund  ihres  Herzen* 
boklageten,  dass  E.  Ch.  I).  von  allem  dem  grossen  Gelde,  so  sie  gege- 
ben, nichts  gobossert  und  es  gerne  verschmerzen  wollton,  wann  sie  es 
nur  zu  ihrem  Nutzen  bekommen,  also  wollen  sie  von  Herzen  gern  E. 
Oh.  1).  ferner  unter  die  Arme  greifen,  damit  Sie  ihre  Aempter  wieder 
einlösen  könnton,  wenn  nur  E.  Ch.  I).  ihnen  ein  wenig  Kespit  Heroen  und 
sie  nur  sagen,  dass  E.  Ch.  I).  sich  selbst  helfen  und  die  unnöthige  Völker 
und  Bestallungen  abschaffen  wollten,  werfen  immerhin  vor,  man  berichte 
E.  Oh.  1).  nicht  recht  den  Zustand  des  Landes,  schreien  auch  öffentlich 
Rache  über  diejenigen,  welche  denselben  verschweigen. 

In  der  Religion  hoffe  ich  nächst  göttlicher  Hilfe  ziemlich  zarechte 
kommen,  wobei  mein  unmaassgeblicher  Rath,  dass,  was  man  auf  einmal 
nicht  haben  kann,  man  fernerer  Gelegenheit  erwerben  muss.  E.  Ch.  U. 
erinnern  sich  gnädigst,  dass  Sie  es  auch  schon  vor  der  Souveränität  viel 
weiter  damit  gebracht,  als  es  gewesen,  also  haben  Sie  nicht  zu  zweifeln, 
der  höchste  Gott  werde  mit  der  Zeit  und  allgemehlich  seinen  Segen  zu 
mehrer  Ausbreitung  geben,  Alles  aber  auf  einmal  zu  fordern  dürfte 
schwer  daher  gehen,  Herr  I).  Dreier  dürfte  grosse  Anfechtung  leiden  und, 
ob  zwar  seine  Intention  sehr  gut  ist,  er  sich  auch  genugsamb  explicieret, 
so  ist.  es  doch  gewiss,  dass  er  öfters  solche  Reden  gebrauchet,  die  grosses 
Nachdenken  geben.  Neulich  hat  er  kegen  einen,  der  katholisch  gewesen 
und  lutherisch  geworden,  gesagt,  er  könnte  unter  den  Katholischen  in 
Einfalt  des  Glaubens  auch  wohl  selig  werden,  welches  ihm  über  alle 
Maassen  übel  genommen  wird,  nicht  dass  mein  die  Regul  disputiret, 
sondern  dass  er  diesen  Menschen  gleichsam  verwiesen,  dass  er  katho- 
lisch geworden  und  dass  er  nun  wieder  hinziehen  dörfe.  Ich  habe  ihm 
sehr  zugeredet,  es  scheint  aber,  dass  er  seiner  Zungen  nicht  allzeit 
Meister  sei. 

Auf  den  Landesobersten  werden  sie  unbeweglich  stehen  und  hielte 
ich  uninuassgehlich  davor,  wenn  die  Macht  und  Instruction,  so  er  ex 
pactis  hat,  geändert  wird,  wohin  es  denn  wohl  könnte  gebracht  werden 
und  K.  Oh.  I).  Ihre  reservierten,  demselben  die  Instruction  ihrem  Belie- 
ben nach  zu  geben,  auch  auf  den  Fall   der  Noth  andere  Geueralcs  und 
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duximus,  ut  non  solum  talibus  fidem  dod  adhibeant,    verum  eos  im\ 
coerceant  reprimantque. 

Quae  onim  mens  nobis  inservandis  utrinque  pactift  sit,  id  ipal 
durante  etiamnum  bello  Svetico,  in  iis  quae  tum  temporis  pmü 
poterant,  probatum  reddidimus  delato  imprimis  Saae  Serenitati  i 
relaxatione  omnium  ducatus  incolarum  a  iuramentis,  homagiisque  pri»| 
bus  nobis  et  antecessoribus  nostris  stante  nexu  feudali  praestitis  sopm 
directoque  dominio,  datisque  in  possessionem  Lawenburgensi  et  BfitoMr 
districtibus.  In  reliquis  etiam,  quae  ad  Executionem  deducenda  sunt,  U 
imprimia  agimus,  quo  omnia  ex  communi  voto  quam  primum  defcü 
possint. 


Schwerin  an  den  Kurflirsten.     Dat.  Königsberg  8,  Juli  1661 

Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Verhalten  der  Stände.     Beschaffung  eines  neuen  königlichen   Diploms  für  die  Haft- 
entlassung.   Gesinnung  der  Oberrüthe  im  Punkt  der  Souveränität  gut,    in  Bezog  d 

Verfassungsfragen  nicht  durchaus  zuverlässig.] 

1661.  Er  hat  die  Stände  noch  weiter  bearbeitet  und  soviel  erreicht,  dass  sie  ÜR 

8.  Juli.  Schrift  doch  wieder  in  Deliberation  genommen  haben,  wobei  es  unter  d» 
sämmtlichen  Ständen  harte  Dispute  gegeben  hat.  Sie  sind  noch  nicht  eint 
Er  will  mit  seinen  Remonstrationen  fortfahren,  seine  Vorstellungen  werden  «ci 
von  den  Meisten  wohl  begriffen,  von  den  Städten  Königsberg  aber  und  einei 
Theil  der  Ritterschaft  (denn  die  Landräthc  sind  bis  auf  einen  sehr  risoe- 
nabel)  wird  noch  immer  fest  behauptet,  sie  müssten  jetzt  ihre  Libertat  in  Afk 
nehmen  und  desfalls  nichts  ansehen,  wobei  gewiss  ein  Theil  gar  harte  Reden  fühlt 
Ich  hoffe  deimoch,  wenn  ja  diese  Schrift  nicht  nach  E.  Ch.  D.  Gefall« 
würde  eingerichtet  werden,  das*  sie  dennoch  durch  die  Antwort  zu  an- 
dern Gedanken  sollen  gebracht  werden,  insonderheit  weil  die  Zeitung 
von  Warschau  besser  beginnen  zu  klagen.  Als  die  Stände  auch  bisher 
darauf  fest  bestanden,  dass  sie  noch  nicht  recht  ihres  Eides  erlassen 
und  dass  das  königliche  diploma  alt.  wäre,  nicht  zu  rechter  Zeit  zu  ihrer 
Wissenschaft  gebracht  und  man  nicht  wüsste,  ob  der  König  und  die  Re- 
publik noch  bei  selbigen  Gedanken  wären,  so  habe  ich  an  Fürst  RadziviH 
und  unsere  Gesandten  geschrieben  und  ihnen  an  die  Hand  gegeben,  wie 
sie  jetzt  ein  Diplom  auf  gegenwärtigem  Reichstage  ausbringen  könnten. 
Sie  haben  zwar  anfänglich  desfalls  grosse  Furcht  gehabt,  auf  meine 
Instanz  aber  haben  sie  es  gewaget,  solches  erhalten  und  mir  zugeschicket. 
welches  auch  noch  vollkommener  als  das  vorige.  Sobald  sie  nun  Jie 
Schrift  übergeben,  soll  ihnen  solches  zugestellet  werden,  hoffe,  sie  werdeo 
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Forderung  daselbst  verreist  gewesen,  wiederkam b  und  mir  berichtet,  fi 
riimblich  die  Polen  von  E.  Ch.  D.  gesprochen,  auch  dass  der  Eonig  Sfat 
lieh  gesaget,  die  Preussen  sollten  daselbst  nicht  admittiret  werden,  loduk 
ein  ganz  Theil  von  den  Standen  und  auch  obgedachten  Herrn  Oberst« 
Wallroth  und  veranlasste  ihn,  solches  Alles  öffentlich  zu  erzählen,  w 
er  denn  gewisslich  trefflich  und  Alles  zu  E.  Gh.  D.  Bestem  that,  od 
weil  ich  auch  zugleich  ein  Schreiben  von  Warschau  bekommen,  datufa 
König  den  Obersten  Kalckstein  nicht  wolle  vor  sich  kommen  lassen, 
zeigete  ich  solches  auch  zugleich.  Die  dabei  bezeuge te  Freude  ur 
wohl  nicht  gross  und  sehr  gezwungen.  Wie  ich  sie  nachmals  bei  sel- 
biger Mahlzeit  zur  Fröhlichkeit  ermahnte  mit  Versicherung,  dass  mit 
Gottes  Hülfe  Alles  wohl  werden  sollte,  fing  der  Oberste  Leutenambt  Boddea- 
bruch  an,  dieses  gebe  ihnen  schlechte  Hoffnung,  dass  ihnen  vor  gewiss  ge- 
schrieben worden,  der  Graf  von  Waldeck  war  nebst  seiner  Gemahlin  schoa 
wieder  zu  Hofe  und  in  grösseren  Gnaden  denn  je  zuvor,  und  weil  sie  noeb 
zitterten,  wenn  sie  gedächten,  wie  der  es  allhie  gemachet  und  wie  er 
es  nicht  bergen  können,  dass  er  dieses  Landes  Untergang  gesucht,  a 
könnten  sie  wohl  nicht  fröhlich  sein,  wenn  sie  solche  Zeitungen  hörten. 
Wiewohl  ich  ihnen  nun  das  contrarium  versicherte,  so  konnte  ich  ihnei 
doch  den  Zweifel  nicht  vollends  benehmen.  Sie  erzählten  hierbei,  vi« 
er  das  Gold  aus  dem  Lande  geschickt  und  was  er  öfters  vor  Discur* 
geführet.  Ich  bitte  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  wollten  nicht  gedenken 
als  wenn  ich  dieses  aus  Passion  schriebe,  es  ward  so  öffentlich  und  in 
so  vieler  Gegenwart  geredet,  dass,  wenn  Jemand  daran  zweifeln  sollte, 
es  allezeit  dargethan  werden  kann.  Wiewohl  ich  auch  sonsten,  gnä«iig- 
ster  Herr,  nicht  unterlasse,  alle  Gelegenheit  wahrzunehmen,  die  wohl 
Affectionirten  zu  confirmiren,  und  die  Widerwilligen,  dann  mit  Vorstellung 
ihres  Unglücks,  dann  mit  Versicherung  E.  Oh.  1).  Gnade  auf  besseren 
Weg  zu  bringen,  so  geht  es  dennoch  schlecht  damit  von  statten.  E> 
scind  immer  Etzliche,  als  vornehmblich  der  General  Kalckstein.  der 
Obcrstlieutenant  Boddenbruch  und  der  Rittmeister  Schlieben  v.  Tunk- 
laken, dessen  Mutter  mit  der  Gräfin  Schlieben  vor  diesem  den  Streit 
wegen  der  Kanzel  hatte,  welche  so  verhärtet  und  vorstocket  sein,  da>* 
es  fast  scheint,  als  suchten  sie  eine  Ehre  darin,  dass  man  sagen  sollte, 
sie  wären  bei  E.  Ch.  I).  in  Ungnaden,  und  bemüht  sich  Kalckstein  sehr 
immer  mehr  an  sich  zu  ziehen.  —  Am  !).  Juli  scind  viele  ärgerliche  Dinge 
bei  der  Versammlung  vorgegangen,  der  Landrath  Schlieben  hat  erzählt, 
es  hätte  ihm  ein  Kaufmann  gesaget,  der  Landhofmeistcr  hätte  ihn  wegen 
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bitt  thuo  müssen.  —  Ich  habe  auch  bei  dieser  Gelegenheit  die  Hem 
Oberräthe  abermals  sehr  gebeten  und  namens  Ew.  Ch.  D.  ermahnet,  m 
möchten  den  Geistlichen  aus  den  drei  Städten  ihre  Schrift  nebenst  eines 
guten  Verweis  wieder  zurückgeben,  dass  sie  sich,  als  wenn  sie  Stielt 
wären,  in  politica  einschöben,  ihnen  dabei  andere  Exempla  bei  Lutheri- 
schen und  Reformirten  vorgestellet,  da  ihnen  dergleichen  nicht  vergönnt 
würde,  und  wenn  es  schon  Sacra  wären  und  die  Kirche  anginge,  » 
stünde  es  ihnen  nicht  allein  zu,  sondern  es  müssten  ja  andre  Prediger 
mehr  alsdann  dazu  gefordert  werden,  welches  denn  allhier  umb  so  viel 
mehr  sei  zu  ahnden,  weil  die  Städte  Königsberg  ohnedem  sich  viel 
Dinges  unterstünden.  Ich  habe  aber  wohl  aus  ihrer  Antwort  verspant, 
dass  sie  keine  Lust  dazu  haben1),  wozu  wohl  sehr  hilft,  dass  Dr.  Dreiers 
Sache  mit  in  dieser  Schrift  enthalten,  gegen  welchen  sie  alle  solch« 
Widerwillen  haben,  dass  sie  alle  sagen,  sie  wollen  lieber  bei  den  Refor- 
mirten zum  Nachtmahl  gehen,  als  bei  ihm.  Es  wäre  wohl  zu  wünschen, 
dass  er  sich  etwas  moderiren  könnte,  aber  ich  fürchte  sehr,  sein  Vater 
werde  es  nicht  zulassen:  und  muss  ich  darnach  besorgen,  wenn  schofl 
seine  Sache  noch  so  gut  wäre,  so  werde  er  doch  E.  Ch.  D.  damit  viele 
Ungelegenheit  verursachen,  denn  wegen  der  Katholischen  gehet  er  meine» 
Erachtens  gar  zu  weit.  Wenn  I.  F.  D.  Fürst  Radzivill  wiederkommen, 
will  ich  abermals  wegen  der  Predigerschrift  Erinnerung  thun.  —  Wegen 
der  kleinen  Städte  habe  ich  hiebevor  unterthänigst  ermahnet,  dass  sie 
sich  wohl  bezeugeten,  das  haben  sie  auch  bisher  gethan.  Vor  ganz 
wenig  Tagen  aber,  da  eben  die  meisten  wegen  Mangel  der  Zehrungs- 
mittel,  wie  sie  sagen,  weggezogen  und  nur  3  mit  der  übrigen  Vollmacht 
hiergeblieben,  haben  sich  die  Königsberger  an  sie  gemacht  und  wegen 
der  Schickung  nach  Warschau  ganz  auf  ihre  Seite  gebracht,  nur  da** 
sie  bedungen,  sie  könnten  keine  Mittel  dazugeben.  Diesem  nach  habe 
ich  sie  aufgefordert  und  ihnen  anfänglich  aus  E.  Ch.  I).  gnädigstem 
Handschreiben  gezeiget,  wie  gnädigst  E.  Ch.  I).  ihre  unterthänig.ste  l>e- 
votion  erkenneten  und  ermahnet  dabei  beständig  zu  coutinuiren  und  sich 

')  Auch  der  Statthalter  hatte  die  Oberräthe  aufgefordert,  die  Schrift  zurückzu- 
geben, sie  antworteten,  sie  hätten  sich  zwar  bei  l'ehenrahe  der  Schrift  überlegt,  ob 
es  rathsaui  sei,  sie  anzunehmen,  da  Derartiges  aber  nicht  ungewöhnlich  sei,  auch  die 
I,aiulständo  die  Schrift  angenommen  hätten,  so  sähen  sie  nicht  ein  „dass  icht*> 
fruchtbarliches  durch  Zurück gcbuii£  solcher  Schrift  beschaffet  werde",  sondern  \iel- 
mehr  zu  Querulieren  Anlass  würde  j^e.irebeii  wrrden,  sie  stehen  deshalb  auch  jetzt  an. 
sie  zurückzugeben.  (Radzivill  an  die  Oberräthe,  Warschau  7.  Juli,  die  Oberräthe  an 
ihn  16.  Juli  1661.) 
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eine  Sache,  die  sie  nicht  zu  Werk  richten  und  man  ihnen  leicht  bimhn 
könnte,  obendreiu,  wenn  sie  schon  hinkämen,  allda  nicht  würden  adtrit- 
tiret  werden,  auch  ein  unaussprechliches  Unglück  durch  solche  Proced«, 
welche  E.  Ch.  D.   aufs    äusserste  empfinden  würden,   ober   dieses  Lud 
ziehen,  so  gab  er  zur  Antwort:  die  Gefahr,  die  sie  desfalls  zu  erwarte, 
sähen  sie  zwar  wohl,  allein  wenn  sie  es  nicht  thäten,    so  wäre  die  G+ 
fahr  noch  grösser,    denn  sie  und   ihre  Posterität  alsdann    umb  alle  ihn 
Freiheit   wären.      Ich    sagte,  man    wäre  desfalls  zusammen,   sie  desm 
eines    anderen    zu    versichern.     Er  blieb  aber  dabei,  ausser  Polen  wäre 
schon   keine  Sicherheit,    und    wie  ich  ihm  E.  Ch.  D.  andre  Lande  ml 
in  specie  Kur-Brandenburg  vorstellete,   die  E.  Ch.  D.  auch   absolute  re- 
gierten, aber  sich  niemand  beschwerte,    dass  man   wider  Privilegia  han- 
delte, sagte  er,  es  wäre  dieser  Tage  einer  bei  ihnen  gewesen,  der  bitte 
ihnen  berichtet,  in  der  Mark  müssen  die  Stände  auf  einen  Glockenschlaf 
zusammenkommen  und  die  Steuer  beibringen,  ein  armer  Schneider  mos« 
daselbst  monatlich  8  Rthlr.  geben    und  war  da  nicht    umbra    libertatis 
mehr.     Ich  sagte,  er  sollte  demselben  sagen,  dass  er  solches  Alles,  wie 
ein  Erzschelm  gelogen  und  that  ihm  darauf  anderen  Bericht.     Ich  unter- 
lasse nicht  gnädigster  Herr,  alle  Tage  mit  einem  und  dem  anderen  aas 
der  Kitterschaft  und  den  Städten  fleissig  zu  reden  und  sie  nach  äusserstem 
Vermögen  zu   besseren  Gedanken   zu   disponiren.     Sie  seindt   aber  sehr 
verhärtet  und  fallen  stracks  auf  die  Prossuren,  die  ihnen  sollen  geschehen 
sein,  und  sagen,  sie  müssen  sich  deren  entledigen  und  in  solchem  Stande 
conserviren,    dass  ihnen   dergleichen    nicht  weiter   begegnen   möge.    Ein 
Theil    wollen    zwar    noch    vertrösten,    man  solle  nur  Geduld   haben.  e> 
würde    doch    endlich    alles   zu  E.  Ch.  L).  Dienst  und  Bestem    gereichen. 
An  solcher  Geduld  soll  es  mir  zwar  nicht  fehlen,  wenn  der  Allerhöchste 
Gott    nur    sein   Gedeihen    zu    der  Vorrichtung  zu  E.  Ch.   D.   gnädijjstem 
Belieben  verleihen  wollte.     Es  haben  mir  auch  Unterschiedene  gerathen. 
ich  sollte  allhier  Güter  kaufen,  ich  würde  dadurch  Kredit  bei   den  Stan- 
den  erlangen   und   meinen  Promessen   mehr  Glaubens   verschaffen,    denn 
sie  hielten  davor,  man  wollte  dieses  Land  so  zurichten,  dass  nicht  Hund 
oder  Katze  darin  bleiben  könnte.     Wenn  ich  nun  Geld  allhier  anlejjete. 
würden  sie  andere  Gedanken  daran   bekommen.     Diesem  nach  nehme  ich 
mich  an,    als  wenn  ich   davon   kaufen   wollte.     Gleichwie    ich  aber  kein 
Geld  habe  dafür,   meine  Gelegenheit  auch  nicht  ist,  Güter  zu   haben.  >* 
wird  es  wohl  dabei  bleiben.     Es    seindt    sonst    derer    trefflich    viel  und 
zwar  sehr  wohlfeil  zu  kaufen. 
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mentalibus  und  insonderheit  dem  §  „Quod"  attinet"  in  Respons.  Reg.  de 
Anno  1616  f.  144  b.  gemäss  gute  Ufsicht  haben  und  dafür  sein,  ne  novae  ha* 
reses  subrepant  occasionesque  dissensionum  suboriantur*. 

2)  Zur  Aufrichtung  der  „hin  und  wieder  im  Lande  niedergefallenen  K irc hei- 
di sc iplintt  möge  der  Kurfürst  genehmigen,  dass  „unter  £.  Gh.  D.  hohen  Nim«, 
nach  des  hochlöbl.  Markgrafen  Albrechts  Test.  §  „Insonderheit  wollen"  fol.  87 
und  nach  Anweisung  der  Kirchen  Visitation  de  Annis  32  et  33  eines  jeden  Orts 
ordentliche  Obrigkeit  mit  Zuthun  des  Erzpriesters  und  eines  Gesessenen  ▼• 
Adel  gemäss  der  bischoflichen  Wahlkirchenordnung  und  Visitationabscfciedei 
dieselbe  untersuchen,  entscheiden  und  zur  Ratification  und  Einrichtung  glekk 
durchgehender  Ordnung  in  allen  Kirchen  des  ganzen  Landes  gewissen  Wen 
von  den  gesambten  Standen  und  Consistorialien  Deputierten  nnd  allhie  ir 
Königsberg  niedergesetzten  Kommissarien  sine  praejudicio  jurium  fandamenti- 
lium  et  salvo  jure  patronatus  einer  Lehensherrschaft  einschicken  mögen,  n 
welchem  Ende  E.  E.  Landschaft  gewisse  Instructions  [zn]  E.  Ch.  D.  Confinni- 
tion  abfassen  und  übergeben  will. 

3)  Wider  die  ausdrücklichen  Landcsgesetzo  ( Regimentsnot ul  §  „Folgend« 
Maassentf  f.  52  a,  Confirm.  Recess.  de  Ao.  1566  §  „Es  sollen  aucha  f.  61  a,  Coo- 
firm.  Recess.  de  Ao.  1566  §  „Und  dieweil"  et  seqq.  f.  89  a.  b.)  greift  die  refor- 
mierte Religion  weiter  um  sich,   „also  dass   man   durch   dieselbe    nicht  alieil 
private  exercitia   uff  dem  Lando  in  den  Kirchen  (wie  vor  langer  Zeit  von  dea 
Herrn  Grafen  von  Dohna  und  Christoph  von  der  Oelschnitz  geschiehet),  sondern 
auch  allhie  zu  Königsberg  ihre  absonderlichen  Schulen  ufrichten  nnd  das  eier- 
citium  mit  Lehren  und  Predigen    auch    ausserhalb  der  Hofstatt    treiben  siehet 
ja  auch  beiderlei  exercitia  so  wohl  der  Lutherischen,  als  Reformierten  in  einer 
Kirchen  in  der  Pill  au  geführot  und  also  der  Gottesdienst  zum  grossen  Aergerni« 
Vieler  combiniret  wird."     Die  Stände  bitten  daher  um  Abstellung  dieser  Ueber- 
griffe,    insbesondere   um   ein  Verbot   des   privatum  exercitium    der  Grafen  v« 
Dohna  und  von  der  Oelschnitz,  um  Abschaffung  der  Schule,    um  Untersuchung 
der  Pillaucr  Angelegenheit  und  Bestrafung  der  „colludierenden"   Priester.    .In- 
sonderheit  aber  erinnern   die   von  Städten,   dass  per  speciale  Privilegium  vom 
12.  Octobr.  Anno  1657  denen  Reformierten  im  ganzen  Lande  und  Städten  Thor 
und  Thor  weit  uffgemachet  wird,  indem  man  den  Städten  Königsberg  wie  anch 
etlichen  von  den  kleinen  Städten,  deswegen  dass  man  dieselben  nicht  in  numema 
civium    aufnehmen    und    bürgerliche    Nahrung   treiben    lassen    kann,    kostbare 
Process  vom  Advocato  Fisci  andreuet.     Sie  bitten  deshalb 

4)  dies  Privileg  zu  kassieren,  den  Process  aufzuheben  und  die  Städte  bei 
Krtheilung  ihres  Bürgerrechts,  r welches  bloss  und  allein  bei  ihnen  stehet  uti 
ebensowenig  als  Keceptio  ad  Indigenatum  für  ein  Regale  gehalten  werden 
kann",  zu  lassen  und  die  jetzt  Sollicitiercnden  und  alle  andern  Schotten  und 
Holländer  abzuweisen.  —  5)  Die  katholische  Religion  darf  nicht  weiter,  als  die 
Verträge  mit  Polen  gestatten,  zugelassen  werden.  —  (>)  A rianer,  die  von  Polen 
vertrieben  sich  im  Oberlande  häuslich  niederlassen,  Monisten  und  Juden,  die 
gleichfalls  in  grosser  Anzahl  zu  finden  sind  und  sich  guten  Theils  auch  schon 
possessionat  gemacht  haben,  sind  den  Landesgesetzen  nach  nicht  zu  dulden. 
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—   10)  Der  Kurfürst  möge  sich   der  von  den  Tartaren    in    Dienstb&rkeit  wi 
Gefangniss  Weggeschleppten  annehmen. 

Was  in  Profansachen  dieses  Herzogthumb  für  eine  rerum  ham 
gegenwärtig  habe,  ist  leichtlich  daraus  abzumessen,  dass  von  alle  im, 
was  Anno  1657  E.  E.  Landschaft  von  allen  Standen  E.  Ch.  D.  in  ihm 
Bedenken  zu  remedieren  unterthänigst  gebeten,  noch  diese  Stunde  ib 
unorhöret  und  ungeändert  blieben  ist.  11)  Die  Forma  Regiminist* 
zuwider  der  Rcgimentsnotul  und  dem  Testament  Markgraf  Albrechts  nickt 
allein  nach  wie  vor  in  allen  Sachen  invertiret,  sondern  auch  in  viel« 
Stücken  verderbter  worden.  Was  conjunetim  mit  den  gesambten  Standet 
hat  sollen  überleget  und  beschlossen  werden,  darvon  sind  sie  zuwvkr 
dem  Privilegio  Casimiriano  §  „Item  omnes"  f.  16  a,  der  Approb.  PacPff- 
petuae  f.  37,  dem  confirmierten  Recess  de  ao.  1566  §  „Dass  auch"  f.  62t 
den  unterschiedenen  actibus,  die  bei  aller  Landesverenderung,  Successifr 
nen  und  Apcrtureu  vorgelaufen  .  .  .,  gänzlich  exeludiret  worden.  Der 
bisherige  Krieg  und  alle  darüber  mit  Polen  und  Schweden  ufgerichtetei 
pacta  sind  zuwider  dem  Conf.  Recess  de  ao  1566  §  „Fürstl.  D.a  f.  61b,  wo- 
selbst solche  Bündnus  für  nichtig  und  kraftlos  gehalten  werden,  insci» 
ordinibus  durch  IVemhde  Räthe  eingeführet,  continuieret,  abgehandelt  und 
beschlossen  worden.  Die  Prcussische  Herrn  Regimen ts räthe  sind  in  ab- 
sentia  Sr.  Ch.  I).  von  ihrer  gebührenden  Jurisdiction  Gewalt  und  Statt- 
halterambt  abkommen,  mit  Privatinstructionibus  zuwider  dem  Decretodt 
Ao.  1609  §  „Instructions"  f.  106a  gehemmet.  Was  ihres  Amtes  hatte 
sein  sollen,  hat  das  neue  eingeführte  Kommissariat  zu  E.  Ch.  D.  und  des 
Landes  grossem  Nachtheil  an  sich  gezogen.  Sie  haben  mit  auswärtigen 
und  fremden  Räthen  in  causis  statum  Prussiae  concernentibus  coneurrieren 
müssen.  Ihre  Praesentationes  zu  den  Aembtern  sind  den  Responsis  von 
Ao.  1616  §  „Verum"  f.l45a  und  von  Anno  1617  §  „In  electione"  f.  149a:) 
wenig  oder  gar  nicht  attendiret.  Die  Contributiones  sind  unverwilligter 
Weise  und  ad  nutum,  wie  insonderheit  die  Städte  Königsberg  hierüber 
ein  hartes  Rescript  vom  25.  Octobris  Ao.  1660  produciret,  zuwider  dem 
Pac.  Perpet.  §  „Item  nulla"  f.  35a,  dem  Decrcto  de  Anno  1609  §  „Contri- 
butiones" f.  105a  et  §  „Quod  vero"  fol.  105b,  eodera  et  Cautione  D.  D.  Le- 
gatorum  de  Ao.  1611  §  „Tributa  nova"  f.  114b  ausgeschrieben.  Die  Herren 
Regimentsräthe  selbst  haben  zuwider  dem  Conlirm.-Recess  de  Anno  1566 
§  „Und  wolle"  f.  65  b,  dem  Testament  Markgraf  Albrechts  §  „Demnach"  f.  76b 

')  Zuwider  oder  Aehnliches  ist  ausgelassen. 
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zogen,  daas  durch  die  neue  Schanze  die  Freiheit  der  Gewerke  als  nt 

einer    Ketten    gefangen    und    gebunden    sein    und    dass    aus    derselbe 

wider  die  Bürger  viel  Diebereien,  Hader  und  Unbilligkeit  entstehen. 

Aus  allen  diesen  Ursachen  bitten  sie  deshalb:  1)  um  Zuziehung  der  Unto- 
tliancn  zu  allen  dieses  Ilerzogthum  betreffenden  Handlungen,  2)  um  Absrlufa( 
aller  —  ungcwilligten  —  Abgaben,  3)  Entlassung  aller  Bedienten  beim  Kom- 
missariat und  bei  der  Accisc,  4)  Rechnunglcgung  der  Amts-  und  Kornschreibo, 
„welche  mcistentheils  die  bisherige  Contingont  ä  discretion  cingetheilet  und  ad 
nicht  wenig  dardurch  bevortheilet  haben",  vor  ständischen  Deputierten  über  fr 
Contribution ,  5)  Cassierung  der  Contributionsreste ,  6)  dass  kein  Bändn 
mit  auswärtigen  Mächten  oder  der  Krone  Polen  ohne  Einwilligung  der  Sttafc 
geschlossen  wird,  7)  Aufrcchtcrhaltung  der  Regimentsnotul  und  des  Testama* 
Herzog  Albrechts,  8)  Ernennung  von  Amtshauptleuten  nur  auf  Präsentatio! 
der  Oberräthe,  i))  uneingeschränkte  Erhaltung  der  Oberräthe  bei  ihrer  früheM 
Amtsgewalt,  10)  Ausschluss  coneurriorender  fremder  Räthe,  Berufung  dfi 
kleinen  Consiliums  in  den  hergebrachten  Fällen,  1 1)  dass  die  Landräthe  sk 
ulla  convocationc  zusammentreten  dürfen.       12)    Dass    die     Landstünde 

hinfüro  stata  tempora  der  Landtage  haben  und  alle  zwo  Jahr 
ex  certo  et  legali  termino  uff  6  Wochen  oder  auch  nach  Be- 
schaffenheit der  Sachen  uff  weniger  Wochen  in  Königsberf 
zusammen  kommen,  doch  also  dass  sie  14  Tage  vor  diesem  termino 
gleichfalls  ex  determinato  et  legali  tempore  in  den  Aembtern  und  sonsten 
gewöhnlichen  Ortern  sich  zusammenthun  und  was  zu  E.  Ch.  D.  und  dt* 
Landes  Besten  gedeihen  kann  zu  vorhero  berathen  und  ihre  Deputierte 
gebührend  instruieren  mögen.  Itt)  Dass  hinfüro  Niemanden  der  Indigenai. 
viel  weniger  dessen  Jura  und  Heneticia,  alldieweiln  sie  kein  Kegale  IVin- 
cipis,  sondern  schlechterdings  ad  jura  pupuli  gehören,  «ine  praevio  cod- 
sensu  ordinum,  quorum  interest.  auch  ehe  und  wann  solches  legitime 
ausgeschrieben  und  beliebet  worden,  ennferiret,  diejenigen  aber,  welche 
einer  ärgerlichen  und  verbotenen  Keligion  zugethan  sein,  als  Arianer. 
Ministen,  Juden  gänzlich   exeludieret    und    zu  keiner  Possession   geladen 

werden.  14)  Dass  bei  Besetzung  aller  Aemter  die  Einheimischen  bevorzug 
ferner  auch  nicht  mehr  Chargen,  als  einer  verwalten  kann,  noch  viel  weiiL^ 
aber  „die  in  einer  Incompatibilität  mit  einander  stehen*  cuinuliret  werden.  1"» 
Dass  die  Festungen  Pillau  und  Memel  wieder  mit  Einheimischen,  Lutherisoheu. 
flesessenen  und  Kriegserfahrenen  von  Adel  besetzt  werden,  was  eine  gerani* 
Zeit  her  nicht  der  Fall  gewesen  ist.  entgegen  den  Versprechungen  des  Kur- 
füsten  und  seines  Vaters  von  ltMO  und  41;  dass  ferner  „diejenigen  AeinbuT. 
welche  bisher«)  promiM'ue  ertheilet.  worden,  als  da  sind  das  llausvogtamt'h 
Spittelmeister.  Fischmeister.  Kammenneister.  Landrichter,  Hurggrafschaftc«- 
item  Postmeisterambt  mit  Evangelischen  und  Einzoglingen  salvo  cujusque  onlin^ 
iure  versehen  werden.     IG)  Dass  die  Seezölle  den  benachbarten  Häfen  sequi- 
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ist  in  kurzer  Zeit  zwo  Mal  augiret  worden  26)  und  die  Advocaten  stei- 
gern ihre  Salaria  fast  uff  eine  unerträgliche  Art.  27)  In  den  Aombten 
werden  die  Gerichtstage  an  vielen  Orten  sehr  nachlässig  in  Acht  ge- 
nommen und  das  dahero,  weil  unter  ihnen  Etzliche  sind,  die  nebenst 
ihrer  amtsgerichtlichen  Charge  anderweit  entweder  im  Kriege  oder  im 
Hofe  bedienet  sind  und  also  nicht  beides  zugleich,  sondern  fürnemblich 
das,  was  ihnen  das  Meiste  traget,  abwarten.  28)  Mit  den  Hauptleuten, 
welche  ihrer  Administration  halber  zur  Verantwortung  gezogen,  wird  der 
Processus  praepostere  und  ab  executione  angefangen,  in  dem  sie  alsbald 
suspendiret  und  zu  grossem  Schaden  nicht  allein  Sr.  Ch.  D.  Oeconomiae, 
sondern  auch  der  justitiae  zu  keiner  Arabtsfunction  sobald  gelassen 
werden.  29)  Ja,  dass  es  mit  Btzlichen  aus  der  Ritterschaft,  als  aus  dem 
Bürgerstande  gar  a  captivatione  angefangen  und  damit  Jahre  lang  coo- 
tinuiret.  30)  Insonderheit  klagen  die  kleinen  Städte,  dass  ihr  Magistrat 
die  Zeit  hero  so  hindangesetzet  worden,  dass  man  ihnen  uff  ihr  Eidge- 
wissen nicht  mehr  die  Stadtschlüssel  getrauet,  mit  Hohn  und  Spott, 
wenn  sie  nicht  alsofort  ihre  Bürgerei  exequiret  haben,  vielfaltig  beleget, 
die  Bürger  unter  die  Hauptwache  genommen  (31)  arrestiret,  captiviret, 
vors  Kriegsrecht  und  die  Acciseräthe  extra  forum  de  facto  gezogen,  ab 
inquisitione  den  Process  angefangen,  indieta  causa  condemniret,  theils 
gestrafet,  theils  die  Urtheil  an  die  Magistrat,  gleich  als  ob  sie  nicht  off 
Eid  und  Gewissen,  sondern  nur  uff  Befohl  sässen  bei  100  ja  1000  Du- 
katen Straf  geschrecket  worden.  32)  Dass  die  Stadtjurisdiction  mit  dem 
Amt  confundiret,  dadurch  anders  nichts  als  übles  Vernehmen  zwischen 
dem   Magistrat    und    der  Bürgerschaft    fomentiret    und    der   gebührende 

Gehorsam b  entzogen  wird.  33)  Die  Abstellung  aller  dieser  Uebelstande  er- 
bitten die  Stände,  sie  erinnern  überdem  daran,  dass  beim  Oberappellationsge- 
richt  „alleine  die  lites  Privatorum  terminiret,  die  causac  prineipis  aber  tarn 
publicae  quam  privatae  in  foro  regio*  entschieden  werden  sollen,  gemäss  dem 
1G57  ühergebenen  Bedenken  der  Herren  Landräthe,  dass  auch  . .  .  (3C>)  die  Pfand- 
contracte  festiglich  gehalten  werden.  .  . 

37)  ...  E.  E.  Landschaft  [ist]  aus  diesen  nächsten  sowohl,  als  vorigen 

Lauften  belehret  worden,  dass  dieses  Land  uff  einen  militärischen  Estat 

gar  nicht  fundiret  werden  kann.  .  .   Was  für  schädliche  Einbrüche  unsern 

Gesetzen,  unsern  Freiheiten,  unsern  Hab  und  Gütern  in  allen  Ecken  und 

Winkeln  des  Landes  der  Krieg  gethan  habe,  wie  unsere  Ordinardefension 

aus  ihrer  alten  Verfassung  gerissen  und  in  eine  ganz  neue  ungewöhnliche 

Veränderung,   die  dem  Lande  nichts  zu  statten  gekommen,   gesetzet  sei, 

wie  durch  das  Kriegscommissariat  die  Militic,    das  ist  ihr  Trac tarnen t. 
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dass  sie  hinfüro  zuwider  ihren  Freiheiten  mit  keinen  coactivis  hdtfbr 
tionibus  beleget,  auch  nicht,  wie  die  Zeit  hero  geschehen,  durch  eu» 
tiones  derer,  die  sich  uff  Herrendienste  berufen  oder  der  Militie  zuge&a 
sein,  aber  doch  bürgerliche  Grunde  haben,  Burger  mit  sein  (wodurch  6 
Armen  für  die  Reichen  schössen  und  scharwerkeu  müssen  und  durch» 
an  ihrer  Nahrung  benachtheiligt  werden)  graviret  werden  mögen.  Uli 
weil  sonderlich  aus  beeden  der  Ursprung  ihrer  Ruin  kund  and  offeota, 
beklagen  die  kleinen  Städte  desto  schmerzlicher  die  jetzige  Einquartie- 
rung, die  bei  diesem  Friedenstande  extra  casum  der  oft  vorgeschuütn 
Necessität  ihnen  mit  dem  Tractament  und  Servicen  gar  zu  harte  ge- 
macht, sind  in  der  Bestürzung,  dass  ihnen  solche  in  poenam  putathi 
delicti  (als  ob  sie  unter  der  Landschaft,  die  ihre  Drangsal  conjunctii 
zu  klagen  zusammen  kommen  war,  mitte  gewesen)  ganz  unverschuldet 
züstosso,  bitten  dehmüthigst  solchem  Drangsal  durch  obigen  Vorschlag 
endlich  abzuhelfen  und  die  vertröstete  Erstattung  wirklich  zu  bezeugen. 
41)  Wann  aber  zu  besorgen,  es  mochte  zumal  bei  diesem  gaux  er- 
schöpftem Zustand  das  Land  so  stark  und  so  feindlich  angegriffen  werden, 
dass  die  Ordinardefonsion  nicht  werde  zureichen  können,  uff  solch« 
Fall  hält  E.  E.  Landschaft  dafür,  dass  in  Zeiten  und  noch  bei  wah- 
rendem Landtage  der  allgemeine  Uffbott  solchergestalt  zum  Bestand 
eingerichtet  werde,  dass  er  uff  den  erheischenden  Nothfall  in  der  Eile 
fertig  sein  und  zur  Action  gebrauchet  werden  könne.  Zu  diesem  Behuf«? 
müssen  die  Zeughäuser  gefüllt  und  42)  der  Landkasten  mit  hinlänglichen  Mittels 
versorget  werden,  damit  eintretenden  Falls  die  necessaria  belli  sofort  beschaß 
werden  können. 

Weitere  Desiderata  in  einem  Memorial  vorzubringen  behalten  sie  sich  vor. 
Inzwischen  43)  „erwartet  E.  E.  Landschaft  E.  Ch.  ü.  gnädigste  Resolu- 
tion, dass  dieser  mit  dero  getreuen  Ständen  gemachte  Schluss  deutlich 
und  klärlich,  nach  dem  Inhalt  dieses  ihres  vereinigten  Bedenkens  und 
erfolgenden  Mcmorialis  in  vim  capitulationis  et  assecurationis  ausgegeben, 
von  Sr.  Königl.  Majestät  confirmiret,  in  Druck  verfasset  und  den  Landc«- 
Privilegien  und  Fundamentalgcsetzen  beigefügot  werde,  auch  da  irgend* 
was  wider  diese  gesetzmässige  Vorabscheidung  gehandelt  werde,  dass 
alle  dawider  ausgebrachte  Rescripta  E.  Ch.  D.  hiemit  und  in  Kraft  diese* 
für  sub-  et  obreptitia,  null  und  nichtig  und  zur  Parition  unverbindlich 
zu  erklären,  dann  auch  die  Thätlichkeiten,  so  der  zuwider  möchten  be- 
gangen werden,  mit  nachdrücklicher  Strafe  wider  die  Verbrecher  zu  be- 
obachten gnädigst  geruhen  wollen. 


■1 
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Der  Oberburggraf  Albrecht  von  Kainein  an  den  Kurfflnrtn. 

Dat  Königsberg  13.  Juli  1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Versicherung  seiner  Treue  und  Dienstbereitschaft.] 

1661.  Auf  das  Schreiben  des  Kurfürsten  versichert  er,  alle  mögliche  Anstrengung« 

lö.  uli.  macnen  zu  wonen5  um  den  Landtag  zum  guten  Ende  zu  führen.  Er  antwortet 
erst  so  spät,  weil  er  gern  von  „einigen  fruchtbarlichen  Effecten  des  Landtag«!1 
hatte  berichten  wollen;  „demnach  aber  solches  Alles  annoch  nur  in  Hoffnnaf 
bestehet",  hat  er  nicht  länger  zogern  wollen.  Er  schliefst  mit  dem  Wunscke, 
dass  Alles  zu  des  Kurfürsten  Gunsten  ausschlagen  möge,  der  Zuversicht  lebend, 
„E.  Ch.  D.  werden  dero  weltbekanntem  Ruhm  nach  Ihre  arme  Unterthanea, 
wenn  selbige  in  den  Schranken  einer  pflichtmässigen  getreuen  Devotion  tct- 
blciben,  zur  Erleichterung  ihrer  bishero  getragenen  grossen  Beschwerde  and 
fester  Bestätigung  deroselben  wohlhergebrachten  Privilegien,  Freiheiten  und  Ge- 
rechtigkeiten, ihre  angeborene  landesväterliche  gnädigste  Affection,  Gut-  und 
Wohlthätigkeit  nicht  weniger  erscheinen  lassen,  als  Sie  gegen  dero  Feinde  Ihre» 
heroischen  Heldenmuth  bezeiget  haben" J). 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  15.  Juli  1661. 

(Praes.  Cleve  25.  Juli.)    Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 

[Ueb ergäbe   der  Gravamina.    Mündliche  Steuerverweigerung   der  Stände.    Stimmung 

der  Landräthe  und  Ritter.] 

1661.  Wie  die  Post  bald  abgehen  sollen,  haben  die  sämptliche  Stände  eine 

°'  u  l'  Schrift  in  puncto  gravaminum  eingegeben,  dabei  aber  reserviret,  dass  ein 
jeder  Stand  noch  ä  part  seine  gravamina  eingeben  wollte  . .  .*),  sie  haben 
auch  mündlich  bei  der  Uebergabe  dieser  Schrift  die  Accise  und  Anlage 
aufgesaget  mit  diesen  ausdrücklichen  Worten,  dass  gleichwie  sie  die- 
selbe auf  gewisse  Zeit  und  zu  gewissen  Ausgaben  ge williget,  also 
wollten  sie  auch  dieselbe  ex  nunc  aufgekündigt  haben  und  hinfüro  nicht 
weiter  entrichten,  wobei  sonst  von  Einem  und  Anderen  vermeldet  wird, 


die  sich  auf  Einzelheiten  der  Verwaltung  beziehen  (pr.  16.,  21.,  28.  Juli  1661;  Gra- 
vamina der  kleinen  Städte  pr.  27.  Juli  1661). 

')  Aehnliche  Betheucrungen  der  Ergebenheit,  im  Allgemeinen  sowohl,  wie  insbe- 
sondere in  Sachen  der  Souveränität  enthält  ein  eigenhändiges  Schreiben  des  Kanzlers 
Kospoth  an  den  Kurfürsten  (Königsberg  15.  Juli  1661,  praes.  Cleve  25.  Juli);  doch 
kommt  darin  auch  folgender  Passus  vor:  „wie  aber  die  Souveränität  in  Abwesenheit 
E.  Ch.  D.  Dero  Unterthanen  .  .,  da  billig  die  Clemenz  vorgehen  sollen,  ist  versalzet 
worden,  ist  leider  am  Tage." 

'*)  Es  folgt  eine  summarische  Inhaltsangabc  des  Bedenkens  vom  12.  Juli  1061 
(s.  o.  S.  521  ff.). 
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wird    dadurch  Zeit   gewinnen   und  also  Mittel  erlangen,    weiter  fort» 
kommen. 

Wir  ziehen  jetzt  zusammen  hinaus  zu  dem  Herrn  Kanzler,  «el- 
cher sich  zu  Caporn  die  Luft  zu  verändern  aufhält,  mit  demselben  dii 
Schrift  der  Stände  durchzugehen  und  darüber  zu  deliberiren.  Er  bezeugst 
in  seinem  Schreiben  an  mich  grosse  Vergnügung  über  E.  Ch.  D.  gol- 
digstem Schreiben  und  hat  mich  gebeten  Beigefügtes  nebst  seiner  unter- 
thänigsten  Recommendation  zu  überschicken1). 


Geeinigtes  Bedenken  anf  das  Protokoll  vom  21.  Juni.    Pnei 

19.  Juli  1661. 

R.  6.  QQ.  —  Kon.  668  I. 
[Zustimmung  des  üerrenstandes  unter  gewissen  Bedingungen.     Widerspruch  der  lo- 
deren beiden  Stände.] 

i<wV  ^lc  Banken  ^em  Kurfürsten  für  die  Versicherung,  dass  er  sie  im  Falle  der 

Trennung  von  Polen  bei  ihren  Privilegien  schützen  will,  aber  sie  sind  tiefbe- 
trübt  über  die  Androhungen  seiner  Ungnade  wegen  der  Warschauer  Schickung. 
Sie  leugnen  jede  böse  Absicht  und  wiederholen  nochmals  alle  ihre  Gegengrönde. 
Daraus  ist  hervorzuheben:  sie  lehnen  die  Behauptung  von  sich  ab,  als  hatten 
sie  den  Vertrag  mit  Schweden  im  Voraus  gebilligt  „denn  damals  sind  die  Stande 
nicht  convociret,  sie  haben  sich  auch  desselben  Projects,  so  damalen  von  einig« 
particulier  Landeseinsassen  in  der  Oberrathstnbe  aufgesetzet,  wegen  einiger  weit 
aussehender  Vorschläge  niemals  haben  theilhaftig  machen  können".  Für  grosse 
Staaten  ist  die  Souveränität  ein  ornamentum,  „aber  geringe  Fürstent humer. 
derer  Vermögen  gar  erschöpfet,  stehen  in  grosser  Gefahr,  wo  sie  nicht  unter 
dem  Schutz  eines  mächtigen  Benachbarten  bewahret  werden",  die  1500  Main 
werden  sie  nicht  aufbringen  können;  die  bisherigen  onera  feudalia  waren  völ 
den  Domänen  zu  bestreiten. 

Da  alier  der  Kurfürst  doch  fest  entschlossen  ist,  so  wollen  sich  du 
Landräthc  und  der  II  er  renstand  ihrem  Rechte  ohne  Schaden  accomodi~ 
ren  und  einige  Mittel  vorschlagen  wie  die  Pacta  «auf  alle  Fälle  noch  mehr  10 
befestigen  und  dabei  die  Landesfreiheiten,  so  viel  immer  müglich  in  gute  Sicher- 
heit zu  setzen41.  1)  Der  Kurfürst  möge,  wie  alle  Souveräne  in  der  ganz«; 
Christenheit  zu  thuii  pflegen,  mit  einem  landesfürstlichen  Eide  in  viin  capitata- 
tionis  die  Privilegien  bestätigen.  2)  Die  Souveränität  muss  nicht  anders  £<- 
braucht  werden,  als  es  Polen  gethan.     o)  Der  Kurfürst  wolle  geruhen  zu  v*r- 

])  Die  Antwort  auf  die  Relationen  vom  12.  und  15.  (dat.  Cleve  27.  Juli  lü»-l. 
ungezeiehnetes  Concept  von  Jenas  llaud)  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  76 ff.  I»  - 
fehlt  der  letzte  in  Chiffren  geschriebene  Satz  «so  werdet  Ihr  Euch  unter  der  ILuic 
bemühen,  damit  der  Kanzler  allemal  in  Königsberg  sein  und  keine  Diversionen  aut 
dem  Laude  buchen  möge".  Ein  Rescript  an  Statthalter  und  Oberräthe  vom  stlkfi 
Tage  ebenda  S.  Suf. 
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mögen  auf  100  Reiter  ermässigt  werden,  damit  die  Domänen  Sr.  Gh.  D.  mcÜ 
allzusehr  beschweret  werden.  7)  Eine  Versicherung  über  die  Erhaltung  te 
Religion  soll  ertheilt  werden. 

Die  von  der  Ritterschaft  und  Adel  aber,  wie  auch  die  von  Stadt« 
können  sich  noch  zur  Zeit  nicht  einlassen  einige  Mittel  Sr.  Ch.  D.  for- 
zuschlagen,  damit  sie  ihren  Rechten  bei  Kon.  Maj.  im  Geringsten  nick 
präjudicieren,  sondern  sind  annoch  wie  hiebevor  gemäss  denen  Land«- 
Verfassungen  festiglich  entschlossen,  wie  bei  Sr.  Ch.  D.  in  dero  Bedenk«» 
geschehen,  also  auch  bei  I.  E.  M.  und  der  Krone  Polen  ihr  habendes 
Recht  und  Interesse  wegen  der  Wehlauischen  Pacten  durch  ihre  Depu- 
tierte ausführlich  zu  machen  und  aus  denen  übergebenen  Bedenken  & 
Instruction  abzufassen,  auch  dieselbe  vor  Abschickung  Sr.  Ch.  D.  onter- 
thänigst  vorzuzeigen !). 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg   19.  Juli  1661. 

(Praes.  Cleve  1.  August.)     Eigenhändige  Ausfertigung.     R.   6.  QQ. 
[Versicherung  äussersten  Eifers.     Entinuthigung  der  Opponenten  durch  die  Nachricht« 
aus  Warschau.     Berathungen  über  die  Beantwortung  der  ständischen  Schrift.    Kald- 

steins  Charakter.] 

1061.  E.  Ch.  1).  gnädigstes  Rescript  vom  6.  Juli  habe  ich  mit  allem  g*- 

"  bührenden  untertänigstem  Rcspect  wohl  erhalten  und,  wie  ich  miel 
billig  erfreue,  dass  ich  bisher  zu  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Contento  nego- 
tiiret,  also  versichere  E.  Ch.  D.  ich  unterthänigst,  dass  ich  auch  noch 
hinfüro  mein  Aeusserstes  thun  werde,  damit  E.  Ch.  D.  ihren  Zweck  er- 
reichen mögen.  Es  ist  nur  ein  wenig  Geduld  von  Xöthen,  so  hoffe  ich,  es 
soll  sich  endlich  Alles  wohl  anschicken  und  ist  es  gewisslich  von  E.  Ch- 
I).  höchst  vernünftig  bedacht,  dass  Sie  lieber  wollen,  dass  Alles  mit  eü> 
miithigem  Herzen  geschehe.  Dahin  gehet  auch  alle  meine  Arbeit  ud«1 
wenn  Solches  nicht  geschichet,  ist  es  dann  noch  Zeit  genug,  andre  Mittel 
zu  versuchen. 

Die  Städte  Königsberg  seine!  es  allein ,  die  soviel  Difficultaten 
machen  und  Etzliche  aus  der  Rittorschaft  an  sich  ziehen;  gleichwie  sie 
sich  aber  einig  und  allein  auf  Warschau   bisher  verlassen    und  daselbst 

•)  Von  dem  vorangegangenen  intercurialen  Schriftwechsel  ist  das  Bedenken  ite 
Herrenstandes  und  der  Landräthe  (pr.  l'S.  .Juni  1(561)  identisch  mit  dein  oben  wh-Jtr- 
gegebenen  Stücke  —  bis  auf  den  letzten  Absatz.  Aus  diesem  erhellt  die  abweiche*- -fe 
Richtung  des  ritterschaftlichen  und  des  stadtischen  Bedenkens  (pr.  30.  Juni  7  Juii 
16G1). 
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men  sollte.  E.  Ch.  D.  haben  auch  dieses  allbereit  vor  billig  ermessen, 
indem  Sie  schon  im  anno  1658  ein  solches  Reversal  von  Polen  erhalten, 
wie  E.  Ch.  D.  sich  aus  beigehender  copia  informiren  lassen  können, 
das  Original  davon  habe  ich  allhier  bei  der  Preussenschen  Kanzlei  ge- 
funden. Dass  ich  aber  sonst  zugestehen  sollte,  dass  E.  Ch.  D.  wider 
privilegia  gehandelt,  dessen  können  E.  Ch.  D.  sich  wohl  gewis  versichern, 
dass  ich  vielmehr  das  Widerspiel  thun  und  ihnen  zeige,  wie  sie  grosse 
Ursache  hätten,  E.  Ch.  D.  ewig  zu  danken  vor  dero  treue  Vorsorge  and 
dass  sie  vielmehr  gar  viel  unterlassen,  was  ihnen  bei  solcher  Occasion 
obgelegen  und  damit  Ursache  gegeben,  dass  viele  schädliche  confectiones 
vorgegangen. 

Was  E.  Ch.  D.  wegen  des  Herrn  Kalckstein  befehlen  wollen,  will  ich 
mit  I.  F.  6n.  sobald  Sie  wiederkommen,  überlegen.  Es  ist  ein  unbe- 
ständiger Mann.  Jetzt  will  man  mich  versichern,  dass  ers  gerne  wieder 
gut  machen  wollte,  etwas  Gutes  zu  thun,  hätte  er  gar  keinen  Credit  bei 
den  Ständen,  mangelte  ihm  auch  an  Verstand  dazu.  Also  fürchte  ich, 
sich  in  Credit  zu  erhalten,  werde  er  continuiren  Böses  zu  thun  und  zu 
befördern. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  22.  Juli  1661. 

(Praes.  Cleve  1.  August.)    Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Conferenz  mit  den  Landräthen  über  die  Souveränität.    Wohlverhalten  des  Oberkanz- 
lers.    Elbing.     Die  Pest.] 

1661.  Die  Schrift  von  der  Souveränität,    woran  ich  unterschiedliche  Male 

22.  Juli. 

unterthänigst  Ermahnung  gethan,    ist  endlich  übergeben1)  und  ist  wohl 

nichts  gutes  daran,  als  dass  die  Laudräthe  von  den  Uebrigen  discrepiren, 
wiewohl  der  Landräthe  Sontiment  auch  im  geringsten  nichts  tauget,  wie 
E.  Ch.  D.  künftig  aus  Vorlesung  selbiger  Schrift,  weil  sie  jetzt  schwer- 
lich mitkommen  kann,  mit  mehrerem  sehen  werden.  Wir  haben  darauf 
nach  gehaltener  Deliberation  gut  gefunden,  eine  Conferenz  mit  den  Stän- 
den anzustellen  und  haben  darauf  den  Anfang  mit  den  Landräthen  ge- 
machet, denen  dann  gewis  die  Nothdurft  ausführlich  vorgestellet  und 
nichts  dabei  vergessen  worden;  absonderlich  muss  ich  billig  rühmen,  mit 
was  grossem  Eifer  der  Herr  Obermarschalk  ihnen  zugeredet  und  was  statt- 
liche rationes  er  ihnen  vorgehalten,  dass  sie  es  unter  E.  Ch.  D.  besser 
als  unter  den  Polen  haben  würden    und  wie  dieselben  sie  nur    allzeit 

l)  Das  Geeinigte  Bedenken  vom  19.  Juli  1661  s.  o.  S.  534 f. 
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Difficultät  bei  den  Standen  wäre,  dass  wenn  sie  sich  von  Polen  abgeben, 
sie  die  geringste  Sicherheit  ihrer  Privilegia  halber  nicht  haben  wfiite 
und  dass  das  einzige  Ruffen  bei  den  Standen  wäre,  zog  darauf  vkt 
Exempel  an ,  da  ihnen  Eins  und  Ander  versprochen,  aber  niemak 
observiret  worden,  insonderheit  wegen  der  Contribution  und  Acciae. 
Ich  habe  solches  alles  mit  den  kriegischen  Zeiten  excusiret  und  ver- 
sichert E.  Ch.  D.  würden  alles  dasjenige,  was  Sie  versprochen,  treulich 
halten.  Es  ist  aber,  gnädigster  Herr,  das  Misstrauen  so  stark  bei  ihnea 
eingewurzelt,  dass  man  sehr  viel  zu  schaffen  haben  wird,  ehe  man  m 
wieder  zu  rechte  bringen  mag.  Wir  werden  nun  jetzt,  sobald  die  Post 
abgefertiget,  die  übrigen  Stände  vor  uns  nehmen  und  versuchen,  wie 
weit  wirs  mit  denselben  bringen  können. 

Inmittelst  kompt  gleich  jetzt  die  Post  von  Warschau,  woraus  ich 
sehe,  dass  unsre  Gesandten  sehr  perplex  sein,  dass  wegen  Eibingen  Ver- 
änderung vorgegangen.  Weil  es  aber  zu  E.  Ch.  D.  höchstem  Nachtheil 
sein  würde,  wenn  die  Leute  hier  wissen  sollten,  dass  Solches  zu  E.  Ch. 
D.  Widerwillen  geschehe,  so  nehme  ich  die  Freiheit  zu  sagen,  E.  Ch. 
D.  wollten  selbst  lieber  Braunsberg.  Und  verkühne  ich  mich  hierbei; 
gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  abermaln  unterthänigst  und  treulichst  in 
rathen,  wenn  es  E.  Ch.  D.  auch  gleich  mit  Braunsberg  und  Frauen- 
burg nicht  erblich,  sondern  nur  als  eine  Pfandschaft  erhalten  könnten, 
dass  Sie  es  doch  lieber  nur  so  annehmen,  als  mit  den  Polen  in  Streit 
gerathen  sollten,  denn  E.  Ch.  D.  mögen  sicherlich  glauben,  dass  daran 
dieses  Preusscnsche  Werk  und  woran  E.  Ch.  D.  mehr  gelegen  als  an 
Eibingen,  einig  und  allein  haftet  und,  nachdem  Sie  mit  Polen  wohl  oder 
übel  stehen  werden,  auch  dieses  Werk  ausschlagen  wird. 

Sonsten,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  reisset  die  Pest  sehr  stark 
ein  und  haben  die  Herrn  Oberräthe  schon  vorlängst  von  hinnen  gewollt. 
Alldieweil  ich  aber  gesehen,  dass  es  der  Landtagshandlung  verhinderlich 
sein  würde,  man  auch  zu  besorgen  hätte,  dass  an  was  Ort  man  sich 
auch  aufhalten  würde,  die  Pest  sich  auch  leicht  einfinden  möchte,  als 
welche  schon  in  den  meisten  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  überall 
grassiret,  so  habe  ich  mich  bisher  nicht  dazu  verstehen  wollen.  Anjetzo 
treiben  sie  heftig  darauf,  vermeinen  auch,  dass  der  Landtag  suspendiret 
werden  müsse,  hierbei  seind  aber  pro  et  contra  viele  Bedenken  und 
dörfte  auch  ohne  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  hierin  wohl  nichts  mäch- 
tigen und  würde  aufs  Wenigste  bis  zu  I.  F.  Gn.  Ankunft  dieses  an- 
stehen lassen,  es  möchte  denn  sein,  dass  ich  hierbei  sonderlichen  Vorteil 
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1)  Ob  sie  in  Erfüllung  des  im  ersten  geeinigten  Bedenken  enthaltenen  Ver- 
sprechens1) für  6  Wochen  die  Accise  (ohne  Supplementnm,  Anlage  und  «M 
notanter  die  Commercien  zwischen  Frembden  und  Einheimischen  an  ausgehendes 
und  einkommenden  Waaren  afficiret,  also  nur  von  den  Consnmptibilien)  fort- 
setzen wollen  und  ob  sie  von  dem  Ertrage  eine  für  den  Bedarf  des  Korfiiistei 
in  dieser  Zeit  zureichende  Summe  eintreiben  wollen,  —  oder 

2)  ob  sie  „soviel,  als  was  etwan  auf  die  gedachte  6  Wochen  vor  die  Kur- 
fürstlichen Völker  nöthig  an  einem  Stück  baaren  Geldes  ad  rationem  derselbe! 
in  der  Verwilligung  stehenden  Summen  voranzahlen  wollen". 


Geeinigtes  Bedenken  der  Stände.     Praes.  3.  August  1661. 

R.  6.  RR  3.  —  Kon.  6681. 
[Anerbieten  eines  Vorschusses  von  6000  Thalern.] 

1G61.  Die  Herren  Oberräthe   halten   den    ersten  Punkt   der  Proposition    für  im 

3-  Aug.  Sjnne  des  Kurfürsten  erledigt;  sie  beharren  aber  bei  ihrem  geeinigten  Bedenk« 
darüber.  Sodann  bedauern  sie,  dass  die  Oberräthe  die  Abstellung  der  Grava- 
mina  insonderheit  die  Abdankung  der  Truppen  und  die  Abschaffung  der 
Accise  die  ihnen  der  Kurfürst  doch  gnädigst  in  Aussicht  gestellt,  „auf  die 
Conditiones  —  wann  nämlich  zuvorhero  die  neuen  Pacta  angenommen,  die  Sol- 
datesca  noch  eine  Zeit  lang  unterhalten  und  Sr.  Ch.  D.  mit  Crediten  beschwerte 
Domänen  zu  liberieren  gewisse  und  zureichende  Mittel  gewilliget  worden  — 
gestellt  haben"-).  Sie  sind  im  Gegentheil  der  Meinung,  dass  es  kein  besseres 
Mittel  zur  Herstellung  des  guten  Einvernehmens  giebt,  als  die  Abstellung  der 
Beschwerden.  Sie  haben  sich  auch  niemals  zur  Erfüllung  einer  der  beiden 
Forderungen  verbindlich  gemacht;  „es  haben  vielmehr  S.  Ch.  D.  gewisse  Ver- 
träge mit  E.  E.  Landschaft  zu  Saalfeld  aufgerichtet,  sich  obligiret,  dass  sie  den 
extraordinarium  militem  aus  dero  Domänen  unterhalten  wollend 

Damit  aber  dennoch  Eurer  Herrlichkeiten  gethanen  Vorschlägen,  so  viel 

immer  müglich  zur  Hand  gegangen  werde,  als  hat  E.  E.  Landschaft ...  den 

letzten  Vorschlag  Eurer  Herrlichkeiten  ergreifen  und    sich  dafür  erklären 

wollen,  dass,  wann  die  Accise  mit  dem  supplemento  zusambt  der  Anlage, 

Contribution,  Station,  Contingent,   Hart-  und  Rauhfutter,   Einquartierung 

und  Verpflegung,  welche  zwar  nur  den  Monat  Junium  und  Julium  währen 

sollen;  aber  noch  einen  wie  den  andern  Weg  immerhin  währet,  maassen 

darüber  die   von   kleinen  Städten    sich    höchlich    beschweren    und    umb 

Satisfaction    für   sothane  Auslage    omni  meliori  modo  Ansuchung   thun, 

!)  Bedenken  vom  12.  Juli  1G61  (s.  o.  S.  531).  Das  Bedenken  vom  15.  Juni  1661 
(s.  o.  S.  485  ff.)  kann  nicht  wohl  gemeint  sein. 

0  Das  Protokoll  vom  29.  Juli  (s.  o.  S.  541  f.)  muss  mangelhaft  abgefasst  sein,  da 
aus  ihm  eine  solche  Bediugungstelhmg,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Vortrage,  nicht 
eigentlich  erhellt. 
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ich  in  Gegenwart  I.  F.  Gn.  des  Herrn  Statthalters  den  sämptlichen  Hm 
Oberräthen  die  Meinung   und  E.  Ch.  D.  Intention   ziemlich  deutlich  g* 
saget  und  vorgestellet,    was  ihnen  allen  und  dem  ganzen  Lande  dir» 
entstehen  wurde,   wenn  die  Stände  nicht  endlich  aufhören   würden  & 
Souveränität  anzufechten.    Sie  haben  darauf  gebeten,  man  mochte  Harn 
vergönnen,  allein  mit  den  Ständen  zu  reden,  sie  wollten  Alle  ihr  Aeossenfat 
bei  ihnen  versuchen,  auch  dabei  bedingen,  dass  sie  an  Allem  unschuldig 
sein  wollten,  was  aus  ihrer  ferneren  Obstination  entstehen  konnte.    I.  F. 
Gn.  haben  Ihro  solches  gefallen  lassen  und  scind  sie  darauf  lange  Zuna- 
men gewesen  und  ist  hernach  der  Herr  Ober-Marschalk  nebst  dem  Hern 
Vogt  von  Fischhausen  und  Herrn  Redern  welchem  sie  zum  allerschwerstei 
in  den  Kopf  will,  zu  mir  gekommen,  und  habe  verspüret,  dass  die  Herrea 
Oberräthe  ihnen  ziemblich  müssen  zugeredet  haben.  Das  königliche  Schrei- 
ben ward  ihnen  auch  zugleich  bei  dieser  Occasion  übergeben  und  haben 
sie  versprochen  solches  nicht  anders  als  mit  Genehmhaltung  zu  beant- 
worten.   —   Wir  haben  alle  diese  Zeit  her  sehr  an  der  Ritterschaft  ge- 
arbeitet sie  von  den  Städten  abzuziehen,  es  hat  auch  treffliche  Debatten 
unter  ihnen  gegeben,  also  dass  man  nichts  Gewisses  denn  eine  Separa- 
tion   unter  ihnen    gehoffet,    wie  mir  denn  der  Herr  General  Kalckstein 
in  der  Hand  zusagte,    ich  sollte  es  bald    erfahren.      Er  hat  auch  wohl 
daran  gearbeitet,  wie  ich  aber  allezeit  berichtet,  so  ist  er  wohl  capabeL 
etwas  Böses  zu  thun,  aber  nicht  was  Gutes  zu  befördern.    Er  ist  schieferig 
darüber  geworden,  davon  gezogen  und   heute  allererst  wiedergekommen, 
da  er  denn  sich  trefflich  wieder  erboten,    sogar,    man   sollte   ihn  in  die 
Rathstube  fordern,  so  wollte  er  sich  nebst  Etzlichen  vor  die  Souveränität 
erklären.     Alldieweil    wir  aber  jetzt  gute  Hoffnung  haben,    dass  sie  e? 
alle  insgesamint  thun  werden,  so  wollen  wir  solches  Mittel  bis  aufs  letzte 
sparen.     Wenn    die    sämptlichen  Stände   die  Souveränität   erkennen,  so 
spüre    ich  wohl,  dass  I.  F.  Gn.  mit  gut  finden  werden,    gegen  Erleganz 
so  vielen  Geldes,  dass  indessen  die  Soldatesqua  erhalten  werden  könne, 
und  gute  Vertröstung,  dass  die  Accise  wieder  cingewilliget  werden  söIL 
die  Accise   vor  dieses  Mal   abzuthun,  E.  Ch.  1).  können  auch  wohl  sicher- 
lich  glauben,   dass,    was  geschiehet,    es  blos  zu  E.  Ch.  D.  Vorteil  uni 
aus    unumbgänglicher  Noth  geschiehet.     Ich  zweifle  auch  im  geringsten 
nicht,  sie  werde  wieder  cingewilliget  werden.     Aber  das   sagen  sie  aus- 
drücklich  dabei,    sie  müsse  anders  angeordnet  und  bedient  werden,  da- 
mit E.  Ch.  1).  und   nicht  Andre  den  Vorteil    davon    hätten.      Au  den 
Landräthen  und  Ritterschaft  ist  nicht  zu  zweifeln,  weil  ihnen  die  Accise 
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selbige  weiter  abzutragen.    Ueber  die  Anlag  und  das  Supplementam  der 
Accise  klaget  die  allhiesige  Burgerschaft  wegen  ihrer  Handlung  am  fet- 
tigsten, weshalben  wir  zu  Stillung  ihres  Lamentirena  und  anderer  Co» 
sequentien  im  Rath  geschlossen,  solche  im  Namen  E.  Ch.  D.  per  Diplom 
abzuschaffen  und  dagegen  womöglich  die  Accise  desto  williger  beizube- 
halten.   Wenn  aber  meinem  unmaassgeblichen  Erachten  nach  alle  jetzt 
obschwebende   in-  und  auswärtige    diesen  Staat   angehende  Geschiften, 
dahero  so  widerwärtig  und  gefährlich  fallen,  weil  E.  Ch.  D.  von  hinoea 
weit   entfernet  und    bei   vielen   die  Opinion  haeriret  dass  dieselbe  die 
Conservation  ihrer  erlangten  Jurium  und  dieser  dero  preussischer  Lande 
Wohlfahrt   wenig  achten,    woraus    denn  E.  Ch.  D.  weltberöhmbten  Ho- 
heit Respect   und  Reputation    in    die  Harre,    bei  Frembden  und  Ange- 
hörigen  gar  leicht   ein    unwiederbringlicher  Verlust  und    Nachtheil  zu- 
wachsen möchte,  wiemaassen  es  die  Erfahrung  schon  ziemlich  bezeuget 
als  erkühne  ich  mich  hiemit,  E.  Ch.  D.  aus  treuschuldigem  Obliegen  ge- 
horsam bst  zu  bitten,  Sie  wolle  dero  hocherleuchtcm  Verstand  nach,  die  hie- 
sige und  benachbarte  Conjuncturen  neben  ihrem   darunder    versirendeo 
Interesse  dergestalt  zu  erwägen  geruhen,  dass  E.  Ch.  U.  so  bald  nur  immer 
möglich  diesem  Lande  sich  wieder  nähern  und  durch  dero  höchsterwünschte 
persönliche  Gegenwart,    den  überhäuften  Befahrnissen  vorbauen  und  ab- 
helfen, wie  nicht  weniger  dero  landesfürstliche  Autorität  in  gebührender 
Würde   erhalten   und    bestätigen    mögen.     Ich  weiss   meinem  Gewissen 
nach    E.  Ch.  I).    vorjetzo,    da  Alles  sich  so  schwierig    erweiset,    keinen 
besseren  Rath  zu  geben. 


Aus  dem  Protokoll  der  Oberrathstube.     Praes.  et  pnbl. 

5.  August  1661. 

Kon.  668  I. 

[Drohung  für  den  Fall  ferneren  Widerstandes  gegen  die  Souveränität.    Erlass  der  Anlagt 
und  des  Accisesupplements.      Forterhebung  der  Accise.      Ablehnung  der  6000  Thlr. 

Vertagung.] 

1 GG1.  Es  gereicht  den  Oberräthen  zu  grossem  Befremden,  dass  die  Landschaft  in 

5.  Aug.  ihrem  Bedenken  vom  3.  August  noch  immer  die  Souveränität  in  Zweifel  zieht.  Es 
wird  den  Ständen  nochmals  erklärt,  dass  nach  Anerkennung  der  Souveränität 
der  Kurfürst  ihnen  nicht  wehren  will,  ihre  Sicherheit  in  casum  devolutioni* 
zu  suchen.  Ferner  werden  sie  daran  erinnert,  dass  sie  in  ihrem  geeinigten  Be- 
denken  vom    11.  October   1657    ihren    Dank    für  die  Vereinbarung    mit  Polen 
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Station,  Contingent,  Rauch-  und  Hartfutter  erlassen,  mit  denen  kleinen 
Städten  wegen  der  Verpflegung  Richtigkeit  gemachet  und  in  ganz  Kunea 
noch  fernere  Reduction  erfolgen  solle,  S.  Ch.  D.  sich  dahin  ferner  gnädigst 
erkläret,  dass  die  Anlage  und  das  Supplementum  der  Accise  ex  nunc 
cessiren  und  ferner  nicht  eingefordert  werden  solle,  wie  desfalls  zurei- 
chende Verordnung  an  allen  Oertern  erfolgen  würde.  So  viel  aber  die 
Accise  betrifft,  wie  woll  S.  Ch.  D.  sich  zur  Genüge  dabei  erklären,  dm 
Sie  dieselbe  durchaus  nicht  als  ein  eigenmächtiges,  besondern  als  ein  wn 
den  Ständen  zu  den  erforderten  Spesen  eingewilligtes  Mittel  gebrauchen, 
so  haben  Sie  doch  solche  erhebliche  Motiven,  welche  alle  auf  der  kund- 
baren Noth  und  Unumbgänglichkeit  sich  gründen,  angezogen,  dass  man 
nicht  absehen  kann,  wie  ohne  fernere  Einlangung  Sr.  Ch.  D.  weiterer 
gnädigsten  Erklärung  dieselbe  sofort  anitzo  abgestellt  werden  möge,  be- 
sondern versichert  man  sich  zu  den  Ständen  festiglich,  nachdeme  sie 
gleichwoll  hiedurch  sattsame  Proben  Sr.  Ch.  D.  gnädigsten  Verlangens 
den  Ständen  zu  willfahren  bekommen  und  das  Urgentissimum  wird  ab- 
geschaltet werden,  sie  werden  wegen  der  Accise  bis  zu  Einlangung  Sr. 
Ch.  D.  gnädigsten  Resolution,  an  der  im  Geringsten  nicht  zu  zweifeln,  in 
Ruhe  stehen,  gestalt  man  denn  versichert  ist,  dass  dieselbe  gegen  die  Zeit 
da  man  mit  den  Ständen  wieder  zusammen  kommen  wird,  vorhanden 
sein  werde. 

Dann,  so  viel  die  offerirte  6000  Thaler  betrifft,  weil  dieselbe  durchaas 
nicht  zureichend  gewesen,  den  Ständen  es  auch  mehr  Ungelegenheit  und 
Confusion  geben  werde,  dessfalls  eine  neue  Anlage  zu  machen,  als  wann 
man  auf  solche  geringe  Zeit  bei  dem  allbereit  eingerichteten  Werke  con- 
tinuiren  würde,  so  hoflet  man,  es  werden  die  Stände  selbst  zuträglichen 
halten,  dass  hierunter  Sr.  Ch.  D.  deferiret  und  dero  gnädigste  Erklärung 
abgewartet  werde. 

Der  Pest  wegen  kann  der  Landtag  nicht  fortgesetzt  werden  und  soll  ohn* 
Ausschreiben  am  16.  September  zu  Brandenburg  reassumirt  werden. 
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Gutes,  verlasse  mich  aber  ganz  nichts  darauf,  jedoch  weil  ich  mü 
äusserst  bemühe  ihn  in  gutem  Humeur  zu  erhalten,  damit  er  tjfc 
Weinigste  keine  Ursache  haben  möge  zu  schaden.  Die  Landrathe  wr- 
meinen  wohl  und  wollens  uns  überreden,  dass  sie  die  Souveränität  agDM- 
ciret,  dennoch  aber  gebrauchen  sie  sich  auch  noch  immer  solcher  Reden- 
arten,  die  noch  einigen  Zweifel  verursachen.  —  Der  Herr  von  Eulenborg 
aber  hat  in  der  Oberrathstube  rotunde  erkläret,  dass  er  mit  dfm  Ter 
giversiren  nicht  mehr  zu  thun,  besondern  E.  Ch.  D.  bestandig  pro  suprent 
Domino  agnosciret  haben  wollte.  —  Die  Magistratspersonen  ausser  Hau 
Weger  (denn  Roth  ist  nicht  im  Rath,  sondern  auf  Seiten  der  Bürger- 
schaft) excusiren  sich  sehr,  dass  sie  nicht  schuldig  an  dieser  Contradic- 
tion  sein,  sondern  legen  alle  Schuld  auf  die  Zünfte  und  klagen  aber 
dieselben  heftig  wie  ichs  denn  auch  weiss,  dass  ihnen  von  denenselben 
sehr  zugesetzet  und  aller  Respect  entzogen,  ja  öffentlich  gedrauet  wird. 
Vor  etzlichen  Tagen  seind  sie  über  100  Personen  stark  hier  oben  ge- 
wesen und  wer  alsdann  zum  heftigsten  wider  die  Souveränität  reden 
kann,  der  wird  zum  Himmel  erhoben.  Es  kann  auch  keine  Tyrann» 
oder  Dominat  ärger  beschreiben  werden,  als  wie  sie  die  Souveränität 
beschreiben.  Unter  anderem  ist  der  Bürgerschaft  beigebracht,  der  König 
von  Frankreich  sei  allein  Souverän  und  der  habe  die  Macht,  dass  wenn 
er  Geld  haben  wollte  und  einen  rufen  Hess  und  fragte,  wie  viel  Geld 
er  hätte  und  derselbe  bekennete  es  nicht  sofort  und  man  erführe  « 
anders,  so  hätte  der  Mensch  seinen  Kopf  verloren  und  der  König  nehme 
alles  das  Seinigo  und  die  Macht  würden  E.  Ch.  D.  auch  haben,  wenn 
Sie  Souverän  wären.  Sie  sagen  auch,  es  wären  ein  Theils  E.  Ch.  D.  eigene 
Diener,  welche,  wenn  man  Excesse  bei  ihnen  geklaget,  sie  alles  mit  der 
Souveränität  entschuldigt  hätten,  dass  es  dabei  nicht  anders  sein  könnte. 
Ich  halte  auch  wohl  davor,  wenn  man  sich  des  Worts  Souverän  nie, 
sondern  Supremi  et  Directi  Domini  gebrauchet,  die  Sache  würde  lange 
so  schwer  nicht  gefallen  sein.  Wie  man  aber  verspüret,  dass  durch  die 
tägliche  gethane  Explicationes  einer  und  der  andre  besser  unterrichtet 
wird,  also  will  ich  hoffen,  zuletzt  werde  noch  Alles  gut  werden.  Nur 
allein,  gnädigster  Herr,  E.  Ch.  1).  müssen  näher  sein  und  dann  noch  ein 
wenig  Geduld  und  Langmüthigkeit  gebrauchen.  Sollten  E.  Ch.  D.  Ihro  Reise 
lange  verschieben,  wie  sich  etzliche  Uebelaffectionirte  dessen  sehr  ge- 
trösten und  darin  bei  etzlichen  Posten  von  Cleve  sehr  confirmiret  worden 
oder  auch  von  einiger  Anstalt  Völker  anhero  zuschicken  Nachricht  alliier 
einkommen,  so  muss  ich  mich  gewisse  besorgen,  sie  dürften  sich  nachen 


554  II*    Der  grosse  Landtag  von  1661  bis  1663. 

etwas  sagen  werden.  Es  haben  I.  F.  Gn.  aus  Warschau  eben  dergleido, 
wie  E.  Ch.  D.  jetzt  gethan,  an  sie  geschrieben,  sie  vermeinten  aber  dt 
malen  es  wäre  besser  stille  dazu  zu  schweigen.  Wenn  der  Herr  D.  Drei* 
sich  etzliche  Mal  in  den  Predigten  etwas  mehr  moderiren  und  von  da 
scharfen  Verantwortungen,  wie  ich  ihm  dann  desfalls  sehr  starke  Verfallta- 
gen gemacht  habe,  enthalten  könnte,  glaube  ich  das  Werk  wurde  sich  w 
sich  selbsten  vergessen,  aber  weil  sie,  seine  Gegner,  seiner  nicht  schonen,  n 
vermeint  er,  er  müsse  dergleichen  thun.  So  viel  das  exercitium  der  Reli- 
gion anbelanget,  hoffe  ich,  dass  es  durch  Gottes  Gnade  auf  einen  goto 
Stand  gebracht  werden  soll.  Wegen  der  Chargen  aber  wird  es  schwer  da- 
her gehen,  weil  sie  desfalls  so  viel  vor  sich  haben,  doch  verzage  ich  de** 
falls  auch  nicht  gänzlich.  Was  aber  der  Engeländer  und  Schotten  Borger- 
recht  betrifft,  bekenne  ich,  dass  ich  desfalls  die  geringste  Hoffnung  nicht  habe: 
unsere  Prediger  allhic  sagen  selbst,  dass  es  impracticabel  sei,  erinnern  nor. 
dass  man  denen  Zweien,  so  von  E.  Ch.  I).  ein  Privilegium  erhalten,  eine 
limitirte  Freiheit  zu  negotiiren  erhalten  möchte;  das  Aergste  bei  dieser 
Sache  ist,  dass  sie  von  E.  Ch.  I).  ein  starkes  Keversal  haben,  dass,  wie 
sie  einmal  auf  dero  gnädigstes  Begehren  einen  angenommen,  Sie  ihnen 
hoch  versprochen,  sie  hinfüro  damit  nicht  zu  beschweren.  Es  wird  aber 
dieses  nicht  also  verstanden,  als  wenn  solche  nationes  auch  gar  Dicht 
hier  sein  möchten,  sondern  nur,  dass  sie  nicht  aus  und  in  die  Schilfe 
handeln  müssen.  Was  die  Oberrätho  betrifft,  ist  das  geführte  gravameo 
wohl  nicht  dahin  angesehen,  dass  wir  nicht  dabei  sein  möchten,  wenn 
E.  Ch.  I).  allhier  sein  und  Rath  mit  ihnen  halten,  sondern,  soviel  ich 
vernehme,  geht  es  mehr  auf  I.  F.  Gn.  und  mich,  dass  wTir  mit  in  die  Rath- 
stubc  gehen,  wiewohl  ich  sonst  nicht  hineinkommen,  als  wenn  Landtag*- 
sachen  vorgehen.  Dass  aber  ihre  praesentationes  nicht  mehr  angenommen 
werden,  darüber  haben  sie  gegen  mich  heftig  doliret,  wollens  aber  nicht 
gestehen,  dass  sie  sich  gegen  die  Stände  darüber  beschweret,  war  aber 
unmöglich,  dass  dergleichen  verborgen  bleiben  könnte.  Sie  bezeugen 
zwar  sehr  hoch  dabei,  dass  sie  es  nicht  darümb  thäten,  dass  sie  ein  ju? 
gegen  E.  Ch.  I).  behaupten  wollten,  sondern  dass  E.  Ch.  D.  tüchtige 
Hauptleute  auf  den  Aemptcrn  haben  möchten,  die  nicht  zuforderst  die 
Wirthschaft  zu  E.  Ch.  I).  höchstem  Schaden  zu  lernen  hätten,  auch  ver- 
stünden, wie  die  Justitz  zu  administriren.  Ich  will  aber  hoffen,  da>s 
dieser  Punct  wohl  zu  E.  Ch.  D.  conteuto  abgethan  werden  soll.  Gewiss 
ist  es,  dass  jetzo  Hauptlcute  vorhanden,  welche  von  Hcidem  nichts  ver- 
stehen, aber  dabei  sehr  wohl  wissen,   wie  sie  ihnen  selbst  Vortheil  ver- 
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Standen,  soviel  möglich  mit  gnädigsten  Resolutionen  und  Erortenngi 
gravaminum  zu  willfahren,  denn  ob  zwar  E.  Ch.  D.  durch  Gottes 
vor  dieses  Mal  in   dem  Zustande   sich   befinden,    dass  Sie   d< 
nicht  von  Nöthen  haben  möchten,  besondere  scharfen  verfahren,  die 
abweisen  und  ihnen  Ernst  zeigen  könnten,    so  muss  man  doch  billig  il 
dergleichen  hochwichtigen  Dingen   nicht  so  sehr    auf    die    kegenvirif| 
als   die   zukünftige  Zeiten    sehen.     Sollten  nun  E.  Ch.  D.  weichet 
Allerhöchste  in  allen  Gnaden  verhüten  wollte,    zeitig   verfallen  und 
mündige  Prinzen   lassen,    so   können  E.  Ch.  D.   leicht    urtheilen,  « 
dieses  Werk  nicht  mit  der  Stände  gutem  Willen   abgethan  und  die 
terthänigste  Affection  der  Stande  nicht  ein  festes  Band  zwischen  E.&I 
D.  hohen  Hause  und  ihnen  bleibe,  wie  gefahrlich  es  vor  E.  Ch.  D.  Sb- 
kommen  ausschlagen  könnte.     Sie  sagen  dieses  schon,   wenn  mm  ibfl 
die  jetzige  Gefahr,  so  ihnen  bevorstehet,  remonstriret,  was  es  E.  Ch-t 
helfen  würde,    wenn  sie  hierzu   gezwungen  würden;    die    Verandenoga 
der  Zeiten  wären  so  gross,  dass  es  einst  heissen  würde,  gezwungen  Eü 
ist  Gott  leid.    Ich  hoffe  doch,  dass  dasjenige,  was  E.  Ch.  D.  am  MeMi 
gedrücket  hat,  mit  guter  Manier  geändert  werden  soll,  allzeit  in  oecoM- 
micis,  worüber  E.  Ch.  I).  bisher  so  sehr  geklaget,  sollen  Sie  gar  gewitt 
freie  Hände  und  disposition  bekommen.     Es  leidet  dieselbe  sonst  gm* 
Noth,   hätten  E.  Ch.  D.  nur   gute  Leute,    die  es  wohl    verstehen,  unl 
schickten  sie  her  und  geben  gute  Instructiones  dabei.      Wir  wollten  p- 
nugsamb  damit  durchdringen,    denn  die  Stände  wünschen   nichts  meto, 
als  dass  E.  Ch.  D.  Oeconomie  wieder  in  guten  Stand    gebracht   werdci 
möge,  weil  sie  hoffen,  dass  sie  alsdann  desto  weiniger  werden  angespro- 
chen werden.     Der  Mangel  aber  an  recht  verständigen  tüchtigen  Leuten 
machet,  dass  E.  Ch.  D.  Oekonomiewoscn  über  alle  Maassen  übel  bestellet 
ist.  —  Gleich   jetzt    seind    die    sämptliche  Landräthe    bei   mir  gewesen 
und  Abschoid  genommen,   sehr  hoch  von  ihrer  devotion  versichert  auch 
berichtet,  dass  die  Deputirte  der  Ritterschaft  sie  vertröstet  bei  der  künf- 
tigen Zusammenkunft  sich  mit  ihnen  zu  conformiren '). 

*)  Die  Antwort  auf  diese  Relation  (dat.  Turnbout  22.  August  1661,  un gezeichnete* 
Concept  von  Jenas  Hand)  findet  sieh  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  83ff.,  wo  auf 
S.  83  für  8.  Augusti  zu  setzen  ist  9.  und  S.  85  statt  2o.  Augusli  „22". 
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So  viel  den  anderen  Punkt  betrifft,  so  hätten  die  gesamt) ten  Stink 
von  Herzen  wünschen  mögen,  dass  gleich  wie  Sr.  Ch.  D.  gedruckte  Patah 
die  bis  dahero  unge willigte  Anlage  und  das  Supplementum  der  Accin 
cassiret  und  aufgehoben,  also  auch  in  den  kleinen  Städten  und  bei  da 
Pfandsinhabern  die  höchst  beschwerliche  Einquartierung  und  Verpflegimg 
der  Völker  abgeschattet  und  die  Accise,  wie  sie  einmal  abgetban  \ai 
von  denen  gesambten  Landesständen  abgeschaltet  worden,  also  and 
wirklich  abgethan  verblieben  wäre.  Weil  aber  S.  Ch.  D.  zu  unambgiag- 
licher  dero  Noth  selbte  noch  bis  auf  den  16.  September  zuwider  da 
Landesverfassungen  und  hierüber  ausgegebenen  Vereinigten  Bedenket 
prolongiret,  müssen  zwar  die  gesambten  Stände  dieselbe  Zeit  wider  ihm 
Willen  mit  Geduld  erwarten,  wollen  aber  auch  zugleich  hiemit  sich  be- 
dungen haben,  dass  inzwischen  entweder  in  alle  Aembter  und  Städte 
des  ganzen  Landes  ausgeschrieben  werde,  dass  den  obgesetzten  16.  Sep- 
tembris  in  stehenden  Jahres  die  itzt  prolongirte  Accise  gänzlich  aufhört! 
und  alle  Execution  an  allen  Orten  deswegen  cessiren  solle,  oder  dass  ii 
Nachbleibung  des  Ausschreibens  die  Deputierte  der  Ritterschaft  ood 
Städte  Solches  in  ihren  Aerabtern  und  Städten  ihren  Hinterbliebene! 
als  ein  Conclusum  der  gesambten  Stände  hinterbringen  und  dass  nad 
dem  Tage  Niemand  zu  Ablegung  einiger  Accise  verbunden  sein  solle. 

Den  dritten  Punkt  lassen  sich  die  gesambten  Stände  umb  der  an- 
gezogenen wichtigen  Ursachen  willen  woll  gefallen1). 


Der  Kanzler  Kospoth   an  den   Kurfürsten.     Dat.  Königsberg 

12.  August  1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Die  Aussichten  einer  Durchsetzung  der  Souveränität.] 

1GG1.  Kr  bedauert,  dass  trotz  aller  Emsigkeit  und  ungesparten  Fleisses  die  Sache 

12.  Aug.  Jos  Kurfürsten  dieses  Mal  noch  nicht  zu  gewünschter  Endschaft  gekommen  ist. 
„angemerket  zu  sothaner  Veränderung  des  Effects,  da  viel  Köpfe  und  viel  Sicnt 
ins  Eine  zu  hringen,  Zeit  und  Arbeit  gehöret .  .  .;  haben  aber  Gott  zu  danken, 
dass  die  Gemüther  soweit  gewonnen,  wann  sie  E.  Ch.  D.  das  supremum  m>J 
directum  dominium  weiter  nicht  impugnieren,  weniger  demselben  contradicieren 
wollen44.  Wenn  auch  von  der  Ahschickung  nach  Polen  noch  die  Rede  ist  -h) 
scind   doch  ihrer  viel  so  wohl  in  dem  Landrath   als  in  der  Ritterschaft  damit 

')  Der  Inhalt  der  Einzelbedenken,  die  als  wiederholte  bezeichnet  wurden  oli? 
vorhandenen,  sämmtlich  pr.  8.  Aug.  1061,  tragen  die  Zusätze  „letztere,  endliche'},  er- 
hellt aus  dem  Gesamintbedeuken. 
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ich  habe  zuletzt  bei  Continuation  der  Stande  Widersetzlichkeit  in  puncto 
der  Souveränität  und  Abschickung  nach  Warschau,  diese  Differirung  im 
Landtages  so  nützlich  vor  E.  Ch.  D.  gehalten,  dass  ich  auch  vor  En- 
langung  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Rescripts  schon  gesonnen  gewesen,  ELCh.D. 
unterthänigst  zu  rathen,  durch  ein  Rescript  diesen  Landtag  bis  in  dei 
October,  als  wenn  E.  Ch.  D.  zu  Berlin  zu  sein  verhofften,  zu  differiren, 
wozu  mich  denn  auch  sonderlich  dieses  bewogen,  dass  die  Allerwidec- 
spenstigsten,  vornehmblich  die  Eönigsberger  diesen  Aufschub  am  im- 
gernsten gesehen,  solches  zu  hindern  ihnen  äusserst  angelegen  sein  las««, 
ihnen  auch  noch  diese  Stunde  vor  nichts  mehr  bange  ist,  als  dass  der 
Landtag  noch  ferner  werde  aufgeschoben  werden.  Alldieweil  ich  aber 
nun  E.  Ch.  D.  gnädigste  Intention  weiss,  so  werde  ich  deroselben  ge- 
horsam bst  nachleben. 

Es  werden  sonst  E.  Ch.  D.  verhoflfentlich,  gestalt  ich  solche  Abrede 
mit  I.  F.  Gn.  und  dem  Herrn  Oberburggrafen  genommen,  die  letzte  Reso- 
lution der  Stände,  so  sie  eben,  wie  ich  auf  die  Kutsche  sitzen  wollte, 
übergeben,  bekommen  und  daraus  gesehen  haben,  dass,  obzwar  die 
Ritterschaft  sich  ein  wenig  besser  erkläret  und  in  etwas  von  den  Städten 
separiret  haben,  dennoch  das  ganze  Bedenken  E.  Ch.  D.  intention  ganz 
und  gar  entgegen  läuft.  Und  ob  ich  auch  wohl  hoffe,  dass  die  künftigen 
Instructiones  in  den  Aemptern  etwas  besser  fallen  werden,  gestalt  ich 
dann  desfalls  an  allen  Orten  fleissig  unterbaue,  so  fürchte  ich  doch,  sie 
werden  noch  dergleichen  Dinge  dabei  bringen,  die  E.  Ch.  D.  nicht  an- 
stehen möchten.  Denn  wie  sehr  ihnen  Polen  ans  Herze  gewachsen  and 
wie  sie  darin  alle  ihre  Wohlfahrt  suchen,  dass  sie  noch  einigen  recours 
an  Polen  behalten  möchten,  welches  sie  dann  durch  die  Abschickung  zu 
erhalten  hoffen,  das  werden  E.Ch.D.  wohl  nimmer  glauben;  ja,  diejenige 
welche  sich  sonst  wohl  vor  E.  Ch.  D.  bezeigen,  vermeinen,  sie  können 
nicht  eher  salva  conscientia  in  einen  andren  Zustand  des  Landes  willigen, 
noch  einen  andren  Eid  ablegen,  bis  sie  zuvörderst  mit  Polen  capituliret  und 
sie  darauf  durch  eine  andre  Manier,  als  durch  ein  Schreiben  ihrer  Pflichte  er- 
lassen worden;  über  dem,  so  sehen  E.  Ch.  I).,  dass  sie  zum  Theil  gar  nicht 
zum  Theil  nur  nach  6  Wochen  die  Accise  gewilliget.  Sobald  man  nun 
zusammenkompt,  wird  das  das  erste  sein,  dass  dieselbe  abgeschattet 
sein  soll.  Ich  habe  zwar  die  gewisse  Hoffnung,  dass  dieselbe  durch  die 
Landrätho  und  Ritterschaft  wieder  wird  gewilliget  werden.  Ich  wollte 
aber  gleichwohl  nicht  zwar,  dass  ehe  und  bevor  man  dessen  gnugsame 
Sicherheit  hätte  (denn,  wenn  sie  auf  ein  Wenig  erlassen,  muss  sie  billig 
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Berlin  haben  werde,  will  ich  daran  arbeiten,  dass  Wohlaffectionirte  zu 
deroselben  gesandt  werden  sollen. 


Der  Kurfürst  an  den  Fürsten  Radzivill,   Schwerin   and   die 
Oberräthe.     Dat.  Cleve  16.  August  1661. 

Concept,  gez.  Jena.    R.  6.  QQ. 

1661.  Zuerst  wird  bemerkt,  dass  die  Relation  vom  5.  Aug.  nicht  auch  von  Schwerin 

16.  Aug.  unterzeichnet  sei.  Der  Kurfürst  wird  nach  Preussen  kommen.  Er  ist  mit  dem 
Patent  wegen  der  Anlage  und  des  Supplementi  zufrieden.  Er  hätte  lieber  ge- 
sehen, dass  der  Landtag  continuiort  wäre,  muss  indessen,  wenn  es  nicht  anders 
einzurichten  ist,  auch  die  Unterbrechung  geschehen  lassen. 


Der  Kurfürst  an  Radzivill.  Dat.  Tuernhout  in  Brabant  22.  Aug. 

1661. 

Concept,  gez.  Jena.    R.  6.  QQ. 
[Verordnung  über  Cassirung  resp.  Suspension  der  Steuerreste  und  über  Aufbebung 

des  Commissariats  bis  auf  eine  Person.] 

1661.  .  .  .    Als    haben  Wir   die   gnädigste  Verordnung    zu    machen    gut 

u*'  gefunden,  dass  hinfiiro  alle  und  jede  im  Lande  ausstehende  Resta,  wor- 
auf weder  von  Uns  noch  von  den  Standen  einige  Verschreibung  oder 
Versicherung  gegeben  worden,  gänzlich  cassiret  und  aufgehoben  und  Nie- 
mand desfalls  ferner  angemahnet  noch  belanget  werden  soll,  diejenige 
Resta  aber,  worauf  Wir  oder  die  Stände  Verschreibung  und  Versicherung 
ertheilet,  sollen  bis  zu  fernerer  Verordnung  und  besseren  Zeiten  suspen- 
dirot  bleiben  und  darin  keine  Execution  gestattet  worden.  Ferner  haben 
Wir  zu  mehrder  Erleichterung  des  Landes  verordnet,  dass  hinfuro  das 
ganze  Kommissariat  aufgehoben  und  denen  dabei  bestallet  gewesenen  Be- 
dienten ohne  Unterscheid  keine  fernere  Gage  noch  Besoldung  gegeben 
werden  soll,  ausser  eine  Person,  so  das  Werk  hinfuro  inspiciret,  welchem 
desfalls  ein  leidentlich  Tractament  verordnet  und  daneben  zu  besserer 
Verrichtung  der  Arbeit  ein  Schreiber  cessirct  und  gutgothan[ werden  kann. 
Der  Kurfürst  hofft,  dass  die  Stände  hieran  seine  Gewogenheit  erkonnen  and  ge- 
fügiger sich  zeigen  werden1). 


')  Inzwischen  war  auf  einen  (nicht  vorliegenden)  Bericht  Schworins  vom  28.  Juli 
das  Uescript  des  Kurfürsten  vom  10.  Aug.  1661  (abgedruckt  bei  Orlich  III  82t)  er- 
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Der   Landvogt    von    Fischhausen,    Gr.  A.  von  Tettau1)    an 
Schwerin.    Dat  Sieslach  24.  Aug.  1661. 

Eigenhändiges  Schreiben.    R.  6.  QQ. 
[Darlegung  seines  Vermittlungsstandpunktes.] 

Schwerin  wird  zunächst  eingeladen,  falls  er  den  Bischof  zn  Heilsberg  bc-    1661. 
suche,  bei  ihm  Nachtquartier  zu  nehmen.    Ich  .  .  .  auch   bei  Abfassung  der     *      *" 

Instruction  [der  Landtagsdeputirten],  so  viel  an  mir  ist,  dergestalt  mich 
.  .  .  bearbeiten  und  in  Allem  mich  also  zu  bezeugen  äussersten  Vermö- 
gens beflissen  sein  werde,  dass  so  wohl  £.  Exe.  in  Dero  von  meiner  Per- 
son gefassten  Eenntniss  und  guten  Intention  mehr  und  mehr  bestätiget,  als 
S.  Ch.  D.  in  Dero  gegen  meine  Wenigkeit  tragendem  gnädigsten  Vertrauen 
besichert  sich  befinden  mögen.  .  .  .  Dannenhero  Ew.  Exe.  und  Mennig- 
Kch,  so  der  Sachen  Wichtigkeit  mit  impassionierten  Augen  ansehen  will, 
gar  leicht  judicieren  wird,  dass  zur  Befestigung  des  Vertrauens,  so 
zwischen  der  Herrschaft  und  den  Unterthanen  gefasset  sein  muss,  nicht 
allemal  diejenigen  Dienste  die  nützlichsten  sein,  so  nur  einseitige  Re- 
flexion haben,  sondern  welche  uff  den  Bestand  und  auf  die  Sicherheit  des 
allgemeinen  Bestens,  dergestalt,  dass  das  imperium  .  .  .  zugleich  er- 
halten wird,  in  allem  sowohl  gegenwertig  als  ins  Künftige  nicht  durch 
Furcht  und  Zwang,  sondern  aus  Liebe  und  freiem  Gemüth  untergeben 
zu  bleiben,  gerichtet  sein.  Dahin  denn  .  . .  meine  Bezeugungen  bisher 
gezielet,  dahin  auch  mein  Vetter,  als  Herr  Landvogt  zu  Schaken  und 
Herr  Röder  meines  Wissens  gleichmässig  in  tentioniret  sein.  Und 
ist  in  Wahrheit  der  Sache  nichts  schädlicher,  als  dass  Mancher  ohne 
Ursach  absetzet,  sein  Credit  dadurch  bei  seinen  Mitbrüdern  zu  Sr.  Ch.  D. 
merklichem  Nachtheil  schwächet  und  zur  Weitläufigkeit  Ursach  giebet. 
Denn  gleichwie  in  allen  Vorhaben  ist  in  causa  tarn  communi  auch  nichts 
als  Trennen  und  Separiren  am  AJlerschädlichsten  und  können  Ew.  Exe. 
hochvernünftig  leicht  urtheilen,  wenn  durch  Moderation  und  Concer- 
tation  die  exuleerirten  Gemüther  nicht  sollten  curiret  werden,  wofür 
Eins  und  das  Andere  ausschlagen  könnte,  auch  wohin  bei  jüngst  ver- 
flossenem Reichstage  es  ausgebrochen  wäre,  wenn  die  Städte  nicht  zu- 
rückgehalten worden   waren.    Aber  so  blutrünstig,  ja  tödtlich  auch   die 


gangen    und   am   gleichen  Tage  ein  Rescript  an  den  Fürsten-Statthalter,   in  dem  er 
ermahnt   wurde   mit   gleichem  Eifer   fortzufahren.    Die  nicht  aufgelösten  Chiffren  in 
dem  ersteren  bedeuten    „wodurch  dieser  Roth  als   ein  notorischer  Rebell  und  Auf- 
wiegler mit  Manier  über  die  Seite  gebracht* 
')  S.  o.  S.  478  Anra.  1. 

36* 
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Wände  der  Gemüther  sein  möchte,  so  leicht  wird  die  Kar  in  der 
und  in  aller  Glückseligkeit  vollentzogen  werden,  wenn  die  abolitio  gra- 
vaminum  und  confirmatio  privilegiorum  bei  Reassumierung  des  Landtag« 
unter  Sr.  Ch.  D.  Hand  in  promptu  dargezeuget  werden  konnte.  .  .  . 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat  Wildenhofen  25.  Aug.  1661. 

(Praes.  Cleve  5.  Sept.)    Eigenhändige  Aasfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Anschauungen  Ereytzens  und  Tettaus.     Private  Angelegenheiten.] 

1661.  .  .  .    Inzwischen    wird    man   allhie   sowohl    wegen    des    Roth,  ak 

25  Au? 

vieler  anderen  Geduld  haben  müssen  und  halte  es  gewiss  davor,  wenn 
man  bei  jetziger   fernen  Abwesenheit  E.  Ch.  D.  solche  Sachen  der  Ge- 
bühr  nach   beeiferen    wollte,    Deroselben  dadurch  ein   sehr  grosser  Un- 
dienst   zugezogen    werden  dürfte.      Der   allergütigste  Gott    verleihe  nur 
ssinen  Segen  zu  dem  Hauptwerk,  so  werden  alle  solche  Leute   von  sich 
selbst  in  die  wohlverdiente  Strafe  fallen.     Ich    bemühe    mich  jetzt  in 
nichts    anderes,    als    wie  in  den  Aemptern  überall  gute  Unterbarungen 
geschehen   mögen,    damit   gute  Instructions  erfolgen.     Ich    bin  desfalb 
dieser  Tage  bei  dem  Herrn  Obermarschall  und  dem  Herrn  Vogt  von  Fisch- 
hausen  gewesen,    bei   denenselben  auch  andere  vom  Adel  mehr  waren, 
die  mir  zwar  alle  festiglich  versprochen,  ihr  Bestes  bei  der  Zusammen- 
kunft in  den  Aemptern  zu  thun,    hatten    auch  gute  Hoffnung  zu  glück- 
lichem Success,  nur  allein  wären   bei  der  Souveränität  zwei    Dinge,  so 
nothwendig  gethan  sein  müssen:  1)  dass  sie  der  Krön  Polen  noth wendig 
remonstriren  müssen,  dass  die  Stände  zu  diesen  Pacta  mitgezogen  werden 
müssen,  dann  ausser  dem   wären   sie   in  der  Gefahr,  dass  man  sie  alle- 
mal   wie  Aepfel    uud   Birnen    wegschenken    möchte;,    und   müssten  sich 
dessen  insonderheit  befürchten,  wann,   welches  Gott  in  Gnaden  verhüten 
wolle,  B.  Ch.  D.  linea  abgehen  sollte,  und  ehe  sie  in  solcher  Furcht  und 
Servitut  stecken  wollten,  wollten  sie  lieber  Alle  ihr  Leben  verlieren  und« 
weil  sie  bei  solcher  Remonstration  nicht  allein  E.  Ch.  D.  keine  Difficultat 
zu    machen,    besondern   vielmehr  Dero  jura  zu  bestärken  gedächten,  so 
hofften  sie  nicht,  dass  E.  Ch.  D.  solches    entgegen  sein   würde,    2)  das» 
E.  Ch.  D.  ein  Mittel   benennen  möchten,    welches  zu  gebrauchen,    wann 
die  Landschaft  wegen  Contravention  der  Privilegien  über  E.  Ch.  D.  oder 
Dero  Nachkommen   zu  klagen.     Auf  das  Erste  habe  ich  ihnen  gezeiget, 
wie    sie  solche   Sicherheit  nicht  anders,  deun  durch  E.  Ch.  D.  erlangen 
könnten,  und  auf  das  Ander,   dass  sie  sich  keiner  Contravention  zu  be- 
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an ;  ungeachtet  ich  S.  Fl.  Gn.  vielfaltig  geschrieben,  dass  ich  allhie 
den  Landtages  Sachen  die  geringste  Disposition  nicht  hatte,  so  begehm 
sie  doch  bei  allen  Posten  von  mir,  dass  ich  die  10000  Rthlr.,  so  E.CLD. 
auf  die  alte  Praetension  dieses  Jahr  zu  zahlen  versprochen,  erlegen  sei: 
haben  desfall  einen  Kaufmann  an  mich  gewiesen,  der  auch  von  Dang 
hie  zu  mir  gekommen,  und  habe  ich  zu  thun  gehabt  denselben  qritt 
zu  werden.  Bitte  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  wollten  doch  an  L  F.  6a 
schreiben,  dieselbe  vertrösten,  damit  ich  nicht  weiter  damit  gephgrt 
werden  möge.  Der  Herr  Kanzler  sollicitiret  sehr  wegen  seines  Sohnes, 
dass  derselbe  eine  Hauptmannschaft  bekommen  möge;  Riesenburg  will 
er  nicht  annehmen,  vermeinet,  es  wäre  E.  Ch.  D.  Schade,  dass  Sie  n 
dem  Orte  2  Hauptleute  haben  sollten,  zumal  weil  es  versetzet  ist  Der 
Herr  Graf  von  Dohna  hält  auch  sehr  einständig  an,  dass  sein  Contrtrf 
wegen  des  Holzes  conörmiret  werden  möge;  weil  E.  Ch.  D.  ihn  zu  zaUea 
versprochen,  vermeinen  sie  Alle,  dass  E.  Ch.  D.  durch  dieses  Mittel  am 
Besten  davon  kämen,  denn  es  ist  an  einem  sehr  abgelegenem  Orte.  Wie 
ich  vernehme,  soll  er  des  Geldes  zu  Einrichtung  der  sehr  verwüstetes 
Güter  hoch  von  Nöthen  haben1). 


Radzivill    an   den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg    25.  August 

1661. 

(Tracs.  Cleve  5.  Sept.)     Ausfertigung  R.  6.  QQ. 
[Finanznöthe   infolge   des  Acciseerlasses.     Uuthunlichkeit   weiterer    Concessionen  in 

Contributionssachen.] 

U»G1.  .  .  .    Wie  wir  des  allhie  eingerissenen  Postulats  halber,  den  Land- 

ug'tag  bis  auf  den  15.  Septembris  differiret,  daneben  die  Contribution*?, 
Anlage  und  das  Accis-Supplementum  gänzlich  aufgehoben,  in  Hoffnung 
die  blosse  auf  den  Consuinptibilien  noch  haftende  Accise  dardurch  in 
desto  willigoren  Lauf  zu  bringen  und  darinnen  zu  erhalten.  Dass  nun 
aber  diese  so  wohlgemeinte  Verordnungen  die  widersinnige  Gemuther 
dennoch  nicht  besänftigen  oder  ändern  mögen,  ist  umb  so  viel  mehr  zu 
beklagen,  je  grösser  die  Armut  ist,  in  welche  durch  sothane  der  Lands- 
einsassen anhaltende  Hartnäckigkeit  E.  Ch.  D.  hiesiger  ganzer  Staat  bei 
Verschwindung  der  Acciseinkünfte  gerathen  muss,  sintemalen  dieselbe 
unserer  gemachten  Rechnuug  zuwider,  weder  aus  den  Städten  noch  dorn 

l)  Die  Antwort  auf  diese  Relation   (d.  d.  Cleve  G.  Sept.  1GG1)  ist  abgedruckt  bei 
Orlicb  III  S.  8G. 
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Schwerin    an    den   Kurfürsten.     Dat.  Brandenbarg    30.  Ang. 

1661. 

(Praes.  12.  Sept.)    Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Kalcksteins  Versicherungen.    Die  drei  Tettaus  und  ihre  Gesinnung.     Reassumptki 

des  Landtags.] 

1661.  Nachdem    der   terminus  des  praefigirten  reassumirenden  Landtage* 

'  u^"  herannahet,  habe  ich  umb  soviel  mehr  mich  an  allen  Orten,  da  es  u» 
gewandt,  so  schriftlich  als  mündlich  bemühet,  damit  die  deputati  au 
den  Aemptem  mit  guten  Instructionen  sich  einfinden  möchten  und  unter 
anderen  auch  die  Nothdurft  desfalls  an  den  General  Kalckstein  geschrieben. 
Derselbe  ist  darauf  etzliche  Tage  hernach  zu  mir  gekommen  und  überaal 
grosse  Versicherung  gethan,  das 8  alles  zu  B.  Ch.  D.  contento  erfolgen 
sollte.  Ich  habe  mich  aufs  Aeusserste  beflissen  ihm  alle  Ehre  und  Ci- 
ressen  zu  erweisen  auch  auf  solchen  Fall  E.  Ch.  0.  hohe  Gnade  ver- 
sichert, wiewol  ich  sehr  zweifele,  ob  er  sich  ändern  werde.  Er  fraget 
mich  sonst  sehr  fleissig,  ob  E.  Ch.  D.  wegen  seines  Sohnes  nicht  ge- 
antwortet, worauf  ich  ihm  sagete,  die  Antwort  ginge  dahin,  dass  wenn 
E.  Ch.  D.  den  Effect  seiner  hiebevor  so  oft  gethanen  Promessen  sehen 
würden,  er  und  sein  Sohn  auch  nicht  allein  diese,  sondern  andere  Gnade 
mehr  erlangen  sollte.  Ich  spürte  wol,  dass  er  nicht  mit  content  war. 
man  kann  aber  gleichwol  nicht  weiter  gehen. 

Am  vergangenen  Sonntage  sindt  die  Tettauer  als  der  II.  Landvogt 
von  Schakeu,  der  Vogt  von  Fischhausen  und  der  Hofgerichtsrat ')  zu  mir 
gekommen  und  ist  der  Herr  Ober-Marschall  nebst  einigen  Anderen  auch 
gefolget  und  haben  gedachte  Tettauer  sich  offeriret,  weil  sie  in  ihre 
Aempter  kegen  die  Zusammenkunft  reiseten,  der  Hofgerichtsrath  auch 
bei  denen  im  Eiloschen  vor  sich  und  seinen  Bruder  compariren  würde. 
so  wollten  sie  daselbst  gern  bcfodorn,  was  ich  ihnen  E.  Ch.  D.  Interesse 
halben  an  die  Hand  geben  würde  und  dabei  ihre  beständige  Devotion 
gegen  E.  Ch.  1).  contestiret.  Wie  ich  sie  nun  bat,  sie  möchtens  überall 
dahin  dirigiren,  dass  wegen  der  Souveränität  weiter  nichts  gedacht  noch 
disputiret,  viel  weniger  wegen  der  Schickung  nach  Warschau  einige  fer- 
nere Meldung  geschehe  und  dann  die  Accise  continuiret  werden  möchte, 
und  dabei   ihnen    E.  Ch.  I).    Intention   und    beharrliche   Meinung    vorge- 

!)  Ucber  die  ersten  beiden  s.  o.  S.  478  Anm.  1.  Der  letzterwähnte  ist  Daniel 
v.  Tettau,  der  jüngere  Urinier  Georg  Abel*,  des  Vogts  von  Fischhausen.  Er  war  l'Ol 
Ilofgerichtsrath  geworden  und  ist  spater  (1G(J*2)  zum  Hof-  und  Legat ionsrath,  sv*i* 
zum  Hauptmann  von  Lötzen  ernannt  worden  (T  et  tau  S.  333 ff.). 
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keine  Difficultäten  geben,  daher  ich  davor  halte,  dass  E.  Ch.  D.  loblich 
und  wohl  thuo  werden,  wenn  Sie  sich  gnädigst  dazu  erbieten.  Wegen 
des  2)  wenn  die  Souverainität  erst  von  ihnen  erkannt,  hat  es  auch  kein 
sonderlich  Bedenken,  das  Homagium,  welches  auch  wol  unter  einem  an* 
deren  Prätext  geschehen  könnte,  zu  differiren.  Wegen  des  Dritten  wird 
es  die  Handlung  geben,  wann  erst  der  punetus  der  Souveränität  seine 
Richtigkeit  hat,  hoffe,  der  liebe  Gott  werde  seine  Gnade  geben,  dass 
dennoch  Alles  ohne  Zerrüttung  geschlichtet  werden  möge,  wiewol  es  ge- 
wiss grosse  Difficultäten  und  in  specie  auch  wegen  des  Statthalters  ab- 
geben wird.  Denn  sie  sagen,  das  sei  wider  die  Fundamentalgesetze  des 
Landes,  weil  die  4  Oberräthe  in  Abwesenheit  E.  Ch.  D.  Statthalter  sein. 
Dann  4tens  ist  viel  Unbilliges  von  ihnen  angefübret,  daher  man  über 
die  gravamina  in  specie  wird  conferiren  und  tractiren  müssen.  Das  5te 
beruhet  auf  E.  Ch.  D.  gnädigster  Erklärung.  Auf  das  wenigste  werden 
sio  darauf  bestehen,  dass  E.  Ch.  D.  versprechen  mögen,  alle  2  oder  3 
Jahr  einen  Landtag  auszuschreiben.  Es  scheinet  auch,  dass  ein  Theil 
etwas  Nachricht  habe  von  demjenigen,  was  E.  Ch.  D.  den  Clevischen 
Ständen  desfalls  versprochen.  Ich  rede  es  ihnen  aber  aus  dem  Sinne 
und  sage ,  dass  es  gar  nicht  auf  die  Art  sei.  Wenn  auch  E.  Ch.  D.  Je- 
mand bei  der  Accise  in  ihrem  Namen  behalten,  derselben  auch  die  Rech- 
nung abgelegot  würde,  so  hielte  ich  auch  unmaassgeblich  davor,  E.  Ch.D. 
könnten  darin  consentiren,  dass  sio  dieselbe  einrichteten  und  so  admi- 
nistriren  lassen,  wie  sio  es  am  zuträglichsten  hielten  und  das  Geld  so 
E.  Ch.  I).  gewilligct  würde,  daraus  genommen  und  Deroselben  eingehän- 
digot  würde.  Das  Misstrauen  ist  so  unermosslich  gross,  dass  wenn  man 
ihnen  nicht  in  dergleichen  Dingen  etwas  fugen  wird,  so  ist  es  unmüglich, 
dass  man  etwas  zu  E.  Ch.  I).  Dienst  erhalten  kann.  Sie  bezeugen  dabei 
sehr  hoch,  wie  begierig  sio  sein,  E.  Ch.  D.  zu  helfen,  dass  sie  ihre  Aemp- 
ter  wieder  einlösen  mögen;  ein  Theil  thun  solches  auch  wol  aus  recht 
aufrichtiger  Devotion,  theils  auch  wohl  darürab,  dass  sie  verhoffen,  E. 
Ch.  I).  werden  alsdann  desto  weniger  von  den  Ständen  bogehren.  Ich 
bin  auch  wohl  versichert,  dass,  wenn  E.  Ch.  D.  dero  Aempter  wieder 
einlöset  und  in  guten  Zustand  gesetzet,  Sie  nicht  Ursache  hätten,  den 
Ständen  ein  gutes  Wort  zu  geben,  sondern  sio  deroselben  wohl  besseren 
Kespcct  und  Gchorsamb  erweisen  würden.  Gott  verleihe,  dass  E.  Ch.  D. 
dieses  mit  rechtem  Ernst  und  Eifer  mögen  ergreifen,  so  werden  Sie  Dero 
Kegierungslast  viel  leichter  machen  und  Ihro  einen  unsterblichen  Namen 
erwecken. 


Concessionen.    Dobersinskys  Gutachten.  571 

Wir  haben  jetzt  allhier  deliberiret,  ob  der  Landtag  am  16.  September 
und  an  welchem  Orte  derselbe  fortzusetzen,  wiewol  nun  Ursache  vor- 
handen, warumb  es  besser,  dass  derselbe  noch  etwas  weiter  hinaus- 
gesetzet  würde.  Jedoch  weil  wir  E.  Ch.  D.  Intention  wissen  und  dass 
Sie  die  Beschleunigung  des  Landtages  begehren,  so  ist  es  fest  gestellet, 
dass  wir  am  16.  September  uns  alle  allhier  einfinden  werden,  denn  obzwar 
der  Ort  allhier  sehr  unbequem,  wie  E.  Ch.  D.  bekannt,  die  Pest  auch 
in  einem  Kruge  ist,  so  finden  wir  doch  nirgends  einigen  Ort,  da  nicht 
entweder  die  Peste  oder  auch  Bequemblichkeit  ist,  und  wird  ein  jeder 
der  allhier  gemachten  Abrede  nach  sowol  in  Städten,  als  auf  dem  Lande 
sein  Bestes  thun  die  Gemüther  zu  präpariren !). 


Dobersinsky2)  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Königsberg  30.  August 

1661. 

Eigenhändiges  Schreiben.    R.  6.  QQ. 

[Gefahr  der  Lage.  Vermuthung  aber  das  zukünftige  Verhalten  der  Stände  in  Bezug 
auf  die  Stellung  der  Oberräthe.    Die  Notwendigkeit  der  Gegenwart  des  Kurfürsten.] 

.  .  .   Allhier  finde  ich  den  Zustand  dieses  Landes  sehr  gefahrlich,    1661- 

30.  Au?, 
so  wohl  wegen  anderer  Ursachen  als  auch  der  exhaurirten  Stande  halber, 

welche  nach  dem  schweren  paroxismo,  den  sie  erlitten,  sich  noch  nicht 
begreifen  können  und  theils  aus  Antrieb  ihres  Elends,  theils  auch  aus 
unbesonnener  Opiniatretät  fast  desparat  spielen  wollen.  Dessen  Quelle 
und  Ursprung  ich  meiner  treu  untertänigsten  Schuldigkeit  nach  schon 
vor  zwei  Jahren  E.  Ch.  D.  zu  entdecken  vor  hochnöthig  erachtet  habe. 
Und  ob  zwar  nunmehr  die  meiste  Stande,  auch  die  Stadt  Königsberg, 
nachdem  man  ihnen  durch  allerlei  Mittel  dargethan,  dass  E.  Ch.  D.  mit 
der  Eron  Polen  in  gutem  Vertrauen  stehn,  etwas  zurück  denken  und 
den  harten  Muth  merklich  sinken  lassen,  so  ist  doch  zu  besorgen,  dass, 
was  sie  auf  eine  Art  gut  heissen  möchten  (als  die  Souveränität),  sie  die- 
selben auf  eine  andre  Manier  werden  nichtig  und  graftlos  [sie]  machen 
wollen,  nämlich  durch  die  generale  Confirmation  aller  derer  Privilegien, 

')  Die  Antwort  auf  diese  Relation  (d.  d.  Cleve  14.  September  1661,  ungezeich- 
netes Concept  von  Jenas  Iland)  ist  abgedruckt  bei  Orlicb  III  S.  86  ff. 

*)  Dies  ist  die  damals  von  ihm  selbst  benutzte  Form  seines  vielfach  anders  ge- 
schriebenen Namens.  S.  über  ihn  Cosmar  und  Klaproth  S.  359  und  über  seine 
dicht  vorhergehende  Mission  nach  Warschau  Urk.  und  Actenst  IX  S.  235 ff. 
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absonderlich  in  forma  Regiminis  und  in  Regard  der  vorigen  Autorität 
der  Oberräthe,  welche  sie  alle  ohne  Exception  werden  so  sehr  in  mault 
niren  suchen,  als  sie  mit  E.  Ch.  0.  Souveränität  gar  nicht  wohl  beetcki 
kann.  Es  wäre  zu  wünschen ,  dass  die  Wunden  dieses  Estats  vor  dies 
Mal  aus  dem  Grund  kuriret  und  nicht  allein  bedecket  werden  möchten 
Darzu  denn  aus  vielen  Ursachen  E.  Ch.  D.  hohe  Gegenwart  und  & 
Trennung  der  Gemüther  ein  vieles  verhelfen  kann.  Und  hievon  gol- 
digster Kurfürst  und  Herr,  konnte  ich  ein  Mehres  sagen,  weil  mir  aber 
nicht  wissend,  ob  E.  Ch.  D.  diese  aus  treu-  und  pflichtschuldigsten  Ihr- 
zon  herfliessende  Freiheit  in  Gnaden  aufnehmen  werden,  als  will  ich  ■ 
untertänigster  Devotion  Dero  gnädigste  Befehle  abwarten  .  .  .*) 


Der  Obermarschall   Wolf  von  Kreytzen  an  den   Kurfürsten. 

Dat.  Brandenburg  30.  August  1661. 

(Pracs.  Cleve  12.  Sept.)    Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 

[Das  Misstrauen  der  Stände,   das  einzige  Hinderniss  bei  Erlangung  der  Soureriniai 

ist  leicht  zu  beseitigen  durch  Reduction  der  Truppen.] 

1661.  Da  E.  Ch.  D.  meinen  ungespareten  Fleiss,    welchen    ich   bei  gegen- 

w artigem  Landtage,  E.  Ch.  D.  hohes  Interesse  und  meines  armen  be- 
drückten Vaterlandes  Wohlfahrt  zu  beförderen,  eiferigst  angewendet,  dessei 
Seine  Excellenz  der  Herr  Oberpracsidcnt  Freiherr  von  Schwerin  geg« 
E.  Ch.  D.  rühmlichen  gedacht,  nicht  allein  in  kurfürstlichen  hohen  Gna- 
den auf  und  annehmen,  sondern  auch  Solches  gegen  mich  und  die  Mci- 
nigen  mit  kurfürstlichen  Gnaden  zu  gedenken  sich  genädigst  auslasen, 
dessen  bin  ich  allerunterthänigst  dankbar  und  wie  ich  hierin  nichts 
mehres  gethan,  als  was  meine  treue  Eide  und  Pflichte,  womit  ich  E.  Ch.P- 
und  die  natürliche  Liebe  und  Treue,  damit  ich  meinem  Vaterlande  ver- 
bunden, erforderen,  also  versichere  ich  E.  Ch.  D.,  dass  ich  bei  solcher 
untertänigsten  Treue,  so  lang  ein  warmer  Blutstropfen  in  meiMC 
Herzen  sich  regen  wird,  unverrückt  beständig  verharren  werde,  soll  ate 
auf  schuldigen  untertänigsten  Treuen  E.  Ch.  D.  unvermeldet  nicht  lasset, 
dass  nichts  den  Lauf,  alles  nach  E.  Ch.  D.  genädigstem  Willen  au  ge- 
wünschtem Ende  förderlichst  zu  bringen,  zurück  hält,  als  das  schädlich* 
Misstrauen,    darin    die  Stände   dieses  Orts  durch  den  nun  etzliche  Mp 


')  Unter  dem  14.  Sept.  1661  wurde  dies  Schreiben  Schwerin   äbersandt,  mit  <^ 
Weisung,  er  solle  sich  mit  Dobersinsky  ins  Einvernehmen  setzen. 
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solle,  haben  Wir  denenselben  in  einer  absonderlichen  Schrift  unterm  dato 
des  .  . .  dieses  zu  erkennen  gegeben.  Damit  aber  gleichwohl  ofterwiktt 
Unsere  getreue  Stande  auch  indessen  und  bis  Wir  auf  itzt  gedacht 
Wiederzusammenkunft  Uns  mit  ihnen  ferner  vergleichen  mögen,  wehai 
Sublevation  in  ihren  Beschwerden  erlangen  .  .  .,  so  haben  Wir  nr- 
williget  .  .  .,  dass  die  Anlage  und  das  Supplementum  der  Accise  va 
nun  an  gänzlich  cessiren  auch  bei  der  Accise  von  dem  Korn,  Malz  mi 
anderen  Consumtibilien  höher  nichts,  denn  wie  in  der  Anno  1655  ge- 
druckten Accisordnung  in  dem  ersten  Capitel  enthalten,  genommen 
den  soll  .... 


Der  Kurftirst  an  Radzivill.     Dat.  Cleve  6.  Sept.  1661. 

Concept,  gez.  Jena.   R.  6.  QQ. 
[Unterhalt  der  Truppen.    Reste.    Die  1500  Mann  Hilfstruppen  för  Polen.] 

1661.  Auf  seine  Relation  vom  25.  Aug.  wird  ihm  zur  Antwort,  „dass  wie  gerae 

6.  Sept  Ttfif  aucn  gewollt,  wir  dennoch  die  für  Uns  bei  dem  Zoll  und  Bernstein  anooel 
einige  übrige  wenige  Mittel  zu  Unterhaltung  der  Soldatesqua  oder  andern  Aus- 
gaben nicht  haben  anwenden  lassen  können  und  werden  dannenhero  E.  D. 
diese  Mittel  für  Uns  conserviren  helfen.  So  viel  die  Erlassang  der  Resten  ab- 
gehet, ist  dieselbe  nicht  auf  alle  und  jede  Resta  gemeinet,  sondern  auf  die- 
jenige, auf  welche  keine  Versicherung  geschehen  und  dann  nur  auf  die  t« 
wenigen  Jahren  zurückgebliebene."  Was  die  1500  Mann  betrifft,  so  sind  sie 
bisher  mit  Rücksicht  auf  das  wenig  entgegenkommende  Verhalten  des  Königs 
von  Polen  zurückgehalten  worden. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Wildenhofen  8.  Sept  1661. 

(Praes.  Cleve  19.  Sept.)     Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Maass nahmen    wegen    der   Steuerreste.     Landtagsaussichten.     Die  Statthaltenrorde. 

Kirche  in  Königsberg.] 

1661.  E.  Ch.  I).  gnädigstes  Rescript  aus  Tornhoutt  vom  23.  Aogust  habe  ich 

' ' ep  '  mit  allem  untertänigsten  Respect,  eben  da  etzliche  von  den  Obenitheo 
und  nebenst  denen  ein  Theils  der  Stände  allhier  bei  mir  gewesen,  wohl 
empfangen  und  ist  es  also  wohl  zu  Passe  gekommen,  weil  darin  etzliche 
gar  gnädigste  Bezeigungen  gewesen,  so  ich  denenselben  zu  ihrer  beson- 
der!} Freude  daraus  gezeiget  und  lesen  lassen,  doch  habe  ich  ihnen  die- 
jenige, was  E.  Ch.  I).  wegen  der  Reste  melden  nicht  gewiesen,  weil  I.  F. 
Gn.  mir   kurz   zuvor  gesaget,  Sie  könnten  dieselbe  so  schlechter  Ding« 
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den  Namen  dos  Statthalters  repetiret,  weil  durch  die  einzige  Reserntia 
E.  Ch.  D.  Jus  gnugsamb  stabiliret  wird,  wiewol    ich    auch  daran  lata, 
dass  bei  begebender  Noth  es  E.  Ch.  D.  ohne  das  frei  stehen  würde,  w« 
man  des  Statthalters    schon    gar    nicht  gedächte ,   weil    die  jetzige  V*- 
fassung  so  nicht  klingen  wird,  als  die  vorige  Regimentsnotel  and  Tat* 
ment,  darin  die  Oberräthe  Statthaltere  qualificieret  und  ihnen  die  Reg» 
rung  privative  übergeben  wird.    Wegen  der  Religion  hoffe  ich  mit  Gott» 
Hülfe,  dass  wir  noch  ziemblich   zurechte  kommen  werden.      Wegen  ia 
Bedienungen  im  Hofgericht  und  der  Aemter  sehe  ich  zwar  grosse  DA 
kultaten,    im   Landrath  und  Oberrathstuben  aber  eine  Unmöglichkeit« 
mit  ihrem  guten  Willen  zu  erhalten.     Wegen  der  Kirchen  sehe  ich  pr 
keine  Schwierigkeit,  desfalls  der  Obermarschalk  gewislich  eifrig  vor  ov 
spricht,  wird  demnach  nöthig  sein,  dass  E.  Ch.  D.  sich  nur  ehestes  vtget 
des  Ortes  in  Gnaden  cntschliessen  wollten.     Wenn   es    nicht  ümb  eitf 
Platz  zu  thun  wäre,  da  man  zugleich  einen  grossen  Kirchhof  herümb  b 
nen  könnte,  so    halte  ich  gewiss  davor,  es  könnte  zu   E.  Ch.  D.  gros« 
Gemächlichkeit  und  zur  Zierde  des  Schlosses  an  dem  Orte,   wie  E.  Cl 
I).  aus  beigefügtem  Abriss  ersehen  können,   eine   grosse  Kirche  gebart 
werden,  denn  weil  der  Graben  sehr  tief,  wie  E.  Ch.  D.   bekannt,  so  koonfc 
die  Kirche  doch  hoch  genug  sein,   wenn  sie  schon   nicht  so  hoch  kirnt 
dass  die  Gemächer  nach  der  Seite  incommodiret  würden.     Bitte  untff- 
thänigst  E.  Ch.  I).  wollen    gnädigst  belieben,    desfalls    Ihre    Meinung  a 
überschreiben,  sonsten,  gnädigster  Herr,   kompt  die    Zeit    des  Landti» 
heran,  da  dann  das  Erste  sein  wird,  dass  die  Stände  auf  die  Abschaffatt 
der  Accise  dringen   werden.     Nun    hoffe    ich    zwar,   sie  werden  zugteW 
andere  Mittel  willigen  auch  wohl  gar  die  Accise,  wenn  sie  nur  auf  ei« 
geringe  Zeit  aufgehoben,  continuiren,   weil  aber  E.  Ch.  D.   hiervon  ntä 
nichts  Gewisses  anbefohlen,  so  möchte  ich  wohl  gerne  sehen,    dass  des- 
falls E.  Ch.  D.  gnädigster  Befehl  zuförderst  einlangete.     Sogleich  difc** 
Moment  bekomme  ich  beigefügtes  Schreiben  von  Mons.  Brambsen,  dem 
Hauptmann  zu  Preuschmark,    welcher  bei  der  ßrandenburgischen  Cod» 
cation  gewesen,  woraus  E.  Ch.  D.  sehen  werden,  wie  die  Stande  die  AP- 
schallung  der  Accise  urgiren,  und  vermutlich  wie  sie  zuvorn  auch  ein  Theik 
in  ihren  Mühlen  vor  der  jüngsten  Einwilligung  gethan,    selbige  de  fitf*' 
abthun   werden,  daher  denn  die  hohe  Notdurft  erfordert,  dass  E.  Ch.  P 
diesfalls  dero  Meinung  an  uns  insgesampt  eilig  überschreiben.    Was  aorf 
der  Rittmeister  Podcwils  au  mich  geantwortet,  habe  ich  nöthig  erachtet 
E.  Ch.  D.  darümb  zuzuschicken,  dass  Sie  daraus  sehen  mögen,  wie  boct 
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stens  etwan  zu  Hartenstein  wird  zusammen  kommen  können,  so  ist  es  dock 
unmöglich  den  Terminum  des  16.  September  einzuhalten  and  stehe  fitft 
sehr  in  Sorge  die  Städte  Königsberg  möchten  sich  unternehmen  einige 
Hemmung  in  der  Accise  zu  thun.  So  bald  ich  vernehme,  dass  I.F.Gn. 
von  ihrer  Angerburgischen  Reise  zurücke,  werde  ich  mit  derselben  ver- 
abreden, was  desfalls  zu  thun.  Uberschicke  hiebei  E.  Ch.  D.  die  In- 
struction des  Ampts  Holland  und  Mohrungen,  wobei  der  Herr  Graf  Fabiu 
von  Dohna  wohl  sein  Bestes  gethan,  die  Anderen  werden  wohl  so  gtt 
nicht  sein.  E.  Ch.  D.  berichte  ich  hiebei  unterthänigst,  dass  wir  seh« 
länger  als  vorm  Jahr  von  denen,  bei  welchen  ich  mich  nach  einem  be- 
quemen Subjecto  zur  Institution  des  Kurprinzen  erkundiget,  ein  Meosek 
aus  Preussen,  der  nämlich  aus  Frankreich  zurücke  gekommen,  sehr  gt- 
rühmet  worden,  insonderheit  wegen  seines  Methodi  im  Unterrichten  und 
die  lateinische  Sprache  beizubringen,  worin  er  denn  viele  Proben  gethai. 
Ich  habe  ihn  demnach,  zu  sehen,  was  an  ihm  ist,  zu  mir  verschrieben, 
und  ist  er  anjetzo  gekommen,  befinde  ihn  gewiss  sehr  modest  und  fein, 
und  halte  davor,  dass  er  hiezu  gar  bequem  sein  und  E.  Ch.  D.  wohl 
anstehen  wird,  wieweit  er  aber  in  seiner  Condition  gestiegen,  kann  ick 
noch  nicht  sagen,  sollte  aber  auch  dieselbe  eben  so  gar  hoch  nicht  sein, 
so  halte  ich  doch  nicht  davor,  dass  daran  so  viel  gelegen,  wenn  er  oor 
sonst  die  Gaben  zur  Institution  hat  und  das  Gemuthe  so  beschaffen, 
dass  desfalls  nichts  zu  tadeln.  Er  hat  sonst  Beruf  zur  Profession  naen 
Groningen,  welches  mir  Hofnung  giebt,  dass  auch  seine  Wissenschaft 
nicht  ungemein  sein  werde.  Ich  will  ihn  bei  mir  behalten,  damit  ich 
ihn  noch  besser  kennen  lernen  möge  und  werde  alsdann  E.  Ch.  D.  gnä- 
digsten Befehl  weiter  erwarten. 

(Unter  dem  Datum.)     Sogleich  jetzt   vernehme   ich,    dass   I.  F.  Gn. 
zurücke  gekommen  sein. 

P.  S. 

Auch,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  berichte  E.  Ch.  D.  ich  unter- 
thänigst, dass  der  Schlieben  von  Birkenfelde,  welcher  sich  einen  Griten 
nennet,  nämlich  einen  Adjutanten,  der  zuvorn  unter  ihm  gedienet  anJ 
etwan  seinen  Rest  bei  ihm  gesucht,  die  Ohren  abschneiden  lassen.  di* 
Nase  hat  der  Prediger  noch  los  gebeten,  darumb  dass  er  soll  gestget 
haben,  er  wäre  kein  Graf.  Ich  zweifle  nicht  die  hiesige  Regierung  wenfr 
wohl  ein  Einsehen  darin  haben,  wiewohl  er  viele  Patronen  hat.  mia 
saget   auch    er    soll   sein  Haus   allzeit  durch  Soldaten  bewachen  lassen- 
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zu  Neuhausen  erst  gesuchet  werden,  ehe  ichtwas  mit  den  Schiffen  vorgenmmNi 
werde.  9)  Die  Zufuhr  zu  Lande  wird  auch  mächtig  verschnitten,  indeme  der 
Rempel  zu  Grienhof,  der  Wiehert  zu  Lochstat  die  meiste  Gerat  des  Ortes  ii 
sich  zogen,  im  Brauen  Eintrag  dazu  thäten."  Das  sei  ein  Landkauf,  den  die 
Landesordnung  verbiete.  10)  Herr  Obrist  Hill  hätte  im  Kaltenhof  ein  Brauerei- 
und  Schankwerk  angeleget. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.   Dat  Wildenhofen  22.  September 

1661. 

(Praes.  Cleve  3.  Oct)    Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Opportunität   weiterer  Reductioneo   der   Armee.      Die  Gewaltthat    Scbliebens.     Dtf 

jüngsten  Kalcksteins  Umtriebe.] 

1661.  Am    vergangenen  Montage   seind  I.  F.  Gn.,   die  Herren   Oberritbe 

und  ich  zu  Zinten  zusammen  gewesen,  allda  dieses  resolviret  worden, 
den  Landtag  innen  3  Wochen  zu  Bartenstein  zu  halten,  vorher  aber 
noch  die  Landräthe  nach  Zinten  zu  verschreiben  und  mit  denenselben, 
was  zu  Befodcrung  des  Werks,  auch  Continuation  der  Accise  gereichet, 
zu  deliberiren.  Es  wird  damit  schwer  daher  gehen,  weil  gar  viele,  son- 
derlich die  Städte,  solche  gnädig  aufgehoben,  aufs  Weinigste  so  lange 
cassiret  wissen  wollen,  bis  sie  aus  freiem  Willen  etwas  eingewilliget 
Indessen,  gnädigster  Herr,  seindt  I.  F.  Gn.  sehr  bekümmert,  woher  sie 
das  Volk  unterhalten  sollten  und  fürchte  ich  gar  sehr,  dass  über  dem 
E.  Ch.  D.  eigene  Unterthanen  jetzt  die  Last  alleine  tragen  müssen,  min 
werde  noch  zu  mehrem  Versetzen  schreiten,  welches  doch  nicht  gar  lange 
währen  würde,  weil  leider  nicht  viel  mehr  zu  versetzen.  Wie  ich  von 
E.  Ch.  D.  weggezogen,  da  haben  Sie  mir  selbst  gesaget,  dass  das  Regi- 
ment zu  Pferde  weg  sollte  und  dass  das  Fussvolk  nur  alleine  continuiret 
werden  sollte.  Ob  nun  E.  Ch.  1).  Solches  seither  geändert,  kann  ich  nicht 
wissen,  aber  dieses  kann  E.  Ch.  D.  ich  wohl  mit  Wahrheit  versichern, 
dass  es  zu  E.  Ch.  D.  höchstem  Nutzen  würde  gereichet  haben,  wenn  e» 
schon  vorm  Jahr  weggewesen.  Es  würden  auch  so  grosse  Schwierig- 
keiten bei  dem  Landtage  nicht  vorgefallen  sein,  denn  sie  wollen  sich 
nicht  aus  dem  Kopf  bringen  lassen,  E.  Ch.  I).  hielten  nur  das  Volk  za 
dem  Ende,  damit  Sic  die  Stände  damit  supprimiren  könnten.  Sollte  es 
dazu  kommen,  welches  der  grundgütige  Gott  in  Gnaden  abwenden  wolle. 
dass  E.  Ch.  I).  Zwangsmittel  gegen  die  Stände  gebrauchen  müssen,  so  würde 
doch  dessen  nicht  genug  dazu  sein  und  ohne  das  besser  sein,  dieselbe  als 
dann  herein  zu  führen,  weil  sie  sonsten  in  die  ganze  Welt  schreien  würden, 
man  hätte  das  Volk  nur  darum b  so  lange  hie  liegen  lassen,  dass  man  wider 
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dass  alle  Polen,  so  er  gesprochen,   ihm  einhellig  versichert,   die  Stande 
sollten  sich  auf  sie  nicht  zu  verlassen,  daher  er  denn  ihnen  ernstlich  sign 
wollte,  sie  möchten  von  ihrer  eingebildeten  Hoffnung  abstehen  und  sieh 
unterthänigst  accominodiren:  er  hoffe  auch,  sie  wurden  folgen,  indes«« 
würde  hoch  nöthig  sein,  dass  man  die  gravamina  abthäte  und  E.  Cb.  1). 
Resolution    herausgäbe,    und    dieses   letzteren  halber   hat   er  gestern  an 
mich    geschrieben.     Ich    habe  ihm   darauf  geantwortet,    dass   E.  Ch.  D. 
gnädigste  Resolution  längst  parat  gewesen  und  so  beschaffen,  dass  die 
Stände  ein  unterthänigstes  Vergnügen  daran  haben  wurden.     Man  würde 
sie   auch  vermöge  E.  Ch.  D.  erstem  Befehl  bei  Reassumption  des  Land- 
tags  wohl  allsofort  extradiret  haben,  nachdem  aber  E.  Ch.  D.  die  letzte 
Schrift  der  Stände,    welche  man  von  ihnen,  weil  es  etzliche  Tage  nach 
Dissolution  des  Landtages  geschehen,   billig  nicht  annehmen  sollen,  em- 
pfangen,   wären  Sie    dadurch    und  dass  die  Stände   ich   noch  immerhin 
opiniastrirten,    etwas    alteriret  worden  und  befohlen,   ehe    und  bevor  die 
Stände  sich   categorice   wegen  der  Souverainite  erklärten,    und    von  der 
Schickung  nach  Warschau  ganz  abstünden,    die  Resolutiones  nicht  aus- 
zufertigen.     Ich    werde    vielleicht    hierauf  vor  Abgang    der  Post   seine 
schriftliche  Antwort  noch  erhalten.    Ich  kann  E.  Ch.  D.  auch  nicht  rathen. 
dass  Sie   den  Ständen   etwas  ausreichen  lassen  sollen,  bis  sie  von  ihrer 
Contradiction    abgestanden,    derweil    doch    Eins   und   Andere  wider  ihre 
Intention  in  dem  Vorigen  geändert  werden    muss,    so    würden    sie   sich 
dessen  nur  zu  Justificirung  ihrer  Opiniastrität  gebrauchen.     Doch  werde 
ich  hierin  thun,  was  E.  Ch.  I).  gnädigst  befehlen  werden  und  geliebts  Gott 
mit  künftiger  Post  überschicken,  was  ich  desfalls  aufgesetzet  habe,  damit 
E.  Ch.  D.  alles  nach  Dero  gnädigstem  Belieben  darin  änderen  und  hinzu- 
setzen können.  —  Auch  hat  mich  der  Herr  Kanzler  wegen  seines  Suhn> 
sehr  angelegen.     Mit  dem  Kauf  des   Gutes    ist    er    noch    nicht    richtig, 
weil  so  viel  Interessenten  sein,  die  sich  unter  einander  nicht  vergleichen 
können.  —  Der  Herr  Oberste  Leschgewang,  Hauptmann  von  Sehsten  ist. 
auch  hier  bei  mir  gewesen,  mir  die  beikommende  Instruction  aus  seinem 
Ampte  gegeben  und  dabeneben  sehr  hoch  zu  E.  Ch.  D.  Dienst  und  das 
er  das  beste  zu  den  Sachen  redete  versprochen,  hätte  auch  seinen  Landv 
leuten  gesaget,  welches  er  hoch  betheuerte,  dass  Polen  in  solchem  Zustande 
wäre,  dass  sie  vielmehr  E.  Ch.  I).  benöthiget  wären,  denn  dass  E.  Ch.  D. 
sich    vor  dieselbe  zu    fürchten    hätten.   —   AVas   E.  Ch.   D.    mir   sollten 
unterm  dato  des   14.  September  gnädigst  anbefohlen,    demselben   werde 
ich  gehorsamst   iuhaeriren:   dieses  muss  ich   nur  dabei  unterthänigst  er- 
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Land  hoff meister  und  der  Obermarschall  dieser  Sachen  halber  in 
liehe  schroffe  Wortwechselung,  indem  dieser  sustinirte,  dass  diese  Diredk 
dem  Oberburggrafen  zukäme,  jener  aber,  dass  E.  Ch.  D.  Solches  auftnga 
könnten,  wem  Sie  wollten,  wobei  der  gedachte  Landhofmeister,  nachda 
er  sehr  durch  den  Andern  piequiret  ward,  grosse  Versprechung  that,  i» 
er  vor  Nutzen  aus  E.  Ch.  D.  Aemptern  schaffen  wollte,  wenn  man  ik 
nur  nicht  hinderte;  der  Andre  aber  sagte,  es  würde  nichts  daraus  wer- 
den, welches  dann  Jenem  ümb  so  viel  mehr  zu  hohen  Vermessung« 
seinem  Versprechen  ein  Gnügen  zu  thun  Ursache  gab.  Ich  hoffe,  es  soDa 
dergleichen  Aemulationes  E.  Ch.  D.  keinen  Schaden  bringen. 

Hienegst  muss  E.  Ch.  D.  ich  auch  unterthänigst  berichten,  da»  ia 
Oberste  Bothe  allhie  von  Lübeck  sehr  zerrissen  und  devot  zu  mir 
kommen  ist,  ohne  Zweifel  etwas  zu  haben  und  sich  zu  erhalten,  ita 
mit  dem  Vorgeben,  dass  er  abermals  treffliche  Sachen  wisse,  E.  CLD. 
Domänen  zu  verbessern.  Ehe  und  bevor  ichs  nun  erfahren  könnte, 
musste  ich  ihm  versprechen,  dass  E.  Ch.  D.  ihn  davor  trefflich  recoo» 
pensiren  wollten,  worauf  die  Vorschläge  hervor  kamen,  dass  E.  Gl  D. 
grosse  Quantität  Rübesamen  allhie  sähen  und  eine  Menge  Siefensiede- 
reien  anlegen  lassen  sollten,  wovon  E.  Ch.  D.  des  Jahrs  mehr  als  eise 
Million  prolitiren  sollten.  Ich  weiss  nicht,  wie  ich  seiner  quit  werdet 
soll  und  fürchte,  ich  werde  noch  lange  Beschwer  von  ihm  haben,  aoek 
ohne  Geld  ihn  nicht  los  werden.  Er  dräuet  dabei ,  wenn  ich  nicht  mit 
ihm  tractiren  werde,  so  will  er  zu  dem  Schlieben  und  anderen  Edel- 
leuten,  so  würden  die  den  Nutzen  davon  haben. 

P.  S. 
Auch,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  habe  ich  unterthänigst  ver- 
lesen, was  E.  Ch.  D.  mir  aus  des  Herr  Dobersinski  Schreiben  goädigtf 
communiciret.  E.  Ch.  D.  werden  dergleichen  aus  meinen  unterthänigstea 
Relationen  auch  öfters  ersehen  haben  und  würde  ich  wohl  viel  öffters 
davon  geschrieben  haben,  wenn  der  Sachen  damit  geholfen  und  nicht 
besser  wäre  die  Zeit  dahin  anzuwenden,  damit  solche  exulcerirtc  Ge- 
müther wieder  geheilet  und  auf  besseren  Weg  gebracht  würden  unl 
vermeine  ich  gleichwohl,  dass  man  desfalls  schon  eine  grosse  Ver- 
änderung spüren  wird.  Es  hat  der  Herr  Dobersinski  so  erst  eben  der- 
gleichen Rede  kegen  mich  geführet;  dass  er  aber  ausser  solcher  genera- 
ler Klagten  und  ungeziemenden  Reden  etwas  Particulares  wissen  sollte. 
davon   habe   ich  das  Geringste  nicht  verspüren  können  und  weil  er  von 
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er  vor  deroselben  Interesse  überall  spricht,  auch  sonst  mit  allem  Respetf 
seine  Nothdurft  gesuchet.    Sollten  E.  (Jh.  D.  in  diesem  seinem  Schreib« 
etwas  Hartes  gefunden  haben,  so  werden  Sie  ihm   solches  nicht  zur  fr 
gnade  zuschreiben,  sondern  seiner  Ungeduld  beimessen,    weil  er  gleich- 
wohl   sehr   versäumet  und    ihm  viele    vorgezogen  werden.     Er  hat  da 
Ruhmb,  dass  er  ein  trefflicher  Wirth  sei,  woran  wohl  grosser  Mangel  vi 
den  Aemptern  ist.     Dieser  Tage    ist   der  Obeistleutenambt  Calnein  bri 
mir  gewesen  und  mir  beikommende  Instruction  aus  dem  Ambt  Branden- 
burg zugestcllet,  woraus  E.  Ch.  D.  sehen  werden,  was  wir  noch  vor  Dif- 
ficul täten  zu  gewarten,  und  demnach  sagte  er,  dass  E.  Ch.  D.  Affcctionirtt 
diese   Instruction  wieder  vieler   Sentiment,    sonderlich    auch   gegen  dv 
Städte  Königsberg  Willen,  welche  auch  dabei  gewesen,  durchgedrungen,  so 
dass  diese  Letzte  mit  grossem  Unwillen  davon  gezogen   wären.     Das  Re- 
script  wegen  der  Landtageshandlung  habe  ich  alsofort  I.  F.  Gn.,   welch« 
gleich  jetzt  zu  Schacken  sein,  durch  einen  Expressen  überschicket  uni 
weil  ich  mit  meinem  unvorgreiflichen  Aufsatz,  der   den   Ständen  zu  ex* 
tradiren    sein  möchte,   nun  mehr  unter  so  vielen  Verhinderungen,  aucl 
unterschiedlich  zugestossenen  Unpässlichkeiten,  fertig  worden,  so  habe  ich 
denselben  E.  Ch.  D.  zu  dero    gnädigster  Veränderung    und    Verbesserung 
zuschicken  sollen,  mit  unterthänigster  Bitte,  im  Fall  E.  Ch.  D.  Intentios 
in  demselben  nicht  allezeit    erreichet,  mir  Solches  zu   keinen  Ungnade 
zu  drücken,  weil  ich    gewiss  keinen  andern  Vorsatz  gehabt,  denn  Alle? 
nach  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Willen  und  zu  dero  Dienst  und  Bestem  auf- 
zusetzen.    E.  Ch.  1).   dürfen  zwar  nicht  fürchten,  dass  deroselben  daris 
zu  viele  vergeben;  denn  wann  die  restrictiones  darein  bleiben,  so  ist  alle? 
salviret.     Es   stehet  aber  doch  Alles  zu  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Beliebea. 
was  Sie  darein  ändern  wollen.    In  den  Oeconomicis  haben  E.  Ch.  D.  wahr- 
haftig   nicht    zu    fürchten,    dass  Sie    darin   nicht  alle  illimitirte  Gewalt 
haben  werden,  wann  nur  E.  Ch.  D.  auf  solche  Mittel  gedenken  werden, 
dass  dasselbe,  was  Sie    anordnen    und    in    Instructionibus   vorschreiben, 
auch  werkstellig  gemachet  wTerde.     Dieses   will   ich  E.  Ch.  D.  wohl  ver- 
sichern,   dass  die  Oberräthe   immer  sagen   werden,   das  seind  wir  nicht 
schuldig  zu  thun,   aber  ob  die  Sachen  nicht  öfters  sehr  versäumet  wer- 
den und    ob  man    nicht  unterwcilen    etwas  angreifet   in  Hoffnung,   das? 
doch  den  Rechnungen   nimmer  oder  doch   erst  nach  vielen  Jahren  wird 
nachgesehen  werden,  davon  will  ich  nicht  sagen  und  solches  kann  durch 
nichts  Andres   von  Hofe  aus  remediret  werden.     Ich  habe  auch  bei  de; 
verspürten  erschrecklichen  Confusion  und  gewonnenen  Licenz  ein  Mittel 
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D.  werden  alles  nach  dero  gnädigstem  Belieben   and  Wohlgefallen  er- 
richten lassen  und  auf  dieses  Project  nicht  sehen,  uberschicke  auch  dafca 
eine  Formulam  eines  unmaassgeblichen  Rescripti,    so  E.  Ch.  D.  zagkiA 
mit  überschicken  könnten.  Doch  stehet  Alles  in  dero  gnädigstem  Belieb« 
Ich  habe  gestern  nach  Bartenstein  geschicket,  mein  Logement  aptiren  n 
lassen,  da  seind  noch  wenig  Stände  da  gewesen.    I.  F.  Gn.  werden dod 
heute  hin  und  werde  ich,  geliebts  Gott,  übermorgen  folgen.     Sie  weda 
ehe  nichts  vornehmen;  das  Erste  wird  sein,  die  Accise  anzufechten.  Dil 
Königsberger  sollen  desfalles  eine  harte  Resolution   ihren  Abgeschickt« 
mitgegeben  haben  und  auf  dem  Lande  halten  sie  dieselbe  nunmehr  and 
schon  abgethan,  welches  E.  Ch.  D.  unter  anderm  auch  daraas  sehen  k» 
nen:  ich  hatte  bei  einem  vom  Adel  allhie  in  der  Nachbarschaft  erhalt«, 
dass  ich  ein  Brauen  Bier  bei  ihm  thun  möchte,  und  schickte  nebst  des 
Malz  das  Geld  zu  der  Accise;  er  schickte  aber  Solches  allsofort  wieder* 
umb  mit  Anzeige,  es  wäre  Solches  nicht  mehr  nöthig,  worauf  ich  allsofort 
das  Geld  wieder  zurücke  schickte  und  dabei  sagen  Hesse,  dass  ich  ünl 
all  das  Meinige  willen  nicht  ohne  Accise  mahlen  lassen  wollte,  denn  f» 
sehr  E.  Ch.  D.  solche  eigenmächtige  Abthuung  der  Accise  emphände,  Sei- 
ches würde  er  bald  auf  dem  Landtage  erfahren  und,  im  Fall  er  die  Aa&e 
nicht  entrichten  würde,  wollte  ich  mein  Malz  wiederholen  lassen  und  u 
anderen  Orte  brauen.    Darauf  habe  ich  noch  keine  Antwort  erlanget,  kl 
fürchte    sehr  ohne    gewaltsame  Mittel  wird    man  die  Accise   jetzt  nick 
mainteniren,  denn  wenn  die  Edelleute  in  ihren  Mühlen  keine  Accise  neh- 
men lassen,  so  ist  sie  gefallen  und  das  hatten  sie  vor  dieser  letzten  Ein- 
willigung schon  gethan,  daher  denn  nötig  sein  will ,  dass  £.  Ch.  D.  eitf 
von  beiden  gnädigst  resolviren,  entweder  dass   Soldaten  auf  die  Mühka 
geleget  und  die  Accise  also  mainteniret  werde,  oder  dass  E.  Ch.  D.  «t 
den  Fürsten   schreiben   interims weise   mit  den  Ständen  auf  eine  gewiss* 
Form  zu  Unterhaltung  der  Völker  zu  tractiren,   bis  man  ferner  Richtig- 
keit   treffen    möge.     Der    liebe  Gott  verleihe    nur,    dass    E.  Ch.  D.  dew 
Hereinreise    bald    mit    guter    Gesundheit    und    Glückseligkeit    verrichte! 
mögen.     Darauf  habe  ich  negst  Gott  all  mein  Vertrauen  und  versichere 

E.  Ch.  D.,  dass  Sie  ausser  dem  nichts  als  lauter  gefahrliche  Practiqu« 
und  höchstschädliche  Dinge  erfahren,  auch  nimmer  zu  ihrem  Zweck  kom- 
men werden. 
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die  Proposition,    welche    ohne    das  viel  gelinder,   als  wie  sie  abgeredet, 
worden,  dergleichen  gebracht  hätte,  dennoch  haben   sie  versprochen  da 
Ständen  es  ä  part  zu  sagen.     Alle  Zeit  wollen  E.  Ch.  D.  sich  goldig* 
versichert  halten,  dass  ichs  denen,  so  bei  mir  gewesen,  schon  rund  w 
gesaget,  auch  den  Uebrigen  noch  ferner  thun  werde;  die  Landrathe  hita 
sich  auch  schon  in  discursu  viel  besser  erkläret,  als  je  zu  vorn  geschehe!. 
—  Als  ich  auch  vernommen,  dass  Roth1)  von  der  Stadt  Königsberg  mit 
deputiret  gewesen,  habe  ich  I.  F.  Gn.  und  die  Oberräthe  gebeten,  wel 
er  von  E.  Ch.  D.  so  unverantwortlich  gegen  mich  geredet,   so  möchte  er 
sich  von  der  Proposition  absentiren,  weil  einem,   der  in  solchem  retti 
stunde,    nicht    gebührete    vor  1.  Ch.  D.  Plenipotentiariis    zu    erscheinen. 
I.  F.  Gn.  haben  Solches  sehr  gut  gefunden,  allein  theils  der  Herren  Ober- 
rät  he  haben  doch  nicht  gar  zu  hart  darin  verfahren  wollen  und  habens  mit 
den  Landräthen  communiciret,  endlich    den  Deputirten    von  Königsberg 
angedeutet,  dass  sie  ihn  zurücke  lassen  sollten,  welche  aber  gesaget  $• 
hätten  keine  Gewalt   über    ihn,  dass  sie   ihm  Solches  befehlen  könnten, 
worauf   die  Oberräthe    hingeschickct    und    ihm  befehlen  lassen  sich  tob 
der  Proposition  zu  absentiren.     Wie  der  Secretarius   hingekommen  \ai 
nach  Roth  gefraget,   hat  man  gesaget,   er  wäre  verreiset,    und    hat  ei 
also  den    übrigen  Deputirten    angezeiget,  welche    auch  gesaget,  er  vire 
nach  Rössel,  woselbst  er  einen  Bruder,  einen  Jesuiten,  hat,  mit  welchen 
er  sonst    fleissig    communiciret,    und  würde    des  folgenden  Tages   nicht 
wieder  kommen,  und  scheint  wohl,  dass  sie  Solches  also  überleget  habet 
da    nicht    wohl    vermuthlich,    dass    er  solcher  Ursachen   halber  von  der 
Proposition  bleiben  dürfen.     Ich  hoffe,   es  wird  E.  Ch.  D.  nicht  entgegen 
sein,  dann  ich  nicht  zweifele,  es  soll  Schrecken  unter  die  Beihammer  [B*i- 
hammel?]  bringen,  insonderheit  da  ich  gesaget,  er  müsse  vor  das  Criminal- 
gerichte  gestellet  werden,  welches  ich  auch  vermeine,  dass  es  geschehen  soll 
Sie  werden  zwar  in  Königsberg  sehr  darüber  tumultuiren,  auch  wohl  gtf 
dreuen    ihre    Deputirte    abzufodern,    wie    sich    einer,    genannt    Bredek. 
Stadtschreiber  bei  der  Altstadt,   welcher  auch  einer  von  den  Bösen  i>t 
allbereit  vernehmen  Lassen;  aber  alles  das  kann  E.  Ch.  D.  nicht  schaden. 
Ich  habe  mit  vielen  von  der  Ritterschaft  geredet,  wie  zuträglich  es  ihres 

*)  Ueber  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Schöppenmeisters  Hieronymus  Rita 
(vom  Konige  von  Polen  als  Edler  von  Rothenstein-Roth  geadelt)  ist  bisher  nur  be- 
kannt, dass  sein  kaufmännisches  Geschäft  stark  im  Rückgang  war  und  dass  er  «nee 
Sohn  hatte  und  einen  Bruder,  der  zum  katholischen  Bekenntniss  übergetreten  ud-1  ir. 
den  Jesuitenorden  aufgenommen  war.  Allgemeine  Deutsche  Biographie  XXIX 
[1889]  S.  371  f. 
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wollt  und  gemeinet,  wer  possessioniret  wäre,  konnte  wohl  zum  Landtage 
kommen.  Ich  habe  gebeten,  man  möchte  aufs  Weinigste  ihn  dociren  Um, 
dass  er  jemalen  E.  Ch.  D.  geschworen,  woran  ich  sehr  zweifele,  und  «II 
doch  allhie  alle  Arcana  des  Landes  mit  erfahren  und  tractiren.    Untar 
den  Adelichen  dürfte  dieser  Boddenbruch  und  Oberste   Zeige  nun  weil 
die  ärgesten  sein;  denn  der  Schlieben  ist  jetzt  nicht  depotiret,  derLud» 
rath  Rheder  bleibt  auch  noch  bei  seinem  harten  Sinn,  giebt  doch  vor,  m 
geschähe  alles  zu  E.  Ch.  D.  Besten.  —  Dem  General  Ealckstein  ist  ent- 
lieh nach  vielen  Difficultäten  ein  Rescript  zugeschicket,  dass  er  sich  vi 
die  Klage   der  Ritterschaft   verantworten    und   indessen    bis    auf  fernen 
Verordnung  in  seinem  Hause  bleiben  soll,  und  habe   ich   die  Oberritke 
gebeten,    diese  Sache    an  E.  Ch.  D.  zu    referiren;    wenn    das  geschehen, 
werde  ich  sagen,  dass  sie  hernach  vor  Erlangung  E.  Ch.  D.  Ordre  nichts 
darin  thun  können.   Der  eine  unter  den  Oberräthen  bemühet  sich  heftig,  dt» 
die  Sache  beigeleget  werden  soll,  wozu  auch  viele  unter  der  Ritterschaft 
stimmen;    die    übrige    auch  schon  viel  von  der  vorigen  Hitze  remittiret 
haben,  und  wenn  es  der  Oberste  von  Eulenburg  nicht  gethan,  möchte  es 
wohl  schon  beigeleget  sein.     Dieweil    nun  E.  Ch.  D.  viel    daran  gelegt! 
dass  er  in  Arrest  bleibe  und  diese  Sache  geeifert  werde,    so  meinte  ich 
unvorgreiflich,  E.  Ch.  D.  hätten  an  die  Oberräthe  zu  schreiben,  dass  Sie 
nicht  allein  diese  Sache  wegen  Violation  des  Edicti,  welches  darum b  # 
viel  ärger,  weil    es    an  dem  Landmarschalk  und  auf  dem  Landtage  ge- 
schehen,   sondern   auch  daher  hoch   zu  ahnden  hätten,  dass  dero  ganze 
Ritterschaft    geschmähet  wäre,    und  wenn  über  VerhofFen    dieselbe  ein* 
solche  Schmach  auf   sich    sitzen    lassen    wollte,    dass   es  E.  Ch.  D.  ver- 
kleiuerlich  sein  würde,   mit  einer  geschmäheten  Landschaft  zu  tractiren 
und  dass  sie  demnachen  den  Arrest  continuiren  und  nichts  ohne  E.  Ch.  D. 
Verordnung  darin  vornehmen  sollten.    Wollte  E.  Ch.  I).  auch  an  die  Rit- 
terschaft schreiben,  so  könnte  es   etwan  also  eingerichtet  werden,  da?? 
E.  Ch.  I).  sie  rühmten,   dass  sie  diese  Sache  an   E.  Ch.  D.  geklaget  ucJ 
sich  durch  die  Ungeduld   nicht  selbst  zur  Privatrache    verleiten    las^i 
mit  gnädigster  Versicherung,   dass  E.  Ch.  D.  diese  Sache   umb  sc  viel 
mehr  eifern  und  ihnen  reparationem  honoris  verschaffen  wollten,  so  viel 
mehr  E.  Ch.  I).  daran  gelegen,  und  ihr  Respect  darunter  versirte,  dassMt 
mit  einer  unbescholtenen  Ritterschaft  zu  thun  hätten.  —  Der  Prediger 
allhie,    den  E.  Ch.  D.  aus  sonderbaren    Gnaden    von  Balga    anhero  ge- 
setzet,   hat  am  vergangenen  Sonntage  eine  ganze  unverantwortliche  Pre- 
digt gethan,  wie  es  die  Oberräthe  und  Jeder  männiglich  erkennen.    Unter 
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und  Adel  erregt,  rindcme  Generallieutenant  Kalckstein  als  ein  Deputiert* 
aussein  Ambt  Brandenburg  wider  den  Landmarschalln  Diterich  von  Flanim 
welcher  der  Ordnung  nach  zu  diesem  Landtage  aus  dem  Sambländischen  Kre« 
bestallet ,  einige  unnütze  Händel  erhoben  auch  darüber  ihne  Flanzen  and  da 
ganzen  Stand  der  Ritterschaft  mit  harten  groben  inj uriosi sehen  Worten  ange- 
griffen, dazu  noch  eine  Provocation  zum  Duell  gethan  haben  solle.  Es  Hl 
solcher  Handel  erst  im  Namen  der  Ritterschaft  beschwersweise  mündlichen  u 
uns  gebracht  und  weiln  solche  eine  enorme  Exorbitanz,  so  nicht  weniger  den 
sub  brachio  supremi  Principis  geschehen  zu  sein  anzusehn,  umb  landesobiu» 
keitliche  Ahndung,  damit  es  nicht  auf  eine  Privatrache  ankommen  dörfe.  ts» 
beten  worden.  In  gleicher  Meinung  haben  auch  die  Landräthe  erinnert  Vir 
unseres  Orts  haben  als  in  notorietate  der  Sachen  und  den  Umbständen  nick 
die  sonst  in  aller  Munde  bei  diesem  Convcntu  von  denen  abzuleiten  der  Ritttf* 
schaft  aber  aus  Scheu  der  hohen  feierlichen  Rolle  nicht  speeificiret,  sondern 
zur  schriftlichen  Fürstellung  gesparet  worden,  nicht  anders  zu  resolviren  & 
wusst,  denn  dass  wir  durch  ein  Rescript  weitere  Angelegenheit  zu  verhüten,  da 
Generallieutenant  Kalcksteinen  bis  zu  fernerer  Untersuchung  der  Sachen  anhero 
zu  kommen,  dein  Convent  beizuwohnen,  auch  ausser  seinem  Hause  sich  zu 
machen  ex  illustri  officio  untersaget1).  Der  Erzpriestcr  Reimann  hat  am  vori- 
gen Sonntag  für  ein  Kirchengebet  den  Kurfürsten  nach  dem  Eonig  von  Pulei: 
erwehnt;  sie  haben  ihn  zur  Rede  gestellt  und  er  hat  um  Entschuldigung  ge- 
beten.    Ein  Edict  gegen  polnische  Münzen  ist  am  20.  erlassen. 


21.  üct. 


Schwerin  an  den  Statthalter  und  die  Oberräthe.     Dat.  Barten- 
stein 21.  October  1661. 

Copie.     R.  ß.  QQ.  —  Kon.  608  I. 
[Klage  gegen  Roth.     Aufforderung  ihn  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.] 

1G()1.  Nachdem  S.  Ch.  I).  zu  Brandenburg,  mein  gnädigster  Kurfürst   uc- 

Herr,  mir  bei  meiner  Abfertigung  dieses  sonderlich  und  ernstlich  an- 
befohlen, auch  in  meiner  schriftlichen  Instruction  gnädigst  aufgetragen, 
dass  ich  allen  und  jeden  dero  getreuen  Uuterthanen  dieses  Herzogthum* 
Sr.  Ch.  1).  Huld  und  Gnade  versichern,  auch  ihnen  alle  unbegründete  Su>- 
picion,  sambt  hätten  S.  Ch.  1).  jemals  den  Vorsatz  gehabt  sie  zu  drücken 
und  ihnen  ihre  IVivilegia  zu  nehmen,  benehmen  sollte,  und  mir  dann 
vor  glaubwürdig  berichtet,   dass  unter  Andern  der  Schöppenmeister  im 

wird  mitgetheilt,  da>s  die  Abdankung1  von  *2  Oompagnien  Dragoner,  3  zu  Röj*  «e-: 
4  zu  Fuss  angeordnet  sei  die  abweichende  Angabe  bei  Droysen  111.  i>  S.  4«1*  i»1 
al>o  irrig.  Im  Hinblick  auf  die  gefährlichen  Oonjunc.turen  habe  man  die  (irenzbäu*" 
und  Festungen  mit  leidlicher  He>atzun«r  versehen  müssen.  Die  Privilegien  sollen  o:-i- 
serviert,  die  Gravamina  abgestellt  werden. 

')  Copie  des  Kescripts  an  Kalckstein  vom   ly.  Oct.  ist  beigelegt. 
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wäre  von  dem  Kurfürsten  Hans  Sigismunden  zu  Dienst  berufen  und,  wie 
derselbe  vors  Schloss  gefahren  kommen  und  ihm  daselbst  angedeaut 
worden,  dass  der  Kurfürst  ihm  70  Hüben  schenken  wollte,  hatte  er  au 
Kutscher  gesaget  „Kehr  wieder  umb;  was  will  mir  der  Herr  geben,  der 
selbst  nichts  hat";  denn  er  war  nur  noch  Administrator  gewesen.  Sie, 
die  Städte  Königsberg,  wären  diejenige,  so  das  Haus  Branden  barg  bei 
diesem  Lande  erhalten,  da  der  Kurfürst  nur  drei  Edelleute  auf  seine  Sehe 
gehabt.  Wie  ich  ihm  nun  öfters  in  die  Rede  gefallen  und  gebeten,  er 
möchte  also  zu  reden  aufhören;  ich  hätte  mehr  gehört  als  ich  wollt* 
und  wäre  mir  leid,  dass  er  mir  zu  seinem  Unglück  dieses  gesaget,  ich 
als  ein  verpflichteter  Diener,  könnte  es  nicht  verschweigen,  gab  er  mir 
gar  trotziglich  zur  Antwort:  er  wollte  es  dem  Kurfürsten  wohl  ins  Ge- 
sicht sagen,  fing  auch  darauf  an  die  Rede  also  zu  formiren,  als  wann 
er  gegen  den  Kurfürsten  gesprochen  auf  folgende  Art:  „Kurfürst,  hasto 
nicht  genug  daran,  dass  Du  all  unser  Vermögen  weg  hast?  Wilt  Da 
auch  unsere  Freiheit  haben?  Kanstu  Dich  an  Deiner  Vorfahren  Stande 
nicht  begnügen  und  uns  auch  in  dem  unsrigen  lassen?  Wir  wollen  uns 
nicht  verhandeln  lassen!  Unsere  Sach  ist  nur  bis  auf  den  künftigen 
Reichstag  ausgcsetzet,  da  soll  es  sich  Alles  wohl  geben.  Aller  ehrlich« 
Leute  Meinung  ist  diese  beständig,  dass  der  Kurfürst  die  Souveränität 
nicht  haben  soll."  Wiewohl  ich  nuu  endlich  über  solches  trotzige  Be- 
ginnen aufgestanden,  mit  ihm  nach  der  Thür  gegangen  und  ein  Mil 
über  das  ander  gebeten,  von  solchen  Reden  abzustehen,  so  hab  ich  doch 
Solches  von  ihm  nicht  erlangen  können,  sondern  er  ist  continuirlich  fort- 
gefahren, ein  Haufen  unverantwortlicher  Dinge  hinzuschwatzen,  welches 
alles  bei  einer  solchen  Entrüstung,  die  mir,  wie  leichtlich  zu  erachten, 
hierüber  zugestossen,  ich  zu  behalten  nicht  vermocht. 

Gleich  wie  ich  nun  dieses  meiner  tragenden  Pflicht  nach,  nicht 
verhehlen  können,  also  habe  in  E.  F.  Gn.  Abwesenheit  ich  es  billig 
eodem  momento  E.  H.  hinterbracht,  auf  derselben  Gutfinden  aber, 
bis  man  sehe,  wie  sich  dieser  Mann  hiebei  betragen  und  ob  er  auch 
einzige  Reue  hierüber  bezeigen  würde,  still  geschwiegen.  Nachdem  er 
aber  in  seinem  unbesonnenen  Wesen  und  höchst  strafbarem  procedere, 
dessen  er  sich  auch  noch  gerühmet,  fortgefahren,  haben  S.  Ch.  D.  mir  end- 
lich befohlen  (welche  gnädigste  Verordnung  aber  doch  nicht  ehe.  alsbi? 
ich  schon  von  Königsberg  weggewesen,  empfangen)  dieses  alles  E.  F.  Gt 
und  E.  H.  zu  denunciren  und  anzuhalten,  dass  sie  mit  diesem  Menschen 
nach  Recht  verfahren,  und  er  andern  zum  Abscheu  gebührlich  gestraft  würde. 


27.  Oct. 
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mir  ein  Gleichmässiges  ausgestossen;  so  hat  er  ihm  auch  zu  impotira, 
was  ihm  daraus  hiernächst  entstehen  wird.  In  gewisser  Zuversicht,  im 
E.  F.  Gn.  und  EE.  HH.  in  dieser  Sach  gebotener  Maassen  verordnen  rai 
inmittels  nicht  zugeben  werden,  dass  er  vor  dieselbe,  als  welche  S.  Ol 
D.  hohe  Stelle  vertreten  erscheinen  möge  .  .  . 

Der  Statthalter  und  die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.    Dil 

Bartenstein  27.  October  1661. 

(Praes.  Tangermünde  25.  Oct/4.  Nov.)     Aasfertigung.    R.  6.  QQ. 

[Ihre  Maassnahmen  infolge  des  Schwerinschen  Memorials  gegen    Roth.      Der  Kalck- 

stein-Skandal.] 

1661.  .  .  .  Bntzwischen  [hat  der]  Herr  Oberpräsident  Baron  von  Schwer« 

eine  Schrift  wegen  des  Kneiphöfischen  Schöpfenmeisters  Hieronymi 
Rh  öden  und  seiner  ausgegossenen  höchst  empfindlichen  Reden,  welche 
nicht  allein  wider  E.  Ch.  D.  Hoheit  und  Reputation,  sondern  auch  gsr 
auf  eine  Sedition  zu  ziehen  uns  eingereichet.  Als  dieselbe  dann  *> 
gestalt  befunden,  haben  wir  nöthig  erachtet  vor  begonnener  Vereiniguoc 
eines  Bedenkens  (seil,  der  Stände),  zuerst  denen  Deputierten  der  dreien 
Räthe  von  Königsberg  solche  Schrift  zu  publicieren  und  dabei,  dass  er 
Roth  nicht  nur  wie  in  solcher  Schrift  innuieret  von  Erscheinung  in 
publicis  actibus,  sondern  auch  von  allen  consultationibus  removiret  wer- 
den müsse  und  hiemit  removiret  sein  solle  anzudeuten ').  Ueber  dis 
damit  es  so  viel  mehr  innotesciere  und  Roth  bei  Bergung  der  Schrift  uaJ 
seines  Frevels  etwan  nicht  vor  innocent  von  Vielen  geachtet  werden 
möge,  auch  die  Schrift  in  Abcopei  ihnen  auszugeben,  mit  dem  Befehl 
dass  anstatt  seiner  jemand  anders  deputieret  werden  möge.  Dieses  Alles 
haben  die  Andern  gegenwärtig  ad  referendum  angenommen,  sich  aber 
bewahret,    dass  sie  von  diesen  des  Rothen  seinen  Reden  nicht  zu  idi- 

!)  Ein  im  Namen  des  Kurfürsten  erlassenes  Rescript  vom  28.  Oct.  1661  an  s# 
(so  vermutbe  ich,  die  mir  vorliegende  Copie  hat  keine  Adresse)  erklärt,  dass  der  Kc*- 
fürst  sich  zu  den  Adressaten  versehe,  dass  >ie  ihren  Abscheu  über  solchen  des  R-.ü 
Frevel  von  selbst  contestiren  werden,  „worüber  aber  Unser  gnädigster  zuverlässig 
Befehl  an  euch  ergeht,  dass  ihr  diesen  Rothen,  als  einen  seditiosen  und  seiner  Pfl :& 
vergessenen  Menschen,  den  auch  ohne  das  als  einen  zu  Absitzung  seiner  muth*i:'i- 
gemaebteu  Schulden  ...  ad  fundum  turris  Uondemnirten  ohne  andere  kundbare  Bc- 
mittelung  ihr  in  keinerlei  WVgo  publico  nomine  hättet  gebrauchen  können.  >o  ftf 
nach  Bestellung  eines  Andern  von  diesen  Landtagsnegotiis  abfordert  all  dort  in  tu— 
Versamblung  .  .  nicht  berufen  lasset,  von  seinen  funetiouibus  suspendiret,  bi>  di>' 
durch  Urtheil  und  Recht  die  Sache  wir  mit  ihm  ausführen  lassen*. 
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öffentlicher  Gesellschaft  des  Hauptmanns  von  Tapiau  and  seiner  Frau,  des 
Landraths  von  Hallen  und  seiner  Schwester  und  des  Majors  von  Ostta 
unterschiedene  ehrenrührige  Worte  und  Bedreuungen,  sich  wider  diejenige, 
so  die  Vicemarschalle  in  der  Ritterstuben  nicht  cassieren  wollten,  auch 
wider  die  Vicemarschalle  selbst  ehrenverkleinerlicher  und  offendierlichcr 
Reden  sich  verlauten  lassen.  Und  wie  wir  vom  Landmarschalle  von  Flan»ei 
auf  bittliches  Anhalten,  weil  diese  Schmähungen  stadtkündig  worden,  Be- 
richt erhalten,  dass  er  Generallieutenant  unter  andern  erstlichen  heftig 
dräuende  sich  vernehmen  lassen,  diejenige  so  einige  Vicemarschalle  bei  de? 
Ritterschaft  dulden  würden,  für  seine  Feinde  zu  halten ;  sie  mussten  her- 
unter, er  wollte  seinen  Blämken  holen  lassen  und  schiessen,  dass  die  Ltppei 
beihängen  sollten.  Und  als  er  auf  weiters  Fragen  vom  Landmarschalle  er- 
kündiget, dass  die  sämbtliche  Deputirte  mit  ihnen  schon  zufrieden  waren 
auch  der  Landmarschall  selbst  (maassen  der  Obriste  von  Dobeneck,  * 
wegen  des  Ambts  Brandenburg  wieder  sie,  als  wenn  solche  ihre  Verwaltung 
dem  Ambt  praejudicierte,  die  Beschwerde  beigebracht,  aus  erhebliche! 
Gründen  abschläglichen  Bescheid  von  der  Rittersession  bekommen)  hätte 
er  so  woll  uns  als  ihn  Landmarschalln  mit  den  verkleinerlichsten  ood 
ärgsten  Schmähworte,  so  rittcrmässigen  Personen  angehängt  werden  kann, 
dass  wir  nämlich  etc.  wären,  ehrenschändcrisch  angegriffen  und  in  specie 
begehret,  dass  er,  Landmarschall,  mit  ihme  sich  schlagen  sollte.  .  .  . 

Aehnliches  ergeben  die  drei  Protokolle  vom  22.,  24.  und  25.  October  (Lit 
B. — E.)1).  Albrecht  von  Kalcksteins  Gesuch  vom  20.  Oct.  lautet:  ,,  .  . .  unter- 
thänigst  bittende,  es  geruhen  E.  Ch.  D.  meine  Submission  in  Gnaden  dahin  zu  dea- 
ten,  dass  ich  ungerne  meines  privati  willen  das  publicum  begehre  zu  irren  üd?r 
I.  Ch.  D.  Befehlich  so  viel  an  mir  und  in  meinen  Mächten  zu  contravenieren.  nsc 
gnädigst  [zu]  verstatten,  dass  ich  mir  wider  den  delatorem  das,  was  mir  unsor-* 
Vaterlandes  Recht,  Gewohnheit  und  gute  Exempel  anleiten,  vorbehalte.  incL 
mir  nicht,  sondern  denen,  die  den  Arrest  ausgebracht,  zuzulegen,  wann  die* 
Absonderung  von  den  Consultationen  und  Arrest  vor  eine  Execution  ohne  Fk- 


!)  Droysens  Darstellung  (III  *2*.  S.  408 f.)  spricht  nicht  von  einem  Vorgane  tc 
18.  October,  sondern  von  zweien,  die  sich  an  zwei  verschiedenen  Tagen  abs:e>pi^ 
hätten  und  von  denen  der  zweite  in  die  Stube  der  Ritterschaft  verlegt  wird.  Sie  ist 
irrig,  denn  die  Aussagen  der  Ohrenzeugen  Friedrich  v.  Polenz,  Hauptmanns  von  Tapii- 
und  Heinrich  von  ITalle  ergeben,  dass  alle  oben  wiedergegebenen  Aeusserungen  ** 
dem  Diner  im  Polenzschen  Hause  am  18.  gefallen  sind,  die  ersten  (bis  .beibao?^ 
sollten")  in  Gegenwart  der  Obengenannten,  die  späteren  auch  in  der  des  Landmr- 
schalls,  der  sieh  verspätet  hatte  und  inzwischen  eingetreten  war.  (Protokoll  vc-c 
24.  Okt.  16G1  in  der  Oberrathstube.)  Ein  Bericht  Schwerins  vom  21.  Oct.,  den  Drov^c 
citiert,  findet  sieh  in  R.  6.  QQ  nicht. 
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affectionirte  mit  seinem  Maule,    wie  er  bisher  gethan,    übert rüffeln  and 
die  Sachen  aufhalten  sollte.     Es  ist  nun  der  Anfang   gemachet,   gnädig- 
ster Herr,  einen  Ernst  zu  zeigen  und  hat  es  gewiss  Mühe  gehabt  bei  ein 
Theils  solche  Resolutiones  zu  befodern.    Mein  Gewissen  verpflichtet  mich 
E.  Ch.  D.  treulich  zu  rathon,  dass  sie  dem  Werke  einen  Nachdruck  geben, 
oder  es  ist  allhie  ümb  allen  Respect  und  Gehorsam b  gethan.  —  Die  Land- 
rät he  hatten  vor  5  Tagen  eine  starke  Deputation  an   mich  gethan  und 
Hessen  durch  den  Herrn  Landvogt  vortragen,  die  Ungewissheit,  darein  sie 
würden  gesetzet  werden,    wenn  sie  sich  der  Schickung  nach  Polen  ganz 
begeben,  auch  dahin  keinen  recours  behalten  sollten,  wannenher  sie  mich 
sehr  ersuchte,  mich  zu  expectoriren,  ob  den  E.  Ch.  D.  sich  desfalls  nicht 
resolviret.     Ich  habe  ihnen  darauf  nach  Anweisung  E.  Ch.  D.  unterschie- 
denen Rescripten  die  Meinung  deutlich  gesaget,    alle  Hoffnung  dazu  ge- 
nommen und  über  dem  noch  Eins  und  Ander  zu  bedenken  auheimb  ge- 
geben,   was  diesem  Lande   bei  fernerer  Tergiversirung  entstehen  würde» 
und  dass  dieses  das  letzte  Mal  sein  sollte,  dass  man  sie  dariimb  fragen 
würde  worauf  sie  sich  bald  anders  vernehmen  lassen  und  zu  verstehen  ge- 
geben, sie  an  ihrem  Ohrto  würden  nicht  länger  tergiversiren,  jedoch  gewiss* 
Bedingungen    hinzufügen.     Sie    haben  auch  bald  darauf  eine  Schrift  an 
die   Ritterschaft    übergeben,    in    denen   zwar    unterschiedene    unleidliche 
Conditiones,  wie  ichs  aber  Einem  und  Andern  aus  den  Landräthen  vor- 
gehalten, so  sagten  sie,  man  sollte   sich  doch    daran    nicht    kehren:  es 
wäre  doch  leichter  über  die  Conditiones  zu  tractiren,  als  über  die  Sou- 
verainite; weil  dieselbe  nun  von  ihnen  zugestanden,  würde  sich  das  an- 
der auch  wohl  linden:    sie   hättens  umb  der  andern  Stande  willen  thun 
müssen,    welche    ohne    dergleichen   Conditioneu  sich  mit    ihnen  nimmer 
vergleichen  werden,  welches  ich  auch  wohl    verspüret.     Denn    wie  treu- 
lich auch  der  Landräthe  Conditiones  sein,  so  haben  doch  die  Ritterschaft 
grosse  Sperrunge    gemachet    und   durchaus    gewollt,    man  sollte  vor  erst 
die    gravamina    wirklich    abthun,    bis    sie   sich   auf  die  Souverainite  er- 
klärten.    Weil  mir  nun  Alles  kund   gethan,   was   bei  ihnen    vorging,   so 
habe  ich  die  contradicentes  zu  mir  kommen  lassen,  ihnen  ihre   geführt? 
Reden    vorgehalten   und   sie  gebeten,  sie  sollten  solche  mit  der  Special- 
zusage, der  Souverainite  nicht  weiter  zu  contradiciren,    theils    auch  mit 
ihrer  eigenen  Instruction  conciliiren.     Sie  haben  zwar  auf    diejenige  ge- 
schmähet,    die  Alles   wieder  ausbrächten,  alleine  endlich  haben  sie  ?ich 
gegeben,    gestalt    sie    dann    der    Landräthe  Bedenken   beigepflichtet   und 
haftets  nur  alleine  anjetzo  bei  den  Städten,  welche  sich  schwerlich  coli* 
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Der  Herr  Landhofmeister  und  der  Herr  Oberburggraf  wurden  E.  Ch.  D. 
wohl  am  Meisten  an  die  Hand  gehen,  aber  sie  haben  den  Credit  bei  de« 
Ständen  nicht,  etwas  durchzudringen;  der  Herr  Obermarschall  hat  gram 
Credit  und,  ob  er  zwar  sehr  auf  die  Privilegia  stehet,  so  ist  er  dock 
gewiss  E.  Ch.  D.  sehr  affectioniret  und  lässt  sich  auch  endlich  dank 
Raisons  gewinnen.  Es  würde  aber  bei  ein  Theils  grosse  Jalousie  er- 
wecken, wenn  er  gefodert  würde;  daher  ich  wohl  der  Meinung  wäre, 
dass  E.  Ch.  D.  den  Landhofmeister  und  den  Obermarschall  zugleich  kom- 
men Hessen.  In  den  oekonomischen  Sachen  erinnere  ich  fleissig,  es  ist 
aber  bis  auf  diese  Stunde  nichts  darin  geschehen;  der  Herr  Landhofmeister 
aber  verspricht  sehr,  was  er  in  ganz  Kurzem  E.  Ch.  D.  vor  grosse  Dienste 
darin  thun  will1). 

Radzivill    an    den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein   27.  October 

1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  QQ. 
[Bitte  für  die  treuesten  Anbänger  des  Kurfürsten.     Noth  der  Truppen.] 
Ich  habe  nicht  verreisen  wollen,  bis  ich  erst  ein  gutes  und  sicheres 

1661.  Fundament  E.  Ch.  D.  Souveränität  geleget  hatte;  itzunder  nachdem  die 
Sachen  des  Landtages  in  einem  zürn  blichen  guten  Stande  sich  befunden 
durch  meine  und  insondereit  aber  des  Herren  Oberpräsidenten  voa 
Schwerin  rühmliche  Vorsorge,  welcher  E.  Ch.  D.  hohe  Interessen  mit 
einer  trefflichen  Dextcritet  und  unerschrockenen  Resolution  tractiret, 
will  ich  mich  auch  auf  meine  Reise  nach  dem  polnischen  Hofe  be- 
geben. Unterdessen  so  bitte  ich  ganz  unterthänigst  E.  Ch.  D.  wollen 
doch  das  in  gnädige  Consideration  ziehen,  dass  dieselbige  Alle,  welche 
ich  E.  Ch.  D.  recommendiret  habe,  sich  trefflich  woll  vor  E.  Ch.  D. 
Souveränität  declariret  habeu  und  noch  ihr  treuen  Dienste  zu  thun  nicht 
unterlassen,  welches  der  Herr  Landhofmeister  von  Wallenrodt  und  der 
Herr  Baron  von  Eulenburg  bei  dieser  Gelegenheit  vor  vielen  Anderen 
ohne  Scheu  gethan  haben.  Ich  habe  gemeinet,  dass  der  General- 
Lieutenant  Kalckstein  auch  seinem  Verspruch  nach  sollte  was  Gutes 
stiften,    aber    meine  Hoffnung    hat    mich  vor  dies  Mal  betrogen  und  er 

')  Die  Antwort   auf   diese    und    die    vorangehende  Relation   (d.  d.  Tangermüihit 

26.  Oct.  (5.  Nov.)  und  Brandenburg  27.  Oct.  (6.  Nov.)  1661)  sind  bei  Orlich  111- 
S.  95 f.  abgedruckt.  Ebenda  S.  95  dass  Rescript  des  Kurfürsten  an  Schwerin,  d.  i 
Spareinberg   15.  (25.)  Oct.  1661,    und  S.  96  f.    das   an  Kalckstein   d.  d.  Brandenburg 

27.  Ort.  (6.  Nov.)  1661. 
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functionibus  suspendiret,  bis  dass  durch  Urtheil  und  Recht  die  Sache 
wir  mit  ihme  ausführen  lassen.  Was  sonsten  einem  privato  anter  euch 
wider  einen  so  ungesessenen  [sie!]  Mann  in  processu  wurde  gut  gethan, 
dasselbe  wollte  uns  sonder  com  parat ion  zu  statten  kommen,  welches  wir 
uns  auch  vorbehalten,  und  uns  zu  euch  hierunter  unterdessen  ein« 
schuldigsten  Gehorsams  in  Gnaden  versehen. 


Die  Bürgermeister  und  Räthe  der  drei  Städte  Königsberg  aa 
die  Oberräthe.     Dat.  Königsberg  1.  November  1661. 

Copie.    Kon.  668  I. 
[Gesuch,  Roth  auch  fernerhin  dem  Landtag  beiwohnen  zu  lassen.] 

1661.  Ew.  Hochedelgeboreno  Herrlichkeiten  bei  itzo    habenden    hochwich- 

tigen Angelegenheiten,    die  der  grosse  Gott  zu  seinen  Ehren,  Sr.  Ch.  D. 
Bestem    und    des    armen    Vaterlandes    Erspriesslichkeit    gedeien    lassen 
wolle,  hiermit  zu   behelligen,   verursachet  die  unumbgängliche  Notwen- 
digkeit, nachdem  dieser  Stadt  zu  dem  in  Bartenstein  reassumirten  Landtage 
Deputirten  kund  gethan,  wasmaassen  jüngsthin  von  E.  Hochedelgeb.  Herri. 
an  sie  begehret  worden,  dass  der  eine  Mitdeputirte  Hieronymus  Roth  der 
Stadt  Kneiphof  Königsberg  Schöpponmeister  sich  des  Actus  publicandae 
propositiones  (umb  dass  er  einsmals  mit  Sr.  Excellenz  Freiherrn  v.  Schwerin 
etc.  in  ein  hartes  Gespräch  und  Disputat,  darinnen  auch  Sr.  Ch.  D.  nicht 
geschonet,  privatim  gerathen  wäre  und  es  demnach  mit  seiner  Anwesenheit 
bei  solchem  Actu  nicht  woll  sich  schicken,  sondern  viel  mehr  böses  Geblüt« 
setzen  würde)  enthalten  möchte,    welches  Begehren  aber  sie  an  sich  u 
nehmen    oder    solche  Exclusion  seiner  Person,   die  er  im  Namen  diese: 
Stadt    alldort    präseutiret,    zu    beforderen  nicht  in  ihren  Mächten,  noch 
sie  angehende    zu    sein,    sondern   er,   was  privatim  anderweit  vorgaugec 
sein  möchte,  selbst  zu  verantworten  wissen   würde,    gebührendermaa&tf 
eingewendet. 

Ob  wir  uns  woll  nimmfcr  versehen  können,  dass  jemalen  einige  der- 
gleichen Auniuthung  an  die  Unsrige  gebracht  worden  oder  gegen  Jemand, 
da  ja  etwas  privatim  geschehen,  unverhorter  Sache  und  zwar  in  publici» 
etwas  verstattet  werden  sollen,  so  müssen  wir  doch  mit  sonderbarer 
grosser  Bestürzung  vernehmen,  dass  selbiger  Schöppmeister  nunmehr* 
in  Anmerkung  Sr.  Exe.  Freiherrn  v.  Schwerin  schriftlich  getbanen  Ik- 
Denuntiation  dort  ganz  nicht  mehr  admittiret,  sondern  ein  Anderer 
ihm  substituiret  werden  soll,  dennoch  aber  in  sothaner  Denuntiation* 
schrift    zu    ersehen ,    dass    S.  Ch.  D.    nichts    mehr    anbefohlen   als-  -■ 
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Als  gelanget  an  E.  E.  Gdl.  Gestreng  und  Gunsten  unser  ganz  Dienit- 
und  freundlich  Bitten,  sie  wollen  zu  Abwendung  der  hieraus  besorgüeha 
Sequel  und  Beibehaltung  gemein-habender  jurium  geneigt  und  gönstig 
geruhen  dero  billige  Assistenz  uns  hierin  widerfahren  zu  lassen  und  bä 
der  kurfürstlichen  Regierung  es  dahin  vermittlen  zu  helfen,  damit  obbe- 
sagter  Schöppmeister,  dessen  Name  der  Instruction  mit  einverleibet  ml 
nunmehro  aus  obangeführten  rationibus  citra  praejudicium  nicht  n 
änderen  ist,  forner  Civitatis  nomine  der  Landtagshandlung  beiwoh- 
nen möge. 

Gleichwie  nun  dieses  petitum  die  publica,  uns  heute,  morgen  eines 
Andern  angehende,  betrifft  und  der  Billigkeit  gemäss  ist,  also  versehen 
wir  uns  gewieriger  Willfahrigkeit,  so  wie  in  dergleichen  und  andern  ge- 
bührenden Begebenheiten  hinwiederumb  mit  angenehmem  Dienst  und 
Willen  zu  ersetzen  erbötig  sind  und  nächst  Empfehlung  deroselben  ia 
den  Schutz  Gottes  zu  allem  selbstbegierigen  Wolergehen  verbleiben  . . . 


3.  Nov. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  3.  November 

1661. 

(Praes.  Colin  an  der  Spree  30.  Oct.  [9.  Nov.].)  Eigenhändige  Ausfertigung.  R.6.  QQ. 
[Bitte  um  baldige  Rrtbeiluug  der  kurfürstlichen  Resolution.     Verhalten  der  Konif*- 
berger.      Kalckstein.      Polnische  Angelegenheiten.     Oeconomica.      Personalien.    Be- 
schwerde der  Königsberger  Rohdes  wegen.    Acciseverweigerung.] 

1601.  E.  Ch.  I).  gnädigstes  Schreiben  aus  Xanten  habe  ich  mit  allem  an- 

terthänigsten  Respcct  wohl  erhalten  und  mit  höchsten  Freuden  darac? 
gesehen,  dass  E.  Ch.  I).  dero  Aufbruch  fortgestellet  gehabt.  Der  Aller- 
högste  wolle  E.  Ch.  I).  mit  dero  herzliebsten  Gemahlin  und  kurfürstliches 
Prinzen  durch  seine  heilige  Engel  begleiten  und  mit  aller  Glückseligkeit  in 
dero  Residenz  bringen.  Ich  hoffe,  es  werde  allhie  guten  Effect  thun.  Ich 
wünschte  nun  wohl  auch  herzlich,  dass  ich  mich  allda  einstellen  könne, 
sowohl  E.  Ch.  D.  unterthänigst  aufzuwarten,  als  auch  meiner  Kinder 
halber,  die  an  4  Orten  verstreuet  sein,  Anstalt  zu  machen;  weil  aber 
E.  Ch.  I).  gnädigst  befehlen,  dass  ich  so  lange  hierbleiben  soll,  bis  die 
Stände  heraus  schicken  werden,  so  will  ich  auch  gerne  E.  Ch.  D.  «ma- 
digstem Befehl  schuldigen  Gehorsam!)  leisten.  Wenn  aber  die  Deputirte 
mit  vollkommener  Instruction  abgefertiget  werden  sollen,  so  will  n"'ti: 
sein,  dass  der  Aufsatz,  den  E.  Ch.  I).  den  Ständen  extradiren  las?*- 
wollen,  ehest  herein  geschicket  und  von  den  Ständen  nicht  allein  hie. 
besondern  auch  in  den  Ae intern  verlesen    und   dann    darauf  ihre  Depfc- 
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das  haben  sie    auch    schriftlich   gethan   und    werde    ich    weiter   darauf 
treiben.      Ich  bin  versichert,  dass  wenn  dieses  Werk    treulieb,   fleißig 
und    mit   gehörendem  Nachdruck  wird  angegriffen  werden ,    so  sollen  B. 
Ch.  D.  mit  der  Hülfe  Gottes  in  Kurzem  aus  Ihren  Nöthen  kommen  und 
nicht  Ursache  haben  ihren  Ständen  so  viele  gute  Wohrte  zu  geben,  viel 
weiniger  von  Fremden  Gelder  zu  suchen.   Dieses  Einzige  aber  ist  nöthig, 
dass  E.  Ch.  D.  einen  Ernst  dabei  zeigen  und  Niemands  übersehen,  womit 
sich   viele  kitzeln  und  desfalls  etzliche  Personen  nennen,    die  entweder 
E.  Ch.  D.  selbst  lieben  und  desfalls  nicht  mit  sie  der  Gebühr  nach  ver- 
fahren werden  wollen,   theils   auch   andere  Patronen   haben,    und  wenn 
nur  einer  eximiret  sei,  vermeinen  sie,  können  sich  alle  Andern  schützen, 
weil  sie  alle  gute  Verschrei bungen  haben.      Ich  werde  mir  äusserst  an- 
gelegen sein  lassen,  noch  vor  meinem  Abzüge  ein  und  andere  Sache  in 
Richtigkeit  zu  bringen.     Der  Hauptmann  Fincke  von  Letzen  ist  auch  ao- 
hero  verschrieben,  der  dürfte  wohl  sehr  übel  bestehen;    wenn  E.  Ch.  1). 
nicht  seines  Schwager  halben,  des  Vogtes  von  Fischausen,  Gnade  erweisen 
wollen,  möchte  er  wohl  scharf  Animadversion  meritiren.      Den  Obersten 
Kalckstein  wieder  nach  Oletz  zu  setzen  wird  E.  Ch.  D.  wohl  nimmer  za 
rathen  sein,  insonderheit  weil  er  noch  immer  in  seinem  Trotz  fortfahrt. 
Indessen  ist  das  Amt  ledig  und  gehen  daselbst  allerhand  Unrichtigkeiten 
davor.     Es  unterstehet  sich  auch  der  Oberste  unterweilen  Eingriffe  da  zu 
thun  und,  wie  er  saget,  bei  der  Possession  sich  zu  mainteniren.     Wenn 
E.  Ch.  D.  dem  Obersten  Wallenrodt,  der  des  Oberburggrafen  Tochter  hat. 
das  Amt  geben,  der  würde  ihm   den  Kopf  wohl  bieten.      Ich    kann  ihm 
das  Zeugniss  mit  Wahrheit  geben,  dass  er  überall  mit  grossem  Eifer  vor 
E.  Ch.  1).  und   die  Souverainite    spricht,    auch    sich  allhie    viel   FeiuJe 
gemachet,    dass  er  dasselbe  ausgebracht,   was  er  zu  Warschau  gehöret. 
E.  Ch.  I).  würden  auch  zugleich  dem  Oberburggrafen  eine   grosse  Gnade 
damit  erweisen.    Wenn  mit  Kalckstein  wird  Rechnung  an  geleget  werden, 
so  wird  sich  finden,  dass  E.  Ch.  I).  Karscho  mit  allem  Recht  wieder  zu 
sich  nehmen  können ;  indessen  geht  es  ganz  ein,  es  könnte  nicht  schaden, 
dass  E.  Ch.  I).  desfalls  einen  absonderlichen  Befehl  abgehen  liesseu. 

P.  S. 

Auch,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  erfahre  ich  gleich  jetzt,  da* 
die  Städte  Königsberg  an  die  Herren  Oberräthc  geschrieben  und  >ieli 
sehr  beschweret,  dass  man  Ruthen  umb  eines  Privat  discurses  willen 
wider   die   Recesse    von  der   Landtagshandelung    excludiren   wollte:  de> 
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sondern  auch  mit  Anziehung  des  Decreti  de  anno  1609  in  des  Rothei 
Person,  welche  in  solchem  grausamen  reatu,  ein  praejadicium  des  eack 
zustehenden  voti  in  publicis  zu  praetexiren,  den  Rothen  bei  diesem  Land- 
tage dahero  wider  unsere  Verordnung  einen  Weg  als  den  andern  tu 
observiren. 

Wann  wir  dann  mit  euch  desfalls  uns  nicht  einzulassen  haben,  son- 
dern euch  nur  das  Gehorsamen  zustehet,  das  Uebrige  an  den  Rothen  selbst 
aber  auf  das  Recht  nur  zu  setzen,  als  inhaeriren  wir  Selbsten  uosenn 
Rescripto,  der  ernsten  und  zuverlässigen  Meinung,  dass  ihr  mehr-  und 
übelgenannten  Rhoden  sofort  abforderet  und  einen  Andern  in  seine  Stelle, 
wenn  ihr  euch  selbsten  ein  praejudicium  nicht  zuziehen  wollet,  surrogiret, 
nicht  weiter  aber  zu  schädlichen  Scissurcn  unter  den  Standen  und  Re- 
tardirung  des  Publici  eben  nur  umb  einer  beschuldigten  Person  willen 
Anlass  und  Ursach  gebet. 


Die  Stände  an  die  Bürgermeister  und  Räthe    der   drei  Städte 

Königsberg.     0.  D. 

Kon.  668  I. 
[Ihre  Bemühungen  für  Roth.     Aufforderung  ihn  durch  einen  Andern  zu  ersetzen.] 
1661.  .  .  .  Auf  ihr  vom  1.  Nov.  a.  c.  aus  Königsberg  abgelassenen  Schreiben  .  .  . 

:.  4.  Nov.  verhalten  wir  hiermit  nicht,  dass  solches  Alles  nicht  allein  obsteheml 
berichtetermaassen  und  bishero  vorgangen,  sondern  auch  theils  auf  An- 
halten ihrer  Deputirten,  theils  auch  aus  eigener  Bewegnüs  wir  Alle  im 
Vermögen  habende  Möglichkeit  bei  des  Herrn  Statthalter  hochfürstlicher 
Durchlaucht  und  bei  denen  Herren  Ober-  und  Regiments-Rathcn  inter- 
cedendo  angeleget  und  uns  dahin  bearbeitet,  damit  bemedter  Herr  Rothe 
so  civitatis  nomine  abgefortiget,  aufs  Wenigste  den  consultationibus  pu- 
blicis in  hoc  conventu  beiwohnen,  durch  seine  Exclusion  das  publicum 
nicht  mehr  und  mehr  aufgehalten  und  behindert,  sondern  was  er  irgend 
privatim  committiret,  an  seinem  Ort  wider  ihn  rechtlich  anderweit  aus- 
geführet  werden  möchte.  Wann  wir  aber  auf  soviel  gethane  Instanten 
zu  endlichen  Bescheide  nichts  anderes  erhalten  können,  als,  nachdem 
geregter  Herr  Schöppmeister  gegen  obgedachte  S.  Exe.  und  I.  Ch.  D. 
unverantwortliche  Reden  geführet,  dergestalt,  dass  die  Sache  bereits  an 
S.  Ch.  D.  berichtlich  hinterbracht  worden,  dass  er  bei  gegenwärtigen 
Landtagshandlungen  gar  nicht  mehr  geduldet  werden  könnte. 

Als  haben  wir  den  Herren  nachrichtlich  und    wohlmeinend   Solches 
eröffnen  wollen  und  werden   die  Herren   dero  beiwohnenden   hohen  Ver- 
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Privatcirkular  des  Schöppenmeisters  Roth.     O.  D. 

Spätere  Abschrift.   Kön.  668  I. 
[Seine  Unterredung  mit  Schwerin.] 

1661.  Demnach  der  Landtag  den  26.  Maji  1661  zu  Königsberg  seinen  An- 

fang genommen,  hat  Herr  Baron  Otto  v.  Schwerin  bald  darauf  eines 
Tages  nach  Mittag  mich  zu  sich  fordern  lassen,  welche  Botschaft,  weil 
solche  mir  sehr  frombde  vorgekommen,  ich  mit  einer  Ehehaft  abgeleget 
und  folgenden  Tages  umb  6  Uhr  zu  erscheinen  zugesaget,  demselben 
nachkommende  ein  wenig  nach  6  des  folgenden  Tages  mich  bei  Ihrer 
Gnaden  anmelden  lassen,  auch  zur  Stunde  Audienz  erhalten. 

Nach  vielen  Curialien  auf  des  Herrn  Barons  inständiges  Anhalten 
habe  ich  mich,  wiewoll  ungerne,  gegen  ihn  über  niedersetzen  müssen, 
da  der  Herr  Baron  alsobald  angefangen  zu  klagen  und  desfalls  sich 
zu  verwundern,  dass  Niemand  aus  den  Städten  von  ihm  selbst  zn 
ihme  käme,  mich  höflich  damit  anzuzapfen,  dass  ich  eben  Solches  bis- 
hero  unterlassen,  zu  erkennen  gebende,  ich  möchte  hiufüro,  wann  mir* 
beliebte,  worumb  es  auch  wäre,  in  Gottes  Namen  zu  ihm  kommen,  ich 
sollte  zu  jeder  Zeit  an  ihm  einen  mir  woll  affectionirten  Freund  finden. 
Ueber  das  so  könnte  er  mir  fortmehro  nicht  bergen,  welcher  gestalt 
meine  Person  bei  I.  Ch.  D.  sehr  angeschwärzet  wäre,  ich  möchte  ihm 
doch  frei  heraus  sagen,  ob  ich  etwa  einen  Privat-Affect  oder  innerlichen 
Verdruss  hätte,  er  wollte  mir  einen  gnädigen  Herrn  verschaffen  und  es 
dahin  bringen,  dass  ich  und  die  Meinigen  dessen  zu  ewigen  Zeiten  ge- 
bessert sein,  hergegen  sollte  ich  dahin  arbeiten,  dass  die  Bürgerschaft  zo 
andern  Gedanken  kommen  und  meines  gnädigen  Herrn  Souveränität  nicht 
mehr  difficultiren  möchte,  zumal  dieselbe  nunmehr  so  fest  auf  unter- 
schiedlichen Reichstagen  in  den  Constitutionibus  bekräftiget,  das  Tribuoal 
im  Lande  und  also  mein  gnädiger  Herr  in  voller  Possession  wäre. 

Hierauf  habe  ich  geantwortet,  und  zwar  in  gebührendem  Respert 
gegen  eine  so  hohe  Person,  ganz  höflich  gebeten,  Ihro  Gnaden  inöclueo 
mirs  nicht  verargen,  dass  ich  gestrigen  Tages  auf  dero  Begehren  mich 
nicht  stündlich  eingefunden,  vorfallende  Ehehaften  hätten  solches  verhin- 
dert, unterdessen  meipem  Versprechen  gemäss  hätte  ich  mich  anjeuo 
ganz  willig  Ihro  Gnaden  zu  dienen  einstellen  wollen.  Weil  ich  nun  dw 
Ursach  vernommen  und  theils,  dass  ich  bei  I.  Ch.  I).  so  angeschwarze: 
stünde,  theils  dass  ich  die  Bürgerschaft,  weil  die  Souveränität  nunmehr-.' 
in  ihrer  unstrittigen  Validität  bestehet,  zu  andern  Gedanken  zu  bringen 
mich    bemühen    sollte,    dabei    mir    denn  grosse  Provisiones  versprochen 
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Leber  da*  Mi  habe  ich  Nachricht  von  guten  Leuten,  die  mh  *iasa 
Land  boten  corre-pondiren.  da**  wir  König» berger  uns»  nicht  bekänuMfi 
•ollten.  un-ere  ganze  .Sache  würde  anf  dem  künftigen  Reichst*??  wr 
•choben.  und  >olches-  in  die  Constitution  gebracht  werden. 

AU  hier  fiel  iuir  der  Herr  Baron  ins  Wort,  »pechende,  da  i>t  nidn 
ein  wahres  Wort  daran,  m>  schleppet  ihr  euch  mit  solchen  fals^rhrL  Zei- 
tungen und  verführet  damit  die  Bürgerschaft,  es  wird  Preußen  uf 
gegenwärtigen  Reichstage  nicht  das  geringste  Wort   gedacht   werden. 

Jiarauf  ich  geantwortet,  ich  gebe  es.  wie  ich»  gehöret,  die  ge- 
druckte Constitutione*  werden  uns  in  diesem  Stück  künftig  scheidea 
müssen,  de*falU  wollte  ich  nicht  mehr  breiten.  Zudem  so  hat  iivffi 
durch  seinen  II.  (Jei»t  die  hohe  K.  Majestät  ihres  habenden  Kecht>  üter 
l'reu-^eri  bei  den  neuen  I'acti>  zu  erinnern  nicht  unterlassen,  iudeui  b 
Articulo  14  die  Cautel  vorhanden,  das>  uns  I.  K.  M.  von  «1er  Kr-toe 
I'ulen  Kidespflicht  zwar  loszählen,  aber  an  dessen  Stelle  müsse  I.  Ch.  b. 
die  l'reussen  verbundlich  machen,  dass  >ie  die  neuen  Pacteu  annahm« 
und  pariren  sollten.  Mit  solchen  ratiuiiibus  et  quidem  in  puncto  \W- 
orurn  novorum.  so  ich  per  angustiam  temporis  anziehen  können,  Lab? 
ich  I.  Exe.  lacessiret,  der  zur  Stund  von  seinein  Stuhl  aufstund  ud* 
nach  den  Schrillen,  so  auf  dem  Tisch  lagen,  suchen  wollte,  mir  zc 
widerlegen,  dass  die  angezogene  Cautel  darin  nicht  zu  linden  sei.  ii«*v 
aber  vom  Suchen  bald  ah  und  invehirete  wider  mich  mit  folgeudtf 
Worten:  „So  redet  ihr  auch  gegen  die  Bürger,  die  kommen  in  euer  Haa> 
und  halten  bei  euch  ihre  ConventicuIau  und  dräuet c  mir  mit  vollem  Ann 
sagende,  wenn  ich  Solche*  in  (iegenwart  meines  gnädigen  Herrn  rvieu 
sollte,  so  würde  ich  meinen  Hals  verreden.  ich  hatte  wider  beede  h«  h» 
Potentaten  geredet,  das  sollte  mir  einmal  schwer  zu  verantworten  lallen. 

Hierauf  habe  ich  repliciret,  dass  ich  conventicula  hielte,  das  würiio 
man  mir  nicht  erweisen,  dass  ich  die  Bürgerschaft,  was  hiebei  zu  thiis  -tfi 
unterrichten  soll,  ist  unnothig  zu  beantworten,  sie  verstehen  ohne  Jemand-.* 
Eiiirathen  ihre  edle  Freiheit  woll  selbst  zu  defendiren,  dass  aber  1.  Ch.  IL 
wann  ich  solche  Worte  in  dero  (legenwart  redete,  mir  den  Kopf  nehuifu 
lassen  würde,  wollte  ich  nimmer  mehr  holten,  ja  viel  mehr  wollte  irt 
wünschen,  dass  mein  gnädiger  Herr  als  ein  hochverständi«»er  christliche. 
Potentat  mich  so  würdig  hielten,  da*s  sie  mich  zu  sich  fordern  Hessen  uui 
vmi  mir  begehrclen  frei  zu  reden,  so  wollte  ich  so  reden,  dass  mein  *»uadu:?r 
Herr  mit  mir  gnädigst  zufrieden  sein  sollte,  wollte  aber  meiu  «mäfer 
Herr    mir    sein    gnädiges  Wort   nicht  halten,    so  wäre   ich  alt  genu^r  Z3 
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Ad  hoc  respondebam:  „Da  behüte  mich  Gott  für,  dass  ich  Mit» 
dürstige  consilia  wider  mein  armes  unschuldiges  Vaterland  geben  sollt 
Ich  bin  ja  als  ein  todter  Hund  zu  achten,  bei  diesem  hohen  Werl 
werde  auch  zu  keinem  Consilio  gefordert,  man  erwarte  nur  den  Ausging 
gegenwärtigen  Landtags.  Es  ist  ja  nicht  der  geringste  Blutstropfen  h 
meinem  Leibe,  der  seinen  Landesfürsten  nicht  herzlich  lieben  sollte,  ja 
ich  will  nicht  glauben,  dass  ein  einziger  Mensch  vorhanden,  dem  seine 
Ohren  nach  frembder  Herrschaft  jucken  sollte,  Gott  erhalte  uns  ante 
der  Regierung  des  Kurhauses  Brandenburg  bis  an  den  jüngsten  Tig 
und  bewahre  uns  für  frembder  Herrschaft.  Aber  unser  gnadigster  Hot 
muss  uns  auch  lassen,  wie  er  uns  gefunden.  Vom  Könige  Alfonso  des 
Weisen  lieset  man,  dass  er  gesaget,  der  Könige  Worte  sollen  kräf- 
tiger sein,  als  der  Privatleute  Eide.  Nun  haben  wir  von  dem 
löblichen  Hause  Brandenburg  nicht  allein  ein  fürstliches  Wort,  sondern 
auch  Brief  und  Siegel,  ja  theurc  Eide,  dass  man  uns,  wie  sie  uns  ge- 
funden, lassen  wollte.  Wir  auch  unseres  Theils  wissen  uns  nicht  n 
erinnern,  dass  wir  gegen  unsern  gnädigen  Herrn  worinnen  sollten  untren 
gewesen  sein.  Es  bekräftiget  Solches  die  gegenwärtige  Kriegeszeit.  Habeo 
wir  nicht  Alles  bei  unserm  gnädigen  Herrn  in  standhafter  Treu  anfgt- 
setzet?  Was  haben  wir  noch  woll  Uebriges  ausser  der  schnöden  Armotk 
als  unser  Leben?  Was  will  man  den  ein  mehrers  von  uns  haben?" 
Hierauf  sagte  der  Herr  Baron:  „Es  sind  redliche  und  ehrliche  Leute, 
welche  meinen  gnädigen  Herrn  vor  einen  souveräneu  Herrn  erkennen 
und  annehmen,  was  habt  ihr  woll  wider  solche  Leute  zu  sprechen?" 

Darauf  ich  geantwortet:  „Das  gehet  mich  nichts  an,  ein  Jeder  >al- 
virc  sein  eigen  Gewissen!  Ich  aber  könnte  nicht  wissen,  was  die  Souve- 
ränität dem  Kurfürsten  frommen  kann,  wenn  alle  unsere  Privileg!* 
sollen  ungeschmälert  bleiben.  Es  wird  ja  den  Herrn  von  Preussen.  * 
lange  ein  Sprösslein  von  der  kurfürstlichen  Linie  übrig  ist,  Niemand 
abtreiben.  Sollte  aber  was  Anders  darunter  gesuchet  werden  und  man 
wollte  den  Herrn  aus  dem  Sattel  bringen,  so  möchten  solches  diejenigen 
hinfüro  für  Gott  verantworten,  die  unserm  gnädigen  Herrn  darzu  werden 
cinräthig  sein.  Und  eben  dieses  habe  ich  auch  mit  dem  Herrn  Ober- 
burggrafen geredet  und  helfe  nimmermehr,  dass  ich  in  allen  diesem 
wider  meinen  gnädigen  Herrn  gesündiget  habe." 

Der  Herr  Baron  sprach  hiezu:  „Man  weiss  ja  woll,  was  ihr  auch 
daselbst  geredet  habt,  es  soll  euch  einmal  säur  aufbrechen."  Worauf  ich 
dem  Herrn  Baron  antwortete:    „Ei,  ich  werde  woll  wissen,  was  ich  rede. 
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Bedenken  der  Städte1).     Praes.  7.  November  1661. 

Kon.  668  I. 
[Olausulierte  Ablehnung  der   Accise.     Bedingte  Anerkennung   der  Souveränität  doffh 
die  Rätbe,  die  Gerichte,  die  (Werke  der  Sehneider  und  Riemer   in   der  Stadt  Löbemcftt 

Protest  der  gesammten  übrigen  gemeinen  Bürgerschaft.] 

1661.  Nicht  weniger  als  die  andern  beeden  Stände  sagen  Sr.  Ch.  D.,  ihm 

i.  Nov. 

gnädigsten  Herrn,  die  von  Städten  unterthänigsten  Dank,    dass  dieselbe 

diesen  in   Wahrheit  hochwichtigen  und   wegen   des    leider   eingerissen 
Pestübels    dissolvirten  Landtag,    auf  welchem    von    ihrer    selbsteigena 
und  ihrer  späteren  Posterität  zeitlichen  Wolfahrt  gehandelt  wird,  xo  w- 
assumiren  gnädigst   geruhen  wollen,    und   ob   sie    von  Herzen  woll  p- 
wünschet,  dass  am  verwichenen  16.  September  zu  Brandenburg  derselbe 
seine  glückliche  Endschaft  hätte  erreichen  oder   zum  Wenigsten  der  ge- 
sambten  Stände  einhelligen  Veranlassung  gemäss  die  bishero  wider  ihrer 
aller  Willen  continuirte  Accise  damalen  aufhören  mögen,    so  haben  sie 
doch  bis  diese  Stunde  Solches  nicht  erhalten  können,    sondern  dieselbe 
ertragen  und  über  sich  ergehen  lassen  müssen,  des  unterthänigsten  gutei 
Vertrauens  zu  S.  Ch.  ])..  weil  dielbe  kraft  dero  den  5.  August  jungsthii 
ausgegebenen  Erklärung  länger  nicht  als   bis  auf  den  16.  September  die 
Accise  zu  prolongiren  gnädigst  begehret,   selbter  aber  bereit  lange  ver 
strichen,  es  werden  fortmehro  S.  Ch.  D.  in  Ungnaden    nicht  vermerken, 
wann  der  einhellig  gemachte  Schluss  einer  E.  Landschaft  ex  nunc  werk- 
stellig  gemacht,   die  Accise   im   ganzen   Laudo  aufgehoben    und  cassireL 
zugleich  aber  wann  vorhero  denen  hiebevor  übergebeneu   gravaminibus  io 
Allem  abgeholfen  und   ein  ander  durchgehendes  Mittel,   wie    sich  des?« 
die  gesambten  Stände  werden  einigen  können,  Sr.  Ch.  1).   uutcr  die  Ana* 
zu  greifen,  erdacht  werden  möge,    welches  also  dieses  Standes  auf  J« 
2.  Punkt  der  neuen  Proposition  einhellige  unvorgreifliche  Meinung  ist. 

Soviel  nun  die  Veränderung  des  Etaats  dieses  Landes  betrifft,  hätte 
dieser  Stand  von  Städten  von  Herzen  ge wünschet,  dass  über  diesen  w> 
wichtigen  und  unsere  höchste  Wohlfahrt  concernirenden  Punkt  ein  ein- 
stimmiges Bedenken  denen  andern  beeden  Ständen  hätte  eingeschickt 
werden  können,  weil  es  sich  aber  anders  geschicket,  als  bedingen  xu- 
forderst  die  E.  Käthe  der  drei  Städte  Königsberg  für  Gott  und  I.  Ch.  P. 


')  Die  beiden  andern  Stände  hatten  zuvor  die  Ansichten  ausgesprochen,  die  -t* 
Geeinigte  bedenken  vom  16.  Nov.  1661  (s.  u.  S.  630  ff.)  wiedergiebt.  (Bedenken  & 
Herreu&tandos  auf  die  Proposition,  so  am  18.  Okt.  ex  protocollo  aus  der  OberratbsHrt* 
extradiret,  pr.  22.  Okt.,  der  Ritterschaft  pr.  26.  Okt.  1661.) 


622  H.    Der  grosse  Landtag  von  1661  bis  1663. 

entbunden,  erkennen  und  den  Ausgang  dem  höchsten  Herrscher  und  Be- 
gierer aller  Welt  committiren  wollen,  des  unterthänigsten  festen  Ver- 
trauens, dass  S.  Ch.  D.  solche  Assecuration  in  allen  Punkten  uod  Clao- 
sulen  vorhero  annehmen,  zum  Effect  bringen  und  uns,  dero  getreue  Unter- 
thanen,  laut  derselben  bei  unsem  Privilegien  gnädigst  schützen  and 
conserviren  werden,  die  E.  Gerichte  wie  auch  die  E.  Gewerke  der 
Schneider  und  Riemer  der1)  Stadt  Löbnicht.  weil  sie  woll  sehen,  das 
sie  ohne  der  E.  Räthe  Zuthun  nichts  ausrichten  würden,  cediren  hier- 
innen  denselben  ex  adductis  rationibus  und  lassen  geschehen,  dass  Ah* 
also  übergeben  worden  möge. 

Die  ganze  gemeine  Bürgerschaft  der  drei  Städte  Königsberg,  ausge- 
nommen die  E.  Gewerke  der  Schneider  und  Riemer  im   Lobenicht,  kön- 
nen nicht   ihren  Conscns  in  puncto  supremi  Domini ,    weiche  S.  Ch.  D. 
diesen  Landesständen  auf  itzigera  Landtage  ansinnen,  in  der  beeden  erst» 
Stände  ihren  eingegeben   Bedenken  nicht  condescendiren   [sie!],  sonder» 
erachten  nöthig  zu  sein,  dass  bei  dieser  grossen   Veränderung,  daxlarci 
dem  ganzen   Lande    und  dieser  Stadt   gross  Unheil    erwachsen   möchte, 
ihr  Consens    auf   allgemeinem    Reichstage  in   ihrer    Präsenz,    darin  sie 
durch  ein  Ausschreiben  von  Sr.  R.  M.  im  Namen   der  Stände  in  Pulen 
mit    denen    andern   dieses   Landes    Ständen    vorhero    müssten    gefordert 
werden,  von  ihnen  requiriret  werden  möchte,  gründen  sich  wie  vor  ato 
auch  noch  auf  die  im  ersten  Bedenken  angezogene  und    in  jure  wohlbe- 
stehende fundamenta  und  nämlich,  dass   sie  mit   der   Krone  Polen  eis 
corpus  individuuni,  quod  separari  non  potest,  und  so  fest   reeiproce  ver- 
bunden sein,  dass  dieser  nexus  in  aeternum  von  keinem  Tlieil  soll  di?>->I* 
viret  werden,  wie  Solches  die  reeiproea  sponsio  anno  14f>4  löblicher  *»e- 
dächtnüs  Domini  Casimiri  Regis  Regnique  Foloniae  und  der  Stände  die*r 
Lande  Preussen  lautet. 

Zu  welcher  Verbündniis  ihre  Vorfahren  und  sie  fest  und  standhafte 
bishero  verblieben  und  hoffen,  dass  sie  durch  keine  pacta  inter  du* 
acta  et  tertium  concernentia  auch  nicht  sollen  getrennet  und  separirtf 
werden,  sondern  wenn  Sr.  K.  M.  und  der  löblichen  Krön  Polen,  unter  der* 
Schutz  sich  die  Lande  Preussen  sponte  et  liberrima  voluntate  untergehe 
haben,  etwas  Wichtiges  wegen  dieser  Lande  vornehmen  wollten,  auch 
dieses  llerzogthumbs  sä  ml  »fliehe  Stände  dazu  erfordert  und  deren  Ou- 
sensus,    seeundum   §  in  privilegio    Cnsimiriano.      „Item    omnes   .   .  ,"• 

')  In  iler  Vorlage  faUdi  ..vielmehr  <lie"  (s.  u.  nächsten  Absatz  und  S.  töUV. 
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allen  und  jeden  Punkten  und  Clausulen  gnädigst  versichert,  die  von 
Kleinen  Städten  S.  Ch.  I).  pro  supremo  et  directo  Domino  gehoistnnt 
agnosciren  und  demselben  die  vom  Könige  und  der  Krön  Polen  erlangete 
Souveränität  in  Untertänigkeit  gönnen,  von  Herzen  wünschend,  da« 
alles  zu  Gottes  Ehren,  Sr.  Ch.  D.  und  dero  hohen  Nachkommen  tu  un- 
sterblichem Ruhm  und  unserm  armen  Vaterlande  zur  unlängst  gewünschten 
Ruhe,  Wohlfahrt  und  Sicherheit  gedeihen  und  ausschlagen  möge. 

Nachdem  auch  ihre  Deputirten  meistenteils  umb  gnädigste  Abhel- 
fung der  bis  dahero  ausgestandenen  höchst  ruinirenden  Einquartierung 
und  Verpflegung  der  Miliz  bei  der  hohen  Herrschaft  in  tiefster  Demuth 
anzuhalten  nicht  mit  geringen  Unkosten,  ja  so  viel  Tausend  zu  Grund  w- 
armeten  Leute  bluttigen  Thränen  hieher  abgefertiget,  indem  sie  ihrem 
Kolmischen  Privilegio,  denen  kurfürstlichen  Assecuration  ibus  und  (laraaf 
erhaltenen  königlichen  Conflrmationibus,  als  welche  sie  coactivis  hospita- 
tionibus  exempt  wissen  wollen,  zuwider  nicht  allein  so  viel  Jahr  hero  xu- 
sammen,  sondern  auch  itzo  in  die  5  Monat  allein  und  insgemein  Soldaten 
vor  das  ganze  Land  verpflegen,  unterhalten  und  verscbliessen,  auch  un- 
geachtet des  den  8.  Augusti  in  alle  Aembter  verschickten  gedruckten  kur- 
fürstlichen Diplomatis,  dennoch  monatlich  diesen  Stabs -Personeu  und 
OHicirern  ein  hohes  Quantum  an  baarem  Golde  denuo  contribuiren  udJ 
in  ihrer  äussersten  Armuth  darreichen  müssen,  als  bitten  S.  Ch.  I).  *» 
nochmalen  umb  Gottes  willen  ihrer  Noth  sich  gnädigst  zu  erbarmen,  sie 
vor  dem  gäuzlichen  Untergang  und  vor  Augen  schwebenden  Verderben 
in  Gnaden  zu  erhalten  und  die  höchstschädlicho  Verpflegung  und  Ein- 
quartierung von  ihnen  zu  nehmen  und  totalitcr  abzuheben. 

Diese  ihre  Erklärung  und  Dedenken  haben  denen  andern  hellen 
Ständen  zu  derer  besseren  Nachdenken  übergeben  wollen   .   .  . 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein   10.  November 

1661. 

Eigenhändig.     R.  6.  QQ. 
[Maassregeln  gegen  die  Konigsbcrger.    Bitte  der  Getreuen  um   Aufhebung  der  Ac> 
Kalekstein  und  die  Ritterschaft.     Bitte  einer  ständischen  Abordnung   um   AufheUnt' 
der  A reise  und  Entlassung  der  Miliz.      Schwerin  rath,   die  Accise    zeitweise  fallen  r 

lassen.] 

ltifil.  Die  Städte  Königsberg  haben  ihre  Resolution  an  ihre  Deputirto  cc- 

10.  Nov.  HC|1jc|.ct .    s0    bald   ich  nun  die  Nachricht  erlanget,  dass  zwar  die  Map- 
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und  bitten,  E.  Ch.  D.  möchten  doch  die  Accise  aufheben,  mit  hoher  Ter 
Sicherung,  es  sollten  nicht  vier  Wochen  passiren,  es  sollte  dieselbe  wieder 
eingewilligct    werden;    so    lange    aber   dieselbe   über  den  eingewilligt 
Terminum  continuire,  wäre  es  unmöglich,  den  Standen  das  grosse  Miß- 
trauen   zu    benehmen,    als   wollte    man    de  facto    kegen    sie  procedireo. 
Hiebei,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,    ist  dieses    zu    consideriren.   dass 
I.  F.  Gn.  und  der  Landhofmeister  mich  versichern,  dass  die  Accise  nichts 
mehr  trage,  weil  die  Allerwenigste  geben  und  man  gegen  die,  so  nicht 
geben,    entweder    keine  Excution  thun   will  oder  kann.     Wenn  ich  nun 
dieses  Alles  überlege,  so  muss  ich  bekennen,  dass  E.  Ch.  D.  bei  solcher 
Beschaffenheit   viel    besser   thun,    dass  Sie    die    Accise    cassirten.     Der 
Landvogt  hat  mir  diese  Worte  gesaget:    vor   die    beiden    obern    Stände 
gebe  ich  meine  Parole,  dass  sie  in  vier  Wochen  wieder  wird  gewilliget 
werden,  und  aus  Königsberg  seind  gleich  jetzt  Leute  hie,    unter  audera 
Fuhrleute,  so  E.  Ch.  D.  Bagage  herausgeführet,  welche  begehren,  dass  >ic 
ihrer  Anfoderung    halber    nur  auf  die  künftige  Accise   gewiesen    werden 
möchten.     Ich  halte  auch  davor,  dass,  wenn  die  Cassirung    mit    solcher 
Condition    geschiehet,    dass    gleichwohl    alles    dasjenige,    was   nicht  ent- 
richtet, bezahlet  werden  solle,  dass  daraus  die  Soldatesque  indessen  wohl 
unterhalten  werden  könnte.     Ich  will    auch    den  Fall    setzen,    dass   die 
Accise  nicht  wieder  gewilliget  würde,    woran    ich    doch    nicht    zweifele, 
denn    die    beide  erste  Stände  wollen   kein  ander  Mittel,  so  stehet  doch 
das    feste,    dass  sie  E.  Ch.  D.  eine  Contribution    willigen    wollen    oder 
auch  schon  gewilligct  haben,    ob  zwar    die  Summa    nicht    benannt:  er- 
warte demnach  hierauf  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  und,  wie  ich  E.  Ch. 
1).  auf  meine  Seele  versichere,  dass  ich  dieses  nirgends  anders  ümb  al> 
zu  E.  Ch.  I).  Besten  und  zu  Befoderung  dero  Hauptwerks  schreibe,  al<o 
hoffe  ich  auch,  E.  Ch.  I).  werden«  in  keinen  Ungnaden  verspüren.  —  Der 
Herr  General  Kalckstein  bearbeitet  sich  durch  die  Seinigen  noch  stark, 
sich  mit  der  Ritterschaft  zu  vergleichen,  die  Herren  von  Eulenburg ')  aber 
arbeiten    dagegen.      Gleich    jetzt    schreibt  er  wegen  unserer  Zusammen- 
kunft an  mich  und  werde  ich  mich  künftigen  Sonnabend  eine  Meile  von 
hie  mit  ihm  unterreden   und   darauf  E.  Ch.  D.  seine  Aussage  berichten. 
—  Gnädigster  Herr,  gestriges  Tages  haben  die  sämmtliche  Stande  durch 
eine    starke    Deputation    anhalten    lassen    bei    den    Oberräthen,   dass 


')  Ausser  Jonas  Casimir  (s.  o.  S.  37Gf.  und  478  Anm.  1)  können  noch  Ernst  un<i 
Botho  v.  Eulenburg  (Tolksdorf)  gemeint  sein  (Mül  verstedt  II  Tab.  V). 
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testiret;  der  Vogt  hat  sich  darüber  sehr  erzürnet,  auch  heute  die  Ober- 
räthe  ersuchet,  ihm  desfalls  einen  Verweis  zu  geben. 

Bei  vergangener  Post  habe  ich  der  erwähnten  polnischen  Instruction 
vor  den  Fürst  Radzivill  vergessen,  schicke  sie  demnach  hiebei1). 


Der  Kurfürst  an  Radzivill,  Schwerin  und  die  Oberräthe. 
Dat.  Colin  an  der  Spree  4.  (14.)  November  1661. 

Conccpt,  gez.  Jena.   R.  6.  QQ. 
[Confrontirung  Kalcksteins  mit  der  Ritterschaft] 

1661.  .  .  .  befehlen  Wir  .  .  .  gnädigst  diese  Sache   (Kalksteins   Heraus- 

14.  Nov.  for(jerung)  fordersamst  vorzunehmen,  beide  Theile  vor  Euch  zu  bescheiden, 
sie  kegen  einander  umbständlich  zu  hören  und  Uns  nochmahls  zu  ander- 
weiter  Unserer  Verordnung  ausführlich  zu  berichten2). 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  14.  November 

1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.   QQ. 
[Kalckstein  und  Packmohr.     Maassregeln  gopen  Kalckstein.] 
1661.  Meiner  jüngsten  unterthänigsten  Relation  zufolge  bin  ich  vorgestrig 

'  Tages  bei  dem  Herrn  General  Kalckstoincn  eine  Stunde  von  hie  auf  de> 
von  Mühlheimbs  Gute  Plummern  gewesen.    Er  hat  sowohl  gegen  E.  Ch.  D. 
grossen  Respect,  als  auch  gegen  mich   grosse   Höflichkeit  erwiesen  unJ 
habe  ich  genugsam  spüren  können,   dass  ihn  der  Arrest   trefflich  mMrti- 
liciret  hat.     Die  kogen  mir  geführte  Rede  hat  er  nicht  allein  gestaniion. 
besondern  den  Aussager  auch  benannt,  nur  dass  er  wegen  des  Ortes  *?• 
irret,  und  Stcndcl  vor  Prcnzlau,  da  es  geschehen  sein  soll,   benannt.    D»t 
Aussager  nun  soll  der  Friedrich  Packmohr  sein,   welcher  ein  Deputiner 
aus  dem  Fischhausischen  ist,  und  sich  allemal  sehr  übel  comportiret  unii 
nur  immer  das  Maul   davon   voll    gehabt,    man    wollte   sie    zu    Sklaven 
machen.     Die  Herren  Uhcrrnthe   haben  nebst  mir  nach   ihm   geschickt1?, 
damit  er  hierüber  vernommen  werde;  er  ist  aber  eben  verreiset  gewesen, 
also    dass   ich  erst    mit    künftiger   Post    den   Verlauf    hievou   werde  be- 
richten können.      Sonst  dolirte  der  General  sehr  über  den  Schimpf,  Jer 
ihm  durch  diesen  Arrest  angethan,  und  bat,  ihn  bei  E.  Ch.  I).  aufs  Be>te 

')  Die  Antwort  auf  diese  Relation  (d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  6./ IG.  November  1»>»*1. 
im  gezeichnet  es  Concept  von  Jonas  Hand)  ist  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  l^f. 

'-')  Am  gleichen  Tape  ergieng  ein  Schreiben  des  Kurfürsten  an  Schwerin  (abge- 
druckt bei  Orl ich  III  S.  9G). 
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Geeinigtes  Bedenken  der  Stände.     PraeS.  16.  November  1661. 

R.  6.  QQ. 
[Anerkennung  der  Souveränität  durch  die  Mehrheit  der  Stande  unter  der  Bedingung; 
dass   die  Gravamina  abgestellt  werden  und  die  von  den   Ständen    entworfene   Asse* 

curatiou  vollzogen  wird.     Willigung.] 

1661.  Sie    sind    der  Absicht,   ihren   Widerspruch  gegen  die  Rechtmässigkeit  der 

16.  rov.  Übertragung  des  directum  et  supremum  dominium  aufrecht  zu  erhalten.     Wenn 

das  die  Nachwelt  hören  oder  lesen  wird,  werden  sie  an  ihrer  Vorfahren 
Standhaftigkeit  Exempel  nehmen  und  E.  Ch.  D.  werden  von  solchem  ge- 
ringem Vorzug  diesen  gewissen  Vorthcil  haben,  dass  Sie  sich  allemal  ge- 
treuer Unterthancn,  die  keine  Neuerung  oder  Veränderung  lieben«  festig- 
lieh  werden  versichern  können.  Es  folgt  eine  Resumirung  ihrer  alten  Griiiuk 
Weil  aber  E.  Ch.  1).  auch  solche  Abschickung  der  Stände  [nach 
Warschau]  zu  diesem  Mal  um  Abwendung  aller  besorglichen  Weitläufig- 
keit, durchaus  nicht  gestatten  wollen  und  hingegen  andere  zureichende 
begreifliche  Mittel,  wie  E.  Ch.  D.  Landschaft  durch  J)ero  gnädigste  Be- 
förderung zu  solcher  Versicherung  gelangen  könne,  in  denen  Protokollen 
gnädigst  an  die  Hand  geben  lassen,  auch  die  Abschaffung  der  grossen 
Landesbeschwerden  nicht  ehe  fiirnehmen  wollen  bis  E.  E.  Landschaft  von 
gemeldter  Abschickung  an  König.  Maj.  und  die  Krön  Polen  abstehen 
und  E.  Ch.  1).  pro  supremo  et  directo  domino  dieses  Landes  unterthäoigst 
annehmen  und  erkennen  wird,  als  hat  E.  E.  Landschaft  von  allen  Stän- 
den, damit  ihnen  keine  Verzögerung,  übel  begründetes  Misstrauen,  noch 
der  allergeringste  Schein  einiger  Widersetzlichkeit  beigemessen  wenleu 
könne,  ohne  Präjudiz  ihres  Rechten,  sich  bei  dergleichen  Handlungen 
hinfüro  zu  interessiren,  alle  andere  Mittel  und  Wege  suchen  müssen, 
sich  E.  Ch.  I)  in  untertänigstem  Gehorsamb  mit  Beibehaltung  ihre* 
Vaterlandes  Freiheit  zu  aecomodiren.  Gestalt  sie  zu  dem  Ende  in  de- 
in üthigster  Treue  einen  Entwurf  der  Assecuration  und  Capitulation  auf- 
gesetzet,  welchergestalt  sie  in  ihrer  Einfalt  dafür  halten,  dass  E.  Ch.  1>. 
zur  Bestätigung  Dero  erhaltenen  supremi  et  directi  domiuii  nach  dem 
Exempel  anderer  christlichen  hohen  Potentaten  und  Oberherren  E.  K. 
Landschaft  in  ihren  Freiheiten  gnädigst  versichern  und  E.  E.  Landschaft 
hingegen  nach  Gestalt  und  Beschaffenheit  der  jetzigen  Zeiten  und  tre- 
schehnen  Sachen  unterthänigst  vergnüget  sein  könne.  Solches  abgefas>te 
IVoject  legen  wir  hiebeigefüget  in  unterthänigstem  Gehorsamb  zu  E.  Ch. 
I).  Füssen  und  bitten  in  aller  Demuth,  E.  Ch.  I).  wollen  gnädigst  geruheu. 
dasselbe    in    kurfürstlichen   Gnaden    genehm   zu   halten  und  iu  Dero  se- 
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der  Welt  erhalten.     Nun  hätte  E.  E.  Landschaft    wohl    herzlich    gewüo- 
schet,    und    gerne    gesehen,    dass    sie  mit  allen  und  jeden  ihrer  Glieder 
hinzutreten  und  dergestalt  E.  Ch.  I).  ganz  einhellig  pro  supremo  et  di- 
recto  domino  annehmen  mögen.     Es  kann  aber  dio  ganze  gemeine  Bür- 
gerschaft der  dreien  Städte  Königsberg,    ausgenommen    den   obgemeldtt 
zwei  Gewerken  in  Löbnicht,  in  diese  Erklärung  E.  E.  Landschaft  annoch 
nicht  coudescendiren,  sondern  erachteu  dieselben  nöthig  zu  sein,  dass  bei 
dieser   grossen  Veränderung,    dardurch   dem    ganzen   Lande    und    dieser 
Stadt   gross    Unheil    erwachsen  möchte,    ihr   Consens    auf   allgemeinem 
Reichstage  in  ihrer  Praesenz,  dahin  sie  durch  ein  Ausschreiben  von  Sr. 
König].  M.  im  Namen  der  Stände  in   Polen    mit    denen   anderen  dieses 
Landes  Ständen  vorhero  miissten  gefordert  werden,    von    ihnen  requiriret 
werden  möchte,  gründen  sich,  wie  vor  also  auch  noch,  auf  die  im  er>teo 
Hedenkon  angezogene  und  in  Jure  wohl  bestehende  Fundamen  ta,  nämh- 
lich,  dass  sie  mit  der  Krön  Polen  ein  corpus  individuum,  quod  separari  neu 
potest,  und  so  fest  reeiproce  verbunden  sein,  dass  dieser  nexus  in  aetermur 
von  keinem  Theil  soll  dissolviret  werden,  wie  solches  die  reeiproea  spoiwo 
anuo  1454  löblicher  Gedächtnis*  I).  Casimiri   Regis,   Regnique  Poloniw. 
und  der  Stände  dieser  Lande  Preussen  lautet.   In  welcher  Verbündniss  Ihre 
Vorfahren  und  sie  fest  und  standhaft  ig  bishcro  verblieben  und  hoffen.  da» 
sie  durch  keine  pacta  intcr  duos  acta  et  tertium  concernentia  auch  nick 
sollen  getrennet  und  separiret  werden,  sondern,  wenn  S.  K.  M.  und  A\t 
löbliche  Krone  Polen  .  .  .  etwas  Wichtiges  wegen  dieser  Lande  vornehmen 
wollten,  auch   dieses    Herzogthumbs   sämbtlichc   Stände    darzu    erfordert 
und  deren  consensus  requiriret  werden  müssen,  wie  solches  nachmals  U-i 
allen  Veränderungen,  Investituren  und  Lehensbehandlungen  bis  auf  irzii* 
Zeit    unseres    gnädigsten    Landesfürsten    stets    in    Acht    genommen  uui 
observiret    worden  ist    und  solches  die  literae  feudales  weitläufiger  auv 
weisen.   Bitten  derowegon  einhellig  und  unterthänig.  dass  solche  Alieuaibn 
dieses  Herzogthumbs  S.  Ch.  I).,  auf  öffentlichem  Reichstag  in  dieser  Stände 
Gegenwart,  welche  darzu  durch  königliches  Ausschreiben  könnten  vociret 
werden,  zu  suchen,  |sich]  gnädigst  möchte  gefallen  lassen,  daselbst  sie.  aal 
den  Fall  solche  Veränderung  vorgehen  möchte,  auch  wegen  Beibehaltung 
ihrer  Freiheit  alsdann  in  Regis  praesentia  bestermaassen  könute  bedach: 
sein  und  sich  gehörend  versichern  lassen.     Verhoffen,  wie  sie  sich  hier- 
durch   in  jurisjurandi    rcligionc    zu    verwahren    und    famam    intcsritai^ 
bei  Sr.  K.  M.  und  der  Krone   Polen   zu   conserviren   und    ihrer  Posterität 
einen    beständigen   lirund    ihrer   erhaltenen   Freiheit   nachzulassen  allein 
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der  aufzurichten  und  zu  bestätigen.    E.  Ch.  D.  haben   zur  Zeit  der  Xotfc 
die  standhafte  Treue  ihrer  Stande  erkannt,  Sie  erkennen  ans  dieser  de- 
in üthigsten  Erklärung  ihre  unterthänigste  Liebe,  Gehorsam  ond  Vertrau«, 
und    werden  ausser  allen  Zweifel  aus  eigener  Bewegniss,   wenn  sie  nach 
dero    hocherleuchteten  Verstand    noch    andere  bessere  und  mehr  sichere 
Mittel    zu  Bestätigung  der  Landesfreiheiten  erfinden   können,  dieselbe  u 
der  demuthigst  vorgeschlagenen  Assecuration  hinzuthun  und  durch  solche 
kurfürstliche  Huld    und  Gnade  dero  getreue  Untersassen    su    beständiger 
Liebe  und  Devotion,    worin    aller  Potentaten  grösster  Ruhm  und  Glock- 
seligkeit beruht,   je    mehr  und  mehr  verbindlich  machen.     Also  werdet 
E.  Ch.  I).  dero  kurfürstlichen  hohen  Stuhl  in  Friede  und  Gerechtigkeit  be- 
stätigen,   ihre    arme   Unterthanen    werden    in   ihrer    Betrübniss    erfreuet 
werden  und  der  allerhöchste  Gott  wird    sie    hinwider    mit    zeitlich   und 
ewigem  Segen  reichlich  belohnen. 

Ständisches  Project  einer  kurfürstlichen  Assecuration. 
Pr.  Hartenstein  16.  November  1661. 

R.  6.  QQ. 
[Die  Wehlauischen  Pacta  ohne  Praejudiz.     Berufung:  polnischer  Kommissare.     Et«- 
tual recht  der  Stände,  deswegen  den  Reichstag  zu  beschicken.     Bestätigung  ihrer  Pri- 
vilegien, insbesondere  in   Rczug  auf  Krieg,  Bündnisse,  Heer  und  Steuern.     Die  Hälfe- 

völker  für  Polen.    Pares  curiae.     Ungebotene  Landtage. 

lßfil.  Wir  von  Gottes  Gnaden  Friedrich  Wilhelm  .  .  .  bekennen  ond  thao 

'*  *  ov*  kund  vor  Uns,  Unsere  Erben  und  nachkommende  Herrschaft,  nachdemeffir 
von  königlicher  Majestät  und  der  Krone  Polen  durch  die  Wehlaui sehen 
und  Brom  bergischen  Pacta,  so  den  19.  Septembris  und  fi.  Novem- 
bris  ao.  1057  aulgerichtet,  das  directum  et  supremum  dominium  die*** 
Herzogthums  Preusseu  erlanget,  dass  E.  E.  Landschaft  von  allen  Ständen 
gcmeldten  unsere  Herzogthums  Preussen  uns  auf  allgemeinem  Landtage 
demuthigst  und  unterthänigst  ersuchet  und  gebeten,  weil  sie,  wie  e> 
die  Landesfreiheiten  erfordern,  denenselben  zuwider  bei  damaliger  Frie- 
denshandlunge  nicht  zugegen  gewesen  und  das  supremum  dominium 
dieser  Lande  zu  der  Zeit  ohne  der  Stände  Bewilligung  von  Königlicher 
Majestät  und  der  Krone  Polen  auf  uns  und  unsere  Erben  transferirei. 
Wir  geruheten  sie  in  Kurfürstlicher  Hulde  und  Gnade  zu  versichern,  ehe 
sie  Uns,  als  ihrem  natürlichen  Oberherrn  den  neuen  Erbeid  ablegen,  da* 
solche  Veränderung  des  directi  dominii  ihren  wohlhergebrachteu  Frei- 
heiten und  Gerechtigkeiten  nicht   präjudiciren    und  dass  diese  Handlung 
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Wir  durch  Unsere  Gesandschaft  aus  allen  Standen  inständigst  sollicitim 
und  anhalten  lassen,  dass  königliche  Majestät  und  die  Krone  Polen  Un- 
sere getreue  Stände  auf  allgemeinem  Reichstage  kräftigstermaassen  asse- 
curiren  und  versichern,  wann  sich  den  Casus  devolutionis,  wie  derselbe 
in  Pactis  Velaviensibus  beschrieben,  irgends  zutragen  und  das  directun 
dominium  dieses  Landes  Preussen  hinwieder  an  königliche  Majestät  and 
die  Krone  kommen  sollte,  dass  alsdann  das  supremum  dominium  jeder- 
zeit bei  königlicher  Majestät  und  der  Krone  Polen  verbleiben,  die  Stände 
bei  allen   und  jeden    ihren  Privilegien    sowohl   in   Religion-   als  Profao- 
Sachen  völlig  erhalten   und  ohne  Unserer  getreuen  Landschaft  von  allen 
Ständen  Consens  und  Einwilligung  wegen  dieses   Herzogthums  Preasxo 
Zustand   von   höchstermelter  Königlicher  Majestät    und    der  Krön  Polen 
keine  Handlung  oder   Veränderung  vorgenommen   noch   geschlossen  und 
dieser  Actus  der  Wehlauischen  Pacten  in  keine  sequel  gezogen  werden  solle. 

Würden  Wir  auch  bei  nächstkünftigem  Reichstage  solche  königliche 
Assecuration  zu  unserer  getreuen  Stände  Vergnügung  nicht  ausgebracht 
haben,  soll  E.  E.  Landschaft  von  allen  Ständen  alsdann  annoch  freistehen 
und  vorbehalten  sein,  auf  erfolgenden  andern  Reichstagen  Unserm  er- 
haltenen supremo  et  directo  dominio  ohne  Nachtheil  dergleichen  Asseco- 
ration  zu  ihrer  Sicherheit  bei  Königlicher  Majestät  und  der  Eron  Polen 
durch  ihre  Deputierten  unterthänigst  zu  suchen. 

Damit  nun  E.  E.  Landschaft  gänzlich  gesichert  sei.  dass  Wir  nicht 
verneinet,  das  erhaltene  supremum  et  directum  dominium  anders  als  e? 
Königliche  Majestät  und  die  Krön  Polen  bishero  rechtmässig  gebrauchet 
und  es  dos  Landes  Freiheiten.  Recht  und  Gewohnheiten  mitbringen,  ai*.- 
zudeuten,  viel  weniger  dasselbe  in  praejudicium  der  Landesfrei heiten  auf 
einigerlei  Art  oder  Weise  zu  extendiren  und,  damit  Unsere  treuje- 
liursamstc  Stände  sich  Unserem  erlangeten  directo  dominio  so  viel 
williger  und  mit  Freuden  untergeben  mögen,  als  geloben  und  ver- 
sprechen Wir  als  dero  natürlicher  Erb-  und  Oberherr  vor  Uns,  Unser* 
Erben  und  nachkommende  Herrschaft  bei  kurfürstlicher  Würde,  Treu 
und  Crlauben  in  beständiger  Form,  als  Solches  immer  geschehen  kann, 
dass  Wir  E.  E.  Landschaft  von  allen  Ständen  und  einen  Jeglichen  in- 
sonderheit bei  allen  und  jeden  dieses  Landes  erlangeten  und  einver- 
leibten Privilegien.  Pacten,  Recessen,  Decreten  und  Responseu.  fi-> 
rechtigkciien  und  Freiheiten  in  Religion-  und  Profansacben,  insonderheit 
bei  der  einhellig  angenommenen  Lutherischen  Religion  nach  Inhalt  »Kr 
ungehinderten  Augsburgi sehen  Confession,  derselben  Apologia  und  wieder- 
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durchaus  zu  keinem  Nachtheil  noch  Verringerung  ihrer  Freiheiten  ge- 
reichen solle,  als  versprechen  Wir  Kraft  dieses,  dass  die  assistence  der 
1500  Mann,  welche  Wir  gemäss  denen  Wehlauischen  Pacten  Königlicher 
Majestät  und  der  Krone  Polen  zu  leisten  verheissen,  allein  auf  uns  uod 
unsere  Domänen  beruhen,  unsere  getreuen  Stände  aber  weder  mit  Wer- 
bung, Einquartirung  oder  Verpflegung  derselben  wie  auch  mit  Durch- 
zügen und  Nachtlager  der  königlich  polnischen  oder  unserer  Kriegsvolker 
im  Geringsten  nicht  beschweret  werden  sollen. 

Daneben  verwilligen  Wir  auch,  dass,  wann  einige  Misshelligkeit  in 
causis  privatis,  nicht  allein  in  Lehn-,  sondern  auch  in  anderen  Sachen 
und  Fällen  zwischen  Uns  und  einem  oder  dem  andern  unserer  treoge- 
horsamen  Untersassen  aus  allen  Ständen  über  Verhoffen  vorgehen  sollte, 
der  beleidigte  Theil  ad  pares  curiae  provociren  mö^e,  welche  dann 
auch  nach  der  Form,  wie  dieselbe  in  actis  et  decretis  de  ao.  1609  be- 
schrieben, alsofort  von  uns  und  den  Ständen  bestellet  werden  und  ausser* 
halb  der  Extraordinärlalle,  so  schleuniger  Erörterung  bedürfen,  allemal  14 
Tage  vor  dem  Landtage  ordinarie  zu  Königsberg  zusammen  kommen 
und  in  denen  vorgehenden  Sachen,  was  Recht  ist,  erkennen  sollen,  bei 
deren  Ausspruch  es  auch  sein  gänzliches  Bewenden  haben  und  die  Voll- 
ziehung unfehlbar  darauf  verstattet  werden  solle. 

In  causis  publicis  aber  wollen  Wir,  dass  Unsere  treugehorsamst* 
Stände  an  Statt  der  Provocation  an  I.  K.  M.  und  die  Krön  Polen 
ordinarie  alle  zwei  Jahre  zu  gewissen  Zeiten,  nämlich  auf  Michaela 
in  unsere  Residenz  zu  Königsberg,  auch  unerfordert  zusammen  kom- 
men, sechs  Wochen  lang,  auch  nach  Erforderung  der  Sachen  Wich- 
tigkeit länger  bei  einander  bleiben  und  von  der  Wohlfahrt  i\o^  Lande? 
deliberiren,  auch  d afern  ihren  Freiheiten  und  Landesverfassungen  einige 
Einträge  geschehen,  dieselben  in  untertänigster  Bescheidenheit  an  Uns 
oder  in  Unserer  Abwesenheit  an  Unsere  preussischen  Oberrät  he  bringen 
und  die  Abstellung  der  allgemeinen  und  absonderlichen  Beschwerde  «le- 
in üthigst  suchen  mögen,  die  Wir  dann  auch  als  dero  gütigster  Oberherr 
alsofort  abzuschaffen  und  alles  nach  den  Landesverfassungen  einzurichten 
verpflichtet  sein  wollen  und  sollen.  Würden  aber  WTir  oder  Unsere  Erben 
in  künftigen  Zeiten,  da  Gott  für  sei,  solcher  kurfürstlichen  Zusage  «ich: 
nachkommen,  Unsere  getreuen  Stände,  wann  Wir  von  denselben  jenui- 
sam  erinnert,  in  ihrem  untertänigsten  Suchen  nicht  erhören,  sie  !*i 
ihren  Privilegien  nicht  erhalten,  noch  die  res  judicatas  vollenziehei 
lassen  wollen,  so  soll  E.  E.  Landschaft  ihrer  Eide  und  Pllichten,   so  sie 
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Schwerin  an  den  Kurfürsten.  Dat.  Bartenstein  1 7.  November  1661. 

Eigenhändige  Ausfertigung    R.  6.  QQ. 
[Kr  bereitet  die  Stünde  auf  den  ungünstigen  Inhalt  der  Resolution  vor.      Die  Abord- 
nung nach  Berlin.] 

1(101.  Dass  E.  Ch.  I).  meine  unterthänigste,    wiewohl    geringe    Dienste  in 

Gnaden  vermerken,  Solches  erfreuet  mich  von  Herzen  und  wird  mich 
Solches  noch  besser  antreiben,  muss  auch  wohl  bekennen,  dass  allhie 
so  viel  Gelegenheit  ist  R.  Ch.  1).  getreue  Dienste  zu  leisten,  als  ich  nicht 
absehe,  dass  es  jetzt  an  einigen  andern  Orte  geschehen  könne.  Allhie 
aber,  wie  £.  Ch.  I).  bekannt,  habe  ich  nichtes  zu  befehlen,  sondern  muss 
nur  alles  durch  Remonstriren  und  Erinnern  thun.  Wenn  ich  künftig, 
geliebts  Gott,  wieder  bei  E.  Ch.  I).  sein  werde,  will  ich  desto  besser  ge- 
horsamst anweisen,  wie  E.  Ch.  I).  Interesse  zu  beobachten.  Ich  verlange 
sehr  E.  Ch.  I).  gnädigsten  Befehl  wegen  des  Herrn  Klchnen  zu  erfahren, 
dem  in  Allem  gehorsamlich  nachgclebet  werden  und  darauf  mit  Andern 
auch  verfahren  werden  soll.  Ich  habe  nun  schon  angefangen,  einem  Theii 
der  Stände  zu  sagen,  dass  E.  Ch.  I).  Resolution  gar  nicht  mit  dem  Be- 
gehren übereinstimmen  werde,  wie  sie  es  aufgesetzot,  jedoch  würden 
E.  Ch.  1).  Alles,  was  billig,  eingehen.  Darüber  bezeigen  sie  sich  gar  be- 
stürmet, vermeinen,  wenn  sie  solches  ehe  gewüsst,  würden  sie  «ich  we- 
gen der  Souveränität  noch  nicht  erkläret  haben;  ein  Theils  haben  mich 
auch  gebeten,  man  möchte  ja  damit  zurücke  halten,  dieweil  die  Stände 
ganz  stutzig  würden  gemachet  werden,  wenn  man  die  geringste  Neue- 
rung machen  würde.  Ich  werde  aber  dem  unerachtet  weiter  fortfabrvn 
die  Gemüther  dazu  zu  praepariren.  sehe  auch  uiclit,  wie  maus  nur  lünj^i 
dilleriren  kann.  Es  wind  zwar  anfangs  viel  Murmurirens  geben,  allein  «> 
muss  doch  einmal  sein  und  werde  ich  indessen  mich  bearbeiten,  «las* 
die  Instruction  vor  die  Deputirte  nach  Berlin  wohl  eingerichtet  werd<\ 
Sie  seind  nicht  einhellig  wegen  der  Personen,  die  gebrauchet  werden 
sollen;  der  Herr  von  Eulenburg  wollte  gerne  mit,  Andere  aber  seind  ihm 
entgegen  und  seind  Etzlichc,  die  sagen,  wenn  der  mitkäme,  würde  f> 
E.  Ch.  I).  zu  Cndienst  gereichen,  denn  die  Stände  würden  alsdann  zu- 
nicke halten  und  die  Instruction  so  gut  nicht  machen  und,  wenn  es  ihm 
:mch  nicht  nach  Wunsch  bei  E.  Ch.  1).  ginge,  so  würde  er  Alles  zu  lin- 
den suchen.  Er  bezeuget  sonsten  grossen  Eifer  vor  E.  Ch.  1).  InteresM*. 
Ich  werde  sehen,  wie  etwan  hierin  ein  Mittel  zu  treffen  sein  mü^-. 
Wegen  der  Oberräthe  aber,  die  mitkommen  sollen,  erwarte  ich  E.  Ch.  B 
gnädigste   Willensmeinung. 
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Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Bartenstein  21.  November 

1661. 

(Praes.  Colin  an  der  Spree  *21.  Nov.  [1.  Dec.])     Eigenhändige  Ausfertigung. 
[Die  Abordnung  nach  Berlin.     Verpfändete  Domänen.     Ein  Pasquill.] 

1661.  In   den   Landtagssachen   ist  seither  meinem  Vorigen   nichtes   vorge- 

*^l    Nov 

'  laufen  und  seind  die  Stände  beschäftiget,  abermalen  ein  Haufen  grt- 
vamina  aufzusetzen.  So  bald  die  Regierungsverfassungc  ein  kommen  wird, 
will  ich  mit  Fleiss  darauf  dringen,  dass  die  Stände  Jemands  zu  E.  Ch.  I). 
deputiren  mögen,  mit  denen  ich  alsdann,  geliebts  Gott,  mit  überkommen 
will,  zweifele  aber,  obs  vor  Weihnachten  wird  geschehen  können.  Die 
Städte  sollen  sonst  gar  nicht  zur  Abschickung  geneiget  sein,  ich  hoffe 
aber  auf  allen  Fall  die  andere  Stände  dahin  zu  disponiren,  das»  sie  sich 
daran  nicht  kehren,  besondern  ohne  die  Städte  dahin  schicken  >ollen. 
Wann  von  E.  Ch.  I).  eine  gnädigste  Resolution  wegen  der  Accise  ein- 
kommt, so  werden  sich  verhoffentlich  die  Städte  nicht  allein  hierin  ändern, 
besondern  auch  in  andern  Dingen  mehr  bequemen.  Wie  nämlich  die 
Deputirtc  von  hie  nacher  Königsberg  geschrieben,  dass  sie  auf  vielfaltiges 
Anhalten  die  Abschalfung  der  Accise  nicht  erhalten  können,  haben  die 
Gerichte  in  Königsberg  durchaus  wieder  von  der  vorigen  Meinung  ab- 
treten und  sich  zu  den  Zünften  schlagen  wollen,  haben  sich  doch  end- 
lich durch  den  Magistrat  zur  Geduld  disponiren  lassen.  —  Mit  Unter- 
suchung der  versatzten  und  verarrendirten  Stücke  gehet  es  sehr  lang- 
samb  her  und  entschuldiget  es  man  unter  andern  auch  damit,  dass 
man  die  Nachricht  nicht  alle  hie  bei  der  Hand  habe  und  man  nick: 
ehe  etwas  Beständiges  hierin  thun  könne,  bis  man  wieder  zu  Königsberg 
komme.  Indessen  treibe  ich  auf  die  Commissiou  mit  Hauptmann  Fincken 
und  wegen  Karscho  und  hoffe,  dass  dieselbe  ehestes  werkstellig  gern  acht 
werden  soll.  Es  ist  wohl  schade,  dass  Karscho  so  ganz  eingegangen 
ist.  Ich  halte,  es  würde  E.  Ch.  I).  auch  zuträglich  sein,  wenn  Sie  an  die 
Oberräthc  schrieben,  sie  sollten  berichten,  wie  hoch  E.  Ch.  D.  dero  Teiche 
dieses  Jahr  genossen,  wie  dicselbige  bestellet  sein. 

Unter  dem  Datum:  Ein  solcher  Zettel1),  wie  einliegend,  ist  zu 
Königsberg  in  der  grossen  Kirche  auf  dem  Altar  gefunden  worden:  ich 
will  an  die  Fiscäle  und  Andere  mehr  schreiben  sich  lleissig  zu  erkündigen, 
ob  man  nicht  hinter  die  Autores  kommen  könne.  Wenn  E.  Ch.  D.  die 
Inquisitionsacta  wegen  des  erschossenen  Bokums  bekommen,  wird  nnthig 

!)  Der  darauf  verzeichnete  Vers  findet  sich  bei  Droysen  III  2-  S.  518  Anm.  633. 


646  U.    Der  grosse  Landtag  von  1661  bis  1663. 

einer  aus  ihrer  Mitte  aus  dem  Hofgorichte  genommen  wird,  weil  diead- 
bige  in  den  Justizsachen  geübet  sein;  stelle  demnach  alles  zu  E.  Ch.  D. 
gnädigstem  Belieben  und  wil  Ealckstein  Freunde  am  Hofe  hat,  die  leicht 
etwas  erfahren  möchten,  so  bitte  ich  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  wollen  dies 
Schreiben  verbrennen. 


Bemerkungen  Schwerins  zu  der  von  ihm  entworfenen 
Verfassung1)  vom  24.  (14.)  November  1661. 

R.  6.  RR  4. 

[Erläuterungen  und  Motive.] 

1661.  1),  2)  [In  der  definitiven  Fassung  fortgelassen.] 

ov*  3)  Auf  diesem  letzten  Reichstage  ist    der   pactorum    abermalen  in 

der  Constitution  unterschiedliche  Mal  gedacht,  weil  Solches  aber  nur  per 

')  Die  Urkunde  betitelt:  „Instruinentum  die  neue  Regierungsverfassung  und  Confir- 
mation  des  Landes  Privilegium  betreffend*  ist  neuerdings  abgedruckt  von  T  h.  Wiehert 
(Die  Verfassungsurkunde  des  Herzogthums  Preusseu  vom  Jahre  1661.  Ztschr.  f.  preuss. 
Gesch.  und  Landesk.  XI  [1874]  S.  33  ff.)  und  brauchte  daher  hier  nicht  aufgenommen 
zu  werden.  Eine  Vcrgleichung  dieser  Version  mit  dem  eigenhändig  unterschriebenen 
und  durch  das  angehängte  grosse  Majestätssiegel  bekräftigten  Dokument  (d.  d.  Colin 
a.  d.  Spree  14.  November  1661,  Urkunden  des  Geheimen  Staatsarchivs  467  IV)  ergab 
ausser  Hunderten  von  unwesentlichen  orthographischen  und  sprachlichen  Abweichungen 
und  leicht  erkennbaren  Schreibfehlern  die  folgenden  Varianten.  S.  36):  Z.  •» 
v.  o.  und  statt  Landt.  Z.  15  v.  o.  dabe  neben  st  st.  benebenst.  Z.  19  v.  o.  be- 
zeiget st  bezeuget.  Z.  11  v.  u.  mächtig  lieh  st.  mächtigliche;  gnädigst  st. 
guädigliche.  Z.  3  v.  u.  erspri  csslich  cm  st.  erfriedlichem.  —  S.  37):  Z.  2  v.  o. 
Königen  st.  Könige.  Z.  3  v.  o.  desshalb  st.  desshalben.  Z.  7  v.  o.  aufgehoben 
st.  uffgehoben.  —  S.  38):  Z.  5  v.  o.  dennoch  st.  aunoch.  Z.  11  v.  o.  wir  st.  Lain: 
Unssere  st.  Unssern.  Z.  12  v.  o.  Wünsch  st.  Wunsch.  Z.  16  v.  o.  Schlutzk 
st.  Schlutzko;  Kopill  st.  Kopiell.  Z.  20  v.  o.  Drewitz  st.  Drewictz.  Z.  21  v.  o. 
Erbkaramerern  st.  Erbkammern.  Z.  14  v.  u.  Kospoth  st.  Kosfoth:  plenipoten- 
tiiret  st.  plenipotentirt.  —  S.  39):  Z.  6  v.  o.  Liebe  und  Hui  de  st.  Fluide  und 
Liebe.  Z.  11  v.  o.  aufs  st.  auf  dass.  Z.  12  v.  o.  als  statt  und.  Z.  17  v.  o.  auffs 
st.  ufis.  Z.  9  v.  u.  ab  gewandt  st.  abgewendet.  —  S.  41):  Z.  1  v.  o.  einzuschieben 
fonfession  nach  Augspurgischen.  Z.  12  v.  o.  Patronatus  st.  Patronato.  Z.  1"> 
v.  o.  ITospitalien  st.  Hospitälern.  Z.  15  v.o.  einzuschieben  gemeinen  und  ab- 
sonderlichen Constitutionen  nach  fundationen.  Z.  20  v.  o.  anjetzo  st.  anit/o. 
Z.  13  v.  u.  Womit  st.  Somit;  Menisteu  st.  Manisten.  —  S.  42):  Z.  1  v.  o.  uu- 
geirreten  st.  ungeirretes.  Z.  18  v.  u.  ohn  einigen  st.  ohne  einiges.  Z.  15  v.u. 
kosten  st.  Unkosten.  Z.  10  v.  u.  einzuschieben  auch  nach  Schulbediute.  Z.  11 
v.  u.  Ihrer  st.  Ihre.  Z.  5  v.u.  bestes  Ihres  st.  Ihres  besten.  —  S.  43):  Z.  7  v.o. 
wir  st.  wie.  Z.  1>  v.  o.  soll  oder  kann  st.  kann  und  soll.  Z.  12.  v.  o.  dann  *«*• 
fort  anjetzo  st.  dein  so  soll  auitzo.  Z.  7  v.  u.  „und"  nach  ^erbauet"  zu  tilgen. 
Z.  4  v.u.  llospitalieu  st.  Hospitäler.  —  S.  44):  Befragung  st.  Besorgung    Z.  11 
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GODstitution  genug  sein  muss,  so  habe  ichs  ausgelassen,  stehet  aber  Alks 
zu  E.  Ch.  I).  gnädigster  Verordnung.  Der  verstorbene  Erzbischof  hat 
sonsten  auf  der  Convocation,  wie  er  selbst  nicht  kommen  können,  seinen 
Consens  schriftlich  eingeschicket.  [Zu  S.  37,  Z.  17  y.  o.] 

4)  Die  Resolution  haben  die  Herren  Oberräthe  bei  unserer  Separi- 
rung  von  Königsberg  aufzusetzen  und  E.  Ch.  D.  zuzuschicken  versprochen. 
weiss  nicht,  ob  es  geschehen.     [Zu  S.  39,  Z.  3  v.  o.] 

5)  Weil  der  Stände  stets  währendes  Klagen  ist,  dass  man  das  Land 
aus  den  Verfassungen  in  Ungewissheit  setzen   und    pro    lubito    cujusvis 


v.  u.  Wann  st.  Wass.  —  S.  77):  Z.  5  v.  o.  Unordnungen  st.  Verordnungen.  Z.  9 
v.o.  ferner  einzuschieben  vor  „verbleiben".  Nach  Z.  IG  v.  o  sind  zwei  Folioseiten 
iin  Original  ausgelassen,  augenscheinlich  damit  die  Kidformel  hier  später  eingerückt 
werden  könne.  Z.  19  v.  v.  keinem  st.  keiner.  Z.  24  v.  o.  unperturbiret  st.  untur- 
biret.  Z.  2G  v.  o.  Juri  st.  Jure.  Z.  31  v.  o.  „einstige*  zu  tilgen.  Z.  4  t.  u.  „Ihren" 
zu  tilgen.  Z.  2  v.u.  Hoheit  st.  hohe.  —  S.  78):  Z.  4  v.o.  „zu"  zu  tilgen.  Z.  C 
v.o.  ganzen  einzuschieben  vor  „Landes*.  Z.  11  v.o.  denen  st.  denn.  Z.  2«'!  v.o. 
„Altstadt"  zu  tilgen.  Z.  24  „undt"  zu  tilgen;  und  Löbenict  einzuschieben  *ör 
„verliehen*4.  Z.  1  v.  u.  einen  st.  eines.  —  S.  70):  Z.  4  v.  o.  oder  einzuschieben  vor 
„da* ;  „aber*  zu  tilgen.  Z.  7  —  8  v.  o.  Statt  des  Satzes  „NB.  ...  zu  schreiben*,  Wirt 
das  Privilegium  l'uluiensc  wortlich.  Z.  IG  v.  o.  Statt  des  Satzes  „NB.  .  .  .  tieudea* 
folgt  das  Privilegium  wörtlich.  Z.  1!)  v.o.  Flöltzungen  st.  Höltzung.  Z.  2.'>—  27. 
Statt  des  Satzes  „Sarnhländisch  .  .  .  enthalten*  folgt  das  Privilegium  wörtlich.  S.  -S 
und  21).  Statt  des  Satzes  „wie  .  .  .  finden*  folgt  das  Privilegium  wörtlich.  S.  ol --;>-. 
Statt  des  Satzes  „So  .  .  .  ersehen*  folgt  der  Vertrag  selbst.  Z.  1  v.  u.  Statt  der  \Vi»rt- 
„ist  .  .  .  finden*  folgt  der  Revers  selbst.  —  S.  SO):  Z.  3  v.  o.  Statt  „ist  .  .  .  riudeir 
der  Text  selbst.  Z.  ")  v.o.  manu  liehen  st.  infuiuiglichen.  Z.  IG  v.o.  Statt. vi  le 
.  .  .  44B*  der  Text  selbst.  Z.  17  v.  o.  Lotzaueu  st.  Lossauen.  Z.  18  v.o.  Sun 
„vide  .  .  .  57  A*  der  Text  selbst.  Z.  22  v.  o.  wass  st.  dass.  Z.  10  v.  u.  Lehn  *L 
Lohn.  Z.  0  v.  u.  Statt  „Priv.  .  .  .  50A*  der  Text  seihst.  Z.  2  v.  u.  Stücken  >t. 
Städten.  — ■  S.  81):  Z.  G  v.o.  darüber  einzuschieben  vor  „gehalten".  Z.  12  v.u. 
zu  verantworten  st.  zuvor  antworten.  Z.  10  v.  u.  wider  ist  einzuschieben  vor 
„l'nsser*.  Z.  8  v.u.  welchem  st.  welchen.  —  S.  82):  Z.  5  v.o.  die  st.  da.  X. '.• 
v.  u.  dann  st.  denn.  —  S.  So):  Z.  12  v.  o.  wann  st.  wenn.  Z.  10  v.  o.  fehden  *i 
fehlen.  Z.  25  v.o.  „Sich"  zu  tilgen:  werden  einzuschieben  vor  „auch*.  Z.  1 1  v.u. 
dann  st.  denn.  —  S.  84):  Z.  1  v.  o.  eiutzigen  st.  jetzigen.  Z.  i>  v.  o.  dann  >"• 
denn.  Z.  IG  v.o.  unabbrüchig  st.  unabbrüehlicb.  Z.  10  v.o.  uiubganuen  »i. 
umbgegangen.  Z.  20  v.o.  worden  st.  werden  Z.  12  v.u.  dann  st.  denn.  L  '■ 
v.u.  viel  einzuschieben  vor  „weniger*.  Z.  2  v.u.  dann  st.  denn.  —  S.  85':  Z.  - 
v.o.  Aeipialität  st.  Qualität.  Z.  7  v.o.  hat  st.  hatte.  Z.  8  v.u.  besoeliget  >i. 
befehliget.  —  S.  8G):  Z.  4  v.o.  „zu*  zu  tilgen.  Z.  18  v.u.  einen  st.  eine>.  - 
S.  ST):  Z.  18  v.  u.  von  st.  aon.  —  S.  SS):  Z.  1  v.  o.  Demnach  st.  Dennoch.  7.  I'1 
v.  o.  von  st.  vor.  Z.  22  v.  o.  „dass-  zu  tilgen.  —  S.  80):  Z.  2  v.  o.  wolle  st.  w:l. 
Z.  s  v.o.  Dabenebeii>t  st.  Danebenst.  Z.  14  v.o.  Ei  gen  händi  ch  st.  Eijenliän- 
diglich.     Z.  2  v.u.  Friderich  Wilhelm  st.  Friedrich  Willhelm. 


650  H-    Der  grosse  Landtag  von  1661  bis  1668. 

Unterthancn    die    von  Aemptern  und  adelichen  Gütern  weggelaufen,  be- 
haupten wollen.    [Zu  S.  53,  Absatz  3.] 

17)  Dieses  seind  abermalen  Wohrte  aus  den  pactis,  jedoch  ist  einet 
und  andre  hinzugethan.    [Zu  S.  53,  Z.  1  v.  u.] 

18)  Dieses  ist  auch  ex  pactis,  halte  es  auch  Sr.  Ch.  D.  zuträglich. 

[Zu  S.  54,  Z.  21  ▼.  o.] 

19)  Was  hiernächst  in  specie  von  den  4  Oberräthen  disponiret  wird, 
stehet  entweder  in  den  pactis  oder  auch  den  Bestallungen  mit  ausdrück- 
lichen Wohrten.    [Zu  S.  54,  Absatz  3.] 

20)  Dieses  ist  der  Obersecretarien  alter  Eid,  ist  wohl  nichts  schäd- 
liches vor  S.  Ch.  D.  darein,  weil  aber  viel  Unteutsches  dabei,  stehet  die 
Veränderung  zu  S.  Ch.  D.  gnädigstem  Belieben.     [Zu  S.  56  f.] 

21)  Dieses  ist  also  in  den  pactis  enthalten.    [Zu  S.  57,  Z.  l  ▼.  u.] 

22)  Von  den  Landräthen  hat  noch  keiner  diesen  Eid  abgeleget 
stehet  also  zu  Sr.  Ch.  D.  gnädigstem  Belieben,  ob  Sie  hierin  etwas  än- 
dern wollen.   [Zu  S.  58.] 

23)  Dieser  Hofhalsrichter  ist  jetzt  der  eine  Wegener,  von  welchem 
der  Herr  Kanzler  Jena  hiebevor  berichtet,  dass  er  ganz  unverantwort- 
liche Reden  geführet  und  habe  ich  auch  allhier  viel  von  seinem  wun- 
derlichen Kopfe  vernommen  und  dass  er  wol  nicht  am  besten  intentio- 
niret  sein  mag.  Und  weil  er  lieber  indisposition  halber  inhabilis  zu 
diesen  Aemptern  ist,  auch  niemalen  dabei  erscheinet,  so  könnte  gar  leicht 
eine  Aenderung  gemachet  werden,  wovor  sonst  sein  Bruder  im  Ober- 
appellationgericht, welcher  sich  sonst  jetzt  rühmblich  und  wohl  verhält 
sehr  bittet.    [Zu  S.  64  ff.] 

24)  Hierbei  ist  oft  allhie  erinnert,  dass  E.  Ch.  D.  einen  modum 
bedenken  möchten,  was  zu  thun,  wenn  das  Halsgericht  und  Hofgerichte 
in  instantia  Apell.  contrar.  Sententien  gesprochen  hätten,  wie  desfalls 
jetzt  ein  Exempel  vorhanden  und  der  captivus  darüber  ganze  2  Jahr 
gesessen  und  zielen  sie  dahin,  es  müsse  auf  solchen  Fall  dem  Ober- 
appellationgericht heimgegeben  werden,  steht  Alles  zu  E.  Ch.  D.  gnä- 
digsten decision.    [Zu  S.  71.  Absatz  6.] 

25)  Zu  der  Zeit  seind  die  Bestallungen  sehr  schlecht  gewesen,  also 
dass  E.  Ch.  D.  solches  wohl  versprechen  können  und  würden  damit  be- 
fuget sein,  die  jetzige  Bestallungen  zu  beschneiden,  sie  werden  aber  wohl 
dagegen  sprechen.    [Zu  S.  73,  Z.  5  v.  u.] 

26)  Ich  weiss  mich  zwar  zu  erinnern,  dass  E.  Ch.  D.  hiebevora  ge- 
wollt, dass  die  Hauptleutc  mit  der  Ockonomic  nichts  zu  schaffen  haben 


4.    Bis  zur  zweiten  Reassunition. 

Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  24.  November 

1661. 

Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Die  Accisc.     Unterhandlung  mit  den  Ständen  darüber.] 

UJGl.  Aus  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Rescript  vom  6.  November,    so    ich   mit 

imtcrthiinigstein  Respect  bei  heutiger  Post  empfangen,  habe  ich  mit 
Mehrem  ersehen,  welehergestalt  Sie  auf  meinen  untherthänigst  gethanen, 
uuvorgreiflichen  Vorschlag  wegen  vierwöchentlicher  Aufhebung  der  Accise 
sich  gnädigst  erkläret,  dass  wann  die  Accise  innerhalb  4  Wochen  un- 
fehlbar wicderumb  soll  eingerichtet  und  zum  Stande  gebracht  werden, 
so  wollten  E.  Ch.  D.,  weil  dieselbe  ich  dessen  versicherte  und  mit  diesem 
Heding,  dass  die  4  Wochen  über  die  Soldatesque  wirklich  und  ohn  Ab- 
gang aus  andern  gemeinen  Landesmitteln  verpfleget  wurde,  gnädigst  ge- 
schehen lassen,  dass  die  itzo  noch  währende  Accisc  eingestellet  werde: 
falls  aber  der  geschehenen  Versicherung  zuwider  innerhalb  Monatsfrist 
die  Accise  nicht  wieder  zu  recht  gebracht  würde,  sollte  ich  kraft  E. 
Ch.  D.  landesfürstler  Autorität  es  wieder  verordnen  und  die  Accise  conti- 
uuiren. 

Nun  weiss  ich  mich  zwar  eigentlich  nicht  zu  erinnern,  ob  E.  Ch.  I). 
ich  versichert,  dass,  wann  Sie  die  Accise  cassirten,  dieselbe  sofort  in  4 
Wochen  wieder  eingeführet  werden  würde,  allein  dieses  besinne  ich  mich 
gar  wohl,  dass  ich  unterthänigst  berichtet,  wie  der  Hauptmann  zu  Bran- 
denburg, der  Landvogt  von  Schacken  und  der  Vogt  zu  Fischhausen  im 
Namen  der  beiden  Oberstände  versprochen,  dass  nicht  allein  die  beiden 
Oberstände  solche  Einwilligung  thun,  besondern  auch,  wann  die  Städte 
schon  contradicirten,  sich  daran  nicht  kehren  wollten.  Weil  aber  E.  Ch. 
D.  dieses  Werk  auf  meine  unterthänigste  Versicherung  nehmen  und  ich. 
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ich  gewiss  vorsichert  weiss,  wie  wenig  Nutzen  E.  Ch.  D.  davon  haben; 
denn  es  kommt  der  wenigste  Theil  und  vielleicht  auch  wohl  gar  nicht» 
zu  Unterhaltung  der  Miliz  und  der  Acciso  und  das  Uebrigo,  so  zu  der 
Völker  Unterhaltung  genommen  wird,  ist  nunmehr  in  den  siebenten  Mo- 
nat über  R.  Ch.  D.  Domänen  und  unmittelbare  Unterthanen  gegangen. 
Ich  habe  Solches  in  meinen  Relationen  zu  verschiedenen  Malen  ange- 
führet,  würde  es  auch  noch  weiter  gethan  haben,  wenn  S.  F.  Gn.,  dar 
Herr  Statthalter  und  der  Herr  Landhofmeister  mich  nicht  versichert, 
dass  sie  es  E.  Ch.  D.  ausführlich  berichtet,  dieselbe  auch  darauf  die 
Abschaffung  der  Contribution  placidiret  hätten.  Im  Fall  E.  Ch.  D.  nun 
die  Interimsverpflegung  unter  dem  Wort  anderer  gemeinem  Landesmittel 
aus  Ihren  Domänen  verstehen,  so  hat  es  sein  Verbleiben  und  könnte 
alsdann  mit  der  Verpflegung  also,  wie  itzt  geschieht,  continuiret  werden: 
wann  aber  E.  Ch.  D.  Intention  ist,  dass  die  Stände  dazu  etwas  einwilli- 
gen sollen,  so  muss  ich  gehorsamst  melden,  dass  dazu  mehr  Zeit  and 
Mühe  erfordert  werden  wird,  als  zur  Einrichtung  der  neuen  Accise, 
denn  zu  dieser  letzten  sein  beide  Oberstände  schon  willig  und  mangelt 
es  allein  an  den  Städten  Königsberg.  Andere  Landesmittel  aber  zu  er- 
halten, würde  man  zuforderst  alle  Stände  disponiren  müssen  und  wur- 
den sich  Zweifels  ohn  die  meisten  von  der  Ritterschaft  defectu  mamlati 
excusiren.  Wollen  nun  E.  Ch.  I).  es  bei  dem  itzigen  Zustande  verblei- 
ben lassen  und  man  könnte  die  Städte  dahin  nicht  disponiren,  dass  sie 
einige  Versicherung,  wann  diese  Accise  aufgehoben,  dass  sie  dann  dar- 
auf in  4  Wochen  die  neue  wieder  einwilligen  wollten,  von  sich  gäbe». 
so  wird  die  höchste»  Noth  erfordern,  dass  E.  Ch.  I).  ander  zureichende 
Verordnung  ergchen  lassen,  damit  die  Acciso  an  allen  Orten  besser  ein- 
getrieben werde,  wobei  aber  ausdrücklich  nüthig  ist,  dass  E.  Ch.  D.  e\- 
presse  Ordre  ertheilen,  was  man  gegen  diejenige,  so  die  Aeeise.  unterm 
Vorwand,  dass  solche  von  den  Ständen  nicht  länger  eingewilligt  sei. 
nicht  entrichten,  vor  Mittel  gebrauchen  soll;  wann  E.  Ch.  I).  desfalls 
nichts  gewisses  anbefehlen  und  das  Mittel  benennen,  so  kann  derusel- 
ben  ich  unterthänigst  versichern,  dass  allhie  nichts  geschehen  wird. 
Interim  euntinuirt  das  Lamentiren,  dass  E.  Ch.  D.  eine  unbewilhtfe 
Accise  nehmen,  und  thut  mir  leid,  dass  doch  E.  Ch.  D.  derselben  nichts* 
oder  in  gar  wenig  gemessen.  Gleich  als  ich  noch  im  Schreiben  be- 
griffen bin,  schicken  die  Oberräthe  den  Obersecretarium  Rahlou  zu  mir 
und  lassen  sagen,  dass,  so  bald  ich  nur  von  ihnen  aus  der  Oberrath- 
stube  gangen,  die  Stände  durch  einen  starken  Ausschuss  sich  bei  ihnen 
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Bedenke»  aller  Stände.     Praes.  26.  November  1661. 

Kon.  668  I. 

[Pfarrwesen.  Reforroirte.  Theologische  und  juristische  Professuren.  Eid,  Rang  und 
Bestallung  der  Beamten.  Causae  Nobilium.  Pfandinhaber.  Steuern.  Einqnartirone. 
Ucberflussige  Beamte.  Verschleppte.  Oberländische  Aemter.  Jagd-  und  Forstwesen. 
Fischerei.  Mühlen.  Magdeburgisehe  Güter.  Caduca.  Apotheken.  Maass.  Justiz. 
Venediger.  Kölmer.  Krugrecht.  Bierverlag.  Königsberger  Specialgravamina: 
Pfundzoll,  Fremde,  Mälzen  bräuer,  Zünfte,  Schneider,  Schuster,  Gildefischer.] 

B.  Ch.  D.  wollbekanntc  Regierungstugend  und  da  dieselben  nimmer 
lass  werden  dero  getreue  Unterthanen  in  ihrem  demüthigsten  Suchen 
zu  hören,  hat  E.  E.  L.  in  ihrem  vorigen  unterthänigsten  Bedenken  in 
puncto  gravaminum  veranlasset,  sich  ausser  derselben  auf.  noch  ein- 
ander Memorial,  einzige  Particulardesideria  belangende,  zu  berufen,  wel- 
ches wir  dann  hiemit  E.  Ch.  I).  in  tiefster  Demuth  vortragen  und  im 
unterthänigsten  Vertrauen  gnädigst  darauf  erhöret  zu  werden,  zu  E.  Ch. 
I).  Füssen  legen. 

1.  Dieweil  aus  den  Acmbtern  wider  Billigkeit  an  die  Pfarrherren 
und  nicht  an  die  Patronen,  so  das  jus  patronatus  haben,  rescribiret  wird, 
wird  unterthänigst  erinnert,  dass  Solches  hinfüro  abgestellt  werden  und 
alle  Zeit  an  die  Patronen  gelangen  möge. 

Es  wollen  auch  wegen  Bestellung  der  Pfarrdienste  der  ganzen  Kirch- 
spiele, also  auch  den  Landleuten  wegen  der  Caplän  grosso  Eingriffe  ge- 
schehen. Dannenhero  aucli  unterthänigst  sollicitiret  wird,  dass  der 
ganzen  Gemeine  keine  Priester,  wann  wider  dessen  Lehr  und  Mmni 
etwas  einzuwenden,  ubtrudiret  und  ohne  Consens  der  in  den  Städten 
und  auf  dem  Lande  wohnenden  Kirchspielskindern  die  Capläne  weder 
\ociret  noch  instalürct  werden. 

Wegen  des  refonnirten  Predigers  Schleemüllcrs,  welcher  den  Lan- 
desverfassungen zuwider  im  Amt  Fischhausen  im  Germauscheu  Kirchspiel 
neulich  eine  Trauung  verrichtet,  wird  demüthigst  gebeten  umb  gnädig1 
Verordnung  zu  thun,  damit  Solches  hinfüro  nicht  mehr  geschehe. 

Demnach  auch  Ihm  der  Academie  zu  Königsberg  einige  Stellen  in 
Professione  Theologiae  vacant,  als  hittot  E.  E.  L.  unterthäni<ist.  da» 


überreicht,  bestehend  aus  den  Beschwerden  von  Hartenstein,  Wehlau.  Holland.  uViliiTrii- 
lu'il,  Zinten,  <)>tero<le.  Höllenstein,  WYideiihurg.  (.liljienburff,  Soldau,  Pa*«cidit-iu. 
FNehhaiiMHi.  Tilsit,  Mrmel,  In^terburg,  .loliauuisbur^.  Marien werder,  Riosenbuii:  «»t » 
Anjrerburp  —   zumeist  über  Fiinjuartierung. 
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nicht  habhaft  werden  können,  sich  auch  bezahlt  zu  machen,  nicht  Ge- 
legenheit haben,  dass  ihnen  solch  ihr  Gebühr  gereichet  und  deswegen 
sie  an  ein  gewisses  Ambt  angewiesen  werden  mögen. 

Dass  in  Causis  Nobilium  keine  andere  Commissarii,  als  Einge- 
sessene von  Adel  verordnet,  andere  aber,  so  dazu  adhibiret,  andere 
nicht  als  zum  Protokoll  führen  gebrauchet  werden  mögen,  weniger,  dass 
zwar  so  nicht  Adelstandes,  wie  die  Zeit  hero  geschehen  und  nur  eine 
von  Adel,  ja  woll  fiscalis  oder  Anwalt  als  Commissarius  zu  Commissi- 
rien  verordnet  werde,  in  Betrachtung  er  vielmehr  Actor  et  Index  dem 
Actui  beiwohnen  sollte. 

Der  Pfandesinhaber  Jurisdiction  über  die  Freien  und  Kölmer 
wird  nicht  zum  geringen  praejudicio  der  Hauptleut  zu  weit  extendiret, 
auch  werden  der  Pfandinhaber  Dörfer  dergestalt  mit  Einquartierung  und 
Extraordinärcontributionen  beleget,  dass  sie  in  die  äusserste  Ruin  geraten 
und  ihre  Zinsen  nicht  abtragen  können,  danncnhero  unterthänigst  gebeten 
wird,  dass  auch  solches  hinfüro  eingestellet  werde. 

Hiebei  können  die  gesamt) ten  Stände  nicht  fürüber  demüthigst  die 
grosse  Drangsal,  was  sie  über  Einforderung  der  ungewilligten  Contribu- 
tion  die  Zeit  hero  erlitten,  Sr.  Ch.  I).  kund  zu  thun,  zweiflen  nicht,  S. 
Ch.  D.  gnädige  bekannte  Erbarmungstugend  werde  einen  ewigen  Unwillen 
über  dergleichen  unübliche  Contributionen  ex  cffectu  als  dem  besten 
Lehrmeister  aller  Dinge  bei  sich  erwecken  lassen,  dass  dadurch  so  viele 
Ruinen  und  Land  Verderb  entstanden,  als  viele  Reparationen,  Verpfle- 
gungen, Einquartierungen,  Märchen  und  Executionen  verordnet  worden. 
Bei  den  Reparationen  ist  ohne  Unterschied  das  Quantum  den  Aembtern 
sowoll  als  den  Kleinen  Städten  zugeschlagen,  auch  mehr  Hüben,  als  in 
den  Aembtern  und  Kleinen  Städten  vorhanden,  in  Anschlag  genommen, 
wider  welches  weder  Rath  noch  Flehen  was  vorschlagen,  uud  da  einer 
oder  der  andere  theils  durch  importun  Sollicitiren,  die  wenigsten  aber 
wegen  Unvermögen  exemptioncs  erhalten,  so  haben  die  übrigen  Atnhfe- 
einsassen  und  Bürger  solche  übertragen  und  also  die  Bedrängte  ferner 
ohne  Rettung  bedrücket  werden  müssen,  worüber  aus  der  Unmöglichkeit 
zu  zahlen  eine  bittere  Möglichkeit  durch  die  Executionen  erzwungen 
werden  wollen,  auch  solche  Excesse  und  unerbärmliche  Gewalttaten 
dabei  Vorgängen,  so  ohne  Thränen  nicht  anzuhören,  zu  geschweigen,  mit 
was  Leide  solche  empfunden  worden. 

Die  so  gänzlich  durch  den  Krieg,  Feuer  und  Schwert  zu  Grunde  ge- 
bracht und  unterkommen,  hat  die  Accise  und  Anlage,  das  bei  Fremden 
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fcld,  Hanns  Georg  von  Hohendorf,  Georg  Gessler,  Georg  von  Epping. 
Hanss  Jacob  Malgedcin  und  des  Herrn  Georg  Friedrich  v.  Triunutt  [?] 
Güttcrn,  auch  unzähliger  Orten  mehr,  ja  in  dem  ganz  verwüsteten  Ober- 
lande in  der  That  Solches  zu  verspüren,  so  sich  mehr  über  den  Be- 
schützer und  Freunde,  als  Feinde  zu  beschweren  haben. 

Über  das,  so  sind  die  kostbaren  Bestallungen  vieler  unnöthigen 
Stäbe  und  überflüssige  reformirte  Bediente  beim  Commissariat,  Accise 
und  Anlage  geschehen,  zu  geschweigen  der  grossen  Summa,  die  von 
diesen  Mitteln  zu  ausländischen  Kosten  verwendet  worden,  der  gänz- 
lichen Erschöpfung  unseres  Vermögens  nicht  wenig  Ursache  und  dahero 
dessen  Allen  Abschaffung  ohne  Aufhören  nicht  weniger  billig  E.  E.  L 
suchet,  als  Ursache  Ch.  I).  dahero  nehmen  werden,  solches  ihr  recht- 
mässiges Suchen  desto  ernstlicher  zu  verordnen. 

Weil  auch  bei  solchen  Krieges proceduren  nicht  wenig  Leute  auf 
dem  Lande  theils  weggeführet,  theils  in  die  barbarische  Ocrter  sich  ta- 
geben, als  wird  bei  Sr.  Ch.  D.  unterthänigst  angehalten,  durch  dero  hohe 
Vermittlung  es  dahin  zu  richten,  dass  einem  Jedeu  die  Seilten,  so  er  sie 
findet,  es  sei  in  Polen,  Moscau,  Samaiten,  Littauen,  Bischthumb  Erme- 
land,  Glcbau  oder  andern  begräntzeten  Oertern  ausgefolget  werden 
mögen. 

Die  Oberländische  Aembter,  so  ein  vieles  Getreid  aber  ihr  ver- 
ordnetes Contingent  der  damal  bei  ihnen  im  Lager  gegen  den  Feind  ste- 
henden Armee  auf  hohen  Verspruch  der  Wiedererstattung  theils  aus 
gutter  Willigkeit  fürgestrecket,  theils  von  ihnen  mit  Gewalt  erpresst't. 
bitten  S.  Ch.  1).  unterthänigst,  dass  ihnen  dasselbe  zu  Bestellung  ihrei 
verderbten  und  ganz  ruinirten  Wirthschaft  mögo  wieder  erstattet  werden. 

Es  sind  auch  zuwider  unsern  Verfassungen  in  vielen  Aembtern.  da 
hiebe  vor  keine  Gelinge  gewesen,  von  denen  Forstmeistern  neue  Häge- 
säulen  fast  bis  an  der  von  Adel  Thürcn  im  Gemenge  der  Güter  gesetzet 
worden,  weswegen  Solches,  wie  billig,  zu  ändern  unterthänigst  gesuchet 
wird,  wie  dann  auch  ebener  in  aasseu  die  Neusassen  der  Hauptleute  Juris- 
diction entzogen  worden,  sambt  denen  Dienern  und  Wildnüsbereitern. 
welches  grosse  Confusionen  in  der  Jurisdiction  und  Verzögerung  im  Rech- 
ten verursachet.  Wobei  sich  die  Städte  gleichfalls  beschweren,  dass  sie 
oftmals  in  derer  habenden  Specialjagdgerechtigkeit  behindert  und  vom 
Jagedsecretario  mit  Processen  beleget  werden,  welche  zwar  angefangen, 
nachmals  aber  ex  diffidentia  causae  liegen  bleiben,  deswegen  unterthä- 
nigst gebeten  wird,  dass  Solches  inskünftige  verhütet  bleibe. 
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Bei  dem  Verkaufe  der  Magdeburgischen  Güter,  worüber  unserm 
Landrecht    gemäss   der   Consensus    ungeweigert    gefolget    werden   solle, 
giebet   es    nicht    wenig  Schwierigkeit   und    werden    dieselbe    Conseosos 
endlich  nicht  auf  die  in  diesem  Lande  übliche  Gewohnheit,  sondern  auf 
eine  neue   Investitur  gerichtet,    welches  unseren  Verfassungen   ganz  zu- 
wider ist,    und    zu    solchen    und   dergleichen  Belehnungsneuerungcn  die 
Stände  sich  gar  nicht  verstehen  können,    sondern    bitten    dahero,    data 
selbe  salvo  jure  tertii    und   unseren   Verfassungen  gemäss,    ohne   Weit- 
läufigkeit extradirot,    auch  die  Supplicanten  Solches  ausser  dem  I*aode 
zu  suchen  nicht  genöthiget  werden  mögen. 

Weil  auch  [durch]  die  Primarien  auf  Caduquon  und  vergebliche 
Ambirung  der  geistlichen  und  weltlichen  Aembter  vielen  Wollbedieuten 
die  Belohnung  ihrer  guten  treuen  Dienste  vor  weniger  geschickten  und 
bedienten  entzogen  werden  kann,  wird  Ch.  1).  unterthänigst  angetlehet, 
diesem  durch  eine  nachdrückliche  Constitution  nach  dem  Exempel  anderer 
hohen  Regierungen   und   voriger  Landtag  Abscheide  kräftig  zu  begegnen. 

Die  Untersuchung  der  Apotheken  ist  auch  nöthig  fortzustellen, 
also  dass  alle  2  Jahr  inquiriret  werde,  ob  selbe  auch  mit  guten  frischen 
Waaren  zur  Gnüge  versorget  und  wie  einer  oder  der  andere  im  Verkauf 
allemal  tractiret  und  versehen  wird;  wäre  also  die  Taxe  nebst  Publi- 
ciruug  eines  dispensatorii  unterthänigst  zu  bitten,  wie  auch,  dass  die 
Privilegia  wegen  Haltung  der  Apotheken  nicht  auf  eine  einzige  Person 
allein,  wie  an  unterschiedenen  Orten  geschehen,  zu  Verhütung  des  Mo- 
nopolii  conferiret  werden  möge. 

Dass  auch  die  Maass,  Elle  und  Gewicht  in  dem  Lande  widerumh 
recht  eingerichtet,  und  bei  Rcvidirung  die  Landesordnung  insonderheit 
beobachtet  werden  möge. 

Es  wird  Exccutio  rerum  judicatarum  durch  Rescripta  verhindert 
und  verzögert,  die  Justizsachen,  so  an  ihrem  Orte  sonsten  ausgeübt 
sein  müssen,  werden  ebenermaassen  an  die  Oberrathstuben  «jezosren.  w«»- 
durch  nur  Schwierigkeit  und  Weitläufigkeit  der  Sachen  verursachet 
wird,  weswegen  zu  Beförderung  des  Rechtens  in  Untertänigkeit  instün- 
digst  gesuchet  wird,  dass  sowohl  bei  allen  andern  Instantien,  als  hei 
dem  Oberappcllationgcricht  geschehen,  verordnet  werden  möge,  dass 
keine  moratoria,  avocatoria  und  inhibitorialia  rescripta  attendiret  wer- 
den, wie  auch  dass  die  Literae  compulsoriales  nach  erstandenem  Rechte 
und  zum  Zougenverhör  ihren  unverzüglichen  Effect  erreichen  mögen. 
Dass  auch  denjenigen,   mit  welchen  ihrem  Vorgeben  nach  via  facti 


664  II-    Dar  grosse  Landtag  von  1661  bis  1663. 

brauen,  unbefugte  Verschenken  auf  den  Freiheiten   und   Krugverlag  auf 
dem  Lande  geklaget,   weil   aber  Solches  nicht  allein  nicht  abgeschaltet, 
sondern  der  Krügero  immer  mehr  und  mehr  worden,   indem  noch  oho- 
längst  Herr  Obristo  v.  Hille   zum  Kaltenhof  einen  neuen  Krug  aogeleget, 
die  Acmbter  Lochstet,  Grünhof,  Neuhausen  dessen  voll  sein  und  ein  jeder, 
wer  nur  kann   und   will,    aufm  Lande  brauet  und   in  den  Dörfern  Bier 
verschenket,    die  Kriigere,    auch  die   vorhin   frei    gewesen    und   aus  den 
Städten  Bier  geholet,    Solches   nicht    mehr    thun   müssen,    sondern   von 
denen    kurfürstlichen   Aembtcrn   und    denen,    die   es   nicht   befugt,    ver- 
leget werden,  dadurch  dass  die  in  Städten,   so  das  Bierbrauen  nur  zu 
ihrer  Nahrung    und   Erhaltung    ihrer    und   der  Ihrigen    sich    gebrauchen, 
ganz  verderbet,  die  Biere  beliegen  bleiben,  auch  die  Pauren  solche  von 
denen  Leuten  aus  denen  Städten,  wie  vor  Alters  geschehen,  nicht  holen, 
sondern  mit  Gewalt  von  denen  Unbefugten  uehmen  müssen,    bittet  des- 
wegen  dieser  Stand   nochmalen,    dass  solches,  ohne  Präjudiz  derjenigen, 
welche    dessen    berechtiget,    abgeschafft    und,     was    unbefugt    geschieht 
oder    wo    von   alters  kein   Krug    gewesen,    in  Gnaden    abgethau    werde, 
damit  die  armen  Städte  so  gar  hart   und  sehr  in  ihrer  Nahrung  nicht 
erschöpfet,   sondern  ihr  Stück  Brod  vor  sich  und  die  Ihrige  auch  haben 
mögen.     Dieses  ist  das  unterthänigste   Suchen,    worüber  guädigster  Er- 
hörung gewärtig  sind  .  .  . 

Beilage. 
Gravamina  der  Städte  Königsberg. 

1)  Altstadt  und  Kneiphof  bitten  nochmalen  in  Untertänigkeit  wegen 
des  Pfundzolls,  es  wollten  Ch.  I).  die  der  Possession  des  besten  Theils 
ihrer  wohlhergebrachten  und  von  Ch.  I).  zu  vermehren  und  nicht  zu  ver- 
mindern versprochen  [sie]  und  der  Privilegien  dieses  Pfundzolls  würklichen 
gemessen  lassen  und  die  gnädigste  Anstalt  zu  macheu,  dass  wie  vor 
dem  von  Alters  hero  sie  bei  Einnehmung  desselben  gesessen,  also  auch 
hiefüro  dabei  gelassen,  sambt  dem  Nachrest  empfangen  und  als  im  Nutz 
und  Gebrauch  desselben  erhalten  werden  mögen. 

2)  E.  E.  Zunft  der  Kaulleute  und  Krämer  klageu  höchlich,  dass  «lie 
Schotten,  Franzosen  und  Krembde,  so  nicht  Bürger,  auch  des  Bürger- 
rechts nicht  fähig,  solchen  Ueberhand  nehmen,  dass  sie  ohne  Scheu  mit 
Prembden  handien  und  grossen  Unterschleif  treiben,  zu  3.  auch  mehr 
Jungen  halten,  welche  also  abgerichtet .  dass  sie  das  ganze  Land  durch- 
streichen,   ihre  Packkammern   halten,    die  Kleinstädtsche  Schotten  ver- 
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und  Rollen  haben,  solches  nicht  präjudiciren  und  wird  von  dieser  Seiten, 
damit  nicht  promiscuao  reeeptiones  peregriuorum,  allerhand  frembde 
Sitten,  Scctcn  und  andere  Ungelcgenheiten  introduciret  werden,  das  in- 
teressc  publicum  mit  prävaliren. 

5)  Bin  Werk  der  Schneider  dieser  Städte  klaget  in  specie  darüber, 
dass,  wie  sie  vor  diesem  mit  den  Freiheitischen  Meistern  deswegen,  da» 
dieselbe  ohne  Unterschied  allerhand  Leute  in  ihr  Gewerk  genommen  und 
dadurch  ehrlichen  Meistern  sowoll  als  deren  Söhnen,  Töchtern  und  Wit- 
tiben, so  für  grosser  Menge  der  Schneider  nicht  aufkommen  können,  iu 
nahe  getreten,    kostbare  Process  führen  müssen,    welche  auch  ad  forum 
Regium  gedeihen  sollen,    S.  Ch.  D.  per  certos  commissarios  Anno  1645 
den  24.  Octobris   solchen  Streit   per  transactionera ,    so  autoritate  Regi* 
sub  dato  4.  Februarii  Anno  1646  confirmiret,  dergestalt  gnädigst  sopireo 
und  hinlegen  lassen,  dass  Keiner  zum  Meisterrecht  gelangen  könne  oder 
möge,    der   nicht  eines  Meisters  Tochter   oder  Wittibe   zur  Ehe   uehme, 
und  wie  der  XL  §  der  Transaction  lautet,    dass  Ch.  D.  keine  Rescripti 
denen  zuwider  ausgeben,  sondern  sie  damit  gnädigst  verschonen  wollteo 
und  dass  ein  Gewerk  einen  solchen,    der  nicht  in  das  Gewerk  sich  ver- 
heiratet,   auf  dergleichen  einseitige  und  gewürkte  Rcscripta  keineswegs 
anzunehmen  und  da  ja  das  Frei  hei  tsche  Gewerk  solchen  annehmen  würde, 
dennoch    derselbe    vor    keinen    redlichen   Meister  zu   halten   sein,   auch 
ihm  kein  Gesinde  gestattet  werden  sollte,   dennoch  solchen  zuwider  die 
Freiheitschen    Meister    mit    unzählich    viel    Rescriptcn,    einseitig   ausge- 
wirkten   Freibriefen    und    darauf   erfolgeten    Compulsorialien    dahin   ge- 
bracht worden,    dass  sie  viel  Meister  solcher  kurfürstlichen  Transactiöü 
und    königlichen   Confirmation    zuwider    ins   Gewerk    annehmen   müssen, 
welche  hernacher  sich  all  hie  in  die  Städte  setzen  und  den  hiesigen  Mei- 
stern    ihr  Brod    vor   dem  Munde   entziehen,    daraus  dann  wider  Sr.  Oh. 
J).    gnädigsten    Willen    und    interponirten    Autorität    nichts,    als    lauter 
Widerwillen   und  Process  entstehen,   welchem  abzuhelfen  deinüthigst  ge- 
beten wird. 

6)  Dergleichen  Klagten  auch  ein  Gewerk  der  Schuster  und  Kürsch- 
ner führet,  dass  kurfürstlichen  und  königlichen  Verabscheidungen  zu- 
wider allerhand  Böhnhasen  geschützet,  mit  Freibriefen  versehen  und, 
wann  darüber  geklaget  wird,  sie  mit  grossen  Unkosten  in  Sachen,  die 
bloss  in  executionc  Decretorum  Regiorum  et  Electoralium  bestehen,  de 
novo  ans  Recht  verwiesen  werden  wollen. 

7)  Eine  Zunft  der  Gilde fi scher  beschweren  sich,  wasmaassen  der 
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welches  sie  dann  auch  also  versprochen  haben.    Bei  dem  Ablesen  haben 
sie   erinnert,    dass,    da    von    der  Translocation    der  Hanptleute   auf  die 
Hauptämter  disponiret    wird,  es  also  stehet,  dass  [von]   E.  Ch.  D.  die 
auch  ohne  die  Hauptleute  aus  dem  Lande  genommen  werden  mögen,  und 
haben    davor   gehalten,    dass    das  Wort  „Oder"1)  aus  Versehen   in  der 
Kanzlei  hinzugesetzet.    Weil  nun  E.  Ch.  I).  in  dero  gnädigstem  Rescript 
an  mich,   da  Sie  doch  deren  Veränderungen,  die  von  weit  geringer  Im- 
portanz  sein,  erwähnet,   dessen  nicht  gedenken,  so  weiss  ich  nicht,  was 
ich  hiezu  sagen  soll.     E.  Ch.  D.  ist  es  am  besten  bekannt,  dass  dieses 
eine  der  fürnehmsten  Constitutionen  dieses  Landes  ist,  dass  die  Aemter 
per  gradus  erlanget   werden,  kann  auch  nicht  absehen,  dass  E.  Ch.  D. 
einigen   Vortheil   davon   haben   würden,    wenn    dieses  aufgehoben    wäre. 
Denn  weil  die  vier  Hauptämter  das  meiste  zu  sagen  haben  werden,  so 
deucht  mir,    E.  Ch.  1).   werden   viel   sicherer   sein,    wenn   Sie   diejenige 
dazu   bestellen,  deren  Treu  Sie  allbereit  auf  anderen  Acmtern  erfahren 
haben,    denn  dass  Sie  dieselbe   allererst  in  den  höchsten  Aemtern  teo- 
tiren  sollten,  insonderheit  jetzo,  da  E.  Ch.  D.  ungebundene  Hände  haben, 
die  Hauptleutc  Ihres  Gefallens  zu  nehmen.    Sonsten  haben  sie  sich  wohl 
bei  einem   und  anderen   Punkt  angesehen,   aber  nichtes  erwähnet,  ver- 
meine  aber  sie  werden   morgendes  Tages,  ehe  dieses  den  Stauden  aus- 
gercichet   wird,    noch  unterschiedliche  Dinge  erinnern.     Ich   werde  aber 
nun   sehr  darauf  dringen,    dass   in   den  Sachen  geeilet  werde.  —  Alles 
würde  wohl  sehr   befodert  werden,   wenn   E.  Ch.  D.    wegen   Aufhebung 
der   Accise    noch    eine    gnädigste   Resolution    einschickten.      E.  Ch.  F). 
können  sich  dessen  gnädigst  versichern,  dass,  was  ich  auch  dukegen  n> 
monstrire,  kein  einziger  Mensch  allhie  anders  spricht,  dass,  wenn  Solches 
nicht  geschiehet,    man   ihnen  genugsamb  damit  sage,  dass  ihre  Freiheit 
zu  willigen  aufgehoben  und  sie  iu  Servitut  gesetzet  werden  sollen.    Wie 
[sie]  länger  sich  auch  dieses  verziehet  und  sie  nicht  zu  einer  andern  Ein- 
willigung  schreiten,  je  länger   bleiben  E.  Ch.  D.  Domainen  beschweret: 
jedoch,    gnädigster  Herr,    ob    ich    zwar   hiedurch  gehindert  werde,    »la* 
Hauptwerk  zu  befodern   und   desto   länger  zu  meinem  Schaden  hier  ver- 
harren muss,  so  werde  ich  doch,  wie  ich  schuldig  bin,  also  auch  unter- 
thänigst  gerne  E.  Ch.  I).  gnädigstem  Befehl  nachleben,  hoffe  aber  E.  Ch.  D. 


')  S.  den  Wortlaut  der  Verfassung  iu  dem  Abschnitt  *,Von  den  Lamlrätbeu" 
(Wiehert,  Ztsehr.  f.  preuss.  (iesrh.  XI  S.  öS):  „wollen  Wir  ....  wenn  einiges  selbterf" 
Hauptämter  vacant  wird,  einen  der  anderen  llaubtleute  oder  der  sonsten  am  be- 
quemsten wird  dazu  gefunden  werden,  surrogireu." 
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Erklärung   der    Stände    auf  das   Verfassungsinstrnment     Pr. 

3.  December  1661. 

R.  6.  QQ.  —  Kon.  6681. 
[Protest  gegen  die  Verfassung.] 

1661.  Das  beste  Mittel,  Herrschaft  und  Untcrthanen  aneinander  zu  ketten,  ist  von 

3.  Dec.  jc|lor  Gnade  der  Herrschaft,  Treue  der  Untcrthanen  gewesen.  „Wo  sich  solcher 
Glückseeligkeit  einiges  Land  in  der  Christenheit  zu  rühmen  ...  so  ist  es  ge- 
wisslich  dieses  Herzogthuinb  Preussen,  dessen  Einwohner,  nachdem  es  von 
freien  Leuten  und  vornehmen  Geschlechtern  Deutscher  Nation  anter  dem  Orden 
bezogen,  haben  nicht  allein  ihr  Leib  und  Leben,  nah  und  Gut  bei  ihrer  lieben 
Landesherrschaft  zu  allen  Zeiten  und  bei  erheischender  Noth  aufgesetzet.  son- 
dern sie  sind  auch  deswegen  zur  Belohnung  ihrer  würdigen  Treu  und  Stand- 
haftigkeit  mit  so  stattlichen  Freiheiten  und  Verfassungen  begnadiget  und  die- 
selbe von  Zeit  zu  Zeit  dergestalt  vermehret  und  verbessert,  dass  die  hohe  Lan- 
desherrschaft  in  der  ganzen  Welt  die  höchste  Ehre  davon  getragen  und  auch 
an  fernen  Orten  ein  jeder  sich  gesehnet,  in  so  freiem  Lande,  unter  so  bochst- 
löblichcr  Herrschaft  sich  zu  sassen  und  sein  Leben  hinzubringen."  So  ist  vi 
bisher  gewesen  und  geblieben,  sie  haben  ihre  Treue  im  Kriege  und  durch  Un- 
terwerfung unter  das  supremum  et  directum  dominium  erwiesen.  Sie  hatten 
gehofft,   der  Kurfürst   werde   nun  ihre   Bedingungen   erfüllen.    Bso  haben  sie 

doch  gestriges  Tages  in  dero  Oberrathstube  mit  höchster  Herzensbetrüb- 
niss  erfahren  müssen,  dass  ihnen  unter  E.  Ch.  ü.  hohem  Namen  ein 
neues  weitläufiges  Instrument  extradiret,  welches  E.  E.  Landschaft,  um 
dessen  Inhalt  durchzusehen,  in  unterthänigstem  Respect  dem iith igst  an 
sich  genommen.  Nachdem  aber  E.  E.  Landschaft  aus  Verlesuug  dessel- 
ben ersehen,  dass  solches  Instrument  eine  ganz  andere  Regicrungsver- 
l'assung  in  Religions-  und  Profansachen  in  sich  begreifet,  dass  dannneu 
zwar  einige  Privilegia  des  Landes  beibehalten,  die  meisten  und  fiir- 
nehmsten  aber,  insonderheit  die  von  K.  M.  und  der  Krone  Polen  er- 
langte ganz  und  gar  ausgesetzet,  in  unterschiedenen  Stücken  auch  hoch 
importirliche  Veränderung  fürgenommen,  als  hat  E.  E.  Landschaft  iu 
ihren  untertänigsten  Pflichten  kein  ander  Mittel  ersinnen  können,  als 
zu  E.  Ch.  I).  ihrem  gnädigsten  Landesfürsten  in  ihrer  höchsten  Bestür- 
zung und  Herzensbekümmerniss  ihre  demüthigstc  Zuflucht  zu  nehmen 
und  sie  in  tiefstem  Gehorsam  um  Gotteswillen  zu  bitten,  E.  Ch.  I). 
wollen  gnädigst,  geruhen,  dero  getreue  Stände  bei  ihren  alten  wohlher- 
gebraehten  Freiheiten  und  Landesverfassungen  in  Gnaden  zu  erhalten 
und  ihnen  nicht  anzumuthen,  das  in  ihrem  Vermögen  nicht  beruhet 
und    was    ihnen    vor    dem   höchstem   Gott  und  der  Posterität   in  ihrem 


5.  Dcc. 
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dieses  Ortes  keine  Handlung  gepflogen,  welches  auch  ausdrücklich  denen 
Landesverfassungen  zuwider  ist,  ohne  Rath  und  Bewilligung  dero  gehor- 
samsten Stände  zum  hohen  Präjudiz  der  Landesfrei  hei  ton  eingeführt  wer- 
den sollte. 

Es  bleibet  B.  E.  Landschaft  E.  Ch.  D.  eben  wie  hiebevor  I.  K.  kl. 
und  der  Krön  Polen  mit  Beibehalt  ihrer  Freiheiten,  in  untertänigster 
Treu  verbunden  und  bitten  nochmals  in  tiefster  Demut h,  E.  Ch.  D. 
geruhen  nunmehro  sie  in  ihrem  unterthänigsten  Suchen  gnädigst  zu 
erhören,  die  angeführte  Landesbeschwer,  insonderheit  die  Accise  und 
geworbene  Völker  abzuschaffen  und  die  in  aller  Demuth  abgefaßte 
Assecuration  in  kurfürstliche  Gnade  zu  vollentziehen.  Also  werden  dero 
getreue  Stände  nicht  behindert  werden,  E.  Ch.  D.  ihrem  Anerbieten  ge- 
mäss, mit  einer  Summa  Geldes  unterthänigst  an  die  Hand  zu  gehen, 
dero  gehorsamste  Unterthanen  werden  in  neuer  Hoffnung  künftiger  Gluck- 
seligkeit, nach  ihrer  grossen  Betrübniss,  nur  Freude  empfinden  und  der 
Allerhöchste  Gott  wird  dero  kurfürstliche  Regierung  iu  Friede  und  Ho- 
heit bis  an  das  Ende  der  Welt  gesegnen,  wir  aber  werden  in  tiefster 
Demuth  verbleiben  S.  Ch.  I).  unterthänigste  gesambte  Stände  dero  Her 
zogthums  Preussen. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.      Dat.  Hartenstein  5.  Deeember 

1661. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree   1.  [11.]  Dec.)     Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  i;.  <^«> 
[Mahnung  zur  Milde.     Immission  der  Stände.     Kalckstein] 

1M1.  Aus  meiner  unterthänigsten  Relation  werden  E.  Ch.  D.  mit   Mehrem 

ersehen,  wie  die  Sachen  hie  stehen.  Die  Stände  gebrauchen  sonMcn. 
dess  ich  mit  Wahrheit  sagen  kann,  bei  dieser  ihrer  Bestürzung,  grossen 
Respoct  und  Submission,  also  dass  ich  nicht  zweifele,  wann  E.  Ch.  I). 
kegenwärtig  wären,  so  würden  Sie  ihnen  hinwiederumb  gnädigst  begeg- 
nen. Ich  versichere  E.  Ch.  D.  unterthänigst,  dass  doch  nichtes  nach- 
theiliges hinein  kommen,  sondern  alles  zu  E.  Ch.  D.  Bestem  dirigiret 
werden  soll,  wenn  E.  Ch.  I).  nur  gnädigst  zufrieden  sein,  dass  man  ihnen 
Hoffnung  gebe,  dass  sie  mit  ihren  unterthänigsten  Desideiiis  gehöret 
werden  sollen.  Wann  Alles  mit  gutem  Willen  erhalten  werden  kann,  >o 
wird  es  vor  E.  Ch.  I).  und  dero  Posten tet  viel  sicherer  sein:  sollte  e* 
dann  unmuglirh  fallen  mit  Güte  das  Werk  einzurichten,   so  haben  doch 
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zugeschickt  und  gebeten,  E.  Ch.  D.  dasselbe  in  Unterthänigkeit  bester 
maassen  zu  recomracndiren;  stelle  demnach  E.  Ch.  I).  unterthänigst  anheim. 
ob  dieselbe  ctwan  ein  solches  ohnmassgebliches  tecretum1),  wie  ich  hiebei 
aufsetzen  lassen,  gnädigst  erthcilen  und  mir  zusenden  oder  sonst  auf  an- 
dere Art  nach  dero  gnädigsten  Gutßnden  den  Generallieutenant  bescheiden 
wollen.  Wann  sonst  nach  E.  Ch.  I).  gnädigsten  Verordnung  in  dieser 
Sach  verfahren  werden  sollte,  würde  der  General  hier  wieder  herkomraeo 
müssen,  welches  E.  Ch.  I).  gewisslich  nicht  dienen  würde,  wie  Sie  denn 
aus  denen  Briefen,  so  an  ihn  ergangen3),  sehen  werden,  wie  viel  gute 
Freunde  er  noch  unter  den  Ständen  hat,  hoffe  also  es  werde  E.  Ch.  D. 
nicht  entgegen  sein,  dass  mans  auf  eine  andere  Weise  mache,  damit  er 
nicht  anhero  kommen  dörfe. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  5.  December 

1661. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  1.  [10.]  Dec.)     Ausfertigung.    R.  6.   QQ. 
[Aussetzungen  der  Oberräthe  an  der  Verfassung.      Uebergabe   des  Instruments  an  die 
Stände.    Vorläufige  Beschwerden  der  Landrathe  dagegen.     Die  ständische  Protestschrift.] 

1661.  Nachdem  am  vergangenen  Donnerstage,  war  der  1.  dieses,  an  E.  Ch.  P. 

o.  Dec.  (jje  posj  abgefertigt,  bin  ich  des  folgenden  Tages  darauf  von  den  Herren 
Oberräthcn  zu  ihnen  zu  kommen  ersuchet  worden,  da  sie  dann  anfäng- 
lich vorbrachten,  sie  hätten  das  von  mir  ihnen  überlieferte  Instrumentum 
nochmaln  durchlesen,  wären  nun  wohl  auch  zwar  als  E.  Ch.  D.  Diener 
schuldig,  dero  gnädigstem  Refehl  gemäss,  dasselbe  den  Stünden  zu  über- 
reichen, maassen  es  auch  allsofort  in  meiner  Gegenwart  geschehen  sollte: 
allein  sie,  als  Indigenae  und  die  an  des  Landes  Wohlfahrt  interessiret 
wären,  könnten  nicht  umhin  anzuzeigen,  dass  sie  von  Grund  ihres  Her- 
zens betrübt  wären,  zu  sehen,  dass  anstatt  deren  so  oft  versprochenen 
Befestigung  ihrer  Privilegien  in  diesem  Instrumente  die  Rcgierungsfonn 
ganz  verändert,  das  Testament  und  die  Regimcntsnotul  als  die  Haupt- 
fundamenta  dieses  Landes  und  dann  auch  die  recessus  gar  ausgeladen: 
die   reformirte  Religion   der  lutherischen   parificirt  und  im  Uebrigen  viel 

')  In  dem  Kalckstcius  lütte  um  Aufhebung  des  Arrestes  abgelehnt  wird.  Es  wunit» 
vollzogen.    (Kalckstein  an  Schwerin,  Knaulen  4.  Dec,  Decret  vom   18.  [*28.]  Dec.  1^1 

'-')  Von  Jar.  Manteuflfel,  Both  v.  Boddenbrock,  Gf.  v.  Premboek,  Christoph  Friedr. 
v.  Dobeneck,  Laas-Milesli,  Hans  Georg  v.  Auerswald,  Ilans  v.  Schlubit,  Job.  Adam 
v.  d.  Groben,  alle  zwischen  h.  und   10.  Nov.  1661. 
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hätten,  was  grosse  Gnade  sie  von  Gott  erlanget,  der  ihnen  solche  Obrig- 
keit verliehen,   welche  sie  bei  ihrer  Gewissensfreiheit  und  aller  Libertit 
in  Religionssachen  Hesse  und  daher  Andern   zu  beweisen  hätten,    wann 
sie    als    Untcrthanen  E.  Ch.  D.  als  Ihrem  Landesherrn    und  Beschützer 
anmuthen  wollten,    Ihre  eigene   Religion    zu    negligiren,    welche»  Recht 
Unterthanon  ohn  das  nicht  zustünde.     Darauf  unterredeten  sie  sich  mit 
einander  und  verspürte  ich  alsbald  ziemliche  Voränderung,    maassen  sie 
dann  ihr  vorig  Ausgebrachtes  dahin  explicirten  und  excusirten,  dass  ihre 
Meinung  nicht  wäre,   E.  Ch.  D.  sich  zu  opponiren,   besondern  sie  hofften 
nur  unterthänigst,  E.  Ch.  I).  würden  eins  und  anders  dergestalt  declarireo. 
dass    künftig    das  Land    mit    desto    freudigerm   Gemüth    zur   Huldigung 
treten    könnte.      Als   ich  nun,    dass  sie   auf  bessere  Gedanken  gcrathen 
waren,    vermerkte    und    ich    gern  gesehen    hätte,    dass   der  Kanzler  die 
Froposition  mit  etwas  vergnügterm  Gemüth,   als  ich  sonst  geschaheu  zu 
werden  besorgte,  thun  möchte,  habe  ich  ihnen  auch  wiederum  glimpflich 
geantwortet,  sagend,  gleich  wie  E.  Ch.  D.  sich   in  allen  Dingen  gnädige 
und  landesväterlich  erwiesen,  also  zweifelte  ich  auch  im  Geringsten  nicht. 
E.  Ch.  1).  würden  Alles,   so  auf  Billigkeit  bestehet,  nach  untertänigster 
Vorstellung  in  gnädigste  Consideration    ziehen   und   sich   dergestalt  guä- 
digst  erklären,   dass  sie  zu  klagen  nicht  Ursach  haben  würden.     Hierauf 
wurden   die  Stände    hereingefordert  und  that  der  Herr  Kanzler  in  ganz 
generalen    termiins    die  Proposition   und   antwortete   darüber  das  lustru- 
mentum    aus.     Die  Stände  nahmen   darauf  Abtritt  und,    als  sie  wieder 
hereinkamen,   dankte   im   Namen  der  Stände   der  Hauptmann  von  Bran- 
denburg, dass  E.  Ch.  1).  sie  mit  einer  Erklärung  versehen  hätten;  wollten 
hoffen,   es  würde  dieselbe    beschaffen  sein,   dass  sie  sich  darüber  zu  er- 
freuen Ursach    hätten,    hat  darauf    um   Vergönnung    der  Zeit,    dass    sie 
solche  lesen  und  darüber  deliberiren  könnten,  gestalt  sie  sich  auch  also- 
fort  dabei  gesetzet  und  nicht  eher,    bis  das  Instrumentum   verlesen,   von 
einander  geschieden  und  entschuldigten  sich  dieselbe,  so  ich  zum  Essen 
genöthigt,  damit,   dass  sie  eher  nicht    von  einander  gehen  würden.     Sie 
habens  darauf  allsofort  ad  dietaturam   gebracht,   damit   ein    jeder   Depu- 
tirter  es  bei  sich  haben  möchte. 

Selbigen  Tages  kegen  Abend  schickten  die  Oberräthe  den  OIkt- 
secretarium  Kalown  zu  mir  und  Hessen  sagen,  dass  die  Landräthe  an 
sie  geschickt  und  gleich  wie  dieselbige  vor  Weinen  fast  nicht  reden 
können,  also  hätten  sie  auch  die  Oberräthe  versichert,  dass  Keiner  vun 
den  Ständen   ohne  Thränen   diese  Resolution   ablesen  hören:   die  Altera- 
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und  ihnen  ohn  weitläuftige  Schriftwechselung  geholfen  werden  konnte. 
Sie  zeigten  darauf  nach  vielen  Reden  und  Wiederreden  endlich  mir 
dieses  einzige  an,  dass,  von  dem,  so  im  Instumento  enthalten,  nichts  zu 
gedenken,  dieses  ein  irreparabile  Praejudicium  erwecken  wurde,  dass 
E.  Ch.  D.  ohn  einige  vorhergegangene  Deliberation  mit  den  Ständen  eine 
neue  Regierungsform  ihnen  zugeschickt,  welches  wohl  in  keinem  König- 
reich oder  Fürstenthum,  so  souverain  es  auch  immer  sein  möchte,  nie- 
maln  erhöret  wäre.  Ihnen  sei  so  hoch  versprochen  worden,  sie  bei  ihrer 
Gerechtigkeit  und  Freiheit  zu  lassen,  man  hätte  aber  dieselbe  damit  auf 
einmal  über  einen  Haufen  stossen  wollen  und  würde  ihnen,  wenns  da- 
bei gelassen  werden  sollte,  nichts  mehr  übrig  bleiben,  dann  als  Leib- 
eigene Alles  zu  thuu,  was  ihnen  nur  vorgeschrieben  würde,  es  wäre 
ihren  Privilegiis  gemäss  oder  nicht.  Ich  antwortete,  dass  ich  mich  gar 
wohl  zu  bescheiden  wüsste,  wann  man  mit  Ständen  über  dasjenige,  so 
sie  einwilligen  sollten,  tractirte,  die  reecssus  vorher  communiciret  und 
also  allererst  vollnzogcn  würden.  Weil  aber  dieses  eine  Confirmatio 
ihrer  Privilegiorum  und  Bestätigung  der  alten  Regierung  wäre,  des- 
halb sie  vorlängst  und  vielfältig  augehalten,  so  hätten  E.  Ch.  I).  ver- 
meinet, dass  nicht  nöthig  wäre,  das  Concept  ihnen  vorhero  seheu  zu 
lassen,  um  so  viel  mehr,  weil  sie  bisher  so  gross  Misstrauen  bezeugt 
und  an  allem  dem,  was  in  E.  Ch.  D.  hohem  Namen  ihnen  gesaget 
Zweifel  verspüren  lassen,  darum  dass  E.  Ch.  ü.  unter  dero  eignen  hohen 
Hand  und  Siegel  ihnen  dero  ernsten  Vorsatz  weisen  wollen,  dass  dieses 
alles  von  dero  gnädigstem  Willen  herrühre.  Weil  auch  in  dem  Instru- 
munto  enthalten,  dass  E.  Ch.  I).  ein  und  andere  ausgesetzte  Sachen  auch 
vorhero  mit  ihnen  überlegen  und  communiciren  lassen  wollten,  so  könn- 
ten sie  ja  klärlich  abnehmen,  dass  dieser  ihr  Argwohn  gar  übel  gegrün- 
det wäre.  Darauf  vermahnetc  ich  sie  ernstlich,  sie  möchten  von  solchem 
Lumen tiren  abstehen  und  nicht  l'rsach  geben,  dass  das  ganze  Land  von 
solchem  Geschrei  erfüllet  und  auf  solche  Gedanksn  gebracht  würde,  als 
wenn  E.  Ch.  D.  ihnen  was  Widriges  angemuthet  hätten.  Die  Stände 
hätten  ja  E.  Ch.  1).  ein  Concept,  so  sie  vollnziehen  sollten,  zugeschickt, 
welches  noch  viel  ungewöhnlicher  wäre,  als  dass  die  Herrschaft  etwas 
an  ihre  Unterthauen  schickte;  jedennoeh  hätten  E.  Ch.  I).,  ob  Sie  zwar 
mehr  befugt  wären,  sich  dawider  zu  beschweren,  Solches  in  Gnaden 
zu  übersehen  und  ihnen  eine  solche  gnädigste  Declaration  zugeschickt. 
Es  hat  aber  auch  alles  dieses  nichts  verfangen  wollen,  soudern  sie  sein 
nur   bei   ihren   vorigen  Klagten    verblieben    und    haben    nichts   mehr  als 
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oder  andere  Wege  darin  Satisfaction  zu  erhalten,  dabei  er  sein  Bestes 
zn  thun  versprochen.  Ich  sondirte  danebst  bei  ihm,  wie  es  mit  der 
Reise  nach  Berlin  stunde  und  bekam  zur  Antwort,  dass  solche  in  der 
vorigen  Woche  bei  den  beeden  Oberstanden  schon  als  festgestellt  ge- 
halten worden  sei. 

Gestern  gegen  Abend,  gnadigster  Kurfürst  und  Herr,  haben  die 
Stände  ihre  Schrift  eingegegeben,  welche  auch  E.  Ch.  D.  zugefertigt  wird: 
dieselbe  ist  nun  wohl  mit  allem  Respect  eingerichtet,  wie  sie  deno 
auch  wohl  nicht  anders  sprechen,  nur  allein  sehen  E.  Ch.  D.  daraus 
dass  sie  fest  auf  ihre  Meinung  stehen.  Halte  demnach,  jedoch  ohne 
Maassgebung,  sehr  dienlich,  dass  E.  Ch.  D.  ein  gnädigstes  Schreiben  ab- 
gehen Hessen,  dass  Sie  zwar  der  Meinung  gewesen,  es  würden  die  Stande 
diese  Erklärung  mit  Dank  aeeeptiert  haben,  weil  Alles  darin  zu  ihrem 
ihrem  Besten  angesehen;  jedoch  wären  E.  Ch.  1).  des  gnädigsten  Erbic- 
tens,  wann  sie  etwas  Erhebliches  dabei  zu  erinnern,  so  wollten  E.  Ch.  I>. 
sie  damit  gnädigst  hören;  weil  aber  durch  das  Hin-  und  Wiederschrei Wn 
viel  Zeit  verliefe  und  E.  Ch.  I).  vernähmen,  dass  sie  auf  eine  Abschickung 
bedacht  wären,  so  würde  dieselbe  E.  Ch.  D.  gar  angenehm  sein  und  die 
Stände  E.  Ch.  D.  gnädigste  Zuneigung  in  der  That  verspüren.  Ich  bin 
versichert,  dass  Solches  die  Gemüther  sehr  wieder  zurechte  stellen  und 
E.  Ch.  1).  Zweck  desto  besser  befodern  wird '). 


Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.    1  )at.  Hartenstein  5.  Deeember 

1661. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  1.  (11.)  Der.)     /Xusfertigung  R.  (J.  QQ. 
[Erste  Verhandlungen  mit  den  Landrathen  über  die  neue  Verfassung.] 

KUH.  Sie    haben    am    2.    den    Ständen     das    Verfassungsinstrument    überreicht. 

'  ec*  Nun  ward  dasselbe  von  ihnen  in  gebührender  Reverenz  umb  es  inge- 
sambt  durchzulesen  angenommen,  maassen  sie  auch  nicht  von  einander 
gangen,  sondern  es  unter  sich  verlesen.  Es  haben  aber  nach  Mittag  die 
anwesende  Landräthe  sich  bei  uns  angegeben  und,  wie  nebenst  ihnen 
alle  Stände  über  diesem  Instrumente  bestürtzet  und  betrübet  wären,  er- 

')  Die  Antwort  auf  diese  Relation  (d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  2.  (12.)  Poe.  1MI:  Nt 
abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  105.  Das  ebenfalls  auf  den  obigen  Bericht  Be/.ug  mn- 
mende  Rescript  an  Schwerin  und  die  Oherriithe  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  5.  (15.)  Deivro- 
ber  1<U)1,  so  wie  das  Reffleitrescript  an  Schwerin  (angezeichnete  Concepte  an  Je&a> 
Hand)  vom  selben  Datum  finden  sich  ebenda  S.  105 ff. 
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merken,  dass  man  mit  denen  Ständen  solchergestalt  ober  dem  Instru- 
mente* nicht  allerdings  dörfte  übereinkommen,  so  hätten  wir  unvor- 
greiflichen  gehorsamst  zu  bitten,  E.  Ch.  1).  wollte  gnädigst  erklären,  in 
welcher  Maass  wir  mit  den  Ständen  weiter  hierüber  zu  tractiren  und  uns 
einzulassen  haben. 


Der    Kurfürst    an    die    Oberräthe.      Dat.    Colin   a.   d.  Spree 

28.  November  1661. 

Ungezeichnetes  Concept  von  der  Hand  Gottfried  Sturms. 
[Accise.     Durchsetzung  der  Verfassung.] 

1661.  (Am  2G.  Nov.  war  von  den  Ständen  ein  ausführliches  Memorial  überreicht 

-$'•  k°v*  worden,  worin  sie  definitive,  nicht  bloss  temporäre  Abschaffung  der  Accise  und 

o.  Uec 

gänzliche  Entlassung  der  Truppen  forderten.)  Es  bat  hinsichtlich  der  Wieder- 
aufrichtung sein  Bewenden,  falls  nicht  ein  anderer  zulänglicher  Modus  beliebt 
wird.  Sie  sollen  die  Verfassung  auf  jede  Weise  zur  Anerkennung  zu  bringen 
suchen,  namentlich  weitere  Schritte  der  Stände,  die  das  Werk  nur  aufhalten 
können,  hintertreiben. 


Die  Oberräthe  an  deu  Kurfürsten.   Dat.  Bartenstein  8.  December 

1661. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  8.  [18.]  December.)     Ausfertigung. 
[Der    Oberräthe   Bemühungen.      Gründe    der  Stände   bei   Ablehnung   der    Verfassung. 
Bereitwilligkeit  der  Stände,   Aenderungsvorschlägo  des  Kurfürsten  über  die  Assecura- 
tion zu  vernehmen.] 

lfi(Jl.  Es  ist  ein  gewisser  Stillstand  eingetreten,  weil  die  Stände  denken,  auf  die 

8.  Dec.  (iravamiua  und  ihren  Assecurationsvorschlag  sei  die  Verfassung  die  einzige  Ant- 
wort. Sie  wollen  dem  Kurfürsten  vorstellen,  dass  wider  alle  gegebene  Ver- 
tröstung   die    urgentissima    gravamina    noch    fortdauern.       Was    nun    unseres 

Ortes  wir  die  Stände  zu  rectificieren  gearbeitet  und  noch  arbeiten, 
dessen  wird  Se.  Exe.  Herr  Oberpräsident,  der  uns  nicht  allein  in  alle 
Wege  mit  fleissiger  unverdrossener  Cooperation  begleitet,  sondern  auch 
nach  habendem  mehrerem  Wissen  E.  Ch.  I).  eigentlicher  Meinung  vor- 
gehet, das  Zeugniss  geben.  Und  umb  dieser  Behinderung  wegen,  bei 
welcher  wir  nothig  befinden,  vorhero  dem  oberwehuten  Instrumente  die 
Stände  was  näher  zn  bringen,  haben  wir  unser  gehorsam bstes  Bedenken 
wegen  des  auch  erwähnten  Entwurfes  einer  Assecuration  noch  nicht 
fassen  können,  unterdessen  aber  immer  an  obigem  Werk  verfahren 
wollen,   mit   dem   Entschlüss,   ob   woll   die  Stände  gegen    bevorstehende 
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Folgendes  Tages,  als  den  6.  dieses,  Hessen  die  Oberräthe  Morgens 
um  8  Uhr  mich  zu  sich  erbitten  und  als  ich  erschienen,  erzählten  sie, 
wie  sie  den  Landräthen  so  beweglich  zugeredet,  und  doch  ein  Mehren 
nicht  erhalten  können,  denn  dass  sie  sich  erboten,  die  Stande  dahin  zu 
disponircn,  dass,  wann  E.  Ch.  D.  vorhero  eine  generale  Versicherung  aller 
Privilegien  den  Ständen  ausantworteten,  sie  dagegen  solchen  Revers 
wollten  extradiren,  dass  dieselbe  dem  directo  Doininio  und  einigen  an- 
dern Reservatis  (welche  E.  Ch.  ß.  ihnen  zu  benennen  und  mit  ihnen 
darüber  zu  tractircn  hätten)  nichts  präjudiciren  sollte.  Ich  remonstrirte 
darauf,  dass  Solches  der  Sach  nicht  genug  thun  würde,  es  auch  E.  Ch.  Ü. 
Intention  gar  nicht  gemäss  wäre,  bat  dero wegen,  die  Stande  vor  sich 
zu  bescheiden  und  ihnen  nochmaln  beweglich  zuzusprechen,  wobei  ich 
dann  endlich,  weil  ich  wohl  sähe,  dass  es  anders,  dafern  der  Un  gl  impf 
auf  E.  Ch.  I).  Seiten  nicht  besitzen  bleiben  sollte,  nicht  sein  konnte, 
nachgeben  möchten,  dass  den  Ständen  proponieret  würde,  wann  sie  ja 
einige  desideria  bei  der  überschickten  Verfassung  hätten,  möchten  sie 
dieselbe  anzeigen  und  würden  E.  Ch.  D.  sich  darauf  gar  gnädigst  er- 
klären. Als  nun  den  Ständen  diese  Propositiou  geschehen  und  sie  nach 
genommenem  Abtritt  den  oberwähnten,  durch  die  Oberräthe  allbereit 
angedeuteten  Vorschlag  gethan  und  demselben  ganz  inständig  mit  sehr 
beweglicher  Bitte  inhaeriret,  hat  man  ihnen  nach  genommener  Unter- 
redung wieder  geantwortet,  E.  Ch.  I).  würden  sich  hoffentlich  dahin  unter- 
thänigst  bewegen  lassen,  den  Ständen  eine  solche  generale  Conßrmatiou 
zu  geben,  jedoch  mit  dieser  Limitation,  quatenus  juri  supremi  Duininii 
non  deroget,  wie  solches  in  den  pactis  Velaviensibus  enthalten,  und  weil 
sie  begehrten,  man  sollte  an  Seiten  E.  Ch.  I).  dero  Intention  speeiiieiren. 
so  wäre  solche  in  der  Verfassung  enthalten,  und  möchten  sie  sich  darauf 
erklären.  Sie  replicirten  nach  abermaln  genommenem  Abtritt  und  baten 
ihnen  dieses  schriftlich  zuzustellen,  so  ihnen  abgeschlagen,  mit  fernerer 
Vorstellung,  dass  es  solchor  Weitläufigkeit  nicht  bedörfe,  und  weiterer 
Anmahnung.  sie  möchten  sich  zur  Specification  dessen,  so  sie  beim  In- 
strumente zu  desideriren,  herauslassen,  wobei  die  Oberräthe  ihnen  auf 
mein  Bitten  ausdrücklich  angezeigt,  dass  sie,  die  Oberräthe,  ingesamint 
dieses  vor  den  kürzesten  Weg  hielten,  aus  der  Sach  zu  kommen,  und 
führote  in  specie  der  Herr  Obermarschall  ihnen  weitläuftig  zu  Gemuth, 
dass  ihnen  mit  der  generalen  Versicherung  nichts  gedient  sein,  sondern 
sie  dadurch  nur  in  steter  Ungcwissheit  und  Streit  verbleiben  würden. 
E.  Ch.  D.  wären  vielmehr  unterthänigst  zu  bedanken,  dass  Sie  das  Land 
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und  gravaminibus  enthalten;  das  möchte  man  nur  durchlesen,  so  wurde 
man  bald  finden,  was  in  dieser  Verfassung  ermangelte.  Ich  replicirte 
darauf,  wann  sie  davor  hielten,  als  hätte  ich  sie  übel  beschuldigt,  so 
möchten  sie  mich  bei  E.  Ch.  D.  verklagen  und  nur  dabei  umbständlich 
beschreiben,  wie  oft  und  beweglich  sie  ersuchet  worden,  sich  E.  Ch.  D. 
Verordnung  zu  accomodiren,  und  dass  dennoch  solches  nichts  verfangen 
wollen;  ich  wollte  zu  meiner  Verantwortung  nach  Hofe  hievon  nichts 
überschreiben,  sondern  begehrte  entweder  auf  ihre  Relation  von  E.  Ch. 
I).  justificiret  oder  condemniret  zu  werden.  Es  wäre  nicht  ohn,  da» 
ich  öfters  dabei  gewesen,  da  sich  die  Stände  an  andern  Orten  auch 
wiedersetzlich  erwiesen;  allein  wann  ich  mich  erinnerte,  wie  hoch  E. 
Ch.  D.  es  ressentiret  und  es  kegen  den  Einen  und  den  Andern,  der  die 
Stände  verleitet,  geahndet,  so  wäre  diese  meine  Beschuldigung  noch  viel 
zu  glimpflich,  lieber  dem  beklagten  solche  Stände  itzo  bestandig,  da« 
sie  von  einigen  widerwärtigen  Leuten  sich  verfuhren  lassen,  weil  sie 
sähen,  dass,  nachdem  sie  von  den  verdriesslichen  Vinculirungen  und 
Restrictionen  abgestanden  und  sich  deren  gutwillig  begeben,  E.  Ch.  I). 
dieselbe  viel  gnädiger  und  gütiger  tractiret,  als  sie  jemaln  hätten  hoffen 
können;  ermahnte  sie  dabei  nochmaln,  sie  möchten  ihnen  selbst  die 
Thür  der  Gnaden  nicht  verschliessen  und  keine  Ungeduld  verursachen. 
Und  weil  es  bis  1  Uhr  herangelaufen,  hat  man  einhellig  beliebt,  die 
Conferenz  bis  auf  folgenden  Tag  zu  verschieben.  Es  haben  zwar  Unter- 
schiedliche unter  ihnen  mich  geboten  von  diesom  letzten  nichts  zu  re- 
feriren;  ich  thu  es  auch  nicht  zu  dem  Ende,  dass  E.  Ch.  1).  ich  zu 
einiger  Ungnade  bewegen  wollte,  weil  ich  selbst  doch  bekennen  rau>>. 
dass  sie  Alles,  wie  opiniastcr  sie  auch  sonst  in  ihrer  Meinung  sein,  mit 
unterthänigstem  Respect  kegen  S.  Ch.  I).  entschuldigen,  will  auch  dem- 
nach gehorsamst  hoffen,  E.  Ch.  1).  worden  diesas  nicht  consideriren. 
sondern  gleich  wie  Sie  bishcro  langmüthig  sich  erwiesen,  also  auch  ferner 
mit  Geduld  erwarten,  was  die  endliche  Resolution  sein  werde. 

Gestern  früh  schickten  die  Oberräthe  den  Obersecretarium  Kalo« 
zu  mir  und  Hessen  mir  wissen,  dass  die  Stände  abermal n  inständig  an- 
hielten, man  sollte  ihnen  die  gestern  geschehene  Proposition  in  forma 
protocolli  extradiren  und  sähen  sie  nicht,  wie  man  ihnen  Solches  länger 
verweigern  könnte.  Weil  icli  nun  die  gewisse  Nachricht  gehabt  das» 
sie  Solches  nur  zu  E.  Ch.  1).  Nachtheil  gebrauchen  und  doch  nirht> 
darauf  thun  würden,  liess  ich  sie  bitten,  sie  möchten  damit  innehalten, 
bevor  ab,  da  alles  dasjenige,  was  den  Ständen  proponiret,  nur  in  unsern 
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clarirten  sie  hiemit,  dass  alle  und  jede  Stande  dieses  mit  einem  ein- 
helligen Ja  bekräftigt.  Sie  gingen  darauf  wieder  heraus  und  resolvirten 
wir,  weil  dieses  ein  ganz  unverhofftes  und  ungewöhnliches  Procedere 
der  Stände  wäre,  die  Zeit  auch  über  dem  schon  verlaufen,  wollte  man 
sich  bedenken  und  ihnen  folgenden  Tages,  als  heut,  Resolution  wissen 
lassen,  welches  ihnen  dann  nebst  scharfer  Vorstellung  ihres  Unfugs  an- 
gedeutet ward.  Und  nachdem  ich  den  Oberräthen  der  Lange  nach  zu 
verstehen  gegeben,  was  vor  Unheil  und  Böses  hieraus  dem  Lande  ent- 
stehen würde  und  dabei  erwähnet,  dass  salvo  E.  Ch.  D.  respectu  ich  bei 
solcher  Handlung  nicht  länger  sein  könnte,  bin  ich  davon  gegangen. 

Nachmittag  Hess  ich  diejenige  Deputirte  aus  den  Aemtern,  so  gute 
Instructionen  haben,  zu  mir  kommen  und  verwiese  ihnen  hart,  dass  sie 
wider  ihre  Instruction  ihren  Consonsum  zu  einer  solchen  Proposition 
gegeben,  die  sowohl  ihren  Principal en,  als  auch  ihnen  selbst  gros« 
Nachtheil  verursachen  würde;  legte  ihnen  dabei  weitläuftig  aus,  fcorin 
ihr  Unfug  bestünde  und  wie  ihnen  auf  eine  andere  Art  besser  geholfen 
werden  könne.  Sie  excusirten  sich,  dass  sie  die  Sach  dahin  nicht  ein- 
genommen hätten,  vermein  ton,  sie  müssten  inhalts  ihrer  Instruction  auf 
die  Coniirmation  ihrer  Privilegien  dringen  und  erboten  sich  den  folgenden 
Tag  als  heut  wieder  von  der  Sach  zu  reden.  Einen  unter  ihnen  hat 
ich  gar  sehr,  mir  im  Vertrauen  zu  entdecken,  worüber  doch  die  Stände 
so  heftig  dolirten  und  woher  es  komme,  dass  sie  sich  izo  so  gar  feinri 
bezeigten.  Derselbe  hat  mir,  wiewohl  unter  hoher  Bedingung,  dass  er 
es  nicht  wie  ein  Deputirtcr,  sondern  nur  aus  sonderbarer  Coniidcnz  zu 
mir  thätc,  entdecket 

1)  dass  ein  ganzer  Haufen,  so  zu  ihren  Verfassungen  gehörig,  im 
Instrunicnto  ausgelassen,  auch  der  vorigen  Landtagsabschiede  mit  keinem 
Wort  Erwähnung  geschehen  sei, 

2)  dass  die  reformirte  Religion  der  lutherischen  in  allen  Stücken 
gleich  gemachet  sei.  welches  E.  Ch.  1).  doch  nimmer  begehret  hätten, 

;\)  dass  man  einen  stetigen  Statthalter  halten  wollte,  auch  nicht 
eins,  wie  derselbe  qualiücirt  sein  sollte,  gesagt  hätte. 

4)  dass  den  Oberräthen  aller  Respect  benommen  und  sie  auch  die 
allergeringste  Dinge  an  E.  Ch.  D.  erstlich  berichten  sollten,  so  doch  in 
keiner  Regierung  geschehe,  auch  nicht  practicable, 

f>)  dass  auch  E.  Ch.  1).  die  Arrianer.  Menisten  und  Juden  allhie 
protogiren  wollten,  indem  im  Instrumcnto  stünde,  es  sollten  dieselU*  in 
ihrem  Gewissen  nicht  constringiret  werden,    welches    nicht    allein   prae- 
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geben.  Von  den  Worten  „nach  itzigem  Kriegsgebrauch",  so  in  dem  Punkt 
von  der  Miliz  enthalten,  wird  gar  viel  gesprochen,  und  meinen  die 
Stände,  es  sei  dahin  angesehen,  dass  die  Miliz  monatlich  unterhalten 
werden  und  sie  dazu  contribuiren  sollen.  Was  weiter  vorgehen  wird, 
werde  E.  Ch.  D.  ich  in  Untertänigkeit  berichten1). 


8.  Dec. 


Schwerin  an  den   Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  8.  December 

1661. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  8.  [18.]  Dec.)     Eigenhändige  Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 

[Bemühungen  der  Oberräthe.     Bestürtztheit  Schwerins.] 

1661.  E.  Ch.  D.  werden  aus  meiner  untertänigsten  Relation  mit  Mehrem 

ersehen,  dass  es  diese  Tage  her  allhie  ziemliche  Difficultaten  abgegeben. 
Als  ich  nun  gestern  mit  etwas  Unmuth  von  den  Oberräthen  weggegangen, 
heute  auch  ihnen  andeuten  lassen,  dass,  ehe  und  bevor  die  Stande  sich 
anderes  würden  erweisen,  ich  bei  keiner  Handelung  sein  könnte,  hielte 
auch  davor,  es  würden  die  Stände  zu  dimittiren  sein,  ohne  Benennung 
eines  Tages,  wann  sie  wieder  zusammenkommen  sollten,  welches  alles 
E.  Ch.  D.  gnädigste  Verordnung  heimgestellet  sein  müsste,  weil  uns 
unbekannt  wäre,  was  E.  Ch.  D.  hierauf  resolviren  würden,  so  ist  der 
Herr  Obermarschalk  von  der  Rathstube  zu  mir  gekommen  und  weitläufig 
mit  mir  aus  der  Sache  geredet,  welches  endlich  dahin  ausgeschlagen, 
dass  sie  sich  noch  heute  bemühen  wollten,  die  Stände  auf  andere  Ge- 
danken zu  bringen,  und  wenn  sie  die  Stände  nicht  wollten,  so  hätten 
sie  die  Oberräthe  allbcreit  eine  Resolution  gefasset,  welche  diese  wäre, 
dass  sie  das  Instrumentum  vor  sich  nehmen  und  umb  Erläuterung  eines 
und  andern  Punkts  E.  Ch.  I).  unterthänigst  bitton  wollten;  dabei  wurde 
es  hernach  wohl  verbleiben  müssen  und  hättens  die  Stände  ihnen  nach- 
malen selbst  zu  imputiren,  wann  etwas  übersehen  würde;  er  hielte  aber 
davor,  dass  es  zu  E.  Ch.  D.  Dienst  gereichen  würde,  wann  die  Stände 
hiezu  willig  mit  antreten.  Werde  also  mit  Nächstem  E.  Ch.  D.  allererst 
meine  unvorgreifliche  Meinung  zuschreiben  können,  wie  auf  einen  oder 
anderen  Fall  es  anzustellen  sein  möchte.  Von  der  Schickung  wollen  sie 
jetzt  gar  nicht  hören,  bis  die  Sachen  in  besseren  Zustand  gesetzet, 
fürchten  sich,  man  würde  die  Deputirte  zu  Berlin  eins  und  ander  ein- 


')  Die  Antwort  auf  den  letzten  Abschnitt  dieser  Relation  enthält  das  Rescript 
d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  12.  [22.]  December  1661  (ungezeichnetes  Concept  von  Jenas 
Hand),  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  108 ff. 
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dass  S.  Ch.  D.  dcro  getreue  Stande  zu  diesem  allgemeinen  Landtage 
convociret,  um  mit  ihnen  alles  vermög  der  mit  der  Krone  Polen  aufge- 
richteten neuen  Pacten  nach  gegenwärtigem  Zustande  einrichten  zu 
lassen.  Dann  wird  ja  nimmer  B.  £.  Landschaft  dieses  als  verba  otiosa 
angesehen  haben,  vielmehr  werden  den  Deputierten  ihre  Instructiones 
und  Mandata,  worüber  sie  zweimalen,  umb  dass  Niemand  defectum  man- 
dati  einwenden  möge,  in  den  Aemtern  convociret,  dergestalt  eingerichtet 
sein,  dass  solche  momenta  et  pondera  rerum  nicht  präteriret  werden, 
gestalten  man  auch  benachrichtiget,  wie  ihre  Instructiones  dahin  gehen, 
dass  die  Confirmation  Privilegiorum  erhalten  werden  möge,  wobei  dann 
es  nicht  daran  liegen  wollte,  ob  in  dieser  oder  einer  andern  Form  Sol- 
ches geschehe,  wenn  E.  E.  Landschaft  nur  dardurch  zu  ihrem  Zweck 
und  Sicherheit  gelangete.  Demnach  so  haben  S.  Ch.  D.  nicht  extra  acta 
conventus  solch  Instrumcntum  eingerücket,  sondern  zu  Folge  der  Propo- 
sition von  einer  beständigen  löblichen  Regierung  gnädigst  resolviren 
wollen  und  hoffen  die  Herren  Plenipotentiarii,  dass  dadurch  S.  Ch.  I). 
denen  Ständen  dennoch  nichts  zu  benehmen  gemeinet,  was  noch  etwa 
sie  ihres  Theils  gehorsamst  bescheidlichen  dabei  zu  erinnern  hätten, 
dass  sie  damit  in  specie  einkämen  und  aus  Sr.  Ch.  D.  gnädigster  Reso- 
lution auch  ihr  Vergnügen  hoffeten.  Alsdann  so  eine  Verfassung,  welche 
von  vorigem  Respect  auf  die  Krone  Polen  und  die  nexus  feudales,  auch 
einige  bereit  vorlängst  expirirte  und  erloschene,  zu  diesem  Sr.  Ch.  l>. 
Estat,  denen  Zeiten  und  der  Stände  selbst  eigenem  Anliegen  und  Inter- 
esse unanständigen  Dingen  befreiet,  erleichtert,  also  wie  es  Sr.  Ch.  I).  ha- 
benden supremo  et  directo  dominio,  Hoheit  und  Güte,  dann  der  Stände 
Immunitäten,  Privilegien  und  Freiheiten  nicht  derogiren  mögen,  endlich 
confirmiret  und  gofertiget  worden.  Derohalben  dann  E.  E.  Landschaft 
von  allen  Ständen,  die  Wege,  welche  die  Herren  Plenipotentiarii  ihuen 
vorgeschlagen,  zu  folgen  und  sich  nicht  weiter  aufzuhalten  hat,  sinte- 
malen solcher  defectus  mandati  in  einer  so  klar  proponirten  Sache 
nicht  zu  admittiren,  sondern  durch  die  zu  dem  Ende  erstattete  zweifache 
Deliberationen  in  den  Aemtern  solche  dilatorische  Exception  schon  den 
Ständen  benommen  worden.  Und  seind  nunmehro  die  Herren  Pleni- 
potentiarii E.  E.  Landschaft  kategorischen  Erklärung,  sonder  alle  wei- 
tere Tergiversation  gewärtig.  Widrigenfalls,  da  wider  alles  Verhoffen. 
E.  E.  Landschaft  sich  weiter  darinnen  aufhalten,  nicht  zur  Sache  schrei- 
ten und  alles  Werk  dardurch  ins  Stocken  gerathen  sollte,  sie  sich  Selb- 
sten allen  darob  entstehenden  Nachtheil  zu  imputiren  haben  würde. 
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aufgehoben  werden  sollte.  Ich  werde  doch  noch  diesen  Tag  mit  Einigen 
überlegen,  ob  nicht  ein  Mittel  gefunden  werden  könne,  dass  E.  Ch.  D. 
Domänen  libcriret  werden  mögen.  Ich  zweifele  nicht,  E.  Ch.  D.  wer- 
den allda  alle  Nachricht  haben,  wer  anjetzo  bei  der  Militie  noch  ge- 
zählet wird. 

Unter  dem  Datum:  Der  anderweit  begehrte  Abriss  vor  die  Kirche 
soll  bald  erfolgen.  Ich  halte  es  numehr  nicht  heimlich  und  wird  es  in 
Königsberg  keinen  Streit  geben,  aber  dass  E.  Ch.  D.  es  Ihro  überall  vor- 
behalten haben,  darüber  doliren  sie  heftig.  Ich  hoffe  aber,  es  wird  sich 
desfalls  wohl  ein  Temperent  finden,  dass  etwan  in  einem  jeden  Kreise 
eine  sein  möge. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  12.  December 

1661. 

(Pracs.  Colin  a.  d.  Spree  8.  [18.]  Dec.)     Eigenhändige  Ausfertigung. 
[Beginn  der  Verfassungsberathung.      Forderung  einer  Generalconfirmation   der  ständi- 
schen Privilegien.    Bitte,  ihn  abzuberufen.    Anfrage,  ob  der  Kurfürst  zu  kommen  ge- 
denke.    Vortheile  einer  abmildernden  Deklaration.] 

1661.  Aus  meinem  Vorigen  werden  E.  Ch.  D.  in  Gnaden  ersehen  haben,  in 

ec'  was  terminis  die  Sachen  allhie  gestanden.  Hat  man  nun  seither  gewollt, 
dass  die  Stände  die  übergcbene  Verfassung  vornehmen  und  nicht  wie 
desperate  Leute  daher  gehen  möchten,  so  hat  man  ihnen  ein  solches 
Protocollum,  als  beigefüget,  extradiren  müssen,  womit  sie  zwar  noch  nicht 
zufrieden,  jedoch  verspürt  man  gleichwohl,  dass  sie  sich  darauf  zusam- 
men setzen;  denn  sie  haben  gewollt,  man  sollte  in  das  Protokoll  setzen, 
E.  Ch.  I).  hätten  sich  gnädigst  erboten,  wenn  sie  mit  ihren  uuterthänig- 
sten  Erinnerungn  einkämen,  so  sollten  sie  damit  gnädigst  erhört  werden, 
wozu  die  Oberräthe  auch  sehr  gerathen  haben.  Wiewohl  ich  auch  wohl 
versichert  gewesen,  dass  es  die  Sachen  überaus  facilitiren  würde,  so 
habe  ichs  doch  nicht  willigen  dürfen,  weil  es  wider  E.  Ch.  D.  Befehl 
läuft.  Es  ist  sonst  nicht  zu  vermuthen,  dass  wir  vor  dieses  Mal  einen 
Schluss  allhie  machen  werden,  weil  nicht  alleine  die  Feiertage  vor  der 
Thiirc  sein,  besondern  auch  die  von  der  Ritterschaft  beständig  sageu,  sie 
könnten  nicht  eher,  bis  sie  von  ihren  Principalen  in  den  Aemtern  andere 
Instruction  hätten,  ihre  Resolution  von  sich  geben.  Ob  zwar  die  Land- 
rät he.  auch  vielleicht  noch  Andere  sich  eines  Besseren  vernehmen  lassen 
und  gerne  den  Undank    von  sich  abwälzen    wollen,   so  scheint  es  doch, 
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ich  genugsamb  darthun,  dass  viele  Dinge  restringiret  sein,  da  E.  Ch.  D. 
Hoheit  gar  nicht  durch  laediret  worden,  man  möchte  dann  sagen  wollen, 
dass  kein  einziger  Potentat  in  der  Christenheit  seine  Hoheit  salviret  hätte. 
Ich  bitte  aber  unterthänigst  E.  Ch.  U.  wollton  dieses  nicht  dahin  deuten, 
als  wollte  ich  vor  die  Stände  sprechen;  Gott,  der  weiss,  dass  es  allein 
dahin  angesehen,  damit  E.  Ch.  D.  durch  die  Affection  der  Unterthanen 
desto  mehr  befestiget  werden  mögen.  Es  ist  ein  Land,  da  E.  Ch.  D. 
sollten  sein  können,  welches  mit  so  mächtigen  Kronen  benachbaret  ist 
und  welches  E.  Ch.  I).  so  sehr  missgegönnet  wird.  Bei  solcher  Be- 
schaffenheit wird  von  allen  Potentaten  etwas  nachgegeben,  damit  nur  die 
Gemüther  der  Unterthanen  desto  besser  beibehalten  werden  mögen. 
Wenn  ich  aber  irre,  gnädigster  Herr,  so  bitte  ich  unterthänigst,  E.  Ch.  D. 
wollten  mir  Solches  gnädigst  verzeihen.  J^etzlich,  gnädigster  Kurfürst 
und  Herr,  möchte  auch  dieses  Mittel,  wann  E.  Ch.  I).  an  dero  Reise 
verhindert  werden  könnten,  nicht  ausser  Acht  zu  lassen  sein,  dass 
E.  Ch.  D.  an  die  Oberrätho  schreiben,  weil  Sie  so  bald  noch  nicht  kom- 
men könnton,  indessen  doch  verlangeten,  dass  mit  den  Standen  eheste* 
Richtigkeit  gemacht  würde,  Solches  aber  in  Ihrer  Gegenwart  geschehen 
könnte,  so  sollten  aus  jedem  Stande  etzliche  zu  deroselben  kommen,  so 
wollton  E.  Ch.  D.  sich  alsdann  dergestallt  gnädigst  erweisen,  dass  sie  dero 
Kurfürstliche  Gnade  zu  erkennen  haben  sollten.  Darauf  werden  die  Depo- 
tirtc  gewisse  kommen,  aber  aus  eigener  Bewegnusse,  scheinet,  wollen  sie 
nicht  schicken,  bis  Alles  abgethan,  alsdann  aber  wollten  sie  schicken, 
unterthänigst  sich  zu  bedanken.  Über  dass,  was  ich  in  meinem  Vori- 
gen erwähnet,  habe  ich  seither  von  einem  Anderen  gehöret,  dass  sie 
auch  hierüber  klagen,  dass  den  Hauptlcuten  die  Oeconomia  ganz  benom- 
men, dass  die  Oberräthe  nicht  Macht  haben  sollten,  einen  einzigen  Pre- 
diger zu  berufen,  besondern,  dass  Solches  erst  von  Berlin  geschehen 
sollte,  durch  welches  Mittel  ihre  Religion  gar  würde  vertilget  werden, 
weilen  man  lauter  suspecte  Leute  würde  herein  schicken  wollen;  dann 
wäre  auch  wegen  der  Freien  nichts  gedacht;  der  alte  Stadt  wäre  wegen 
des  vierten  Pfennigs  nicht  gedacht,  da  sie  doch  eben  so  wohl  ak 
Kniphof  und  Libenicht  dazu  berechtiget.  Sie  sind  gleich  jetzt  in 
Deliberation,  und  wird  mit  Nächstem  ein  Mehrers  gemeldet  werden 
können '). 

')  Die  Antwort  auf  die  Relationen  vom  8.  und  1*2.  (d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  iL  Dec. 
16(51)  ist  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  108. 
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fahr  sein  werden.  Es  ist  sonst  nicht  zu  beschreiben,  was  vor  ein  coo- 
tinuirliches  Lamentiren  bei  den  Ständen  so  wohl,  als  auch  allen  Leotea 
auf  dem  Lande  ist,  und  wird  nichts  Anders  von  ihnen  gehöret,  als  man 
wollte  ihnen  alle  ihre  Privilegia  nehmen;  das  wäre  die  Erkenntnis^,  das« 
sie  Gutt  und  Blut  bei  E.  Ch.  D.  aufgesetzet.  Ich  unterlasse  zwar  nicht 
denen  kegenwärtigen  allhie  mundlich,  als  auch  den  Abwesenden  schrift- 
lich zu  remonstriren,  dass  in  dem  ü  bor  schickten  Aufsatze  ihre  Privilegia 
enthalten.  Es  will  aber  Solches  nichtes  helfen.  Vor  diesem  habe  ich 
gar  viele  gehabt,  die  mir  in  dem  Punkt  der  Souverainitä  treulich  bei- 
stunden; aber  anjetzo,  gnädigster  Herr,  ist  fürwahr  kein  einziger  Mensch, 
der  nicht  übel  zufrieden  wäre.  Die  Wohlaffectionirte  ermahnen  mich 
unaufhörlich,  E.  Ch.  D.  unterthänigst  zu  bitten,  dass  Sie  sich  anders 
und  gnädigst  gegen  das  Land  erklären  wollten,  die  Uebelgesinnete  aber 
freuen  sich  und  meinen,  hiedürch  fiele  ihre  conditionirte  Erkennung  von 
sich  selbst  wieder  zurücke.  Bitte  demnach  unterthänigst,  E.  Ch.  D. 
wollten  diesen  Punkt  in  Gnaden  erwägen  und  mir  dero  gnädigste  Wil- 
lcnsmeinuug  darauf  wissen  lassen,  deren  ich  in  untertänigstem  Gehor- 
sam nachleben  will '). 


Geeinigte  weitere  Erklärung  der  Stände2)  auf  das  Verfassungs- 

instrument.     Pr.  14.  December  1661. 

R.  140.  Nr.  4.  —  Kon.  6681. 

[Unrecht  mässijrkeit  des  Verfassungsinstrumeuts.  Unmöglichkeit  einer  Discussion  dar- 
über. Gc£onanerbietungen.  Ohne  alles  Präjudiz  wollen  die  Oberstände  die  Verfa^sun^- 
verletzuugen   darin   nachweisen.     Die  Städte  können    aus  Mangel   an  Instruction  >ich 

nicht  erklären.     Wiederholung  der  alten  Bitten.] 

1661.  ...  Getreue    Unterthanen    müssen    in    herzlicher     Betrübniss     stehen. 

'  oc*  wann  sie  in  aller  Einfalt  ihre  unterthänigste  Actiones  nach  Gottes  Wort 
und  denen  theuer  beschworenen  Landesverfassungen  in  tiefster  Demuth 
einrichten  und  dennoch  verspüren,  dass  die  liebe  hohe  Obrigkeit  hieran 
nicht  vergnüget  und  bei  derselben  mehr  Missfallen  und  Ungnade,  ab 
hocherwünschte  Zufriedenheit  dardurch    veranlasset    und   erwecket  wird. 


')  Die  Antwort  auf  diese  Relation  (d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  12.  [22.]  Dec.  1661.  un- 
gezeichnetes  Concept  von  Jenas  Hand)  ist  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  U3f. 

3)  Vorher  waren  Sonderbedenken  ausgetauscht  worden  (Bedenken  des  Herren- 
Standes  pr.  12.,  der  Ritterschaft  pr.  13.,  der  Stände  pr.  13.  Dec.  1661. 
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mit  Vorbehalt,  dass  durch  diese  ßerathung  den  vorigen  laufenden  Land- 
tagshandlungen  nichts  benommen  werde,  in  dieser  prajudicirlichen  Sache 
nicht  anders  zu  verfahren,    als    dass    billig   hierin    ein    Unterschied  u 
machen   sei,  sich   über  gemeldtem  Instrument  in  Tractaten  einzulassen, 
oder  dagegen  die  Ursachen  in  specie  anzuzeigen,    worum b  E.  E.  Land- 
schaft solcher  Verfassung,    wie  diese  sein  soll,    sich    nicht    unterwerfen 
könne,  und  dabei  unterthänigst  zu  bitten,    dass    die  gnädigste  Landes- 
herrschaft dero  getreue  Stände  bei  ihren  alten  Freiheiten  und  Gerechtig- 
keiten, wie  Sie  vielfältig  auch  bei  diesem  währenden  Landtag  verheissen. 
zu  schützen  und  zu  erhalten  geruhen  wolle.     So  viel  den  ersten  Unter- 
schied  betrifft,   werden   E.  Oh.  1).   nach  dero  hocherleuchtem  Verstand 
aus  denen  vorgetragenen  Umständen  und  Beschaffenheit  der  Sachen  vor 
sich  selbstcn  gnädigst  zu  ermessen  geruhen,  dass  E.  E.  Landschaft  über 
solchem    Instrument    ohne    Verletzung    ihrer    Freiheiten    sich    in   keine 
Handlung,  Controvors  oder  einige  Decision  einlassen  kann.     Sie  durften 
gar    leicht   I.   K.   M.    und    der   Krone    Polen    durch    Schwächung   der- 
selben crtheileten  Privilegien,  ja  auch  ihren  Nachkommen  in  caso  de- 
volutionis    und  unfehlbar    denen  vorigen  einmal   angenommenen  Land- 
lagshandlungen    unverantwortlich    präjudiciren.     Alle    Handlungen,  da- 
rinnen von  Freiheiten  nach  gelassen  oder  zugelegot  werden  soll,  müssen 
geschehen   über   zweifelhaftigen  Dingen.     Die    Privilegia    und  Jura  de» 
Landes  aber  sind  so   hell  und   klar,    von    so    undenklichen  Jahren  mit 
königlichen  und  kurfürstlichen  Confirmationibus  bestätiget,  dass  dieselben 
mit  Fug  und  Hecht  in  keinen  Zweifel   gezogen   werden    können.    Alle?- 
was  darwider  geschiehet    und    eingeführt    werden    will,    kann    nirgend» 
anders    herrühren,    als    dass   E.  Ch.  1).    übel    berichtet    und    von   der* 
getreuen  Standen  nicht  genügsame  Information   eingezogen   haben.    Zo- 
dem  würde  auch  solche  Handlung  ohne  Effect  sein,  weil  die  Stande  von 
den   Landesfreiheiten    nichts   vergeben    und    die  Condition    ihrer  armen 
Nachkommen    zwar    melioriren,    aber   ohne   Verletzung  ihres  Gewissen." 
und  guten  Gemiiths  im  Geringsten  nicht  deterioriren  können.    Es  haben 
die  Stände    nicht    vermuthet,    dass  die  Worte  in    der   ersten  Landtag*- 
proposition.    darinnen   mit    Zuziehung   der   convocirten  Stände  und  Ein- 
richtung einer  beständigen  liegierung  Erwähnung  geschehen,  einen  Vor- 
trag   eines    solchen   Instrument i,    welches    denen   Landesverfassungen  b 
Religion*-  und  Profansachon  ganz  zuwider  läuft,  hätten  anzeigen  »dien. 
vielmehr  haben   E.  Ch.  1).    und   dero   hochlöblicher   Vorfahren  Exem|*l 
sowohl,    als  ertheilte  Assecurat ioncs,  die  Landtagsproposition  und  naai 
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als  ihrem  natürlichen  Ober-  und  Erbhcrrn  salvis  ossentialibus  jurium  et 
privilegiorum  jederzeit  unterthänigst  halten  und  diejenige  aus  den  alteo 
Verfassungen,  welche  entweder  die  Freiheiten  des  Landes  nicht  angehen 
oder  durch  andere  angenommene  neue  Privilegia  mit  der  Zeit  gehoben 
und  cassiret,  zum  Nachtheil  ihrer  lieben  Landesherrschaft  nicht  anziehen, 
noch  gebrauchen  wollen.  E.  Ch.  D.  werden  nun  gnädigst  geruhen, 
ein  Mehreres  von  dero  getreuen  Ständen  nicht  zu  erfordern.  Ein  Meh- 
rers hat  die  Krone  Polen  durch  Veränderung  des  directi  dominii,  soviel 
E.  E.  Landschaft  betrifft,  nicht  weggegeben,  noch  weggeben  können. 
Nemo  plus  iuris  in  alium  transferre  potest,  quam  ipse  habet  Die 
Wehlauische  Pacta  haben  dieses  requisitum  essentiale,  ohne  welches  sie 
auch  nimmer  bestehen  können,  dass  die  Landesfreiheiten  in  allen  Punk- 
ten beibehalten  werden  sollen.  Die  consolidatio  utilis  cum  directo  do- 
rn inio  giebet  kein  neues  Recht  wider  die  Landesprivilegia,  sondern  ver- 
bindet nur  allein  mit  Veränderung  der  Oberherrschaft  an  E.  Ch.  1). 
dasjenige,  was  beederseits  hohe  Potentaten  hiebevor  gehabt  haben, 
das  ist  Land  und  Leute  bei  ihren  alten  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten, 
so  sie  a  directo  dominio  sowohl,  als  ab  utili  erlanget,  beständig  zu  er- 
halten. Sollten  nun  die  Stände  über  denselben  ihren  alten  uuwider- 
sprechlichen  Freiheiten  in  Religion-  und  Profansachen  nach  Anleitung 
des  Instruments  sich  in  Tractaten  einlassen,  was  würden  sie  Anders 
thun,  als  dieselben  unverantwortlich  iu  Zweifel  ziehen  und  zu  grossem 
erfolgenden  Unheil  ihrer  Nachkommen  selbst  Veranlassung  geben.  E. 
Ch.  I).  werden  vielmehr  gnädigst  geruhen,  nachdem  Sie  der  Allerhöchste 
Gott  durch  Erhaltung  des  directi  dominii  in  solchen  Aufwachs  der  kur- 
fürstlichen Hoheit  gesetzet,  doro  getreue  Untorthanen,  welche  allezeit 
in  demiithigstem  Gehorsam  ihre  Ehre  gesucht,  so  viel  mehr  bei  ihren 
alten  Freiheiten  und  Verfassungen  ohne  Veränderung  zu  dero  unsterb- 
lichen Ruhm  und  Befestigung  dero  Nachkommen  Hoheit  in  kurfürstlichen 
Gnaden  zu  erhalten. 

Würden  aber  E.  Ch.  D.  über  untertänigstes  Verhoffen  dennwh 
darauf  beharren  und  weiter  erfordern,  dass,  wann  gleich  E.  E.  Landschaft 
ihrer  Freiheiten  halber  sich  in  keine  Handlung  einlassen  könnte,  sie 
dennoch  nach  dem  andern  Punkt  des  gemachten  Unterschieds  mehr  a»l 
speciem  gehen  und  erweisen  sollen,  worinnen  die  Landesverfassung  und 
Freiheiten  in  angezogenem  Instrument  Iädiret,  so  erkennen  sich  zwar  <lio 
beiden  Oberstände  unterthänigst  schuldig,  ob  es  gleich  den  Landtacv 
handlungen  angefiihrtermassen  ganz  zuwider,  ob  es  gleich  in  dem  ver- 
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Pflichten  abgefasste  Assecuration  nunmehr  zu  vollenziehen  und  auszu- 
geben, die  angeführte  Landesbeschwer  aufzuheben,  insonderheit  nach 
dero  gnädigstem  vielfältigen  Versprechen  die  unge willigte  Accise,  Ein- 
quartierung und  aufgelegte  Contributiou  als  eine  schwere  Last  gegen 
das  Fest  von  dero  unterthänigsten  getreuen  Ständen  abzunehmen  and 
sie  ingesam bt  zu  desto  grösserer  Liebe  und  Devotion  in  kurfürstlicher 
Gnade  zu  verbinden.  Das  werden  sie  nicht  anders  als  in  standhafter 
Treu  und  mit  andächtigem  Gebet  vor  dero  kurfürstlichen  hohen  Hauses 
beständige  Glückseligkeit  bei  diesem  heiligen  Fest  in  tiefster  Demuth  zu 
verdienen  wissen,  womit  sie  sich  abermalen  in  dero  kurfürstliche  Huld 
demüthigst  recommandiren  und  in  schuldigster  Treue  verbleiben  .  .  . 


Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Bartenstein  15.  De- 

cember  1661. 

(Piaes.  Colin  a.  d.  Spree  11.  [21.]  Dec.)    Ausfertigung.     R.  6.  QQ. 
[Ständische  Eingabe.    Rechtfertigung  der  Oberräthe  der  Verfassung  wegen.    Vertagung 

des  Landtages.    Accise.] 

1661.  Sie  übersenden  die  von  den  Ständen  auf  das  Protokoll  vom  9.  Dec.  einge- 

15.  Dec.  reichte  Schrift,  sie  haben  ihre  Gedanken  darüber  noch  nicht  fassen  können.  Sie 
hätten  ein  schnelleres  Fortschreiten  der  Angelegenheit  und  bessere  Einsicht  der 
Stände  in  des  Kurfürsten  Intention  erwartet.  Sie  bitten,  ans  dem  Umstände, 
dass  die  Stände  behaupten,  die  Verfassung  hätte  zuerst  mit  den  Oberrätheu 
vereinbart  werden  müssen,  „keine  fremde  Gedanken  zu  schöpfen".  Sie  haben 
an  ihrem  Thcile  den  Ständen  nicht  verhehlt,  wie  sehr  ein  solcher  Passus  sio 
bei  dem  Kurfürsten  gravieren  müsse.  Zu  Weihnachten  wollten  sie  den  Landtag 
sine  ulla  dimissione  aut  dissolutione  auf  den  12.  Januar  vertagen.  In  Sachen 
der  Accise  sind  sie  in  die  Stände  gedrungen,  sich  wegen  des  —  nach  der  Ein- 
stellung —  anzunehmenden  Modi  et  Quanti  auszulassen,  haben  auch  privatim  aus- 
gesprochen, dass,  wenn  keine  Einigung  der  Landschaft  zu  Stande  käme,  die  Ao- 
cise  autoritate  Electorali  nach  4  oder  6  Wochen  wieder  eingeführt  würde.  Die 
Stände  haben  gebeten,  ihnen  hinsichtlich  der  Accise  freie  Hand  zu  gönnen,  zu- 
mal sie  auch  schon  in  ihrem  Bedenken  zu  einer  gewissen  Summe  sich  verstan- 
den hätten.  Die  beiden  Oberstände  haben  erklärt,  dass  sie  von  keinem  andern 
modo  ausser  der  Accise  wüssten.  „Die  Städte  Königsberg,  ob  sie  zwar  aus 
Mangel  der  Instruction  publice  desfalls  nichts  resolvieret,  haben  dennoch  in 
tiefster  Demuth  privatim  contestiret,  dass  sie  in  beständiger  Treue  das  Iliritr* 
beitragen  und  die  letzten  nicht  sein  wollten;  man  möchte  sie  doch  nur  in  ihrem 
demüthigsten  Gesuch  gnädigst  erhören,  damit  sie  die  Bürgerschaft  in  etwas  ge.jfii 
das  Fest  erfreuen    könnten;    ja  die  Stände   ingesambt  haben  sich   vernehmen 
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sein,  dass  die  Landtageshandekmg  allhie  geschwinder  von  Statten  gehen 
könne,  als  zu  Berlin  per  deputatos,  so  will  ich  mich  gehorsamst  darnach 
achten,     E.  Ch.  D.  werden  auch  aus  meinem  Vorigen  allbereit  gnadigst 
ersehen  haben,   dass  seiter  der  eingeschickten  Regierungsverfassong  die 
Stande  von  ihrem  vorigen  Vorhaben  abgewichen  und  gar  nicht  dazu  in- 
cliniren,  und  würden  dieselbe  nunmehr  ohne  grosse  Persuasion  sich  wohl 
nicht  dazu  verstehen.     Auf  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  hätten  sie  sich 
einstellen  werden  [sie].    Ich  bin  sonst  alle  Zeit  der  beständigen  Meinung 
gewesen,  dass  ohne  E.  Ch.  D.  hohen  Kegenwart  aus  diesen  Sachen  nicht 
zu  kommen  sein  wird,  werde  aber  E.  Ch.  D.  Befehl  nach  mich  nunmehr 
gefasst  machen   allhie  zu  bleiben  und  will  mir  nach  meiner  Seeligkeit 
nichts  eifriger  angelegen  sein  lassen,   als  Alles  nach  E.  Ch.  D.  Intention 
zu  befodern.    Und  ob  ich  mich  zwar  dann  und  wann  unterstehen  möchte, 
E.  Ch.  D.  Eines  und  Ander  unterthänigst  und  unmaassgeblich  zu  remon- 
striren,  worin  E.  Ch.  D.  den  Ständen  gnädigst  fugen  könnten,  so  werde 
ich    doch    nichts    desto    weniger    das    bei    den  Ständen    durchzudringen 
suchen,  was  E.  Ch.  ü.  mir  befehlen.    Wenn  aber  der  Polnische  Reichstag 
noch  im  Februario  fortgehen  sollte,  so  zweifle  ich  gar  sehr,  ob  der  Land- 
tag gegen  die  Zeit  seine  Endschaft  erreichen  könnte;  an  meinem  eifrigen 
Treiben    aber   soll    es    nicht    ermangeln.     Ich    zweifle  aber  auch  nicht 
E.  Ch.  D.  werden  auch  daselbst  Ihre  Leute  haben,  die  auf  Alles  Achtung 
geben.     So  lange  sich  auch    die  Armee  dem  Hofe    nicht  aecommodiret 
wird  der  Hof  wohl  so  viel  zu  schaffen  haben,  dass  sie  sich  nicht  unter- 
stehen werden,  E.  Ch.  D:  zu  offendiren;  dazu  aber  ist  jetzt  noch  wenig 
Apparenz   und   bekomme   ich  gleich   jetzt  ein  Schreiben   aus   Litthauen, 
darinnen  gemeldet  wird,   dass  die  Armee  in  guter  Intelligence  mit  dein 
Kaiser  sei    und    dass    der  Hof  daruinb    den  Reichstag  gerne    in   Thoru 
halten  wolle.     Was  aus  Danzig  mir  einer  zuschreibet,  ersehen  E.  Ch.  1). 
aus   beigehendem  Extract,    werde   weiter   mit  demselben  correspondiren. 
dan  er  viel  Nachricht  vom  Hofe  bekommt,  und  E.  Ch.  D.  alles  unterthä- 
nigst zuschicken '). 


!)  Die  Beilage  fehlt.  Die  Autwort  auf  diese  Relatiou  «1.  d.  Colin  a.  d.  Spree 
*2(\.  Dec.  lb'fil  (5.  Jan.  lf>(>*2,  ungezeichnetes  foneept  von  Jenas  Hand  mit  der  Auf- 
schrift lectum  in  consilio)  ist  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  117. 
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400000  Rthlr.  in  drei  Jahren  zu  erlegen  willigen;  und  dann  besorge  ich, 
dass  ratione  administrationis  noch  etwas  Zeit  wird  erfordert  werden,  ehe 
man  sich  darüber  wird  vergleichen  können,  zumal  ich  ganz  und  gar  keine 
Hoffnung  habe,  sie  zu  disponiren,  dass  es  bei  iziger  Administration  ver- 
bleibe. Dieses  aber,  gleich  wie  es  an  ihm  selbst  recht,  also  werden  sie 
es  auch  zugestehen  müssen,  dass  an  Seiten  E.  Ch.  D.  auch  jemand«  bei 
dem  Werke  sei,  wiewohl  anitzo  ihre  Meinung  ist,  die  Direction  einem 
von  den  Landräthen,  einem  von  der  Ritterschaft  und  einem  von  den 
Städten  heimzugeben  und  das  einkommende  Geld  demjenigen,  welchen 
E.  Ch.  D.  dazu  bestellen  werden,  auszuantworten  und,  so  oft  es  begehret 
wird,  Rechnung  davon  zu  thun.  Und  weil  indessen  nicht  allein  die 
Miliz  Noth  leidet,  besondern  auch  E.  Ch.  D.  Domänen,  je  länger,  je 
mehr,  verschmälert  werden,  als  ist  mir  beigefallen,  ob  es  nicht  zuträg- 
lich wäre,  dass  man  auf  eine  Interimseinwilligung  dränge,  denn  es  wohl 
sein  kanu,  dass  unter  den  Ständen  Leute  sein,  so  die  rechte  Einwilligung 
mit  Fleiss  zu  verzögern  suchen  werden,  damit  die  Miliz  von  sich  selbst 
zerschmelze.  Bitte  derowegon  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  wollen  geruhen, 
mir  gnädigst  eigentliche  Verordnung  zu  ertheileu,  wie  ich  hierin  ver- 
fahren soll.  —  Was  die  Huldigung  betrifft,  kann  ich,  weil  E.  Ch.  D.  meiu 
untertänigstes  Bedenken  gnädigst  begehren,  nicht  vorbei,  gehorsamst  zu 
berichten,  welchergestalt  ich  grosse  Difficultäten  besorge,  falls  E.  Ch.  D. 
solche  voraus  und,  ehe  die  polnische  Commissarii  dazu  kommen,  negiren. 
und  bliebe  ich  noch  bei  meiner  vorigen  Meinung,  wenn  E.  Ch.  D.  auf 
bevorstehenden  Reichtstag  suchten,  dass  Commissarii  benennet,  mit 
Vollmachten  versehen  und  dergestalt,  dass  auf  E.  Ch.  I).  Gesinnen  sie 
auf  gewisse  Zeit  und  Ort  erscheinen  sollten,  beordret  würden,  dass  als- 
dann bei  der  Sach  ganz  keine  Gefahr  sei,  dann  man  wird  selbige  eher 
nicht  fordern,  bis  man  mit  den  Ständen  ganz  richtig:  sofern  aber  E.  Ch.  D. 
besorgen,  dass  die  Stände,  wenn  Commissarii  beneunet  und  auf  dem 
Reichstag  verordnet,  so  fort  ihr  Absehen  darauf  nehmen,  sich  auf  die 
Hinterbeine  setzen  und  desto  härter  in  ihrer  Erklärung  bezeugen  würden, 
halte  ich  davor,  dass  E.  Ch.  I).  ohn  einige  Gefahr  die  Huldigung  bis  zu 
besserer  Ihrer  Gelegenheit  aussetzen  können  und  wegen  der  Commissa- 
rien  auf  künftigen  Reichstag  nichts  zu  suchen  hätten.  E.  Ch.  D.  haben 
nicht  allein  wegen  der  Souveränität  von  den  Ständen  allbcreit  so  viel 
weg,  dass  Sie  ohn  Pericul  sein  können,  hesonderu  es  kann  auch  beim 
Landtagsschluss  noch  ferner  befestigt,  zugleich  die.  Zeit  zur  Huldigung  an- 
gesetzt und  darauf  bei  dem  erst  einfallendem  Reichstage  um  die  Comniis- 
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bliren  wollen  und  man  sich  auch  daher  nothwendig  gegen  Alles  fest 
setzen  müsste;  daher  dann  bei  all  solchen  Leuten  Alles  und  Jedes,  was 
von  Seiten  E.  Ch.  D.  berühret,  überall  suspect  und  das  allbereit  so  tief 
eingewurzelte  schädliche  Misstrauen  immer  grösser  gemacht  wird.  Noch 
gestriges  Tages  hat  mir  einer  gesagt,  wann  E.  Ch.  D.  4  reformirte  Prediger 
in  der  Schlosskirchen  bestellten,  so  würde  das  Land  sich  darüber 
so  sehr  nicht  betrüben,  als  wenn  D.  Dreier  mainteniret  wird.  An 
meinem  untertänigsten  Ort  kann  ich  zwar  darum  nicht  rathen,  dass 
E.  Ch.  D.  ihn  von  hier  wegnehmen,  wiewohl  es  scheinet,  dass  er  wegen 
Mangel  des  Unterhalts  wohl  selbst  auf  eine  andere  Vocation  gedenken 
mag,  aber  ich  bin  der  gewissen  Meinung,  dass  es  E.  Ch.  D.  zu  sonder- 
baren Dienst  gereichen  werde,  wenn  D.  Dreier  sich  hinfüro  aller  solcher 
streitigen  Dinge  so  wohl  in  den  Predigten,  als  seinen  Schriften  enthalten 
könnte l) 

Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.   Dat.  Königsberg  17.  Januar2) 

1662. 

Ausfertigung.    R.  6.  RR.  1. 

[Auseinandersetzung  mit  Königsberg   wegen  der  zur   Accise  geschlagenen,   der  Stadt 

bewilligten  üilfsgelder.] 

1662.  Sie  haben  die  Accise  durch  allgemeines  Ausschreiben  abrogirt.3)     ^Nun  ist 

17.  Jan.  uns  dabei  zugleich  eingefallen,    dass  denen  Städten  Königsberg  die  llülfgelder 


J)  Auf  diese  Relation  ergieng  als  Antwort  das  Rescript  d.  d.  Cüstrin  17.  (27.)  Jan. 
1662  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  121  f. 

'•Q  Am  selben  Tage  theilen  die  Oberrathe  dem  Kurfürsten  mit,  dass  sie,  sofort, 
nachdem  sie  von  der  Druckschrift  gegen  Dreyer  gehört,  weitere  Divulgation  verhütet 
haben.  Sic  werden  die  Widmung  nicht  annehmen,  sondern  „das  Werk  also  coinj>e>- 
ciren,  dass  so  wohl  ein  als  das  ander  Theil  schweigen  und  so  in  Schriften  wie  in 
Predigten  des  Controversierens  sich  enthalten  sollen *.  Diese  Druckschrift  hatte  fol- 
genden Titel:  „Grundlicher  und  Notwendiger  Bericht,  was  ein  Einfältiger,  Recht- 
gläubiger Christ  halten  und  glauben  soll  von  der  Einigen,  Wahren,  Catholischen  und 
Unsichtbaren  Kirchen.  Dabei  auch  insonderheit  examinieret  und  auf  die  Probe  ge- 
setzet wird  die  Predigt  D.  Christiani  Drejeri,  Welche  Er  in  der  Schlosskirchen  zu 
Königsberg  Dom.  Septuag.  Anno  1661  gehalten  und  drucken  lassen.  Allen  aufrich- 
tigen Lutherischen  Rekennern  zu  treuem  Unterricht  und  Nöthiger  Ablehnung  der  fal- 
schen Auflagen,  damit  Rechtgläubige  Lehrer  als  Novatianer,  Donatisten  und  Lmifi- 
rianer  zur  Ungebühr  darinnen  durchgezogen  und  belästiget  werden.  Ausfertiget  von 
K.  E.  Ministerio  der  dreyeu  Städte  Königsberg.  Zu  Königsberg  gedruckt.  1662."  Sie 
greift  alle  ^yncretistischeu  Bestrebungen  mit  den  heftigsten  Ausdrücken  an. 

:{)  Unter  dem  2.  (12.)  Jan.  1662  war  ein  Rescript  an  sie  ergangen  mit  dem  Auf- 
trage, die  schon  am  12.  Dec.  1661  anbefohlene,  aber  noch  immer  nicht  begonnen«* 
Abschaffung  der  Accise  ins  Werk  zu  setzen. 
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bührondom  Respect  empfangen '),  werde  deroselben  gnädigstem  Befehl  in 
Allem  gehorsamst  nachleben  und  vorsuchen,  ob  die  Stande  sich  mit  einer 
mündlichen  Beantwortung  auf  jeden  Punkt  wollen  vergnügen,  daran  ich 
aber  sehr  zweifle,  weil  sie  auch  nur  von  der  allergeringsten  Sach  ex- 
tractum  protocolli  begehren ;  im  Fall  sie  nun  auf  die  Art  nicht  zu  con- 
tentiren  sein,  werde  ich  das  überschickte  E.  Ch.  D.  gnädigstem  Befehl 
zufolgo  abschreiben  lassen,  denen  Herren  Oberräthen  aber  dieses  Exem- 
plar wohl  zeigen  müssen,  damit  sie  nicht  davor  halten,  als  wann  ichs 
nur  hier  aufgesetzt  hätte,  wie  sio  mich  dann  öfters  in  solchen  Verdacht 
ziehen.  Gleichwohl  habe  ich  nicht  allein  die  unterstrichene  Linien  so 
stark  ausgolöscht,  dass  es  unmöglich  zu  lesen  ist,  sondern  will  es  auch 
ohn  das  in  Händen  behalten  und  ihnen  nur  vorlesen.  Es  ist  zwar  wohl 
zu  vermuthen,  dass  die  Ständo  mit  dieser  Resolution  noch  nicht  aller- 
dings worden  zufrieden  sein,  jedoch  sehe  ich  auch  nicht,  wie  E.  Ch.  D. 
es  anders  voritzo  resolviron  können  und  wird  dahin  stehen,  ob  E.  Ch.  D. 
auf  ihre  Replicam,  so  ohn  Zweifel  erfolgen  wird,  sich  über  einen  oder 
andern  Punkt  besser  werden  erklären  können,  habe  im  Uebrigon  weiter 
nichts  dabei  zu  orinnern.  Weil  ausserhalb  etlichen  Landräthen  von  dor 
Ritterschaft  noch  Niomand  als  der  von  Königseck  aussm  Amte  Barten 
erschienen,  habe  ich  Anregung  gethan,  dass  neue  Befohliche  umb  schleunig 
oinzukommou,  ergangen  sein. 

Dass  sonsten  dor  beiden  Oberstände  Resolution  wegen  einer  solchen 
Einwilligung,  wie  ich  neulich  in  moincr  letzten  untertänigsten  Relation 
erwähnt,  allbereit  gefasset  sei,  Solches  hab  ich  seither  noch  weiter  ver- 
spüret, lasse  mich  abor  gegen  alle,  so  mit  mir  davon  sprechen,  verlauten, 
dass  E.  Ch.  D.  mit  der  Summ  nicht  zufrieden  sein  können.  Jüngsthin 
habe  E.  Ch.  D.  ich  von  einem  vom  Adel,  der  wegen  der  Acciseresten 
ganz  unverantwortlich  soll  gesprochen  haben,  gemeldet.  Es  will  aber  auf 
die  Art  nicht  continuireu,  habe  den  Hauptmann,  in  dessen  Beisein  es 
geschehen,  darüber  vornommon,  welcher  mich  berichtot,  dass  er  zwar 
gesagt,  die  Accise  wäre  nicht  länger  als  2  Jahr  bewilligt,  hoffo  also, 
man  würde  uneingewilligte  Dinge  nicht  exoquiren,    nicht    ohn  aber  sei 

')  1  >ar i n  war  er  beauftragt  worden,  die  kurfürstliche  Resolution  auf  die  Land- 
tagsgravamina,  die  er  zuvor  entworfen,  in  der  ihm  nunmehr  zugehenden  Form 
«teil  Stauden  vorlesen  und  auf  Verlangen  abschriftlieh  überleben  solle.  Kiu  uleich- 
zeitii;  (am  2.  [12.]  .lan.  HWi2)  an  ihn  und  die  Oberrätho  zusammen  erlassenes  Re- 
seript  enthielt  den  Befehl  die  Laudtagsvcrhandlungen  nach  Möglichkeit  zu  beschleu- 
nigen. 
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es,  dass  ebenderselbe  sehr  oft  harte  Reden  führe,  und  ists  der  von 
Meden,  ein  Karländer,  dessen  Schwester,  der  Frau  Marquartin,  E.  Ch.  I). 
sich  ohn  Zweifel  erinnern  werden,  und  hats  das  Ansehen,  als  wann  der 
Bruder  gleich  witzig  werden  wollte. 

Wegen  Rothen  hat  der  Magistrat  eine  Entschuldigungsschrift  ein- 
geschickt; ich  habe  aber  die  Oberräthe  ersucht,  dem  Magistrat  bei  nam- 
hafter Straf  anzubefehlen,  ihn  ausfolgen  zu  lassen.  E.  Ch.  D.  mögen  viel- 
leicht gedenken,  dass  er  durch  dieses  Mittel  gewarnet  werde,  sich  desto 
besser  vorzusehen;  aber  Sie  geruhen  gnädigst  zu  erwägen,  dass,  wie  von 
Anfang  her  sein  Gewissen  ihn  keine  andere  Rechnung  machen  lassen, 
denn  dass  er  wurde  incarceriret  werden,  also  würde  er  sich  ohn  das 
wohl  in  Acht  genommen  haben;  indem  es  aber  anizo  geeifert  wird, 
werden  nicht  allein  viel  hiedurch  geschrecket,  sondern  E.  Ch.  D.  behalten 
auch  aufn  ungehorsamen  Fall  eine  Action  an  die  Stadt. 

Vor  etwan  l1/,  Jahr  ist  ein  studiosus  theologiae,  Namens  Martinus 
Grabe,  an  die  Universität  Jena,  dass  er  daselbst  gradum  erlangen  möchte, 
recommendiret  worden;  selbiger  hat  nun  allda  disputationem  inauguralem 
gehalten,  solche  E.  Ch.  D.  dedicirt  und  mich  gebeten  E.  Ch.  D.  dioselbe 
nebst  des  Herzogs  und  der  Universität  Schreiben  zuzuschicken,  hat  auch 
von  E.  Ch.  I).  damals  auf  D.  Dreiers  Recommendation  vocationem  zur 
extraordinaria  professione  theologiae  erhalten.  Demselben  wollen  die 
Prediger  allhie  schon  desfalls  DifGculteten  machen,  hoffe  aber,  die  Ober- 
räthe werden  sich  daran  nicht  kehren  und  ihn  installiren  lassen;  er  ist 
sonst  geschickt  und  gelahrt  und  ist  Niemand,  der  etwas  auf  ihn  zu  sagen 
weiss,  als  dass  er  gut  dreierisch  sei. 

Postscriptum. 

Auch,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  nach  Verfertigung  meiner  unter- 
thänigsten  Relation  bin  ich  zu  den  Oberräthen  gangen  und  E.  Ch.  I). 
gnädigstes  Rescript  üborantwortet,  so  sie  auch  verleson. 

Nun  waren  sie  auch  alle  der  Meinung,  dass  die  mündliche  Conferenz 
nichts  verfangen  oder  aufs  Wenigste  so  viel  nicht  richten  würde,  dass 
sich  die  Stände  der  schriftlichen  Resolution  begeben  sollten;  dabei  sie 
auch  erinnerten,  dass  sie  nöthig  befunden,  E.  Ch.  I).  noch  ein  und  an- 
dere Erinnerungen  bei  dieser  Resolution  zu  thun,  welche  die  Sachen 
verhoffentlich  facilitiren  sollten,  vermeinende,  es  würde  diese  mora  nicht 
schädlich  sein,  wann  an  E.  Ch.  D.  sie  noch  vorhero  ihr  Bodenken  über 
dieses  und  jenes  überschrieben  und  E.  Ch.  D.  die  Resolution  hio  und 


Tbeologenstreit.    Revision  des  Landrechts.  717 

gener,  Oberappellationsgerichtsrath  Rudolph  von  Fasoidt,  als  Direktor  aber  den 
Kanzler  Johann  von  Kospoth. ') 


l)  Darauf  ergieng  an  die  Genannten  unter  dem  14.  (24.)  April  ein  Cemmissarial- 
rescript,  in  dem  es  heisst:  „So  befehlen  Wir  Euch  sambt  und  sonders  hiermit  gnä- 
digst, dass  Ihr  Euch  förderlichst  zusamraenthut,  erwähntes  getrucktes  Preussisches 
Landrecht  vor  Euch  nehmet,  dasjenige  darin,  was  zu  Beförderung  der  Justiz  und  Ab- 
schneidung der  Weitläufigkeit  dienet  fleissig  beobachtet,  dasselbe  nach  den  Rechten 
und  den  wohlhergebrachten  und  üblichen  Gewohnheiten,  da  es  nöthig,  ändert  und  ver- 
bessert, was  aber  nicht  nöthig,  auslasset  auch  sonst  Alles  und  Jedes  auf  den  kegen- 
wärtigen  Zustand  Unseres  Herzogthumbs  Preussen  einrichtet  und  nach  solchen  Allem 
Uns  einen  Aufsatz  darüber  zu  Unserer  gnädigsten  Revision  und  anderweiten  Verord- 
nung nebst  Eurem  untertänigstem  Bericht  ungesäumbt  einschicket.0 


5.    Bis  zur  Bewilligung  der  Accise  durch  die 

Oberstände. 

Protokoll  der  Oberrathstube.    Praes.  et  publ.  24.  Janaar  1662. 

R.  6  RR.  3.  —  Kon.  668  I. 

[Reduction  der  Armee.     Abschaffung  der   Accise.     Willigungsmodus.     Königsbergs 
Acciseresto.     Confirmation  dor  Privilegien.     Regierungsverfassung. 

1662.  Der  Kurfürst  hat  mit  nicht  geringem  Missfallen  vernommen,   „welcher  ge- 

24.  Jan.  ^j^  {\iei  gesammteu  Stande  über  die.  von  ihm  so  wollgemeinte  und  landesväter- 
liche Regierungsverfassung  viel  Beschwernis  und  Cunctirens  sich  unternommen.44 
Trotzdem  soll  ihnen  in  wenigen  Tagen  —  in  Hoffnung  auf  ihre  Dankbarkeit  — 
eine  kurfürstliche  Resolution  auf  ihre  letzte  Schrift  ratione  aholitionis  grava- 
minum  vom   13.  Decemher  ausgeantwortet  werden. 

Inmittelst  aber  hat  S.  Oh.  I).  die  Urgentissima  abgethan,  die  Ar- 
mee  abgodanket  und  nur  so  viel  übrig  behalten,  als  sie  zu  notwendigem 
Schutz  dieses  Landes  für  nöthig  zu  sein  geurthoilet,  die  Oontribution, 
Supplemcntum  und  dio  Anlage,  auch  neulichen  die  Accise  unerwartet 
der  Reassumtion  des  Landtages  sofort  aufgehoben  ...  in  der  gnädigsten 
unfehlbaren  Zuversicht,  K.  E.  Landschaft  werde  hinwieder  laut,  ihrem  ver- 
bündlichen Versprechen,  bei  diesem  itzigon  Sr.  Oh.  I).  so  genauen  und 
enervierten  Estat  nicht  allein  mit  einem  ansehnlichen  Quanto  unter  die 
Arme  greifen,  sondern  auch  zu  wirklicher  Abstattung  dessen  den  ver- 
hotTentlichen  allberoit  begriffenen  Modum  unverzögerlichen  extradiren  .  . . 

Nebst  dorne  so  werden  die  drei  Städte  Königsberg  zugleich  erinnert, 
wie  unverantwortlichen  man  mit  Sr.  Oh.  I).  in  so  vielen  Jahren  hero  bei 
Abtragung  der  Accise  zu  dero  grossem  Nachtheil  und  Schaden  gebahret, 
dass  nach  richtiger  Untersuchung  und  Befindung  so  viele  Restanten  seind 
überblieben,  umb  welcher  willen  man  not h wendig  eine  sonderliche  Oom- 
mission,  damit  Niemand  sich  zu  beschweren  Ursach  habe,  verordnen 
müssen.   Als  werden  die  Räthe  der  dreien  Städte  aus  schuldiger  Pflicht  gegen 
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Sr.  Ch.  D.  dahin  bofliessen  sein,  wie  sie  nicht  allein  ihre  Bürgerschaft  da- 
hin halten,  sich  vor  den  von  I.  Ch.  D.  verordneten  Commissaricn  zu 
gesteilen  und  also  die  Richtigkeit  mit  anlegen  und  befördern,  sondern 
auch  dasjenige,  was  Sr.  Ch.  D.  von  Rechts  wegen  zukommen  wird,  durch 
schleunige  Execution  anzuschaffen,  sich  werden  angelegen  sein  lassen. 

Damit  auch  an  der  unterthänigst  gesuchten  Confirmation  ihrer  der 
Stande  wohlhergebrachten  Verfassungen  und  Privilegien  an  Seiten  Sr.Ch.I). 
nichts  ermangeln  möge,  als  wird  denen  Ständen  im  hohen  Namen  Sr.  Ch.  1). 
dieselbe  hiemit  copialiter  (wie  sie  ihnen,  wenn  Alles  seine  Richtigkoit 
erlanget,  in  authentica  forma  zugcstellet  werden  solle)  eingeantwortet1), 
daraus  sie  dann  unterthänigst  zu  ersehen,  wie  S.  Ch.  D.  den  getreuen 
Standen  ihre  Privilegien  nicht  entziehen,  sondern  vielmehr  zu  bestätigen 
gnadigst  geneigt  sein. 

Und  nachdeme  S.  Ch.  I).  an  dero  hohem  Orte  nunmehro  das  Ihrige 
gethan,  so  zweifeln  dieselbe  hinwieder  nicht,  E.  E.  Landschaft  werde  auch 
mit  Hindansetzung  aller  unnöthigen  schädlichen  Weitläufigkeit  zur  Sache 
schreiten  und  dasjenige,  worüber  sie  sich  in  der  Regierungsverfassung  in 
specie  zu  beschworen  vermeinet  punetative  aufsetzen  und  folgend»  zu 
Sr.  Ch.  D.  .  .  landes väterlichen  Erklärung  förderlichst  einbringen,  da 
sich  dann  höchstgedachte  S.  Ch.  1).  darauf  dergestalt  gnädigst  werden 
finden  lassen,  als  jemals  getreue  und  gehorsame  Unterthanen  von  ihrem 
.  .  Landesherrn  und  Fürsten  desideriren  und  verlangen  mögen. 


Schwerin  an   den  Kurfürsten.     Dat.   Königsberg  27.  Januar 

1662. 

(Praes.  Quartzschen  22.  Jan.  [1.  Febr.])    Ausfertigung. 

[Erwiderung  der  Stände  auf  die  Proposition.     Acciseroste.     Tbätigkeit  der  Land  rät  ho 

Bernsteinsachen.     Dirschau  jr.] 

Vergangen  Dienstag  ist  die  Proposition  den  Ständen  also,  wie  \GiV2. 
verhoffentlich  die  Herron  Oberräthe  solche  mit  dieser  Post  einschicken  ~' '  an" 
werden,  durch  den  Herrn  Kanzler  abgeleget  worden,  darauf  die  Stande 
nach  genommenem  Abtritt  auf  den  darin  enthaltenen  Verweis  geantwortet 
and  mit  gar  respectueusen  Worten  gebeten,  bei  E.  Ch.  I).  aufs  Beste  zu 
entschuldigen,  dass  sie  zu  Conservution  ihres  Rechtens  und  Privilegien 
ihre  Nothdurft  beobachten  müssen,  dabei  Namens  der  Städte  anhängende. 


>)  Vom  80.  Dec  1661  (s.  o.  S.  707). 
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benannt  sein,  als  reformirte  Edelleute  vorhanden,  zu  geschw eigen,  die 
capable  zu  officiis  sein.  Ich  will« aber  mein  Bestes  thun,  sie  zu  ver- 
sichern, dass,  wann  keine  capable  Leute  unter  den  Reformirten  befunden, 
E.  Ch.  D.  alsdann  solche  Stellen  mit  lutherischen  Personen  bekleiden 
werden;  ziehe  auch  dieses  alles  darum  nicht  an,  als  wann  ich  mich 
scheuete,  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Befehl  zu  vollstrecken,  besondern  damit 
mir  künftig  nicht  begemessen  werde,  dass  ich  die  Umstände  nicht  vor- 
gestellt hätte.  Ich  bekenne  auch,  dass  gleichwohl  bei  erlangter  Souve- 
ränität E.  Ch.  D.  die  Macht  haben  müssen,  Kirchen,  wo  sie  nöthig 
sein,  bauen  zu  lassen;  nur  habe  ich  diese  Meinung  gehabt,  wenn  E. 
Ch.  1).  sich  solchen  Rechtens  nicht  begeben,  so  stünde  Ihr  solches  allzeit 
frei,  wenn  Sie  es  Ihro  schon  nicht  reservierten. 

Hiebevor  habe  E.  Ch.  D.  ich  untcrthänigst  berichtet,  dass  der  Stadt 
Kneiphof  bei  Straf  anbefohlen  werden  sollte,  Rothen  auf  das  Schloss 
zu  liefern;  die  Obesräthe  aber  haben  davor  gehalten,  dass  die  Stadt  von 
solchem  Rescript  appelliren  würde  und  dass  es  am  besten  wäre,  dass 
er  vors  Criminalgericht  citiret  und  daselbst  alsdann  um  die  Incarceration 
angehalten  werde.  Ich  bleibe  aber  der  Meinung,  dass  man  Beedes  thun 
könne  und  so  wohl  das  Rescript  an  die  Stadt,  an  welche  E.  Ch.  D. 
aufn  ungehorsamen  Fall  Praetension  behalten,  ergehen,  als  auch  Roth 
vors  Criminalgericht  citiret  und,  wann  er  nicht  erscheinet,  gegen  ihn  in 
contumaciam  procediret  werden  müsse,  dann  wegen  der  Captur  gieht 
mir  der  Herr  Generalwachtmeister  Görzke  schlechte  Vertröstung,  dass  es 
ihm  darin  nicht  gelingen  werde,  weil  er  sich  trefflich  in  Acht  nimmt 
nicht  ausser  der  Stadt  zu  gehen  und  in  dor  Stadt  es  zu  practiciren 
unmöglich  sei.  Ich  vernehme,  er  setze  itzo  Alles  aufs  Leugnen,  vor- 
gebend, wann  er  Solches  geredet  hätte,  wäre  er  werth  gewesen,  dass  er 
von  mir  allsofort  auf  der  Stelle  wäre  erstochen  worden. 

Der  Wildnussbcreiter  ausm  Staplackischen  leugnet  ebener  Ge- 
stalt Alles  und  gestehet  nur,  dass  das  Wildpret,  so  in  seiner  Gegenwart 
geschossen  zu  sein  ihm  vorgehalten,  auf  den  Pitscharcken  gefallet 
wäre,  welches  Holz  meinem  Stiefsohn  zuständig  und  an  E.  Ch.  1). 
Staplackischen  Heide  stosset.  Deroweg  ist  der  ander  Schütz,  so  die 
Bekenntnuss  gethan,  herein  vorschrieben,  dass  Beede  confrontiret  werden 
können. 

Des  von  Mülheims  Bruder,  so  bei  Königlicher  Majestät  in  Polen 
Kämmerer,  ist  neulich,  wie  er  von  I.  M.  nach  Danzig  um  Geld  zu  holen 
geschickt  worden,  hier  gewesen,  und  hat  ihn  der  General  Kalcksteiu 
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verändert  werden  sollte,  die  beede  Vögte,  derer  Vermögen  bei  gegen- 
wärtiger Landtagshandlung  E.  Ch.  D.  gnädigst  bewusst  ist,  dadurch  sehr 
disgustiret  werden  dörften.  Stehet  demnach  Alles  zu  £.  Gh.  D.  gnä- 
digsten Resolution. 

Imgleichen  ist  der  Oberster  Bellicum  zu  mir  kommen  mit  Bericht, 
dass  er  noth wendig  ein  Corps  des  gardes  am  Damm  beim  Strom 
machen  müssen;  als  nun  der  Rath  ausm  Kneiphof  Solches  inneworden, 
haben  sie  zu  ihm  geschickt  und  begehren  lassen,  Solches  wieder  weg- 
zunehmen: weil  es  auf  ihren  Grund  und  Boden  wäre,  könnten  sie  es 
nicht  zugeben,  würden  es,  im  Fall  ers  verweigerte,  selbst  wegreissen. 
Ich  habe  ihm  gerathen,  den  Oberräthen  Solches  zu  hinterbringen,  damit 
sie  an  den  Rath  Verbott  ergehen  lassen  können1). 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.     Dat.   Königsberg   3.  Februar 

1662. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  29.  Jan.  [8.  Febr.].)    Ausfertigung.     R.  6.    RR.  1. 
[Der  theologische  Streit.    Die  neue  Willigung.    Ständische  Antwort  auf  die  Resolution. 

Das  Corps  des  gardes.] 

E.  Ch.  D.  gnädigstes  Rescript  nebst  denen  beiden,  so  an  die  Herren 
Oberräthc  und  mich  vom  17.  Januarii  aus  Küstrin  dirigiret  gewesen, 
habo  ich  bei  vorgestriger  Post  mit  schuldigstem  untertänigstem  Respect 
erhalten.  So  viel  das  eine  wegen  einer  Conferonz  zwischen  den  Theo- 
logis belangt,  will  ich  vor  desselben  Ucbergabe  einen  und  andern  son- 
direu,  wohin  man  incliniret,  und  mich,  weil  E.  Ch.  D.  mir  solche  Frei- 
heit gnädigst  verstatten,  darnach  richten,  das  ander  aber  sofort  über- 
geben und  mich  bemühen,  dass  man  autorem  des  allegirten  Schreibens 
erfahre.  Es  ist  zwar  nicht  ohn,  dass  I).  Dreier  die  Dissentirende  näher 
zusammenzubringen  einen  guten  Vorsatz  hat;  allein  eben  dasjenige  ists. 
so  allhio  aus  Hass  gegen  alle  andere  Religionen  so  übel  aufgenommen 
und  bei  dem  gemeinen  Mann  dahin,  als  wann  man  die  lutherische  Re- 
ligion gar  zu  unterdrücken  oder  aufs  Wenigste  mit  andern  zu  vermen- 
gen suchte,   ausgedeutet  wird.     Es   bleibt    auch    nicht    allein    bei    dein 


')  Als  Antwort  auf  diese  Relation  ergieng  das  Rescript  d.  d.  Cöstrin  26.  Jan. 
(5.  Febr.)  1C»f»2  (ungezeichnetes  Ooneept  von  Jenas  Hand),  abgedruckt  bei  Orlich  III 
S.  12.°»  IT.,  dann  folgten  des  Weiteren  zwei  Rescripte  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  30.  Jan. 
(i).  Febr.)  1G62,  eines  an  Schwerin  und  die  Oberräthe  gemeinsam,  ein  anderes  an 
Schwerin  allein,  abgedruckt  ebenda  S.  123 ff. 
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wegen  der  Einwilligung  zugleich  zu  gedenken  wäre,    dass    die  Zeit,    da 
solche  geschehen  solle,  nunmehr  verflossen  sei. 

Auf  dasjenige,  so  ich  in  meiner  letzten  unterthänigsten  Relation 
wegen  des  corps  des  gardes,  so  der  Oberster  Bellicum  bauen  lassen, 
erwähnet,  ist  nach  der  Zeit  erfolget,  dass  sich  eine  ganze  Anzahl  Trägers 
gefunden,  so  das  erbaute  Häusicheu  abbrechen  wollen.  Der  Oberster 
aber  hat  sie  durch  die  Soldaten  trefflich  abschmieren  lassan,  maassen 
auch  mit  einer  Mousquete  Feuer  gegeben  worden,  darauf  vorgestern 
abermalen  allerhand  Thätlichkeiten  vorgelaufen  und  ist  der  Magistrat 
mit  einem  grossen  Ausschuss  in  die  Oberrathstube  kommen  und  hat 
mit  gar  harten,  nachdenklichen  Worten  die  Demolition  des  Häuschens 
gebeten,  doch  Alles  gegen  den  Oberston  allein  gerichtet,  als  wenn  der- 
selbe uhn  Noth  und  ihnen  nur  zum  Verdruss  dieses  angefangen.  Die 
Oberrätho  Hessen  mich  gestern  in  die  Oberrathstube  verbitten,  um  sich 
hierunter  meines  Raths  zu  gebrauchen,  da  ich  dann  erinnerte,  dass  man 
den  Herrn  General-Wachtmeister  Görtzken  heraufrufen  lassen  und  sein 
Bedenken  darüber  vernehmen  möchte,  welcher,  wie  er  gekommen,  vor- 
geschlagen, den  Ort  zu  besichtigen,  so  er  zu  thun  auch  auf  sich  ge- 
nommen. Die  Bürgerschaft  gab  sich  wiederum  bei  den  Oberräthcn  an 
und  suchte  nochmalen  die  Demolition  sehr  beweglich.  Ich  fragete 
sie,  was  sie  vor  Ursach  hätten,  dass  sie  auf  dieses  so  geringe  Plätzchen 
so  sehr  drüngen?  Sie  antworteten,  E.  Ch.  D.  hätten  ihnen  selbst  allzeit 
die  Gnade  gethan,  wann  sie  von  der  Stadt  etwas  begehret,  dass  Sie  die- 
selbe ullemahl  zuforderst  ansprechen  lassen,  wie  Solches  insonderheit 
mit  dieser  Schanze  und  hiebevor  noch  in  viel  geringern  Dingen  gesche- 
hen sei,  könnten  also  dem  Obersten  nicht  einräumen,  mit  ihrem  Grund 
und  Buden  nach  seinem  Gefallen  zu  gebahren,  sondern  sie  müssten  hierin 
desto  behutsamer  gehen,  zumalen  der  Oberster  ihnen  oft  in  faciem  ge- 
sagt, dass  Alles,  was  unter  den  Kanomen  wäre,  ihm  zustünde,  hätte 
sieh  auch  verlauten  lassen,  in  diesem  Häuschen  einen  Bierschauk  anzu- 
legen, auch  auf  die  Bürgerschaft  geschmähet  desfalls  sie  viel  speciale 
Klagten  vorbrachten  und  dabei  von  ihrer  unterthänigsten  Devotion  ge- 
gen K.  Ch.  I).  hoch  und  viel  contestirten:  wollten  Gut  und  Blut  auf- 
setzen, könnten  ihnen  aber  vom  Obersten  Bellicum  nichts  nehmen 
lassen.  Sic  sein  bis  auf  die  Besichtigung  vertröstet  und  will  ich  hoffen, 
dass  die  Sach  so  lang  un verabscheidet  bleiben  werde,  bis  E.  Ch.  D.  gnä- 
digste Resolution  einkommt.  Ich  befürchte  aber,  wenn  die  Bürgerschaft 
ganz    abgewiesen    werden  sollte,    es  bei  ihnen  grosse  Verbitterung  ver- 
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Schrift  noch  nicht  zu  sehen  bekommen  können.  Was  nun  hierauf  er- 
folgen wird ,  Solches  will  E.  Ch.  D.  ich  hiernächst  gehorsamst  referiren. 
Interim  wird  mir  wohl  sehr  lieb  sein,  wann  zu  Beförderung  E.  Ch.  D. 
Dienste  ich  nur  per  generalia  dero  gnädigste  Meinung  hierüber  erlangen 
möchte,  insonderheit  ob  E.  Ch.  D.  wollen,  dass  künftig  diese  Schrift  zu- 
forderst ausführlich  wiederleget  oder  nur  zu  Adjustirung  des  Instrumenti 
geschritten  werden  soll.  Das  Erste  wird  wohl  E.  Ch.  D.  hohes  Recht, 
welches  hierin  meines  Ermessens  sehr  angegriffen,  erfordern,  aher  auch 
sehr  viel  Zeit  wegnehmen,  das  Letzte  aber  vielleicht  ein  Mittel  sein, 
dem  Werke  ein  Ende  zu  befordern.  Inzwischen  will  ich  Einem  und  An- 
dern so  viel  remonstriren,  als  ich  in  meinem  Gewissen  befinde,  dass  zu 
E.  Ch.  D.  Dienst  gereichet. 

So  viel  der  Streit  zwischen  den  Theologis  betrifft,  hab  ich  mit 
D.  Dreiern  aus  der  Sach  geredet.  Derselbe  ist  zwar  erbötig,  auf  Er- 
fordern sich  zu  gestellen,  auch  was  er  an  des  Ministerii  Schrift  zu  desi- 
deriren,  vorzubringen,  sich  auch  dergestalt,  dass  man  mit  ihm,  sofern 
man  nicht  gar  unbillig  sein  wollte,  zufrieden  sein  könne,  zu  expliciren, 
allein  er  wäre  versichert,  dass  bei  ihnen  der  Hass  und  Neid  gegen  seine 
Person  so  tief  eingewurzelt,  dass  auch  dieses  nichts  verschlagen  werde. 
Er  hätte  schon  versucht  mit  ihnen  privatim,  auch  wohl  in  Consistorio 
zusammen  zu  kommen  und  mit  ihnen  amice  von  allen  Streitigkeiten 
zu  reden,  hätte  es  aber  dahin  nicht  bringen  können,  besorgte  auch,  sie 
würden  in  der  Oberrathstube  sich  nicht  einmal  in  dieser  Sach  einlassen 
wollen,  darin  mich  auch  Andere,  mit  denen  ich  im  Vertrauen  hierauf 
geredet,  gestärket,  dann  sie  nehmens  darauf,  dass  es  eine  Sache  sei,  so 
nicht  sie  allein,  sondern  die  ganze  Kirche  concernire.  Ich  will  dem 
Werk  noch  weiter  nachdenken  und  sehen,  was  hierin  zu  thun  sein  möge. 

Wie  ich  auch  von  allen  Orten  beständig  versichert  werde,  dass  der 
Reichstag  zu  Warschau  in  Kurzem  werde  gehalten,  aber  auch  bald  ge- 
schlossen werden  soll,  so  nehme  ich  die  unterthänigstc  Freiheit  E.  Ch.  I). 
gehorsamst  zu  erinnern,  ob  nicht  daselbst  um  Benennung  eines  Com- 
missarii,  der  nach  dem  Inhalt  der  Pactorum  den  Eid  von  den  Ständen 
allhie  aufnehme  und  sie  zugleich  nomine  Regis  et  Reipublicae  ihrer  Pri- 
vilegien versichere,  anzuhalten.  Wann  dabei  dieses  nur  praeeaviret  wird, 
dass  er  nicht  eher  kommen  soll,  bis  es  von  E.  Ch.  D.  ihm  zugeschrieben 
wird,  haben  E.  Ch.  I).  sich  desfalls  der  geringsten  Gefahr  nicht  zu  be- 
sorgen, wie  dann  olin  das  die  Krön  bei  kegenwärtigem  Zustand  sich 
uicht  unterstehen  wird,    E.  Ch.  D.  einigen  Verdruss  zuzufügen;    es  kann 
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dieren,  der  Grosskanzler  in  Polen  hat  an  Lisola  geschrieben,  er  sollte  in 
vier  Tagen  Polen  meiden:!1). 

Hiebei  überschicke  E.  Ch.  0.  ich  auch  die  Confrontation,  so  mit  dem 
gefangenen  Iloltzwahrten  gehalten.  Es  gehet  alles  sehr  langsam  fort 
Ich  lasse  nicht,  alle  Tage  darauf  zu  treiben,  dass  er  schuldig  erscheinet 
genugsam,  und  halte  dafür,  er  werde  noch  wohl  besser  die  Wahrheit 
bekennen  müssen. 

Die  Herren  Oberräthe  schicken  gleich  jetzt  zu  mir  und  lassen  mir 
sagen  es  hätte  Frube  eine  Commission  ausgebeten  zwischen  ihm  und  der 
Frau  Roggen,  welche  sie  auch  so,  wie  er  sie  begehret,  decerniret  hätten. 
Wie  nun  dieselbe  angefangen  werden  sollen,  hätte  Frube  von  den  com- 
missariis  begehret,  sie  sollten  zufoderst  die  Sache,  so  er  mit  E.  Ch.  D. 
hätte  und  allbereit  vor  etzlichen  Jahren  per  commissionem  abgethan  ist, 
reassumiren.  Als  nun  die  commissarii  hierüber  nicht  befehliget  und  es 
an  die  Oberräthe  referiret  und  dieselbe  ihnen  per  rescriptum  anbefohlen, 
sie  sollten  solche  Sache,  als  welche  dahin  nicht  gehöre  und  schon  erör- 
tert, nicht  rühren,  hätte  Frube  von  solchem  rescripto  appelliret  an  E. 
Ch.  I).  Weil  nun  Solches  ein  Neues,  sintemalen  sie  Alles  im  Namen  E. 
Ch.  D.  verordneten  und  E.  Ch.  D.  auch  bisher  feste  darob  gehalten,  dass 
in  oeconomicis  keine  Appellation  verstattet  werden  sollte,  so  würden 
sie  dem  unerachtet  es  bei  ihrer  Verordnung  bewenden  und  in  contumaciam 
wider  ihn  agiren  lassen  und  bäten,  ich  möchte  Solches  an  E.  Ch.  D.  un- 
tertänigst berichten,  damit,  wenn  Frube  heraus  schriebe,  E.  Ch.  D.  ihn 
abweisen  Hessen.  Weil  sie  nun  hierunter  E.  Ch.  I).  Nutzen  befodern, 
dan  der  Frube  ein  vorteilhafter  Mann  ist  und  E.  Ch.  D.  viel  Schaden 
gethan,  so  zweifele  ich  nicht,  E.  Ch.  I).  werden  sie  hiebei  vertreten, 
sonsten  werden  sie  sich  in  anderen  Dingen  entschuldigen,  dass  sie  nicht 
genugsam  geschützet  würden.  Sie  versprechen  mir  sonst  sehr  hoch,  dass 
sie  in  den  oeconomicis  gleich  durchgehen  und  allein  auf  E.  Ch.  I).  Nutzen 
sehen  wollen.  Sie  haben  gleich  jetzt  des  .  .  Erben  vor  wegen  Dies- 
keim,  dabei  sie  auch  vermeinen,  E.  Ch.  I).  grossen  Nutzen  zu  stiften: 
sie  sollen  aber  auch  in  Willens  sein,  zu  appelliren.  Die  Sache  mit 
Carscho  ist  gleich  jetzt  unter  Händen.3) 


')  I>as  in  Klammern  ]: :'  Eingeschlossene  ist  ira  Original  in  —  nach  Empfang  de- 
chiffrierten —   Ziffern  geschrieben. 

-)  Auf  diese  ltelation  ergieng  als  Antwoit  das  Rescript  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  •'»• 
(1.°».)  Februar  \W'2  (Coneept,  gez.  Soronitz),  abgedruckt  bei  Orlich  111  S.  l'JTf. 
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E.  Ch.  D.  Befehl  zu  untertänigster  Folge  habe  ich  mich  seit  dero 
Abreise  aus  Preusson  nunmehr  in  das  5.  Jahr  allhier  aufgehalten  und 
bei  allen  vorfallenden  Begebenheiten  bei  des  Herrn  Statthalters  Furstl. 
Gn.  alles  dasjenige,  was  zu  E.  Ch.  D.  hohem  Interesse  und  dero  hiesigen 
Estats  Conservation  gereichen  konnte,  dergestalt  meiner  pflichtschuldig- 
sten Treue  nach  erinnert,  dass  höchstgedachte  Ffirstl.  Gn.  mir  verhoffent- 
lieh  kein  ander  Zeugniss  werden  geben  können,  als  dass  ich  deroselben 
(so  oft  sie  mich  um  Rath  gefraget)  dergestalt  bin  an  die  Hand  gegangen, 
dass  E.  Ch.  D.  dadurch  sind  würklich  gedienet  worden. 

Nachdem  ich  mir  aber,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  durch  die 
Länge  der  Zeit  den  eigentlichen  Zustand  dieses  Lands  etwas  besser 
bekannt  gemacht  und  denselben  sowohl  äusserlich,  als  innerlich  sehr 
verdorben  und  inGcirt  befunden,  habe  ich  nöthig  zu  sein  erachtet  der 
vergiften  Quelle  etwas  fleissiger  nachzuforschen,  auch  dieselbige  bei 
Zeiten  an  gehörige  Oerter  zu  offenbaren  und  zu  entdecken.  Weil  aber 
dazumal  meine  unterthänigste,  treuste  Sorgfalt  deren  gewünschten  Zweck 
nicht  allerdings  erreichen  können,  als  finde  mich  dennoch  Pflicht,  Ge- 
wissens und  Ehre  halben  verbunden,  E.  Ch.  D.  hierüber  meine  unter- 
thänigste, unvorgreifliche,  einfältige  Gedanken  nur  kürzlich  und  in  aller 
Demuth  zu  entwerfen. 

Und  zwar,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  befinde  ich  vor  allen 
Dingen,  dass  E.  Ch.  D.  Herzogthum  Preusson  wegen  der  vortheilhaf- 
tiger  [sie]  Situation,  wegen  bequemer  Seeporten,  Ströme  und  Flüsse,  wegen 
unsehnlicher  Commercien,  stattlicher  Städte,  prächtiger  Aemter,  wegen 
Menge  des  Volks  und  Fruchtbarkeit  des  Lands,  auch  vieler  grossen  und 
raren  Regalien  gar  hochzuschätzen  und  unaussprechlich  zu  nützen  wäre, 
absonderlich,  nachdem  es  nunmehr  mit  der  grössten  Zierde  einer  Pro- 
vincie,  nämlich  der  Souveränität  begäbet  worden.  Dass  aber  E.  Ch.  D. 
zu  diesen  Zeiten  so  eines  edeln  Lands  so  wenig  geniessen  können,  ist 
dessen  meines  geringen  Ermessens  nicht  eine  geringe  Ursach  in  dem 
Missbrauch  der  Privilegien  und  daraus  fliessender  Libertät  der  Stände, 
absonderlich  aber  in  der  grossen  Autorität  der  Oberräthe  verborgen, 
durch  welche  in  der  Administration  der  Oekonomie  alle  Missbräuche. 
Irrungen,  Partialitäten  eingerissen  und  überhand  genohmeu  haben. 
Und  ob  man  zwar  verhoflbt  durch  die  erlangte  Souveränität  (wie  sich 
dazu  Anfangs  Alles  wohl  angelassen)  die  Gemüther  auf  einen  gelindem 
Sinn  zu  bringen,  die  grosse  Libertät  etwas  zu  limitiren  und  nach  E. 
Ch.  I).  Interessen  bequemer  zu  lenken,  so  ist  doch  leider  der  Name  der 
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rütteten  Occonoinie  die  beide  axes  sein  müssen,  um  welche  sich  E.  Ch.  D. 
treuen  Räthe  höchste  Sorgfalt  und  Vorsichtigkeit  am  Allermeisten  zu 
bewegen  hat. 

Meines  untertänigsten  einfaltigen  Ermessens  hatte  dafür,  dass  die 
Hauptmaxima,  durch  welche  E.  Ch.  D.  Souveränität  gegen  auswärtiger 
Potentaten  Machinationes  und  Anschläge  befestiget  werden  kann«  vor- 
nehmlich darinnen  bestehe,  wann  E.  Ch.  D.  den  itzigen  polnischen 
Estat  und  wie  or  an  sich  selbst  ist,  genau  zu  überlegen  und  nach  dessen 
eigentlicher  Beschaffenheit  dero  Absehen  auf  diejenige,  welche  sonder- 
bare Reflexion  auf  diese  Krön  machen,  zu  richten  sich  werden  gefallen 
lassen. 

Nun  ist  der  polnische  Estat,  so  viel  mir  wissend,  anitzo  also  be- 
wandt,   dass  alldar  die  Gemüther  der  vornehmsten  Stände  ganz  gegeo 
einander  und  die  Factiones  gross  sind,  dass  fast  von  Allen  insgesaromt 
(wenig  ausgenommen)    E.  Ch.  I).  der  Stand,    in    den  sie  Gott  gesetzeL 
missgegönnet  wird,    das    bei  dem  Hof  das  utile  dem  honesto    und  die 
Interessen  allen   andern  Considcrationen    vorgezogen    werden,    dass  de* 
Königs  Leben  auf  schwachen  Faden  und  dessen  Tod  grosse  revolutionew 
nach  sich  ziehen  wird,    dass  der  Königin  Anschläge  gefährlich   und  die 
genaue  Intelligenz  mit  Frankreich  und  Schweden  nur  dahin  angesehen, 
um  dasjenige  mit  Gewalt  durchzutreiben,  darzu  man  anitzo  durch  flutte 
nicht  wohl   gelangen   kann,    dass    der   grösste  Theil   von   Litthau   derer 
Sentiments  folgen,  die  der  Königin  desseins  fomentiren  und  befördern, 
dass  die  Festungen  im  königlichen  Preussen  von  der  Königin  Creatoren 
bewahret  werden,  dass  durch   den  Mosco  vi  tischen  Frieden   (dessen  man 
sich  vermuthet)  die  polnische  und  litthauische  armee  ausser  Action  >ein 
wird,  dennoch  aber  wegen  Tartern  und  Cosaken  unterhaltet  [sie]  werden 
muss,  dass  des  bevorstehenden  Reichstags  ilauptdessein  auf  die  Befriedi- 
gung der  Confedcrirtcn  gerichtet  ist,  dass  Oesterreich,  wann  es  sich  des 
Türkenkrieges  entschlagen  kann,  die  Practension  auf  Polen  und  sniisten 
vielfältige    ressontiments    hervor    suchen    möchte,    dass   Frankreich  und 
Schweden  mehr  als  je  zuvor,    sich    in   die  polnischen  Interessen  einzu- 
(lechten  und  mit  Praktiken,  Macht  und  Geld  vielen  consiliis  das  Gewicht 
zu  geben  suchen,  dass  die  wilde  und   barbarische  Völker,    als  Tartern. 
jn  wohl  der  Türke  selbst,    nur  auf  Gelegenheiten   lauren,    bei    welchen 
sie  mit  irfs  Spiel    treten   können,    dass  die  Cosaken   in   ihrem  mit  der 
Krön  Polen  aufgerichtem  Vertrag  diese  Clausul   hinzugethan,  dass,  wa> 
aus  Kriegs  erheischender  Noth    mit  ausländischen  Fürsten    ohne  Unter- 
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das  plus  ultra,  bishoro  gegeben,  ist  derer  Freundschaft  so  wohl  aus  ob- 
gedachten  Ursachen,  als  wegen  naher  Nachbarschaft,  listiger  Praktiken 
und  des  Absehens  auf  den  Dorainat  der  Ostsee  absonderlich  zu  mesna- 
giren  und  worth  zu  halten. 

8)  Würde  vielleicht  auch  nicht  undienlich  sein,  durch  hiesigen 
Herrn  Statthalters  Fürst).  Gn.  vielvermögende  Cooperation  die  benach- 
barte Samogiten,  auch  wohl  die  Cosaken,  durch  Andere  aber  die  Gross- 
polen, so  viel  möglich,  an  sich  zu  ziehn,  damit  man  sich  ihrer  zur  Zeit 
der  Noth  versichern  könnte. 

Weil  aber,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  an  dem  nicht  genug,  dass 
man  nur  von  aussen  und  bei  Fremden  oberwähnte  Souveränität  zu 
stabilircn  suche,  sondern  am  Meisten  daran  gelegen,  dass  sie  innerhalb 
des  Lands  und  in  den  Herzen  der  Unterthanen  eingewurzelt  und  festge- 
stellt werden  möge,  so  ist  gleicher  Gestalt  vor  allen  Dingen  hoch  nö- 
thig  zu  consideriren,  dass  zwar  die  ganze  Landschaft  E.  Ch.  I).  Souve- 
ränität gestehen  muss,  dennoch  aber  dieselbe  nicht  anders  deuten  will, 
als  dass  Sie,  E.  Ch.  D.,  vermöge  der  Brom  bergischen  Pacten  und  dero 
gnädigstem  Versprechen  nicht  über  ihre  wohl  hergebrachte  Privilegia 
extendiren  werden,  darauf  sie  dann  um  desto  härter  bestehen,  je  mehr 
sie  ihrem  Vorgeben  nach  in  der  letzt  ihnen  ausgehändigten  forma  re- 
giminis  die  Schwächung  derselben  gemerket  und  wahrgenohmen  zu 
haben  vermeinen,  dahero  sie  nicht  allein  hiedurch,  sondern  absonderlich 
durch  die  aus  Polen  (aller  Muthmaasson  nach)  einkomraende  Animirung. 
dergeslalt  gestärket  werden,  dass  sie  zwar  E.  Ch.  ]).  in  unterthänigster 
Devotion  wie  vorhin  treu  zu  verbleiben,  auch  deroselben  nach  äusser- 
st en  Kräften  mit  aller  Hilfe  an  die  Hand  zu  gehen  sich  nicht  entziehen 
werden,  dennoch  aber,  eh'  und  bevor  sie  zu  einer  merklichen  Verände- 
rung ihrer  Privilegien  sollten  einstimmen,  lieber  Alles  in  suspenso  und 
und  unerörtert  lassen  und  der  Zeit  heimstellen  wollen.  Und  wiewohl 
E.  Ch.  I).  an  Mittel  und  Wegen  nicht  ermangeln  wird,  sie  zu  andern 
Gedanken  zu  bringen,  so  kann  es  dennoch  ohne  Ungelegenheit  nicht 
geschehen  und  wäre  zu  besorgen,  dass,  wenn  man  gegenwärtig  corro- 
sivischc  Pflaster  auf  die  Wunden  dieses  Estats  legen  sollte,  sie  nicht 
allein  ungehcilt,  sondern  wohl  unbedeckt  verbleiben  und  also  den  Fremb- 
den  mehr  und  mehr  in  die  Augen  fallen  würden.  Wäre  demnach 
meiner  unterhänigster  einfältiger  Meinung  nach  vor  diese  Zeit,  da  die 
Conjuncturen  so  verwirrt  und  zart  sind,  absonderlich  dahin  zu  sehen, 
dass: 
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fallen  ein  Conclusum  machen  könnten,  dass  also  res  ipsa  bei  ihnen, 
species  rorum  bei  den  Oberräthen  verbleiben  würde;  (2)  wann  der 
Statthalter,  so  viel  möglich,  in  der  Residenz  bleiben  wird,  weil  eine 
kurze  Abwesenheit  leicht  verrücken  kann,  was  langwierige  Arbeit  und 
Gegenwart  kaum  hat  zu  Wege  bringen  können;  (3)  wann  Sie  der 
Kammer  Direction  ihnen,  so  viel  möglich,  aus  den  Händen  ziehen  wer- 
den, dann  dadurch  ihre  Autorität  gar  sehr  fallen,  E.  Ch.  D.  aber  wer- 
den mit  mehrem  Nutzen  und  Nachdruck  in  allen  Sachen  disponiren 
können. 

3)  Gehöret  zur  Befestigung  der  Souveränität  eine  gutte  Ver- 
fassung im  Lande,  derer  man  sich  bei  allen  Occasionen  gebrauchen  kann. 

4)  Gutte  Verwahrung  der  Seeporten  und  Hauptfestungen,  damit 
ihnen  an  Mannschaft,  Proviant  und  Munition  nichts  mangeln  möge. 

5)  Dass  die  Grenzhäuser  wohl  bewahret  bleiben,  an  derer  Conser- 
vation  dem  Lande  ein  Vieles  gelegen. 

6)  Wann  E.  Ch.  D.  die  Actus  nicht  verabsäumen  lassen,  dadurch 
die  Souveränität  in  den  Gomüttern  gleichsam  eingewurzelt  wird. 

7)  Wann  Sie  den  Ucbermuth  der  Stadt  Königsberg  bezähmen  und 
sie  zu  besserm  Respect  und  Gehorsam  halten  lassen. 

8)  Wann  Sic  die  Exorbitancien  derer,  die  sich  E.  Ch.  I).  wider- 
setzen und  gegen  dero  Hoheit  verlaufen,  werden  exemplariter  abstrafen 
lassen. 

Anlangende  aber  ferner  die  Redressirung  der  so  gar  im  Grund  lie- 
genden Oekonomie  können  füglich  alle  die  Aemter  (darinnen  sio  vor- 
nehmlich bestehet)  in  drei  Sorten  getheilet  werden. 

Ein  Theil  Acmptcr  sind,  welche  E.  Ch.  I).  entweder  um  ein  gewisse> 
Geld  einigen  Particulieren  verpfändet  und  mit  ihnen  darüber  dergestalt 
formelle  Contracten  aufgericht,  dass  sie  ihrem  böstem  Wissen  und 
Willen  nach  sich  der  Nutzung  derselben  bis  zur  völligen  Auszahlung 
gebrauchen  sollen,  und  dergleichen  Contracten  sind  E.  Ch.  I).  von  Ge- 
wissen und  Rechts  wegen  zu  halten  schuldig,  doch  mit  dem  Beding, 
dass,  wo  Sie  sich  laediret  befinden,  Sie  die  vorige  Contracten  ändern, 
auf  das  Künftige  neue  aufrichten  und  also  die  Aempter  vor  gänzlicher 
Erblichkeit  vindiciren  können.  Oder  es  sind  andere  hypothecierte  Aem- 
ter, welche  nur  vor  die  landbräuchliche  Interesse  verschrieben  sind, 
andere,  darauf  man  in  gewissen  Jahren  Capital  und  Interesse  abwohnen 
soll,  andere,  die  wegen  Kriegsexpensen  den  Officirern  eingeräumet 
worden,  die   da  alle  wohl  examiniret  und  durchsuchet  werden  müssten. 
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Schwerin  an  den  Kurfürsten.      Dat  Königsberg  9.  Februar 

1662. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  5.  [15.]  Febr.)    Eigenbändige  Ausfertigung.   R.  6.  RR.  1. 
[Einwirkung  der  polnischen  Nachrichten.    Religionssachen.    Verweis  an  den  Land?ogt.] 

1662.  ]0h  befinde   mich   verobligiret,  E.  Ch.  D.    unterthänigst    zu    hinter- 

bringen, dass  der  angestellcto  Reichstag  zu  Warschau  allbereit  Vielen 
allhie  vornehmlich  aber  den  Städten  grossen  Muth  und  Hoffnung  giebt, 
wie  denn  die  Zünften  nun  zu  unterschiedenen  Malen  auf  dem  Rathhause 
um  Abschickung  nacher  Warschau  angehalten,  von  dem  Magistrat  auch 
letzlich  nur  zur  Geduld  ermahnet  worden,  bis  man  E.  Ch.  D.  gnadigste 
Erklärung  über  dasjenige  würde  bekommen  haben,  was  sie  jetzt  gegen 
die  Regierungsverfassunge  eingeben  würden.  Ich  habe  es  den  Herren 
Oberräthen  notificirt  und  sie  gebeten,  ihnen  dieses  zu  verweisen  nnd 
dergleichen  scharf  zu  untersagen;  auch  habe  ich  auf  allen  Fall  sonsten 
schon  die  Nothdurft  bei  Herrn  Generalmajor  Görtzken  beobachtet.  Die 
Bürgerschaft  ist  wegen  des  Handels  mit  dem  Obersten  Bellikum  noch 
ganz  rasend,  fangen  auch  nun  an  davon  zu  sprechen,  dass  der  Platz  zur 
Kirche  abgemessen  wird.  In  Summa,  gnädigster  Herr,  es  giebt  allhie 
viel  verworrene,  unruhige  Leute,  denen,  wann  sie  sich  recht  werden 
aecommodiren  sollen,  entweder  E.  Ch.  D.  noch  ein  viel  Mehrers,  als  ich 
in  mandatis  habe,  werden  einräumen  oder  selbst  in  dero  hohe  Person 
nachero  kommen  müssen,  damit  sie  rechten  Ernst  spüren  mögen. 

Die  Religionssachc  wird  so  trefflich  invidiose  ausgeleget  und  zu 
E.  Ch.  I).  höchstem  Nachtheil  an  allen  Ohrten  spargiret,  dass  E.  Ch.  1). 
Alles  reformiren  wollen,  wie  dann  davon  noch  neulich  bei  der  Armee 
wunderlich  discuriret  sein  soll.  Es  seind  auch  neulich  von  der  Armee 
etwan  10  Personen  hie  gewesen,  so  hie  eingekaufet  haben,  bei  denen 
die  Bürger  sich  sehr  sollen  beklaget  haben,  dass  sie  so  verlassen  werden 
und  dass  man  ihnen  alle  ihre  Gerechtigkeit  nehmen  wolle,  welche  zu 
ihnen  gesaget  hätten,  sie  sollten  nur  nach  Warschau  schicken.  Kluge 
Leute  werden  zwar  nichts  darauf  geben,  aber  der  gemeine  Manu  machet 
sich  al Isofort,  grosse  Hoffnung  daraus. 

Das  Religio ns werk  betreffend  haben  zwar  E.  Ch.  D.  mir  in  dero 
neulichstem  gnädigstem  rescripto  in  so  weit  die  freie  Hand  gegeben,  wie 
weit  iehs  bringen  könnte;  allein,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  ich  hin 
viel  zu  wenig  dazu,  dass  ich  ein  Work  von  so  grosser  Wichtigkeit  auf 
mein  Gutfinden   nehmen   sollte.      Über  dem,    so  wissen  E.  Ch.  D.   sich 


742  II.    Der  grosse  Landtag  von  1661  bis  1663. 

oder  der  anjetzo  schon  eine  Kirche  hätte,  Solches  nicht  gewehrot  werden 
sollte  und,  wann  künftig  an  einem  oder  anderem  Ort«  weiter  eine  Kirche 
zu  bauen  nöthig  erachtet  würde,    Solches   auf   einem  Landtage   festge- 
gestellet  werden  sollte.     Soviel  die  officia  belanget,  sprechen  die  mode- 
rati,  dass  diesos  das  Höchste  sein  müsste,  vier  Aempter,  eine  Stelle  im 
Appellations-    und    eine  Stelle   im   Hofgericht,    an   den  Landrath    und 
Oberrathstube  wäre  nicht  zu  gedenken.      Andere    vermeinen    von   den 
officiis  müsse    man   gar  stille  schweigen    bis   zu    anderer  Zeit,    andere 
Chargen  aber  als  Ambt-  und  Kornschreibers,  Hausvögte  und  dergleichen 
würden  hiemit  nicht  verstanden,    deren    alle  Zeit  von   der  reformirten 
Religion  gewesen.     Wann  E.  Ch.  I).  versichert  sein  können,  dass  es  in 
Polen  wohl   vor  E.  Ch.  D.  abläuft  und  Sie  sich   von  dannen  nichts  zu 
besorgen  haben  und  dass  man  sich  der  Stände  daselbst  keineswegs  an- 
nehmen   wird,    so    kann  man  wohl   weiter  gehen,    widrigen  Falls  aber 
hielte  ich  unmaassgeblich  davor,  dass  E.  Ch.  D.   lieber  dieses  Gewisse 
vorausnehmen,    denn    dass  Alles    in    gefährliche    Ungewissheit    gesetzet 
werde.    Die  reformirte  Prediger  allhie  vermeinen,  wann  E.  Ch.  D.  dieses 
fest  hätten  gesetzet,  so  hätte  man  grosse  Ursache  dem  höchsten  Gott  zu 
danken  und  von  demselben  zu  hoffen,    dass    mit  Zunehmung  der  Reli- 
gion auch  Eins  und  Ander  verbessert  werden  könnte.     Es  ist  aber  den- 
noch meine  Meinung  nicht,    dass  gesetzet  werden  sollte,    als  hätten  E. 
Ch.  D.  diesos  von  den  Ständen  gesuchet,    besondern    man   würde   wohl 
auf  solchen  Fall  Worte  finden,  dass  so  wohl  E.  Ch.  D.  Hoheit  nicht  zu 
nahe  getreten,  als  auch  der  Stände  besorgende  Gefahr  wegen  des  Bapst- 
thumbs  caviret  würde.    Ich  zweifele  nicht,  E.  Ch.  I).  werden  mir  guädi^st 
zutrauen,    dass  ich  dieses  bloss  und   allein  zu  dem  Ende    also  vorstelle, 
damit  nebst  Erhaltung  dessen,  was  zu  der  Ehre  Gottes  gehöret  und  den 
weinigen  Reformirten  von  Adeln  allhie  sehr  zu  statten   kommen    kann, 
denen   ohne   das  allhie  sehr  unwilligen  Leuten   dieser  plausibiler   Prae- 
text  benommen  werden  möge,  dass  E.  Ch.  1).  ihnen  ihre  privilegia  und 
Gerechtigkeit  entziehen  und  in  Religionssachen  gefahren  wollen,   welche 
Gerüchte,  ob  sie  schon  unwahr  sein,  dennoch  E.  Ch.  D.  und  dero  Staat 
viel  Schadens  verursachen.    Was  der  Oberste  Rose  von  seinem  Schwieger- 
sohn allhie  schreibet,    Solches  ersehen  E.  Ch.  D.  aus  beigefügtem:   der- 
gleichen Discurse  werden  an  allen  Orten  geführet. 

Unter  dein  Datum:  Dem  Herrn  Landvogt  habe  ich  die  bewusste 
Schrift  scharf  verwiesen;  er  hat  hoch  versprochen,  dass  siesolle  geändert 
werden  und  bat  sehr,  E.  Ch.  D.  von  solcher  Schrift   nichtes  zu  melden. 
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bracht  werde.  Bin  auch  selbst  der  ohnmassgeblichen  Meinung,  wann  E. 
Ch.  D.  es  also,  dass  nur  ad  interim  und  bis  Sie  ein  anders  darin  ver- 
ordnet, clausuliren  lassen  und  also  diese  Verordnung  allzeit  wieder  auf- 
gehoben und  an  das  Oberappellatiougericht  nichts  gebracht  werden, 
sondern  es  bei  dem  Ausspruche  des  Hofgerichts  verbleiben  sollte,  E.  Ch. 
I).  hierunter  kein  Bedenken  haben  dörften,  insonderheit  wann  das  Hof- 
gericht auf  die  Börnstein- Verordnung,  darnach  zu  sprechen,  verwiesen 
wird.  Was  des  D.  Derschaus  Sohns  Bestallung  betrifft,  vermeinet  man 
hier,  dass  man  zwar,  weil  der  Börnsteinfang  verarrendiret  wäre,  in  Kali- 
schon seel.  Stelle  wieder  einen  andern  zu  verordnen  ohnnöthig  gehalten 
hätte,  weil  aber  itzo  die  arrendatores  diese  Bestellung  unaufhörlich 
suchten  und  ihn  auch  salariiren  wollten,  nur  damit  Namens  E.  Ch.  D.  er 
ihnen  assistiren  möge,  weil  die  Menge  und  das  Vermögen  derjenigen,  die 
Unterschleif  gebrauchen,  so  gross  sei,  dass  es  ihnen  unmöglich  falle. 
der  Sachen  länger  zu  rathen,  gestalt  E.  Ch.  D.  aus  beigefügtem  suppli- 
cato,  deren  sie  schon  gar  viel  eingegeben,  mit  Mehrem  ersehen  werden, 
so  hält  man  dafür,  E.  Ch.  D.  könnten  kein  Bedenken  haben  ihn  zu  be- 
stellen. Dieser  junge  Derscheu  ist  bei  mir  gewesen  und  muss  ich  ihm 
das  Zcugniss  goben,  dass  es  ein  feiner  Mensch  ist,  der  sehr  wohl  stu- 
dieret, auch  guten  Verstand  hat.  Sein  Vater  sollicitiret  deshalb  auch 
gar  inständig  und  wenn  E.  Ch.  D.  es  also  einrichten,  dass  sie  ihm  nicht« 
geben,  sondern  die  arrendatores  ihm  bezahlen  sollen,  so  kann  ich  ganz 
nicht  anders  absehen,  denn  dass  es  E.  Ch.  I).  mehr  zum  Nutz  als  Nach- 
theil gereichet;  jedoch  stelle  ich  zu  dcroselben  gnädigsten  Belieben,  was 
Sie  hierunter  verordnen  wollen. 

Was  die  Muskowitische  Tractaten  betrifft,  werden  E.  Ch.  P- 
Sich  in  Gnaden  erinnern,  dass  ich  schon  vorlängst  desfalls  Erwahnuug 
gethan;  weil  ich  aber  keine- Antwort  darauf  erhalten,  habe  ich  gerauth- 
maasset,  E.  Ch.  1).  würden  des  Orts  schon  Jemanden  verordnet  haben, 
der  diese  Sache  respiciren  sollte.  Ich  gestehe,  dass  ich  nicht  wohl  sehen 
kann,  wie  E.  Ch.  D.  mit  Sicherheit  von  hier  aus  Jemanden  dahin 
schicken  können,  weil  man  hiebe  vor  für  gewiss  ausgegeben,  die  Polen 
wollten  bei  solchen  Tractaten  es  unter  der  Hand  befordern,  dass  der 
Czaar  begehren  sollte,  wegen  Preussen  Alles  wieder  in  vorigen  Stand 
zu  setzen.  Und  weiss  ich  nicht,  ob  Jemand  hiesiges  Orts  sei.  der  davor. 
wenn  solches  geschehen  könnte,  erschrecken  würde.  Ich  weiss  nicht, 
ob  E.  Ch.  1).  auch  Bedenken  haben  möchten,  den  Herrn  Mirsiuski,  der 
sich  bei  Prince  Radzivills  Fürstl.  Gn.  aufhält,  hiezu  zu  gebrauchen,    k 
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Ritterschaft  ist  jetzt  mit  ihrem  Bedenken  über  die  Regierangsverfassung  zn 
Ende.  Die  Landräthe  und  der  Herrenstand  haben  den  andern  Ständen  vorgeschla- 
gen, wie  die  Oberräthe  vertraulich  erfahren,  die  Accise  auf  450000  Thlr. 
in  drei  Jahren  einzurichten.  Die  Ritterschaft  stimmt  dem  Modus,  nämlich 
der  Accise  zu,  Zeit  und  Quantum  sollen  noch  festgestellt,  die  Städte  nach- 
her   per    majora    auch    dahin    gebracht    werden.      Sie    haben    zwar    fast 

darauf  beharren  wollen,  dass  unter  ihren  urgentissimis,  welche  gegen  er- 
klärte Souveränität  ihnen  abzuthuen  verheischen,  auch  die  Abdankung 
der  Miliz  und  die  Assecuration  ihrer  Privilegien  gemeinet  wären  und 
darüber  haben  sie  auch  zur  Einwilligung  zu  schreiten  eunetiret,  die 
Landräthe  auch  haben  sich  diese  Weisung  machen  lassen,  dass  der  so 
vieler  motuum  halber  in  der  Nachbarschaft  und  anderswo  in  die  Total- 
abdankung der  Miliz  noch  zur  Zeit  nicht  zu  dringen,  weilen  sie  selbsten, 
dass  das  Land  nicht  ohne  Defcnsion  sein  kann,  das  alte  Defensionwerk 
aber  gar  nicht  zur  Sachen,  dass  neue  seine  Zeit  und  Weile  erfordern 
wollte,  begriffen,  dio  Assecuration  aber  aus  der  Regierungsverfassung  zu 
nehmen  oder  mit  derselben  zugleich  einzurichten  sein  werde.  Was  dann 
an  der  Ritterschaft  wird  können  diesesfalls  auch  beschaffet  werden,  haben 
wir  zu  erwarten  und  unsers  Theils  schuldigster  Maasscu  zu  bearbeiten ') 


Schwerin  au  den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg  21.  Februar 

1662. 

(Rraes.  Colin  a.  d.  Spree  IG.  [26.]  Febr.)     Ausfertigung.     R.  «.  RR.  1. 
|Ooullict  mit  den  Konigsbergern  wegen  der  Schanze.    Verhandlungen  der  Ritterschaft 

über  die  Williguug.     Reduetion  der  Armee.] 

1M2.  E.  Ch.  1).    gnädigste  Kescripta    vom  30.  Januarii    und  3.  Fcbruarii 

c,r"habe  ich  mit  unterthänigst-gehörigem  Respect  empfangen,  auch  die  beide 
(icsambtroscripta  denen  Herren  Oberräthen  überreichet  und  daneben 
E.  Ch.  D.  gnädigste  Intention  ihnen  weitläuftig  vorgestellet.  Und  kanu 
ich,  soviel  der  KueiphÖfer  Beginnen  gegen  die  Schanze  concerniret,  nicht 
anders  spüren,  denn  dass   die  Oberräthc  diese  Sache  sehr  beoifern,  gc- 

(Conc.   gez.   Somnitz)    mit   dem   Refehl    die   Landtagsverhandlungeu    an   ihrem  Tbeile 
möglichst  zu  beschleunigen. 

')  Nachdem  die  Oberräthe  noch  eine  zweite  Relation  in  dieser  Angelegenheit  an 
den  Kurfürsten  gesandt  hatten  (vom  2-i.,  laut  Kanzleivermerk  verloren)  erfolgte  »1er 
Rescheid  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree  'J\.  Febr.  (o.  März)  l(»<i*J  (ungezeichnetes  Ooneepl  von 
JeuaN  Hand;  mit  dem  Regleit-  und  Krläuterungsschreiben  an  Schwerin  (Concept  vuu 
Meindeia"  liaud)  vom  selben  Tage,  abgedruckt  bei  Orlich  111  S.  looflf.  (vergl.  u.  S  7t'»7,. 
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Anmuthungen  E.  Ch.  I).  zur  höchsten  Ungnade  bewegen  und  Ursach 
soin  würden,  dass  E.  Ch.  D.  anders,  als  sie  sonst  gnädigst  gemeinet 
wären,  verfahren  würden. 

E.  Ch.  D.  bitte  ich  unterthänigst,  Sie  wollen  mir  gnädigst  zutrauen, 
dass  ich  so  wohl  in  dieser,    als  allen  andern  hier   fürlaufenden  Sachen 
bei  den  Ober-  und  Landräthen,  Ritterschaft  und  Städten  solchen  Eifer 
gebrauche,    dass  ich  vielmehr  zu  befürchten,    ich    möchte    dermaleinst, 
dass  ich  zu  hart  geredet,  beschuldiget  werden.      Denn    ob   ich  wohl  in 
meinem  Gewissen  versichert  bin,    dass  ich  an  ihm  selbst  nicht  zu  viel 
in  der  Sach  thue,  weil  ich  handgreiflich  spüre,  wie  ein  Theils  Leute  so 
gar  ihrer  untertänigsten  Pflicht  vergessen,    auch  durch  E.  Ch.  D.  nun 
zu   unterschiedenen  Malen  eingelaufene   rescripta  hiezu  genugsam  ange- 
wiesen werde,  so  kann  es  sich  doch  leicht  zutragen,   dass  in  E.  Ch.  1). 
Abwesenheit,    wann    der  Ungehorsam   und  Widersetzlichkeit  ferner  zu- 
nehmen wollte,  ein  und  anders  entstehen  und  mir,  da  es  nicht  glücklich 
ablaufen  sollte,  die  Schuld  beigemessen  werden  möchte.     Mit  dem  Reden 
ists  bei  ein  Theils  Leuten,  vornehmlich  aber  in  dieser  Stadt,  schon  aufs 
Aeusserste  kommen  und  mangclts  an  nichts  mehr,  als  der  Thätlichkeit 
Ich  muss  zwar  bekennen,  wann  sie  von  E.  Ch.  1).  hohen  Person  sprechen, 
gebrauchen  sie  allemal  der  allerschönsten  Worte,  die  eine  unterthänigste 
devotion  zu  exprimiren  erdacht  worden  mögen,  allein  dahingegen  werden 
alle  E.  Ch.  I).   actiones    und  Vorhaben    dermaassen    durchgezogen,  dass 
ichs  mit  der  wörtlichen  Contestation  nicht  zusammenbringen  kann. 

Bei  der  Ritterschaft  hat  sich  begeben,  dass  sie  untereinander 
wegen  der  neuen  Einwilligung  discrepiren;  theils  wollen  in  dieselbe  eher, 
bis  der  Landtag  geschlossen  und  allo  gravamina  gehoben,  nicht  consen- 
tiren,  deswegen  ich  dann  Einen  nach  dem  Andern  von  den  Unwilligen 
zu  mir  kommen  lassen,  Etliche  auch  gewonnen,  und  daher,  dass  die 
Einwilligung  nun  bald  geschehen  werde,  gute  Hoffnung  geschöpiet,  Et- 
liche aber  dergestclt  opiniastres  befunden,  dass  ich  nichts  bei  ihnen  aus- 
zurichten vermocht,  unter  denen  vornehmlich  der  Riitmeister  Schlichen, 
von  welchem  ich  hiebevor  gemeldet,  der,  ob  er  mir  zwar  bei  dieser 
Reassumption  des  Landtags,  dass  er  sich  besser  comportiren  wollte,  Ver- 
sicherung geben,  auch  sein  voriges  Reginnen  bereuet,  dennoch  bei  diesem 
Punkt  mir  sehr  unbescheiden  begognet  und  unter  andern  gesaget,  man 
könnte  E.  Ch.  I).  die  Privilegia  mit  Gelde  nicht  abkaufen.  Er  fünde  die 
Sach  so  beschaffen,  dass  er  mit  gutem  Gewissen  zu  solchen  Dingen 
nicht    rathen    könnte,    weil  das  Volk    noch    nicht  abgedanket   und  die 
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verhindert.     Ich  hoffe  aber  doch,    dass    es    bei    nächster  Post    bei  der 
Ritterschaft  seine  Richtigkeit  haben  werde.     Gott  verleihe  nur,  dass  wir 
mit   den  Städten    mögen    hindurch    kommen    können,    welche    niemaln 
schwieriger  gewesen  als  jetzt.     Die  Kneiphöfer   haben  einen  Befehl  er- 
halten bei  Strafe  5000  fl.,   Rothen   auszuantworten;    davon  wollen  sie 
appclliren.      E.  Ch.  I).  werden  zwar  Solches  nicht  gerne  haben  wollen, 
allein  ich  halte  davor,  E.  Ch.  D.  würden  in  Kurzem  die  Sache  gewinnen 
und  das  würde  ein  grosser  Vortheil  vor  E.  Ch.  D.  sein.     Wenn  E.  Ch. 
I).  wollen,  dass  allhie  Alles  nach  dero  Wunsch  eingerichtet  und  die  Leute 
zu  rechtem  Gehorsam  gebracht  werden  sollen,  so  ist  gewiss  nächst  gött- 
licher Hülfe  kein   besser  Mittel,    als  dass  E.  Ch.  D.  selbst  herkommen, 
wiewohl  es  mit  der  Unterhaltung  sehr  schwer  daher  gehen   dörfte  und 
kommt  noch  dieses  Unglück   dazu,    dass   kein  Holz  diesen  Winter  aus- 
geführet  werden  können.1) 


Der  Kurfürst  an  Schwerin    und  die  Oberräthe.      Dat.  Cöl 

a.  (1.  Spree  17.  Februar     1662. 

Ungezeichnetes  Concept  von  Jonas  Hand.     R  G.  RR.  1. 
[Willigungsangelt»genlicit.     Kxeesse  des  Regiments  des  Obersten  Bellicum.    Verwarnung 

der  Königsberger.] 

1(562.  (Auf  die  Relation  vom  20.  Febr.)     Der  Kurfürst  ist  erfreut  über  diu  Willigt 

-7.  Febr.  (jer  gtändc  „und  weil  weder  Recht  noch  bniuchlich,  dass  die  einzige  Stadt 
Königsberg  sich  denen  majeribus  widersetzen  .  .  .  soll**,  so  befiehlt  er.  da*s  w 
Beschleunigung  des  Werkes  ein  Interim  geschaffen  werde.  Die  llnuj'tsiiinnn' 
soll  auf  500  000  Tlilr.  gebracht  werden.  Sobald  das  Wetter  besser  ist.  gedenkt 
der  Kurfürst  nach  Breussen  aufzubrechen.  Das  Haus  zu  Fischhausen  soll  zinvclit 
gemacht  und  Vorrat  h  beigeschafft  werden,  l'eber  des  Oberst  Bellieum  Triij»!*''1 
wird  geklagt  und  behauptet,  er  halte  nicht,  ordentlich  Disciplin.  ja  «r  lial"' 
etliche  Kxorhitantieu  seihst  verhängt.  Schwerin  und  die  Oberräthe  sollen  «iitS1 
Sache  untersuchen  und  Bericht  erstatten.  rDieweil  wir  aber  ...  so  viel  Nach- 
richt erhalten,  als  sollen  Ktzliche  der  Bürger  wegen  neuer  ThatlicInVi« 
schwatzen,  so  haben  wir  eine  Nothdurft  zu  sein  erachtet,  dass  Ihr  den  Katli 
und  Bürgerschaft  von  dergleichen  mit  Krnst  abmahnet  und  zugleich  demonstriivt 
dass  der  unverhofft«'  widrige  Fall  anders  nicht  dann  eine  grosse  Widersetzlich- 
keit, sein  und  dergleichen  effectus  und  Consequenticn  nach  sich  ziehen  werile. 
welche  ihnen  allerseits  nicht  unbekannt  sein  konnten. b 

')  Als  Antwort    auf  diese   Relation   ergieng   das   Resm'pt  d.  d.  Colin  a,  i\.  Spr«s» 

17.  (27.)  Febr.  1(W>2  (ungezeh'hnetes  Concept  von  Jenas  Hand),  abgedruckt  bei  Orln'h 

III    S.  loof.      Auf   einen    Bericht    Schwerins    vom    14.  Febr.  war    am    10.  (20.)  ein 
/.weites  an  ihu  erlassen,  ebenda  S.  131  f. 
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tionem  privilegiorura,  ob  in  der  Stände  übersandten  und  also  genannten 
Assocuration  etwas  zu  finden,  so  herausgenommen  und  E.  Ch.  D.  Confir- 
mation  hinzugesetzet  werden  könnte,  und  ob  Sie  auch  sonst  bei  einem 
oder  andern  Punkt  in  dem  Aufsatz  etwas  nachgeben  können,  auf  wel- 
chen Fall  man  Solches  vorhero  zu  versuchen  hätte.  Sollte  aber  Solches 
nicht  sein  mögen,  muss  ich  besorgen,  dass  die  beede  Oberstände  endlich 
der  Städte  consiliis  folgen  und  sonderlich,  wann  die  Conjuncturen  in 
Polen  ihnen  favorabler  erschienen,  sich  eben  dergleichen  unterstehen 
würden;  daher  dann  ich  an  meinem  unterthänigsten  Ort,  wann  E.  Ch.  D. 
auf  Ihre  Meinung  bestehen,  kein  ander  Mittel  ersinnen  kann,  die  Stände 
vornehmlich  die  Städte  zu  schuldigem  Respect,  Gehorsam  und  Unter- 
werfung E.  Ch.  D.  Willens  zn  bringen,  als  dass  E.  Ch.  I).  sich  in  dero 
hohen  Person  anhero  begeben  müssen.  E.  Ch.  I).  kann  ich  zwar  nicht 
versichern,  dass  Sie  so  fort  bei  Ihrer  Ankunft  Alles  nach  Contentement 
erlangon  werden,  aber,  wo  einig  Mittel  auf  der  Welt  ist,  dadurch  sie 
können  zur  Raison  gebracht  werden,  ists  gewiss  E.  Ch.  D.  hohe  Kegen- 
wart.  Sollte  Solches  alsdann  auch  nicht  helfen  wollen  und  man  müsste 
zu  härtern  und  andern  Mitteln  schreiten,  so  kann  man  nicht  anders 
daraus  schliessen,  als  dass  es  Fatalitäten  sein.  Dann  was  ihnen  vorzu- 
stellen nur  erdacht  werden  kann,  sich  und  dieses  Land  in  einen  glück- 
lichen Zustand  zu  setzen,  bei  Friede  und  Ruhe  zu  conserviren,  ihre 
privilegia  in  rechte  Observanz  zu  bringen,  E.  Ch.  1).  Huld  und  Gnade 
dergestalt  zu  erlangen,  dass  Sie  ihnen  nicht  die  Geniessung  ihrer  Privi- 
legien darum  Hessen,  weil  sie  aufn  Papier  stünden,  sondern  weil  E.  Ch. 
1).  es  ihnen  aus  gnädigster  Aflection  gern  gönneten,  da  im  Gegen  theil, 
wann  E.  Ch.  I).  ihnen  übel  wollten,  sie  auch  salvis  privilegiis  ruiniret 
werden  könnten,  ja  dass,  wann  E.  Ch.  D.  es  zu  den  Extremitäten  kom- 
men lassen  wollten,  sie  in  solchen  unglückseligen  Zustand  gerat hen 
könnten,  dass  sie  wünschen  möchten  nimmer  privilegia  gehabt  zu  haben, 
solches  Alles  wird  den  Oberäthen,  Landräthen,  Ritterschaft  und  Städten 
bei  allen  Occasionen,  die  ich  dazu  täglich  habe,  dergestalt  weitläuftig 
und  mit  solchen  Fundamenten  vorgestellet,  dass  ich  mich  wohl  versichert 
halte,  es  könne  demselben  ein  Mehrers  nicht  hinzugethan  werden.  Sie 
werdens  mir  auch  Alle  dermaleins  Zcugniss  geben  müssen,  wie  ich  sie 
dann  auch  allemal  ersuche,  sie  möchten  mir  die  einzige  Freundschaft 
erweisen  und,  dass  ich  ihnen  solches  Alles  genugsam  vorhero  gesagt, 
bezeugen.  0I>  die  Oberräthc  von  diesen  obgedachten  beeden  Schriften 
Nachricht  haben,   kann   ich   nicht  wissen.     Kegen   mich   haben   sie  sich 
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Don  Rittmeister  Schi i eben  schliesslich  betreffend,  hat  derselbe 
unterschiedliche  Personen,  auch  Frauenzimmer  von  meiner  Frauen  Freund- 
schaft an  mich  geschickt  und  bitten  lassen,  Alles  zu  vergessen  und  an 
E.  Ch.  D.  von  dem,  so  er  in  hitzigen  Muthe  gesprochen,  nichts  zubrin- 
gen. Ich  habe  ihm  sagen  lassen,  dass  ich  mich  nicht  eher  hierin  resol- 
vircn  könnte,  bis  ich  sähe,  ob  er  durch  ein  E.  Ch.  D.  wohl  anstandiges 
Comportoment  das  vorige  Alles  wieder  auslöschen  würde,  darauf  ich 
dann  gute  Acht  geben  wollte1). 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  3.  März  1662. 

Ausfertigung.     R.  6.  RR.  1. 
[Roth.     Reise  Roth  Heinrichs  zu  Eulenburg  nach  Warschau.     Willigung.] 

1662.  Seither  meiner  vorigen  untertänigsten  Relation,    da    ich   von  Ro- 

*  thens  Weggehen  gedacht,  hat  man  nichts  Sonderlichs  weiter  erfahren 
können,  als  dass  ein  Fuhrmann  vorgegeben,  er  wäre  ihm  auf  jenseit 
Rissol  bekegnet,  bei  seinem  Bruder,  dem  Jesuiten,  gesessen  und  in 
Münchs-Habit  gokleidet  gewesen.  Ich  hoffe,  wir  werden  wohl  mit  ehe- 
stem von  Warschau  vernehmen,  ob  er  allda  ankommen  und  zweifle 
ich  nicht,  I.  M.  werden  ihn  auf  solchen  Fall  ausantworten  lassen, 
welche  Intention  er,  wie  man  hier  sagt,  schon  vorlängst  soll  gehabt 
haben.  Dieses  aber  wird  beständig  versichert,  dass  weder  der  Rath. 
noch  Gerichte  umb  sein  Wegziehen  Wissenschaft  haben,  wie  denn  der 
Rath  ausm  Kneiphofe,  der.  deshalb  auf  die  Obcrrathstube  gefordert,  hoch 
und  theuer  versichert,  dass  dieses  Alles  wider  ihr  Wissen  und  Willen 
geschehen.  Wann  sie  es  auch  gewusst  und  ihm  (Kommission  nach  War- 
schau aufgetragen  hätten,  wollte  ich  es  sicherlich  wohl  erfahren  haben, 
denn  ich  Leute  unter  ihnen  kenne,  von  denen  ich  gewisssbin,  dass  sie 
es  mir  nicht  verschweigen  würden.  —  So  hat  sich  auch  Herr  Botho  Hein- 

l)  Als  Antwort  auf  dies«  Relation  ergieng  das  lleseript  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree 
24.  Febr.  (6.  März)  1662  (ungezeichnetes  Concept  von  Jenas  Iland),  abgedruckt  h«*i 
Orlich  III  S.  I«4l8ff.:  dort  fehlt  folgendes  Postscript  (von  Soroniz'  Hand):  „Weil  wir 
vermerken  aus  der  Ritterschaft  Bedenken,  dass  die  Einwilligung  des  Subsidii  mit 
Condition  geschehen  sollte,  so  ist  offenbar,  dass  die  Miliz,  so  wir  durchaus  nicht  ab- 
danken können  oder  unsere  Domänen  in  gänzliche  Ruin  gesetzt.  Wollet  Kuch  der- 
halben  so  fort  mit  unsern  Oberräthen  des  Orts  zusammen  thun  und  wie  die  Accise 
wieder  einzuführen  oder  sonsten  für  die  Miliz  ein  Ausschlag  zu  thun  überlegen  und 
dahin  sehen,  dass  wir  dermalen  einst  aus  dieser  Beschwer  kommen  möchten.*  Ebenda 
S.  140  das  entsprechende  Rescript  an  die  Oberrätbe  vom  selben  Datum. 
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dem  Ende  sie  dann  itzo  in  Arbeit  begriffen,  die  Einrichtung  der  Accise 
zu  verfertigen.  Die  von  der  Ritterschaft  aber,  da  ihnen,  dass  sie  in 
ihrem  Bedenken  so  weit  von  den  Landräthen  abgingen,  vorgestellet 
ward,  bezogen  sich  auf  der  Landräthe  Wissenschaft,  wie  schwer  es  bei 
ihnen  daher  gangen,  dass  sie  wegen  einiger  Contradiction  es  noch  so 
weit  bringen  können,  verhoffen  aber  dennoch,  wann  sie  zu  dem  ver- 
einigten Bedenken  schreiten  würden,  dass  es  alsdann  verbessert  und  sie 
sich  mit  den  Landräthen  vergleichen  würden.  Und  weil  sie  dabei  über 
der  meisten  Deputirten  Ausbleibung  sehr  klagten,  werden  anitzo  die 
Abwesende  abermal  bei  Verlust  ihres  voti  citiret.  Ich  werde  es  weiter 
an  floissiger  Erinnerung  alle  Tage  nicht  ermangeln  lassen;  wie  schwer 
es  aber  zugehe,  können  E.  Ch.  D.  daraus  abnehmen,  dass  ich  versichert 
bin,  dass  alle  Contradicenten,  so  diese  Einwilligung  tardiren,  nur  bloss 
ihr  Absehen  darauf  haben,  dass  sie  verhoffen,  es  werde  E.  Ch.  D.  solda- 
tesque  durch  Mangel  Lebensmittel  zu  Grunde  gehen  müssen.  Selbe  be- 
kompt  zwar  ihren  genauen  Unterhalt,  das  Meiste  aber  wird  aus  E.  Ch. 
D.  Intraden  genommen. 

Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  3.  März  1662. 

Ausfertigung.     R.  G.  RR.  1. 
[Die  reformierte  Kirche.     Aufrührerisches  Libell.] 

16G2.  .  .  .  Allein1)  muss  ich  dieses  in  Unterthänigkeit  erinnern,  wann  nun 

"  nicht  bald  darin  eine  Resolution  begriffen  wird,  so  werden  die  Leute, 
die  es  ungern  sehen  und  zu  traversiren  suchen,  nur  gedenken,  dass  man^ 
um  ihrer  Contradiction  willen  bleiben  lasse.  Würden  nun  E.  Ch.  1).  einen 
gnädigsten  Schluss  machen,  so  wird  ferner  nöthig  sein,  dass  E.  Ch.  1). 
ein  Rescript  an  die  Herren  Oberräthe  abgehen  lassen,  in  welchem  Sie 
ihnen,  dass  Sie  eine  evangelische  Kirche  an  den  und  den  Ort  bauen 
wollten,  notih'cirten,  die  Anstellung  dazu  zu  machen,  mit  denen  Leuten. 
so  etwas  Eigenes  daselbst  haben,  drum  zu  handeln,  Materialien  hei 
Zeiten  anzuschaffen  und  insonderheit  zu  beiordern,  dass  noch  vor  Herbst* 
das  Fundament  geleget  werde.  Und  im  Fall  E.  Ch.  I).  gegen  die  Zeit 
nicht  hier  sein  würden,  sollten  sie  in  E.  Ch.  I).  hohen  Namen  mittels 
denen  bei  solchen  actibus  gewöhnlichen  Ceremonicn  den  ersten  Stein 
dazu    legen,    dazu   ihnen   auch  ohnmaassgeblich   die  Wörter,    so   in  den 


')  Bemerkungen  zu  einem  gleichzeitig  übersandten  Orientierungsplan  für  die  neu 
zu  erbauende  reformierte  Kirche  gehen  voran.  Kin  Postscript  vom  l\.  Märe  1662  ist 
hier  als  unerheblich  fortgelassen. 
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Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  3.  März  1662. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  RR.  1. 
[Bitte  um  Instruction  in  Sachen  der  Verfassung.] 

1662.  E.  Ch.  D.  werden  aus  den  hiebevorn  überschickten  Stücken  ersehen 

3  März 

haben,  was  die  Stände  desideriren.  Nun  wird  ihr  vereinigtes  Bedenken 
ehest  fertig  werden  und  die  Ostern  kommen  heran,  da  sie  dann  gar 
gewiss  wieder  Dimission  nach  Hause  begehren  werden.  Diesem  nach 
bitte  ich  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  wollten  sich  bei  Zeiten  gnädigst  resol- 
viren,  ob  man  sich  allhie  mit  den  Ständen  zusammen  setzen  und  ver- 
suchen soll,  ob  das  instrumentum  eingerichtet  werden  könnte,  auf 
welchen  Fall  E.  Ch.  D.  dero  letzte  Meinung  über  alle  Punkte  auszu- 
schicken hätten,  oder  ob  E.  Ch.  D.  es  allda  zu  Berlin  weiter  einrichten 
lassen  und  alsdann  überschicken  wollen.  Es  mag  aber  genommen  wer- 
den, wie  es  will,  so  habe  ich  wohl  so  viel  verstanden,  dass  sie  doch 
das  instrumontum  alsdann  erst  wieder  in  dio  Aembter  bringen  und  mit 
ihren  Principalen  daraus  reden  müssen,  weil  sie  von  denen  hierüber 
keine  Instruction  haben,  als  welche  seither  nicht  convociret  gewesen. 
Damit  nun  die  Zeit  gewonnen  werde,  so  bitte  ich  unterthänigst,  E. 
Ch.  D.  wollten  mir  hierüber  dero  gnädigste  Resolution  ehestes  wissen 
lassen *). 


Schwerin  an  den  Kurflirsten.    Dat.  Königsberg  7.  März  1662. 

Ausfertigung.     R.  6.   RR.  1. 
[Das  Libell.     Roths  Angelegenheit  und  das  Justizwesen.    Willigung.     Aemtersacheu.] 

1662.  Was  ich  neulich  wegen  des  scripti,  so  von  dem  Rechte,  nach  War- 

7  März. 

'  schau  zu  appelliren,  tractiren  sollte,  gemeldet,  davon  ist  auf  fernere 
Nachfrage  dieser  Bericht  eingekommen,  es  sei  nur  ein  consilium  gewesen, 
ob  man  in  criminalibus  an  das  Obcrappellationsgericht  appelliren  sollte, 
welches  occasione  des  Inhaftirten,  der  wegen  des  Todtschlags,  damit  der 
junge  Boddenbruch  beschuldigt  wird,  nun  über  drei  Jahr  in  carcere  sitzt, 
aufgesetzt  worden.  Dann  weil  das  Criminalgericht  und  das  Hofgericht 
Contrarurthcil  gesprochen,  so  weiss  man  nicht,  welches  zu  exequiren  sei, 
und  verlangen  demnach  die  Herren  Obcrräthe  noch  sehr,  dass  E.  Ch.  1). 

!)  Am  *J8.  Febr.  (10.  März)  IGG'2  erffienp  an  Schwerin  im  Rescript  (ungezeichuetes 
Concept  von  Jenas  Hand)  abgedruckt  bei  Oilich  III  S.  111  f.;  ebenda  S.  142 fT.  die 
in  jenem  besprochenen  Kescripte  an  die  Oberräthe  (zwei)  und  den  Advocatus  FUci. 
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Sonsten  kann  B.  Ch.  D.  nicht  verdacht  werden,  dass  Sie  der  Stande 
Coraportement  und  Langsamkeit  in  der  Einwilligung  ungnädig  em- 
pfinden. Ich  kann  mit  Gott  bezeugen,  dass  ich  noch  nie  bei  einer  Sache 
so  viel  Verdriesslichkeit  gehabt,  als  eben  bei  dieser  und  weiss  nicht, 
wie  ich  es  mehr  beeifern  kann,  als  ich  bisher  gethan,  da  ich  Unterschied- 
liehen  sagen  lassen,  weil  sie  wider  die  uns  anstaat  [sie]  E.  Ch.  I).  gegebene 
Parole  handelten,  könnte  ich  mit  ihnen  nicht  umgehen;  Andere  vertrösten 
mich  von  Tage  zu  Tage,  dass  es  besser  werden  soll.  Wann  E.  Ch.  D. 
gnädigst  befehlen  werden,  die  Accise  wieder  einzuführen,  will  ich  Solchem 
gehorsamst  nachleben  und  den  Widerwillen,  den  ich  darüber  haben 
werde,  gar  nicht  scheuen ;  nurt  bitte  ich  unterthänigst,  E.  Ch.  D.  geruhen 
gnädigst,  zugleich  die  Mittel  zu  speeificiren,  wodurch  dieselbe  exequiret 
werden  soll.  Dann  da  solche  noch  nicht  aufgehoben  gewesen,  haben 
wenig  dieselbe  entrichtet,  und  ist  das  Meiste  gewesen,  so  von  E.  Ch.  D. 
Mühlen  eingekommen,  gestalt  ich  Solches  zum  Oeftern  unterthänigst  re- 
feriret  und,  dass  Solches  möchte  geahndet  werden,  gebeten,  darüber  aber 
niemaln  einige  Resolution  erfolget  ist.  Seither  habe  ich  weiter  erfahren, 
dass  der  meiste  Adel  fast  in  zwei  Jahren  keine  Accise  mehr  abgegeben, 
daher  dann  solche  im  ganzen  Lande  in  einem  Monat  zuletzt  nicht  über 
4000  Polnische  Fl.  getragen,  wobei  aber  E.  Ch.  D.  noch  den  Schaden 
gelitten,  weil  alle  andern  Mühlen  ohn  Accisen  gemahlen,  dass  die  zu 
E.  Ch.  D.  Mühlen  gewidmete  Mahlgäste  von  dencnselben  sich  abgewandt 
und  dahin  gangen,  da  sie  accisfrei  haben  mahlen  können,  also  dass  E. 
Ch.  D.  auch  den  Schaden  Ihrer  Metze  erlitten.  E.  Ch.  I).  dieses  ausführ- 
lich in  Unterthänigkeit  fürzustellen  habe  ich  uöthig  erachtet,  damit  Sie 
selbst  urtheilen  können,  dass  entweder  der  Stände  Einwilligung  oder 
eine  durchdringende  Execution  von  Nöthen  sei,  und  ausser  dem  ersten 
oder  andern  Mittel  E.  Ch.  D.  Unterthanen  nicht  subleviret  werden  können, 
wenn  man  gleich  zu  Wiedereinführung  der  Accise  Anstellung  machon 
wollte. 

P.  S. 

Auch,  durchlauchtigster,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  berichte  auf 
das,  so  E.  Ch.  I).  wegen  Herrn  Cöllmers  unterm  Dato  des  7.  Februarii 
gnädigst  anbefohlen,  ich  unterthänigst,  dass  ich  nach  eingezogener  Nach- 
richt erfahren,  dass  Cölmer  vor  sein  Person  etwan  20000  Thaler  auf 
dem  Ambte  Holland  zu  fordern,  Seel.  Christoph  Melchiors  Erben  aber 
noch  ein  weit  Mehrers  zu  prätendiren   haben   und   dass  das  Ambt  Hol- 
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land  dergestalt  total iter  ruiqiret  sei.  dass  Keiner  von  ihnen  das  Geringste 
daraus  haben  könne,  auch  ein  Grosses  wurde  erfordert  werden,  solches 
wieder  anzubauen,  insonderheit,  weil  das  Vorwerk  vorm  Schlosse  ganz 
abgebrannt.  Sonst  hätten  sich  gleichwohl  etliche  Unterthanen  wieder 
gefunden,  also  dass  wohl  bei  70  Bauren  und  20  Gärtner  vorhanden,  wären 
aber  ganz  ohn  Vorspann  und  einigen  Mitteln.  Ich  habe  zwar  versucht, 
ob  Cöllmer  nicht  Lust  haben  möchte,  das  Ambt  in  Administration  zu 
nehmen,  weil  ich  davor  halte,  dass  er  Mittel  habe,  demselben  aufzu- 
helfen, aber  er  entschuldiget  sich  mit  seinem  Alter  und  Schwachheit, 
bittet  vielmehr  sehr,  dass  ihm  ein  ander  Unterpfand  entweder  im  Ma- 
rienwerderschen,  Lauenburgischen,  Butowschen  oder  Hinterpommern  ge- 
geben werden  möge.  Wann  er  sonst  baar  Geld  könnte  erlangen,  vermerke 
ich,  er  werde  wohl  an  der  Prätension  Etwas  fallen  lassen. 

Hans  Juren,  den  Rossbereiter,  belangend,  habe  ich  nie  verstanden, 
dass  man  ihn  aus  der  Arrende  setzen  wolle,  aber  es  wird  von  allen 
davor  gehalten,  dass  er  eine  sehr  vortheilhaftige  Arrende  nun  viel  Jahr 
gehabt  und  dass  man  nur  begehre,  er  solle  die  Pension  verhöhen,  wozu 
er  aber  wohl  nicht  gar  grosse  Lust  haben  mag.  und  muss  ich  deswegen 
hierin  behutsam  gehen,  weil  man  stets  vorwirft,  man  wolle  mit  der 
Untersuchung  nicht  gleich  durchgehen,  auf  welchen  Fall  es  unmöglich 
sei,  dass  sie  mit  dem  Werke  gehöriger  Maassen  fortkommen  könnten. 
Dahero  wird  das  Beste  sein,  dass  er  dassjenige  abstatte,  was  Andere  zu 
geben  sich  erbieten ;  E.  Ch.  I).  alsdann  anderwärts  Gnade  erweisen,  ste- 
hets  demselben  allzeit  frei,  wenn  es  nur  nicht  bei  einem  solchen  Con- 
tract  geschieht,  darauf  sich  hiernächst  Andere  zu  E.  Ch.  D.  höchsten 
Schaden  gründen  wollen.1) 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  7.  März  1662. 

Eigenhändige  Ausfertigung.     P.  S.  Ausfertigung.     R.  6.  RR.  1. 

[Redern.    Bornstedt.     Verkehr  des  Kurfürsten  mit  Schwerin  und  den  Oberräthen.     Die 

Willigung.] 

Die  beide  Brüder  Rrambse,  von  denen  ich  vor  diesem  geschrieben,    1662. 
seindt  von  der  armee  zurücke  gekommen,  wie  E.  Ch.  D.  aus  beikommen-      März" 
dem  Schreiben  gnädigst  ersehen  werden.     Ich  habe  so  fort  zurücke  ge- 

')  Als  Antwort  hierauf  ergieng  des  Rescript  d.  d.  3.  (13.)  März  160*2  (ungezeichnetes 
Concept  von  Jenas,  Zusatz  von  Somniz1,  Postscript  von  Tornow's  Hand),  abgedruckt 
bei  Orlich  III  S.  144 ff. 
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schrieben,  sie  selbst  zu  sprechen,  wovon  E.  Gh.  D.  ich  mit  Ehestem  Be- 
richt abstatten  werde. 

Gestern  ist  der  Landrath  Rehdorn  etzliche  Stunden  bei  mir  ge- 
wesen und  von  den  Landtagssachen  mit  mir  gesprochen,  auch  hoch 
versichert,  dass,  nachdem  er  sich  in  der  Souveränität  ergeben,  welche 
er  davor  gehalten,  dass  sie  E.  Ch.  D.  und  dem  Lande  schädlich  wäre, 
wünschte  er  nichts  mehr,  denn  dass  Alles  zu  E.  Ch.  D.  Bestem  und 
Vergnügung  ehestes  abgethan  würde,  welches  er  auch  gerne  befodern 
wollte,  allein  man  müsste  doch  mit  etzlichen  Dingen,  die  sich  von  seihst 
wohl  finden  würden,  behutsam  gehen.  Man  sege  ja  wohl,  was  man 
mit  den  Städten  allhie  zu  thun  hätte,  und  hoffte  er,  E.  Ch.  D.  würdens 
a  gnädigst  erkennen,  wie  gehorsamlich  sich  die  Landräthe  in  allem 
accommodirten.  Weil  er  nun  sich  so  sehr  erbot,  so  habe  ich  ihn  ferner 
animirot,  auch  versichert,  dass  E.  Ch.  D.  sich  gnädigst  erklären  würden; 
sie  sollten  nur  bald  mit  ihrem  vereinigtem  Bedenken  einkommen.  Im 
Fall  der  Polnische  Hof  nur  nichts  allhie  machiniret,  so  hoffe  ich,  es  soll 
doch  noch  endlich  Alles  gut  werden,  insonderheit  wann  E.  Ch.  D.  selbst 
anhero  kommen  könnten  oder  doch  nur  aufs  Weinigste  solche  prae- 
paratoria  gomachet  würden,  als  wollten  Sie  kommen.  Der  Allerhöchste 
Gott  verleihe,  dass  E.  Ch.  D.  dieses  Werk,  daran  deroselben  gewiss  zum 
Höchsten  gelegen,  mit  des  ganzen  Lands  guten  Willen  beilegen  und 
also  dero  hohes  Haus  und  Staat  versichern  und  befestigen  mögen. 

P.  S. 

Weiter,  durchlauchtigster,  gnädigster  Churfürst  und  Herr,  habe  ich 
dasjenige,  so  E.  Ch.  1).  mir  wegen  Fortschaflung  des  Herrn  Bornstedts 
gnädigst  anbefohlen,  gestriges  Tages  den  Oberräthen  angedeutet.  Wie- 
wohl ich  nun  wohl  verspüren  kann,  dass  es  ihnen  sehr  wehe  thut,  dass 
dergleichen  Sachen  an  sie  selbst  uicht  rescribiret  werden,  ich  auch  wohl 
davor  halten  muss,  dass  es  zu  Verhütung  vielerlei  Misstrauens  besser, 
auch  E.  Ch.  I).  Dienst  mehr  zuträglicher  sein  wird,  hinfüro  dergleichen 
rescripta  an  sie  zu  dirigiren  und  mir  nur,  damit  ichs  befordern  kann, 
Nachricht  zu  geben,  haben  sie  sich  dennoch  gar  willig  erboten,  sobald 
er  kommt,  ihr  Bestes  zu  seiner  Forthelfung  zu  thuu,  wünschen  aber 
dabei  E.  Ch.  D.  eigentliche  Meinung,  wie  viel  ihm  an  Dienern,  Kut- 
schen, Pferden,  Wagen  und  Golde  gereicht  werden  solle,  zu  wissen,  da- 
mit bei  E.  Ch.  I).  sie,  in  dem  sie  etwan  zu  Viel  oder  zu  Wenig  thun 
möchten,    nicht    anstreichen.     Ich  zweifle  sonst  nicht,  E.  Ch.  1).  werden 
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gesetzet  werden  sollte,  dörfte  anderweits  an  den  behörigen  Mitteln  zu 
Unterhaltung  des  Hofstaats  gar  zu  viel  mangeln,  sintemalen  die  noch 
gar  wenig  Stücke  E.  Ch.  D.  freier  Domänen  nebenst  der  auch  wenig  übrigen 
Imraediatunterthancn  Vermögen  und  Unvermögen  auf  die  Unterhaltung 
der  hiesigen  Truppen  aufgewendet  werden  müssen  und  dahero  hiesiger 
E.  Ch.  D.  Estat,  wie  so  viel  Zeit  her  schon,  also  nun  noch  mehr  darbet 

und  fast  zu  einer  Dissolution  sich  neiget.  Die  Klagen  der  Königsberger 
gegen  den  Obersten  Bellicum  sollen  noch  speeifice  eingegeben  und  der 
Oberst  dann  gehört  werden.  Inmittelst  ist  beiden  Theilen  Frieden  geboten. 
Unseres  Wissens  aber  ist  hier  nicht  bekannt,  gleichsamb  von  neuer 
Thätlichkeit  die  Bürgerschaft  sich  vorlauten  lassen  sollte.  Sie  seind 
dessen  gnug  verwarnet  und  wir  haben  zu  dem  Magistrat  das  bessere  und 
sichere  Versehen,  dass  sie  dennoch  ihres  Ortes,  ob  einiger  übel  Beson- 
nener was  schwätzen  sollte,  denselben  coercieren  und  aller  Thätlichkeit 
vorkommen  werden. 


Die  Oberräthe  an  den  Kurfürsten.     Dat.  Königsberg  7.  März 

1662. 

Ausfertigung.     R.  6.    RR.  1. 
[Der  Theologenstreit.] 

1G62.  E.  Ch.  1).  gnädigstem  Befehlich   de  dato  Cüstrin   den  17.  Januarii, 

7  März 

'  das  theologische  Unwesen   hiesiges   Orts  betreffend,    au   schuldigster 

Folge,  haben  wir  das  unzeitige  Verketzern,  Verschwärmern  und  Verdam- 
men, wie  auch  das  Schimpfen,  Schmähen,  Schänden  und  Lästern  durch 
ein  ernstes  Rcscript  an  das  hiesige  Consistorium  im  hohen  Namen  E. 
Ch.  D.  verboten,  wie  aus  beigefügter  Copei  E.  Ch.  D.  Solches  zu  ver- 
nehmen gnädigst  geruhen  wollen.  Die  von  dem  dreistädtischen  Ministe- 
rio  in  den  Druck  verfertigte  Schrift  haben  wir  durch  den  Fiscal  schon 
damals,  wie  es  uns  zu  Ohren  kommen,  confisciren  lassen  wollen;  es  seind 
aber  keine  exemplaria  mehr  vorhanden  gewesen.  Den  Buchdrucker  Pa- 
schen Menso  haben  wir  wegen  Druckung  solcher  Schrift  veruehmen 
lassen,  welcher  aber  seine  Unschuld  dahero  zu  erweisen  vermeinet,  das* 
er  nicht  Böses  habe  suspiciren  können,  weil  selbige  Schrift  von  zweenen 
rectoribus  der  Universität,  das  ungedruckte  Schreiben  auch  noch  abson- 
derlich censuriret  worden.  Don  deutscheu  theologum  belangende  haben 
wir  von  den  luesigen  drei  städtischen  Pfarrern,  welche  wir  vor  uns  er- 
fordern   lassen,    die  Nachricht  erhalten,    dass   solches  Schreiben   von  D. 
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directum  dominium  zu  erfüllen,  die  Assecuration  auszuliefern  und  bei  dem 
jetzt  versammelten  Reichstag  versprochener  Maassen  Schritte  zu  thun,  um  die  in 
der  Assecuration  geforderten  Garantien  zu  erlangen.  —  „Wann  dann  auch  die 
beiden  Oberstände  sorgfaltig  darin  begriffen,  zu  Abstattung  des  veranlasseten 
Subsidii  die  Accise  einzurichten  und  die  Städte  Königsberg  sich  hierzu  schwer- 
lich finden  wollen,  würden  E.  Excellenz  und  Herrlichkeiten  die  Vereinigung  der 
Stande  nicht  wenig  befordern,  wann  sie  belieben  wollten,  einige  Personen  aus 
der  Städte  Mittel  vor  sich  zu  berufen  und  dieselbe  zu  solchem  Modo  (welcher 
unter  allen  Auflagen  der  erträglichste)  dero  hohen  Vermögenheit  nach  gutlich 
zu  veranlassen,  damit  die  gesambten  Stände  ihrem  untertänigsten  Versprechen 
ein  würkliches  Genügen  leisten  und  S.  Ch.  D.  zu  Abthuung  der  Landesbeschwer 
und  Vollenziehung  der  entworfenen  Assecuration  so  viel  mehr  aus  kurfürstlichen 
Gnade  bewogen  werden  möge." 


Aus  dem  Protokoll  der  Oberrathstnbe.    Praes.  et  pnbl.  8.  März 

1662. 

R.  6.    RR.  1.  —   Kon.  668  IL 
[Forderung  eines  Vorschusses.] 

1662.  Hie  Plcnipotentiarien  erklären,  dass  sie  die  Stände,  auch   wenn   sie  nicht 

8.  März,  von  selbst  eine  Zusammenkunft  nachgesucht  hätten,  vor  sich  gefordert  hätten. 
Der  Kurfürst  hat  ihnen  in  einem  Rescript  sein  Missfallen  an  der  Verzögerung 
des  Landtages  ausgedruckt,  wenn  die  Oberstände  sich  jetzt  entschuldigen,  so 
ist  doch  auch  ihre  Pflicht  die  Städte  anzutreiben.  Zwei  Monat  sind  seit  Auf- 
hebung der  Accise  verstrichen;  die  kurfürstlichen  Domänen  und  die  unmittel- 
baren Unterthanen  sind  durch  die  Ueberlastung  völlig  erschöft  worden.  Die 
Plenipotentiarien  haben  ihre  fides  zum  Pfand  gesetzt  für  die  Willigung:  sie 
fürchten  nunmehr  beim  Kurfürsten  in  Misscredit  gekommen  zu  sein.  Sinistra 
judicia  über  die  hiesigen  Truppen  sind  ihnen  zu  Ohren  gekommen;  sie  zweifeln 
aber  nicht,  dass  die  Oberstände  als  vornehme  treue  Patrioten  solchen  keinen 
Heifall  geben  und  die  fortwährenden  motus  in  der  Nachbarschaft  in  KrwäguiiLr 
ziehen  werden.  Der  Kurfürst  hat  sich  entschlossen,  alle  Truppen  bis  auf  die 
Garnisonen  abzudanken,  so  bald  jene  Unruhen  aufhören.  Die  Stände  sollen  an 
Kurland  denken,  das  aus  Mangel  an  jeder  Verteidigung,  allen  Parteien  offen 
gestanden  hat;  „da  einige  Deputierte  von  den  Conföderirten  bereit  in  procinrtu 
gewesen,  wegen  der  Nachbarschaft  diesem  Lande  auch  um  Subsidia  anzuliegen, 
dass  einig  und  allein  mit  vorgeschützten  Unterhalt  der  hiesigen  Truppen,  ausser 
welchen  K.  K.  Landschaft  sonsten  und  ihnen  eben  etwas  zu  willigen  sich  nicht 
werde  disponiren  lassen,  von  S.  F.  Gn.  dein  Herrn  Statthalter  sie  abgewiesen 
worden. tt  Die  Stände  mögen  deshalb  einen  Vorschuss  zu  Unterhalt  der  Truppen 
und  für  die  moskauische  Gesandtschaft  gewähren. 
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der  Bürgerschaft  gewandt.  Ich  will  zwar  wohl  hoffen,  dass  dieses  Alles 
endlich  zurecht  gebracht  werden  soll;  jedoch  nimmt  es  Zeit  weg  und 
trage  dannenhero  die  unterthänigstc  Zuversicht,  E.  Ch.  D.  werden  mir 
nicht  imputiren,  dass  es  so  langsam  daher  gehet.  Es  ist  hier  fast  die 
polnische  Manier;  wann  nur  die  allergeringste  Zunft  coutradiciret,  so 
bleibt  das  ganze  Werk  stecken,  deswegen  man  dann  Alles  mit  Persua- 
sionen  mühsamlich  verrichten  muss,  und  werden  dieselbe  noch  um  so 
viel  schwerer  gemacht,  weil  man  nur  verstohlener  Weise  mit  Einem  oder 
Andern  aus  den  Städten  zu  reden  kommen  kann;  denn  sie  geben  auf 
Alle  und  Jede,  so  nach  .Hofe  kommen,  gar  genaue  Achtung. 

Was  sonst,  gnädigster  Herr,  wegen  des  Milizetats  und  dem  Herrn 
Generalmajor  Görtzken  zu  assistiren,  E.  Ch.  D.  mir  gnädigst  anbefehlen, 
demselben  will  ich  gehorsamlich  nachleben  und  bin  ich  ihm  stets  nach 
aller  Möglichkeit  zur  Hand  gegangen.  Itzo  gehets  wohl  sehr  schwer  zu, 
ich  hoffe  aber  doch  mit  Gottes  Hülfe,  dass  die  Mittel  nunmehr  ins  Künf- 
tige besser  erfolgen  sollen,  denn  wie  die  vorgedachte  Conferenz  mit  den 
beeden  Oberständen  gehalten,  muss  ich  ihnen  das  wahrhafte  Zeugniss 
geben,  dass  sie  nicht  allein  überall  gegen  E.  Ch.  D.  mit  grosser  Devotion 
gesprochen,  die  bisher  vorgegangene  moram  demüthigst  entschuldigt  und 
von  sich  ab-  und  auf  die  Städte  gowälzet,  besondern  auch  die  relationes, 
so  wir  ihnen  wegen  Continuirung  E.  Ch.  D.  Miliz  vorgehalten,  dergestalt 
begriffen,  dass  ich  nicht  zweifele,  sie  werden  sich  künftig  dcsfalls  besser 
anschicken  und  ferner  kein  gravamen  davon  machon,  in  welcher  Hoffnung 
ich  hiedurch  desto  mehr  gestärket  werde,  dass  sie  selbst  gebeten,  mau 
möchte  die  Städte  erfordern  und  sie  zu  Einbringung  ihrer  Resolution 
anhalten,  welches  auch,  so  bald  diese  Post  wird  sein  abgefertigt,  ge- 
schehen soll,  weil  es  gestern  darum,  dass  der  Herr  Kanzler  der  Juridic 
einer  wichtigen  Sache  halber,  daran  E.  Ch.  I).  selbst  interessiret  sein, 
beigewohnet,  nachbleiben  müssen. 

[Nachschrift:]  Gnädigster  Herr!  Es  hat  am  vergangenen  Sonn- 
tage die  Rathskur  sein  sollen,  ich  vernehme  aber,  dass  sie  dieselbe 
aufgeschoben  und  Solches  von  den  Herrn  Oberräthen  erhalten  haben 
sollen.  Imfall  nun  dieselbe  dcsfalls  nichts  an  E.  Ch.  D.  berichtet, 
möchte  wohl  nicht  undienlich  sein,  dass  E.  Ch.  D.  rescribirten,  weil  Sie 
sich  erinnerten,  dass  um  diese  Zeit  die  Rathskur  geschehe,  so  sollten 
sie  dahin  sehen,  dass  nichts  Präjudicirlichcs  vorginge  und  der  Eid  auch 
recht  eingerichtet  würde.  Es  soll  diese  Dilation  absque  exemplo  uud 
nicht  ohne  Ursache  gesuchet  sein. 


Armee.    Rathswahl.    Derschau.  769 

P.  S. 

Ferner,  durchlauchtigster,  gnädigster  Kurfürst  und  Herr,  habe  ich 
meiner  jüngsten  untertänigsten  Relation  zufolge  Gelegenheit  genommen, 
mit  D.  Derschown  zu  reden  und  ihn  zu  sondiren,  wie  er  sich,  wann 
E.  Ch.  D.  ihm  das  officium  officialis  auftrügen,  comportiren  möchte.  Anfangs 
hat  er  nun  wohl  bezeugt,  dass,  wann  E.  Ch.  D.  es  ihm  nicht  sonderlich 
gnädigst  anbefählen,  ers  vor  sein  Person  wegen  der  schwebenden  Streitig- 
keiten nicht  suchen  würde;  wann  aber  E.  Ch.  D.  es  gnädigst  begehrten, 
wollte  er  sich  gehorsamst  erweisen.  So  viel  das  Uebrige  betrifft,  hab 
ich  zwar  so  viel  von  ihm  nicht  merken  können,  dass  er  sich  in  dem 
theologischen  Streit  D.  Dreiers  pure  annehmen  und  dem  tripolitanischen 
ministerio  entgegen  fallen  werde;  gleichwohl  aber  muss  ich  ihm  das 
Zeugniss  geben,  dass  er  wohl  der  Moderatesten  einer  ist,  so  hiezu  in 
Vorschlag  kommen  können.  Wegen  E.  Ch.  D.  jurium  episcopalium  hat 
er  sich  rotunde  erklärt,  dieselbe  äusserstem  Vermögen  nach,  zu  respi- 
ciren.  Weil  nun  diese  Stelle  nothwendig  besetzt  werden  muss  und  ich 
wohl  kein  besser  subiectum  in  Fürschlag  zu  bringen  sehe,  D.  Dreier 
auch  selbst  mit  seiner  Person  zufrieden  ist,  so  halte  ich  ohnmaassge blich 
dafür,  E.  Ch.  D.  hätten  ihn  zu  dieser  Bedienung  zu  bestallen  und  ihm 
in  der  Bestallung  die  Beobachtung  der  jurium  episcopalium  insonderheit 
scharf  zu  injungiren.  Weil  auch  der  Herr  Hoverbeck  vor  etlich  Posten 
anhero  geschrieben,  dass  E.  Ch.  D.  endlich  dahin  sich  gnädigst  erkläret, 
dieses  D.  Derschows  Sohn  den  Titul  eines  Raths  zu  geben,  jedoch  ,mit 
der  ausdrücklichen  Condition,  dass  die  arrendatores  des  Bernsteins  ihn 
besolden  sollen,  so  hat  er  zugleich  hiefür  gar  sehr  gedanket  und,  weil 
kein  Rescript  deswegen  noch  zur  Zeit  an  die  Oberräthe  eingekommen, 
Erinnerung  zu  thun  gebeten,  ist  auch  mit  dem,  dass  E.  Ch.  D.  ihm  nichts 
reichen  dörfen,  gar  wohl  zufrieden;  stehet  also  zu  E.  Ch.  D.  gnädigsten 
Gefallen,  ob  Sie  an  die  Oberräthe  ein  Rescript  abgehen  lassen  wollen.1) 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  14.  März  1662. 

Eigenhändige  Ausfertigung.    R.  6.  RR.  1. 
[Lieber  dissimulieren,  denn  Force  gebrauchen!    Aemtersachen.] 

Dass  E.  Ch.  D.  gnädigst  belieben  wollen,  dero  beharrlichen  kurfürst-    1662. 

liehen  Gnade  mich  zu  versichern,  Solches,  wie   es  mich  zum  Höchsten      M 


!)  Als  Antwort  auf  diese  Relation  ergieng  das  Rescript  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree 
6.  (16.)  März  1662,  abgedruckt  bei  Orlicb  III  S.  146. 

Mater,  x.  G«sch.  d.  Q.  Kurfürsten.    XV.  49 
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erfreuet,  also  danke  E.  Ch.  D.  ich  vor  das  mir  desfalls  zugeschickte  gnä- 
digste Handschreiben1)  allerdemüthigst  und  versichere  E.  Ch.  D.  gehor- 
samst mich  nächst  göttlicher  Hülfe  allezeit  dergestalt  treu  und  aufrichtig 
zu  betragen,  dass  E.  Ch.  D.  von  mir  zu  Veränderung  dero  Gnade  keine 
Ursache  gegeben  werden  soll.  Sonsten,  gnädigster  Herr,  betrübt  mich 
nicht  wenig,  dass  E.  Ch.  D.  meinen  Brief  also  ausgeleget,  als  hätte  ich 
geschrieben,  E.  Ch.  D.  hätten  Ihre  Unterthanen  nicht  zwingen  können, 
da  Sie  Ihre  ganze  armee  im  Lande  gehabt.  Gott  wolle  mich  bewahren, 
dass  Solches  jemalen  in  meine  Gedanken  komme;  aber  so  viel  erinnere 
ich  mich  wohl,  dass  ich  geschrieben,  E.  Ch.  1).  hätten  lieber  dissimu- 
liren,  denn  force  gebrauchen  wollen,  und  das  bekennen  E.  Ch.  D.  in 
diesem  dero  gnädigstem  Schreiben,  setzen  auch  die  Ursachen  hinzu, 
und  weil  dieselbe  Ursachen  noch  diese  Stunde  continuiren,  ja  ich  dürfte 
wohl  sagen,  anitzo  ärger  seind  als  damalen,  weil  Schweden  und  Polen 
zu  der  Zeit  E.  Ch.  D.  mehr  fürchtete  als  jetzt,  darum b  Ich  denn  auch 
damaln  genugsam  trieb,  dass  die  Sachen  allhie  abgethan  werden  möch- 
ten, wie  es  sehr  leicht  geschehen  können,  so  habe  ich  nur  dieses  unter- 
tänigst und  unmassgeblich  rathen  wollen,  E.  Ch.  D.  möchten  dasjenige, 
was  Ihr  nunmehr  die  Zeit  selbst  in  die  Hände  spielen  muss,  dadurch 
Ihr  nicht  selbst  schwer  machen,  dass  man  Alles  klar  heraus  sagen  soll. 
Es  ist  das  Werk  noch  sehr  neu  und  überaus  unangenehm;  es  wachset 
eben  E.  Ch.  D.  souverainite  alle  Tage  und  der  Stände  vorige  über- 
mässige Freiheit  nimmt  ab,  daher  denn  E.  Ch.  D.  nicht  zu  sorgen,  dass 
die  Stände  dero  Prinzen  und  Successoren  künftig  sollten  vorschreiben 
wollen,  was  sie  wollten,  in  dem  Zustande  werden  sie  nicht  gelassen, 
dass  sie  Solches  thun  könnten.  E.  Ch.  D.  gedenken  noch  alle  Zeit  zu- 
rücke an  die  vorige  Zeiten  und  erinnern  sich  nicht  dabei,  dass  Sie  sich 
durch  Ihre  Tapferkeit  in  solchen  Zustand  Gott  lob  gesetzet,  dass  der- 
gleichen nicht  mehr  zu  befürchten.  Vor  diesem  hat  man  die  Regierung 
nicht  gestatten  wollen,  bis  die  Huldigung  zu  Warschau  geschehen;  das 
höret  auf,  und  fallt  damit  ein  Grosses  hinweg  und,  wenn  einmal  die 
Huldigung  allhie  geschehen,  so  kann  ich  wohl  nicht  absehen,  was  E.  Ch. 
D.  und  dero  Nachkommen  sich  alsdann  zu  besorgen  haben  sollten.  Den 
Fall  auch  gesetzet,  gnädigster  Herr,  dass  die  Stände  ohne  vorher  erhal- 


')  Vom  21.  Febr.  1662  (s.  ürk.  und  Act  IX  S.  836 f.),  der  vertraulichen  Corre- 
spondenz  zwischen  dem  Kurfürsten  und  Schwerin  angebörig,  die,  am  4.  Mai  1661  be- 
ginnend, neben  der  offiziellen  herlief  und  auf  die  hier  ein  für  alle  Mal  verwiesen  wird 
(ebenda  S.  824ff.). 
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porn  gefallne,  wollen  sie  zu  Einlösuug^  der  5  Propsteidörfer  gebrauchen, 
sagen  auch,  dass  E.  Ch.  D.  Solches  gnädigst  bewilliget  haben.  Es  wird 
auch  dieses  E.  Ch.  D.  grosser  Nutzen  sein;  es  seind  Solches  stattliche 
Dörfer. 

Unter  dem  Datum :  Gnädigster  Herr,  beikommende  zwo  Schreiben !) 
seind  mir  von  ungefähr  in  die  Hände  gerathen;  ich  bitte  dieselbe  zu 
verbrennen,  damit  es  nicht  aus  komme;  man  möchte  sonst  Beschwer 
darüber  führen.  Den  einen  hat  der  D.  Pleitner  geschrieben,  und  kann 
man  nun  sehen,  aus  was  Intention  er  dahin  gezogen. 


Schwerin  an  den  Kurfürsten.    Dat.  Königsberg  14.  März  1662. 

(Praes.  Colin  a.  d.  Spree  9.  [19.]  März).     Ausfertigung.     R.  6.    RR.  1. 

[Separation  der  Oberstände.      Willigung  der  Ritterschaft.     Abscbickung  der  Städte. 

Roth.] 

1662.  E.  Ch.  D.   ausführliches  gnädigstes  Rescript   nebst  dem  postscripto 

1  \  Mäx7 

'vom  24.  Februarii  habe  ich  bei  jüngster  Post  mit  aller  geziemenden 
Devotion  empfangen,  zweifle  auch  nicht,  es  werden  seither  meine  gehor- 
samste relationes  ebenmässig  eingelaufen  sein,  und  E.  Ch.  D.  aus  denen- 
selben,  wie  Alles  ferner  daher  gangen,  in  Gnaden  verstanden  haben.  Es 
ist  zwar  nicht  ohn,  wie  ich  damals  geschrieben,  dass  einige  Furcht,  ob 
möchten  die  Oberstände  den  Städten  beifallen,  obhanden  gewesen,  wie 
mir  denn  ausführlich  erzählet  worden,  dass  Etzlicher  von  der  Ritterschaft 
Meinung  dahin  gegangen;  die  beständige  Versicherung  aber,  so  ich  ihnen 
von  E.  Ch.  D.  gnädigsten  Affection  gethan,  und  dass  sie  in  allen  billigen 
Dingen  würden  erhöret  werden,  hat  so  viel  bei  ihnen  gewirket,  dass  sie 
vielmehr  sich  am  vergangenem  Sonnabend  äusserst  bemühet,  die  Städte 
auf  ihre  Seite  zu  bringen 2),  und  hat  der  Herr  Landvogt,  mit  welchem  ich 
etlich  Stunden  Tages  vorhero  bei  einander  gewesen,  und  fast  alles  durch- 


')  Sie  fehlen.  Der  letzte  Absatz  beantwortet  das  Handschreiben  vom  G.  März 
1662  (ebenda  S.  837). 

-)  Am  17.  März  1662  berichtet  Schwerin  ebenso:  «Auch  gestern  ist  die  Landschaft 
mit  den  Städten  wieder  zusammen  gewesen,  da  denn  die  Städte  wegen  der  Accise 
ein  wenig  näher  getreten  und  ob  sie  zwar  jetzt  aber  auch  zusammen  sein,  so  hat  mir 
der  Landvogt  zur  Antwort  wissen  lassen,  es  würde  von  dieses  Mal  das  Werk  noch 
schwerlich  gehoben  werden,  aber  künftigen  Montag  oder  Dienstag  geliebts  Gott,  hoffe 
er,  sollte  es  zum  Schluss  kommen.  Hoffe  demnach  mit  künftiger  Post  etwas  zu  be- 
richten .  .  .  ." 
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dieser  Sache  Freunde  machen  wollten,  hiezu  bedürftig  sein  werden;  ich 
werde  aber  dennoch  auch  hierin  ein  wachendes  Auge  haben.  Denen 
ausm  Kneiphofe  ist  vielfaltig  gar  glimpflich  angedeutet,  dass  E.  Ch.  D. 
ihnen  vor  das  Ihrige  Erstattung  thun  wollten,  item  das  E.  Ch.  D.  sie 
dergleichen  Plätze  zu  solchem  Behuef  nicht  verwegern  könnten  und  dass 
man  an  andern  Orten  zur  Fortification  ohne  einige  Ceremonien  Oerter  ein- 
zöge, allein  es  will  nichts  verfangen.  Von  E.  Ch.  D.  sprechen  sie  zwar 
mit  grosser  Devotion  und  untertänigsten  Affection,  sagend,  sie  wüssten 
gewiss,  wann  E.  Ch.  D.  selbst  hier  wären,  würden  sie  ihnen  Beifall 
geben,  denn  sie  sich  wohl  erinnerten,  wie  gnädig  E.  Ch.  D.  sich  allzeit 
gegen  sie  erwiesen  und  mit  ihnen  gesprochen,  und  thäte  ihnen  daher  um 
so  viel  weher,  dass  der  Oberster  Bellicum  härter  mit  ihnen  verfahren 
sollte,  wie  es  dann  scheinet,  dass  der  Hass  kegen  denselben  und  dass 
er  etwän  Ein  und  Anders  geredt  haben  möge,  viel  Ursach  zu  dieser 
Verbitterung  gebe;  wann  ihnen  aber  angemuthet  wird,  ihre  Schuldigkeit 
zu  thun,  so  heisst  es,  sie  werden  E.  Ch.  D.  unwissend  wider  ihre  privi- 
legia  beschweret. 

Das  Rescript,  wie  mit  Rothen  zu  verfahren,  will  ich  den  Ober- 
räthen  insunuiren  und  mit  Fleiss  erinnern,  dass  sie  Solches  zu  Werk 
richten. 

Von  Schwerins  Hand:  Was  S.  F.  Gn.  Fürst  Radzivill  wegen 
Rothen  schreiben ,  ersehen  E.  Ch.  D.  aus  beigefügter  Copia. ')     Was  die 


!)  Es  ist  ein  Schreiben  Fürst  Radzivills  an  den  Rittmeister  Montgomery  d.  d. 
Warschau  15.  März  1G62:  er  gesinnt  an  ihn  „hiermit  mit  gnädigster  Zuverlässig- 
keit, dass  er  Sr.  Ch.  D.  den  Dienst  thue  und  dem  Hieronymo  Roth,  Schöppmei>ter 
von  Königsberg,  welcher  gestern  von  hier  aufgebrochen,  nach  eingezogener  Kund- 
schaft, wo  er  sich  etwa  hingewandt  habe,  mit  denen  Reitern,  so  S.  F.  Gn.  ihm  zu- 
geben lassen,  nacheilen  und,  wann  er  ihn  antrifft,  denselben  gefänglich  nehmen,  in- 
gleichen alle  seine  Sachen,  voraus  was  er  an  Schriften  bei  sich  haben  möchte,  jedoch 
dass  nichts  daran  distrahiret  oder  abhändig  werde,  mit  sich  führen,  folgends  ihn  Rothen 
sambt  den  Sachen  in  Eil  nach  Preussen  und  allda  den  Herren  Oberräthen  abliefern 
wolle.  Da  er  sich  aber  irgend  woher  zu  besorgen  hätte,  dass  ihm  der  Weg  verschnitten 
werden  sollte,  wird  er  besagten  Rothen  sambt  seinen  Sachen  auf  dem  ersten  Greuz- 
haus,  es  sei  zu  Orteisburg,  Neidenburg  oder  Jobannishurg,  dem  alldasigen  Uaubtmann 
zu  sichern  Iländen  und  guter  ITaft  überantworten,  maassen  selbiger  Uaubtmann,  es 
sei  auch,  wer  er  sei,  gegen  Vorzeigung  dieses  mehrgeregten  Rothen  und  seine  Sachen 
aufnehmen  und  auf  Niemandes  als  Sr.  Ch.  D.  oder  Sr.  F.  Gn.  des  ITerro  Statt- 
halters eigne  Ordre  ausgeben  solle.  Es  wird  aber  der  Rittmeister  Montgomery 
bei  dieser  Verrichtung  wohl  in  Acht  zu  nehmen  haben,  dass  er  an  des  Rothen 
Bruder,   der   ein    Pater  Jesuit   und  dem   Verlaut  nach  mit  dem    Bruder  zusammen 
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Städte  abermalen  vor  eine  Schrift  eingegeben,1)  ist  aas  Beikommendem 
zu  ersehen,  sie  ist  noch  nicht  beantwortet.9) 


reiset,  sich  im  Geringsten  weder  mit  Worten  noch  der  That  vergreifen,  sondern 
allen  möglichen  Fleiss  anwende,  wie  er  den  Schöppmeister  allein  attrapieren  und 
wegfahren  möge.8  Nachschrift:  „Der  Rittmeister  wird  den  Gefangenen  nicht  nach 
Königsberg  bringen,  sondern  nach  Orteisburg,  Jobannesburg  odei  das  nächste  feste 
Grenzhaus. 

*)  Das  Bedenken  (pr.  10.  März  1662)  über  die  Verfassung,  über  die  Accise  und 
die  Hilfsgelder  (s.  Bd.  II,  Abschnitt  II,  6,  Anm.  zu  dem  Bedenken  vom  25.  März  1662). 

*)  Als  Antwort  auf  diese  Relation  ergieng  das  Rescript  d.  d.  Colin  a.  d.  Spree 
10.  (20)  März  1662,  abgedruckt  bei  Orlich  III  S.  147.  Am  selben  Tage  ward  an 
die  Oberräthe  eine  dem  Vorschlage  Schwerins  (in  der  Relation  vom  3.  März  s.  o.  S.  756) 
entsprechende  Weisung  gerichtet. 


Berichtigung. 

S.  6,  Z.  14  v.  u.  lies  üerrenstellung  statt  Rajahstellung.  —  Eine  Reihe  gering- 
fügigerer Versehen  und  Druckfehler  soll  am  Scbluss  des  II.  Bandes  verbessert  werden. 


